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VORWORT

Wasser, offentlicher Verkehr, Gesundheit, Bildung sind essentielle Lebensgrundlagen fir alle
Osterreichischen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Sie flichendeckend in hochwertiger Qualitat
und zu gunstigen Kosten allen Menschen bereitzustellen, war und ist zentrale Aufgabe der Politik.
Dazu gibt es auch ein eindeutiges Bekenntnis der AK.

In den letzten Jahren erleben wir aber eine schrittweise Abkehr von der bewéhrten 6ffentlichen Bereit-
stellung dieser Guter und Dienstleistungen. "Mehr Privat - weniger Staat" scheint zur unhinterfragten
Devise der Politik geworden zu sein. Im blinden Vertrauen auf die Selbstregulierung des Marktes
werden &ffentliche Dienste schrittweise liberalisiert und privatisiert. So geschehen bei der Telekommu-
nikation, von Strom und Gas, der Post, dem Schienenverkehr. Mittlerweile gibt es sogar Plane der EU,
auch den offentlichen Nahverkehr (Bus, Bim, U-Bahn) und die Wasserversorgung zu liberalisieren.
Ahnliche Entwicklungen gibt es im Bereich der Gesundheits- und sozialen Dienste.

Entgegen der gebetsmihlenartigen Versicherungen der Liberalisierungsbefirworter, dass glnstige
Preise und héhere Qualitat der Dienstleistungen die Folgen von Liberalisierungen und Privatisierun-
gen waren, zeigen erste Erfahrungen, dass diese Versprechungen einer eingehenden Uberpriifung in
der Regel aber nicht standhalten.

Die AK hat sich daher dazu entschlossen, im Rahmen einer Reihe von Untersuchungen eine umfas-
sende Evaluierung der 6konomischen und sozialen Auswirkungen von Liberalisierungen bzw. Privati-
sierungen 6ffentlicher Dienstleistungen durchzufliihren. Mit der vorliegenden Studie zum aus Sicht der
Arbeitnehmer zentralen Thema der Auswirkungen von Liberalisierung auf Beschaftigung, Arbeits-
bedingungen und Arbeitsbeziehungen wird dazu der Anfang gemacht.

Die AK wird die Arbeit an diesem fir Arbeitnehmer und Verbraucher so wichtigen Thema konsequent
fortsetzen. Wir stehen auch weiterhin zu einer leistbaren, hochwertigen, flichendeckenden Versor-
gung mit 6ffentlichen Dienstleistungen, die effizient und unter fairen Bedingungen fir die Beschéaftig-
ten erbracht werden sollen.

Herbert Tumpel
AK Prasident
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ABKURZUNGEN OSTERREICH

AUVA Allgemeine Unfallversicherungsanstalt

BzwW Briefzentrum Wien

EIWOG Elektrizitétswirtschafts- und —organi sationsgesetz

ESG Linzer Elektrizitdts-, Fernwarme- und Verkehrsbetriebe

EVN Energieversorgung Niederdsterreich

EVU Elektrizitatsversorgungsunternehmen

GATS General Agreement on Trade in Services — Allgemeines Abkommen Uber den
Handel mit Dienstleistungen.

GdE Gewerkschaft der Eisenbahner

GdG Gewerkschaft der Gemeindebediensteten

GMT Gewerkschaft Metall-Textil

GPA Gewerkschaft der Privatangestellten

HRP Human Resources Personalbereitstellung GmbH (Tochter der STEWEAG-STEG)

HTV Gewerkschaft Handel, Transport, Verkehr

IKB Innsbrucker Kommunalbetriebe

IVB Innsbrucker Verkehrsbetriebe

LWu L andeswasserversorgungsunternehmen AG (Oberdsterreich)

NOSIWAG Niedergsterreichische Siedlungswasserbau GmbH

OBB Osterreichische Bundesbahnen

OGPP Osterreichische Gesellschaft fiir Politikberatung und Politikentwicklung

OPNV Offentlicher Personennahverkehr

PBVG Postbetriebsverfassungsgesetz

PTA Post und Telekom Austria AG

SBL Stadtbetriebe Linz

SCHIG Schieneninfrastrukturfinanzierungs-GmbH

STEG Steiermérkische Elektrizitét Aktiengesellschaft

STEWEAG Steirische Wasserkraft- und Elektrizitdt AG

StvO Stral¥enverkehrsordnung

WDL Wasserdienstlei stungs-GmbH

WTO World Trade Organisation — Welthandel sorgani sation
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BCE Gewerkschaft Bergbau, Chemie

DB Deutsche Bahn (Westdeutschland)

DR Deutsche Reichsbahn (Ostdeutschland)
EIRO European Industrial Relations Observatory
GB Grofl3britannien

GdED Gewerkschaft der Eisenbahner Deutschlands
GdL Gewerkschaft der Lokfihrer

GdBA Gewerkschaft der deutschen Bundesbahnbeamten und Anwaérter
HRM Human Ressource Management

ILO International Labour Organisation

IT Informationstechnologie

LO Landsorganisationen i Sverige

LRT London Regional Transport

LTE London Transport Executive

LT London Transport

NBC National Bus Company

NCOI National Council for the Omnibus Industry
NJIC National Joint Industrial Council

PUDLV Post-Universal dienstleistungsverordnung
PSIRU Public Services International Research Unit

PTA Public Transport Authorities (Schweden)
PTE Passenger Transport Executives

REC Regional Electricity Companies

RPI Retail Price Index (Inflationsrate)

SACO Sveriges akademikers central organisation (schwedische Akademi-
kerlnnengewerkschaft)

SEKO Facket foe Service och Kommunikation

SJ Statens Jarnvagar (staatliche Eisenbahn in Schweden)

ST Statstjanstemannaf rbundet (schwedische Gewerkschaft im Bahnsektor)

STEM Statens Energimyndighet

SIF Svenska I ndustritjanstemannaf érbundet (Technikerlnnen Gewerkschaft in
Schweden)

SLFF Svensk lokforarforening (schwedische Gewerkschaft fir Lokfihrer)

TGWU Transport and General Workers Union

TUC Trade Union Congress

VAV Swedish Water And Wastewaterworks Association

Ver.di Vereinigte Dienstleistungsgewerkschaft

WERS Workplace Employee Relations Survey
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KURZFASSUNG

Allgemeine | nformationen zum Pr oj ekt

In dieser Studie werden die Auswirkungen der Liberalisierung und Privatisierung
offentlicher Dienstleistungen auf Beschaftigungsverhéltnisse und Arbeitsbedingungen
analysiert. Ziel ist es gemeinsame Trends im Hinblick auf Veradnderungen des Beschéf-
tigungsvolumens und der Art der Beschéaftigung, sowie Auswirkungen auf die Einkom-
men, Arbeitszeit, Arbeitsbedingungen und auf die Interessenvertretung zu
identifizieren. Zur Bearbeitung dieser Fragestellungen wurden osterreichische und
internationale Fallstudien fir ausgewahlte Sektoren erarbeitet:

Eisenbahnen:  Osterreich, Deutschland, Schweden

Postdienste:  Osterreich, Deutschland, Schweden

Wasser: Osterreich, Deutschland, Schweden

Elektrizitat: Osterreich, GroRbritannien, Schweden

Offentlicher Personennahverkehr (OPNV): Osterreich, GroRbritannien, Schweden

Osterreich

Die Osterreichischen Fallstudien beziehen sich sowohl auf statistisches Zahlenmaterial
als auch auf Geschéftsberichte, Literatur und auf Interviews mit Betriebsréten und
Personalvertreterlnnen in betroffenen Unternehmen. Aufgrund des Mangels an beste-
henden Untersuchungen und der Beschranktheit des Projektumfanges besitzt der Oster-
reichische Teil der Studie einen stark explorativen Charakter.

I nter nationale Fallstudien

Die internationalen Fallstudien beruhen auf einer umfassenden Auswertung der vorhan-
denen Literatur und auf der Analyse des vorfindbaren Datenmaterials. Die Frage-
stellungen dieses Projekts sind jedoch fir viele Branchen und die meisten Lander noch
wenig aufgearbeitet. Dadurch sind den Analysen des internationalen Tells, die sich
aufgrund des Projektumfangs fast ausschlieffdlich auf Sekundéranalysen beschrénken
mussten, Grenzen gesetzt. Meist mussten sehr verstreute, oftmals nur bedingt kompa-
tible Materialien und Studien zusammengefthrt und aufbereitet werden. Zusétzlich zur
Literaturrecherche und Sekundéranalyse von Statistiken und Studien war es daher
notwendig, Expertinnen und Organisationen in den jeweiligen Landern zu kontaktieren,
um an zusétzliche Informationen, graue Literatur und Einschatzungen der Lage zu
kommen.
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Gemeinsame Tendenzen der Auswirkungen von Liberalisierung und
Privatisierung auf Arbeitnehmerinnen in 6ffentlichen Dienstleistungen

Trotz der lander- und branchenspezifischen Unterschiede in der Liberalisierung und
Privatisierung offentlicher Dienstleistungen sind eine Reihe von gemeinsamen Tenden-
zen feststellbar. Diese beziehen sich vor allem auf das Beschéaftigungsvolumen, die
Einkommen, die Arbeitszeit, die Arbeitsbedingungen und Beschéftigungsverhaltnisse,
sowie auf die Interessenvertretung der Beschéftigten.

Umfangreicher Personalabbau in allen Sektoren

Der Personalabbau betragt in den meisten untersuchten Bereichen in den ersten 10
Jahren nach der Liberalisierung/Privatisierung bis zu 50%.

Der Personalabbau kann auf sogenannte sozialvertrégliche Weise durchgefuhrt wer-
den. Mitarbeiterlnnen werden durch spezifische Malihahmen wie Friihpensionierun-
gen und Uber die gesetzlichen Verpflichtungen hinausgehende Abfertigungen
(golden handshakes) aufgefordert, das Unternehmen zu verlassen. Ob auf
betriebsbedingte Kundigungen verzichtet wird, héngt von der Starke der
Gewerkschaften, den staatlichen Rahmenbedingungen und auch dem Druck der
Offentlichen Meinung ab. Viele Beschéftigte sehen sich aufgrund der Veranderungen
gezwungen, das Unternehmen freiwillig zu verlassen.

Personalabbau kann auch Uber betriebsbedingte K tindigungen erfolgen. Dies scheint
aber, mit Ausnahme Grof3britanniens, selten zu sein. Die Androhung betriebsbe-
dingter Kiindigungen wird aber immer wieder eingesetzt, um von den Gewerkschaf-
ten und den Arbeitnehmerlnnen Zugestandnisse zu erreichen. In Osterreich wurden
bisher nur bei der Post betriebsbedingte K tindigungen ausgesprochen

In vielen Bereichen werden auch die Ausbildungsstellen fir Lehrlinge massiv
gekiirzt (BRD:Deutsche Bahn und Deutsche Post; O: Verbundgesellschaft, OBB)

Die Auslagerung von Unternehmensteilen stellt eine weitere Form des Personal ab-
baus dar (BRD: Bahn; GB: Elektrizitatssektor; O: Verbundgesellschaft, STEWEAG-
STEG, OBB).

In Landern mit starker sozialpartnerschaftlicher Tradition werden sogenannte Uber-
zahlige Arbeitskréfte in betriebseigenen Arbeitsvermittlungs- und Ausbildungsin-
stitutionen ,, zwischengeparkt“.(BRD: Deutsche Bahn; Schweden: Elektrizitét, Bahn)
Diese dienen zur Reorganisation des internen Arbeitsmarktes. In Verbindung mit
Weiterbildungsmalinahmen werden Arbeitskréfte auch fur den externen Arbeitsmarkt
geschult.

Die entstehenden Arbeitsplétze bei neuen Anbietern machen den Personalabbau
beim ehemaligen Monopolisten in der Regel nicht wett. Dartiber hinaus sind die
Dauerhaftigkeit und Qualitét der Beschéftigungsverhédltnisse bei den neuen
Anbietern zweifel haft.



Reduktion der Arbeitskosten durch Reduktion des Einkommensund Verdnderun-
gen in den Entgeltstrukturen

» Die Reduktion der Arbeitskosten ist ein zentrales Ziel im Liberalisierungs-/Priva-
tisierungsprozess.

» Kirzungen des Grundlohnes sind selten, kommen jedoch vor (z.B. Wiener
Stadtwerke, Busunternehmen in Grof3britannien). In eine dhnliche Richtung gehen
Anderungskiindigungen,  Anderungen der  Lohnskalen  (Senioritdt)  und
Lohnkategorien.

» Es kommt zur Kiirzung von Zulagen und Prdmien, innerbetrieblichen Sozialleistun-
gen (Krankengeld) und Betriebspensionen (GB: Elektrizitat, Bussektor; O:
Verbundgesellschaft, INNBUS)

= Arbeitszeit und Entgelt werden durch verlangerte Durchrechnungszeitraume und
EinfUhrung von Arbeitszeitkonten entkoppelt. Dadurch koénnen
Uberstundenzuschl dge und Zuschl&ge fiir Wochenendarbeit und Arbeit zu unsozialen
Zeiten wegfalen. (BRD: Deutsche Bahn, Schweden: Bahn)

» Es kommt zur EinfUhrung leistungsbezogener Lohnbestandteile und zu Indi-
vidualisierung der Entgeltformen. In manchen (arbeitsintensiven) Bereichen kommt
es zu Entlohnungsformen wie Stticklohn (Briefzustellung) oder von der Kundenfre-
guenz abhangige , Entgelte”. (GB: Elektrizitét, Busunternehmen, BRD: Postsektor;
O: Verbund, STEWEAG-STEG; private Post- und Kurierdienste; in Planung:
Gasversorgung und Post AG)

= Neue Mitarbeiterinnen erhalten in vielen Sektoren schlechtere Kollektivvertrage
(BRD: Deutsche Bahn, Deutsche Post; O: Wiener Stadtwerke).

» Neue Anbieter unterliegen oftmals keinem oder einem schlechteren Kollektivvertrag.
Internationale Konzerne, die auf deregulierten Mérkten 6ffentlicher Dienstleistungen
auftreten, entlohnen oft nur nach Haustarif.(BRD: Postsektor,
Wasserwirtschaft/Haustarif etwa bei Vivendi; O: Privatbahnen).

* [n einigen Sektoren kommt es zu Lohndumping (etwa bei neuen Anbietern, bei Post

und Bahn) (BRD: v.a Postsektor, Bahnverkehr; O: Werbemittel- und
Zeitungszustellung).

Auswirkungen auf die Arbeitszeit: Flexibilisierung, Verdichtung und Verlange-
rung

» Flexibilisierungen der Arbeitszeit sollen Wettbewerbsféhigkeit und Produktivitét
steigern.

» Flexibilisierungen der Arbeitszeit erfolgen z.B. Uber Teilzeitarbeit, die Verlangerung
von Durchrechnungszeitrdumen und die Einfuhrung von Arbeitszeitkonten.

= FUr verschiedene Beschéftigtengruppen werden verschiedene Arbeitszeitregelungen
eingefuhrt (O: Wiener Stadtwerke)

= Pausen- und Ruhezeiten werden verkirzt, sogenannte produktive Zeiten, fir die der

Kunde unmittelbar zahlt, werden erhoht.: (O: INNBUS, Post AG; GB:
Busunternehmen, BRD: Deutsche Bahn))
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Mehr- und Uberstunden nehmen zu (um den Personalabbau aber auch die Einkom-
menseinbulen auszugleichen). (GB: Busunternehmen; O: OBB)

Betriebsspezifische/kollektivvertragliche Regelungen fir zusétzliche arbeitsfreie Zeit
werden reduziert. (Schweden: Nahverkehr)

Betriebs- bzw. sektorspezifische Pensionsregelungen werden sukzessive abgebalit.
(Schweden: Bahn; GB: Elektrizitat)

Betriebszeiten werden verlangert (zur Verbesserung des Dienstleistungsangebotes).
(O: Post AG)

Flexibilisierungen der Arbeitszeit zielen oft auf eine Verlangerung des taglichen
Arbeitseinsatzes durch Ausdehnung des (Maximal-)Arbeitstages ab. Es kann aber
auch zu betriebsbedingten, kapazitdtsorientierten Verkirzungen (mit dem Ziel der
Minimierung von Zeiten, fur welche die Kundschaft nicht zahlt) der t&glichen
Arbeitszeit kommen .

Die Personaleinsatzplanung erfolgt  zunehmend computergestitzt, um
Optimierungspotenzial e auszuschopfen.

Flexibiliserung und Individualisierung der Beschaftigungsver haltnisse

Einheitliche Arbeitss und Vertragsverhdltnisse werden in Frage gestellt.
Kollektivvertrége werden dezentralisiert und fragmentiert und in manchen Félen
(Grof3britannien) durch leistungsbezogene, individualisierte Arbeitsvertrége ersetzt.

Es werden vermehrt prekdre und atypische Arbeitsformen genutzt (Schweden:
offentlicher Personennahverkehr; BRD: Postsektor; O: Post AG, private Post- und
Kurierdienste, STEWEAG-STEG).

Durch Ausgliederungen werden Betriebe aul3erhalb kollektivvertraglicher
Regelungen geschaffen. (BRD: Subunternehmen Deutsche Post)

Die Spaltung der Beschéftigten in verschiedene Gruppen wird durch Regelungen zur
Besitzstandswahrung fir Beamtlnnen verstarkt. Angestellte/Arbeiterlnnen und insbe-
sondere neueingestellte Mitarbeiterinnen werden durch neue Kollektivvertrége
schlechter gestellt.

Veranderungen der Arbeitsbedingungen

Arbeitsintensitét und Arbeitsanforderungen werden erheblich gesteigert.

Rationalisierung und Technisierung (Briefsortierung Post) fihren zu einer
wachsenden Monotonie der Arbeit.

Traditionelle Berufshilder und innerbetriebliche Arbeitsteilungen werden etwa durch
die wachsende Bedeutung der Kundenorientierung und des Dienstleistungsge-
dankens sowie betriebswirtschaftlicher, managerieller und marketingorientierter
Tétigkeiten massiv veréndert. Dies kann die Beschaftigungschancen bestimmter
Gruppen (etwa Frauen in kundenorientierten Bereichen) erhthen (BRD: Deutsche
Bahn; GB: Elektrizitét). In einigen Bereichen kommt es zur Dequalifizierung von
Tatigkeiten (GB: Bussektor; Elektrizitét).



Stress, Unfallgefahrdung und oft auch krankheitsbedingte Abwesenheit nehmen in
einigen Sektoren (v.a. Offentlicher Personenverkehr) zu.

Stresserscheinungen ergeben sich oft aus dem Zwang zur innerbetrieblichen Mobili-
tdt durch Konzentration und Verlagerung von Standorten und andere
organisatorische Veranderungen.

Auch Unsicherheitserfahrungen durch Arbeitsplatzangst und unklare Verantwortlich-
keiten im Zuge von Liberalisierungen/Privatisierungen sind haufig.

Auswirkungen auf die Personalpolitik

In vielen Offentlichen Dienstleistungsunternehmen werden im Zuge der
Liberalisierung/Privatisierung Human Ressource Management-Praktiken eingefuhrt.

Aus- und Weiterbildungsmoglichkeiten werden verschlechtert, Qualifizierungsmdg-
lichkeiten auf Kernpersonal beschréank.

Mal3nahmen zur Frauenférderung scheinen nur unzureichend umgesetzt zu werden
(BRD: Deutsche Bahn).

Verschlechterung der Bedingungen kollektiver I nteressenvertretung

In den untersuchten Landern und Sektoren sahen sich die Gewerkschaften nach einer
langeren Phase von politischen und betrieblichen Konflikten dazu gendtigt,
Liberalisierungen und Privatisierungen offentlicher Dienstleistungen zur Kenntnis zu
nehmen und mit den Unternehmensleitungen zu kooperieren, um den Umwandlungs-
prozess mitgestalten zu kénnen..

Die Gewerkschaften machen Zugestandnisse, um den Ubergang sozialvertréglich zu
gestalten.

Die industriellen Beziehungen und Kollektivvertragssysteme werden fragmentiert
und dezentralisiert. (GB: Elektrizitatssektor, Busunternehmen; O: Linz AG)

Die Unternehmen versuchen Kollektivvertragsverhandlungen oder gultige Kollektiv-
vertrage aufzukindigen oder gar gewerkschaftliche Interessenvertretungen (so etwa
in Grof3britannien-Elektrizitatssektor) nicht mehr anzuerkennen.

Die kollektive Repréasentation der Beschéftigten wird reduziert (weniger Betriebs-
und Personalréte konnen gewahlt werden).

Die grofRen Gewerkschaften betonen ihre Erfolge in der Abwendung von Kindigun-
gen und der Erhaltung von Kollektivvertrégen, wachsende Konflikte innerhalb und
zwischen Gewerkschaften sind feststellbar. Unternehmensfiihrungen versuchen Ge-
werkschaften gegeneinander auszuspielen.

Gewerkschaften missen sich strategisch neu orientieren und von Betriebs- zu Sek-
torgewerkschaften werden. Es ist ene Verlagerung gewerkschaftlicher
Orientierungen festzustellen. Die Verfolgung algemein politischer und
gesdllschaftlicher Ziele in der Versorgung der Bevolkerung mit bestimmten
Dienstleistungen tritt zugunsten einer Konzentration auf die Interessen ihrer Mitglie-
der zurick.
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» Um sich auf neue Anbieter auszudehnen, miissen Gewerkschaften adéaguate Formen
der Mitgliederwerbung und Betreuung, aber auch der Schulung von Aktivistinnen
entwickeln.

Fallstudie Osterreich

Beschaftigungsentwicklung

Die bestehende Datenlage weist eindeutig darauf hin, dass seit 1996 durch die Liberali-
sierung offentlicher Dienstleistungen in Osterreich Beschiftigung deutlich abgebaut
wurde. Insgesamt zeigen sowohl die Zahlen aus der Leistungs- und Strukturerhebung
der Statistik Austria als auch des Hauptverbandes der ¢sterreichischen Soziaversiche-
rungstrager fur die von uns untersuchten Sektoren zw. 1997 und 2001 bzw. 2000 und
2003 einen Beschéftigungsriickgang von funf Prozent, wéhrend im selben Zeitraum die
Gesamtbeschéaftigung stagnierte.

Am stérksten betroffen von den von uns untersuchten Bereichen sind die Post- und
Kurierdienste (-14 Prozent zw. 1998 und 2001), die Elektrizitatsversorgung (-13
Prozent zw. 1997 und 2001) und die Eisenbahnen (OBB: —20 Prozent von 1997-2002).
Einen deutlichen Beschéftigungsabbau gibt es teilweise auch bel der Gasversorgung,
wahrend die Bereiche Wasserversorgung und OPNV bisher noch vergleichsweise
verschont blieben. Dies durfte damit zusammenhangen, dass in diesen Bereichen die
Liberalisierung noch weniger weit fortgeschritten ist (wie das Beispiel der Innsbrucker
Verkehrsbetriebe zeigt, sind aber vor alem im OPNV drastische Veranderungen zu
befurchten).

Der Beschéaftigungsabbau erfolgte bis vor kurzem , sozialvertréglich® — d.h. ohne be-
triebsbedingte Kindigungen und war vielfach mit der Auslagerung von bestimmten Ge-
schéftsbereichen verbunden (bspw. Reinigungsdienste). Auf der anderen Seite wurde
der Beschéaftigungsabbau teilweise durch eine verstarkte Inanspruchnahme von Leihar-
beiterinnen kompensiert. In manchen Bereichen kam es auch zu einer Zunahme von
Teilzeitarbeit (in beiden Félle siehe bspw. Post).

Einkommen und Lohne

Hinsichtlich der Einkommen gibt es fir die von uns untersuchten Bereiche keine
statistischen Daten. Aus den Fallstudien erscheint aber gesichert, dass es zumindest
partiell zu Einkommensverlusten fir die Beschéftigten gekommen ist. Solche Einkom-
mensverluste ergeben sich bspw., wenn neu eintretende Mitarbeiterinnen schlechter
bezahlt werden als , Altbedienstete” (- 13 Prozent im Falle der Wiener Stadtwerke),
oder wenn zusétzliche, im Rahmen von Betriebsvereinbarungen zugesicherte Sozial-
leistungen wegfallen (-8 Prozent im Falle der Verbundgesel|schaft). Dazu kommen Ein-
kommensverluste durch Auslagerungen, wenn bspw. Reinigungspersonal, das friher bei
den OBB beschaftigt war, jetzt nach dem Lohnschema der privaten Reinigungsdienste



bezahlt wird. In einer Reihe von Fallen werden Einkommen auch bis zu einem gewissen
Grad leistungsabhangig gestaltet (bspw. im Stromgeschéft). In den von uns
untersuchten Fallstudien hat der leistungsabhangige Anteil in manchen Falen bis zu 25
Prozent des Entgel des ausgemacht.

Arbeitsbedingungen

Der Beschéftigungsabbau bewirkt in vielen Féllen eine steigende Arbeitsintensitét und
wachsenden Stress und in manchen Bereichen auch eine deutliche Zunahme von
Uberstunden pro Mitarbeiterln (bspw. bei den OBB). Anzufiigen wére hier auch noch
die wachsende Unsicherheit und Konkurrenz zwischen den Beschéftigten, well speziell
in der Umstrukturierungsphase in vielen Falen nicht klar ist, wer seinen Job wie lange
behalten wird. Hinzu kommt eine zunehmende Frustration aufgrund des sténdig
steigenden Druckes durch die teilweise unrealistischen Vorgaben des jeweiligen
Regulators bzw. von Unternehmensberaterlnnen, welche die Beschaftigten mit interna-
tionalen benchmarks konfrontieren, deren Richtigkeit oft nicht nachgeprift werden
kann. Dartber hinaus haben die Beschéftigten vielfach das Gefuhl, sich in einer
permanenten Umstrukturierungsphase befinden, in der das was heute noch gilt, morgen
schon keine Giltigkeit mehr besitzt.

(Gewerkschaftliche) Interessenvertretung

Weitreichende Auswirkungen hat die Liberalisierung und die damit verbundene
Auslagerung und Uberfiihrung von 6ffentlichen Dienstleistungen in eigenstandige,
privatrechtliche Unternehmen auch fur die industriellen Beziehungen. Nicht nur, dass
anstatt des gewohnten Bundespersonalvertretungsgesetzes plétzlich das Arbeitsverfas-
sungsgesetz gilt, in Einzelfdllen wurden auch Personalvertretungs- und Mitbestim-
mungsrechte eingeengt (Bsp. Post). Im Zusammenhang mit Ausgliederungen und Zu-
sammenlegungen ist es dartiber hinaus auch schon vorgekommen, dass die Beschéf-
tigten einer neu gegriindeten Holding von bis zu vier verschiedenen Gewerkschaften
vertreten werden (z.B. inder Linz AG).

Fallstudien Deutschland

Post

*» Bel der Deutschen Post wurden seit Anfang der 90er Jahre 42% des Personals
abgebaut (-150.000 — 160.000). Seit 1998 ist die Beschaftigung im Konzern aufgrund
einer globa orientierten Expansionsstrategie wieder ansteigend. Die Zahl der
Beamtinnen ist von etwa 50% Anfang der 90er Jahre auf etwa 33% im Jahr 2002
reduziert worden Der Personalabbau erfolgte ohne betriebsbedingte K tindigungen.

= Bei den privaten Postlizenznehmern sind etwa 19.500 Arbeitsplétze entstanden. Bei
mehr als 50% handelt es sich um geringfiigige Beschéftigungsverhaltnisse.
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» Die Produktivitdt soll durch Intensivierung und verstérkte Rationalisierung der
Produktionsablaufe erhéht werden (Sortierzentren). Im Bereich der Subunternehmen
gibt es Anzeichen der Entstehung eines Niedriglohnsektors, manche Arbeitsaufgaben
(Zustellung von Paketen u.a) werden nach Stiicklohn bezahlt. Die Beschéftigungs-
bedingungen bei den privaten Lizenznehmern sind sehr schlecht, Lohndumping und
hohe Fluktuation charakterisieren viele Beschéftigungsverhaltnisse.

= Durch ein Jahresarbeitszeitmodell (Einflhrung eines Arbeitszeitkontos, Abgeltung
von Uberstunden durch Freizeit) wird die Arbeitszeit flexibilisiert.

» Qualifikationsanforderungen und Ausbildungsmadglichkeiten werden reduziert.

» Die Gewerkschaft erreicht Abkommen zur Besitzstandswahrung und Verhinderung
betriebsbedingter Kiindigungen, akzeptiert bei Neueinstellungen aber eine Entgeltre-
duktion von an die 20%.

Wasser

» Die bisherigen Liberalisierungs- und Privatisierungsschritte in der Wasserwirtschaft
sind von einem kontinuierlichen Personal abbau (-25%) begleitet.

= Kundenorientierung ist von wachsender Bedeutung.

= Es gibt noch wenig Versuche den Arbeitskréfteeinsatz zu flexibilisieren, der Perso-
nal abbau fuhrt zur Intensivierung der Arbeit.

» Die Gewerkschaftsorientierung der Belegschaften ist traditionell. Dementsprechend
hoch sind die Mitgliedszahlen. Die Beschéftigten werden nach Tarifvertrégen des
offentlichen Dienstes entlohnt, in den privaten Unternehmen gibt es Haustarife, die
aber 5-10% unter den offentlichen Tarifvertrégen liegen. Bei den Betriebsvereinba-
rungen gibt es bereits Versuche tbertarifliche Regelungen abzubauen. Dies betrifft
meist eher jingere, neu eingestellte Arbeitnehmerinnen. In der Wasserwirtschaft
versucht neben Ver.di eine andere Gewerkschaft (Gewerkschaft Bergbau Chemie)
Ful3 zu fassen. Sie bietet den Unternehmen niedrigere Tarifvertrége an, was zu Kon-
flikten zwischen den Organisationen der Arbeitnehmerlnnen fihrt.

Bahn

= Zwei Prozesse sind im Bahnsektor in Deutschland prégend: Zusammenfihrung der
ostdeutschen DR (Deutsche Reichsbahn) und DB (Deutsche Bahn) und die markt-
orientierte Umstrukturierung des Bahnsektors in Deutschland. (Vorbereitung auf den
Borsegang).

= Beide Prozesse bedingten eine massive Reduktion des Personalstandes bei der DB
AG von Uber 52% seit 1991 auf 214.371 Personen Ende 2001. Der Uberwiegende
Teil des Personalabbaus erfolgte — v.a. in der ersten Halfte der 90er Jahre —im Osten,
vorwiegend durch sogenannte natirliche Fluktuation und sozialvertragliche Mal3-
nahmen.



» FUr Berufsbeamtinnen konnte die Gewerkschaft eine verfassungsrechtlich geregelte
Besitzstandswahrung erreichen. Ihr Anteil wurde von fast 50% Mitte der 90er Jahre
auf etwaein Drittel reduziert.

= Manner waren vom Personalabbau stérker betroffen, da es zu einer verstarkten
Dienstleistungsorientierung kommt, fr die Frauen als geeigneter angesehen werden.

= Um mit dem ,institutionalisierten Personaliiberhang’ umgehen zu kénnen, wurden
das Dienstleistungszentrum Arbeit, spdter DB Vermittlung, Job Service und DB
Zeitarbeit gegrundet. Diese Tochterunternehmen organisieren den konzerneigenen,
internen Arbeitsmarkt und fungieren als gewerbliche Arbeitsvermittiung und Leihar-
beitsfirma, die ihre Dienste auch auf dem externen Arbeitsmarkt anbieten. Zur beruf-
lichen Neuorientierung werden Qualifizierungs- und Umschulungsmal3nahmen ange-
boten.

= Ein Jahresarbeitszeitmodell wurde eingefiihrt (Durchrechnungszeitraum ein Jahr,
Mehrarbeit als Freizeit abgegolten).

= Die Beschéftigten sprechen von einer massiven Verschlechterung der Arbeitsbedin-
gungen (Stress, hohere Arbeitsintensitét, erzwungene Mobilitdt und Unsicherheit).
Viele verlassen das Unternehmen , freiwillig’.

» Die Gewerkschaft der Eisenbahner (GdED, seit 2000 Transnet) hat sich 1992 zur
Kooperation entschieden. Sie betont, dass durch die Privatisierung der Bahn kein
Beschéftigter seinen Arbeitsplatz verloren habe (Besitzstandswahrung fur Beamtln-
nen, neue Kollektivvertrdge). Die Kooperationsbereitschaft fuhrt zu Konflikten
innerhalb der Gewerkschaft wie auch mit anderen Gewerkschaften — etwa der Ge-
werkschaft der Lokfuhrer (GdL). Die tarifvertragliche Situation ist durch Lohndum-
ping, Verschlechterung der Arbeitsvertrage, extrem flexibilisierten Arbeitszeiten etc.
bedroht.

Fallstudien Grof3britannien

Elektrizitat

» Der Elektrizitatssektor in Grofbritannien wurde in verschiedene Bereiche (Produk-
tion, Netz, Ubertragung etc.) geteilt und Anfang der 90er Jahre privatisiert. Dies
hatte elnen massiven Abbau von Beschéftigung zur Folge (-60% bis 2001).

= Die Liberalisierung und Privatisierung des Elektrizitétssektors hatte einen gewerk-
schaftsfeindlichen Hintergrund und flhrte zur Dezentralisierung und Fragmentierung
der industriellen Beziehungen offentlicher Versorgungsbetriebe. Die Gewerkschaften
konnten alles in alem ihre Position in den Betrieben behaupten, der gewerkschaftli-
che Organisationsgrad ist aber um fast 30% auf knapp 60% zuriickgegangen. Erst
aufgrund der Forderung der ,Socia Partnership’-Ideologie durch die neue Labour-
Regierung wurden neue Formen der Kooperation mit den Gewerkschaften in einigen
Betrieben entwickelt.

» [ndividualisierung der Arbeitsvertrage gewinnt an Bedeutung (Vereinfachungen der
Entgeltsysteme, die Einflhrung leistungsbezogener Lohnbestandteile) und korres-
pondieren mit der Flexibilisierung der Arbeitsabléufe und Arbeitszeitregelungen.
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= Traditionelle Arbeitsplatzbeschreibungen, Berufsprofile und berufliche Identitaten
werden aufgebrochen, Téatigkeiten werden dequalifiziert. Arbeitsanforderungen wer-
den intensiviert, was zu Stresserscheinungen und Unsicherheit fihrt. Der fortgesetzte
Personalabbau fihrt zu einem Verlust an Qualifikationen, der die Qualitat der
Dienstlei stungserbringung bedroht.

Offentlicher Personennahverkehr

= Die Liberalisierung und Privatisierung des OPNV in GroRbritannien beschleunigte
den in den 70er Jahren einsetzenden Personalabbau in diesem Sektor. Am starksten
betroffen sind Technikerlnnen und V erwaltungspersonal .

= Aufgrund der Verschlechterung der Arbeitsbedingungen und Entlohnung im OPNV
verlassen viele den Sektor , freiwillig’.

= Das Lohnniveau im OPNV wird um durchschnittlich 20% reduziert. Entgeltsysteme
werden verandert, diverse Zulagen und Sonderzahlungen (fir Uberstunden, Wo-
chenendarbeit und sozial ungiinstige Arbeitszeiten, Kranken- und Urlaubsgelder und
die bezahlte Essenspause) werden abgeschafft. In manchen Unternehmen erhalten
Fahrerlnnen einen Prozentsatz der téglichen Einnahmen ihres Busses. Die Einfih-
rung neuer Fahrzeugtypen, die niedrigerwertige Fahrlizenzen erfordern, wird zur
L ohnreduktion genutzt.

= Es kommt zu einer erheblichen Steigerung der Produktivitét, was jedoch von den
herangezogenen Berechnungsformen abhangt. So ist die Zahl der Passagiere je
gefahrenem Kilometer in den Ballungszentren stark zuriickgegangen, weniger
Passagiere fahren langere Strecken. Der algemeine Niedergang des Bussektors
(Reduktion der Fahrgastzahlen) konnte jedoch nicht gestoppt werden.

= Arbeitszeiten im Bussektor werden flexibilisiert. Die Nettofahrzeit der Fahrerinnen
wird durch Kirzung der Pausen, Steh- und Wendezeiten auf 80% erhoht. Die
tégliche Mindestarbeitszeit (7h49min) wird durch eine Mindestwochenarbeitszeit
(39h) ersetzt. Gewerkschafterlnnen kritisieren Arbeitstage von bis zu 16h und
inadaguate Pausenregelungen (erste Pause nach 5h30min Fahrzeit) und fordern die
Umsetzung der Européischen Arbeitszeitrichtlinie.

» Die Arbeitsintensitdt wird massiv erhoht (Erhéhung der Fahrgeschwindigkeit). Dies
fuhrt zur Zunahme von Stress, Gesundheits- und Unfallgefahrdung.

= Dieindustriellen Beziehungen werden dezentralisiert und fragmentiert.

Fallstudien Schweden

Allgemeine Einschatzung

Die Erstellung der Fallstudien erwies sich als sehr schwierig, da die Auswirkungen der
Liberalisierung und Privatisierung offentlicher Dienstleistungen auf die Beschéftigtenin
Schweden noch kaum untersucht sind, wie von unseren Kontaktpersonen und den
angesprochenen Gewerkschaften immer wieder betont wurde.
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Die Liberalisierung des schwedischen Strommarktes fuhrte zu einem massiven Per-
sonalabbau (minus ein Drittel bis Ende der 90er Jahre).

Die schwedische Gewerkschaft SEKO Energi akzeptiert den Personalabbau was zu
Konflikten mit anderen Gewerkschaften fihrt.

Der Personalabbau erfolgt v.a. in den Kernbereichen (technische Angestellte,
Instandhaltung, mittleres Management, Verwaltung). Im Bereich Marketing, Kun-
dendienst und Verkauf entstehen neue Beschéftigungsprofile. AulRerdem werden
Aufgaben ausgel agert.

Der Arbeitskréfteabbau erfolgt sozialvertraglich, Unternehmen wie Vattenfall oder
Sydkraft grinden betriebseigene Ausbildungs- und Arbeitsvermittlungsi nstitutionen.
Es kommt zur Verschlechterung der Arbeitsbedingungen im Energiesektor.

Die Gewerkschaften missen sich reorganisieren und den verénderten Bedingungen
angepasste Vertrage aushandeln. Aus ehemaligen Betriebsgewerkschaften miissen
Branchengewerkschaften werden.

Bahn

Durch die Liberaisierung, Regionalisierung und Privatisierung des Bahnsektors
(Uber Ausschreibung einiger Verkehre und Linien) muss die staatliche Bahn SJ
zwischen 1994 und 2000 Uber 50% des Personals abbauen. SJ grindete dafir eine
unternehmenseigene Ausbildungs- und Arbeitsvermittlungsinstitution.

Die Gewinner von Ausschreibungen Gbernehmen in der Regel das Personal von SJ,
sie sind dazu aber nicht verpflichtet. Dies fuhrt zu Konflikten mit der Gewerkschaft.

Arbeitsbedingungen werden verschlechtert (Pensionsbedingungen, Beschéftigungs-
sicherheit, Einfluss auf Produktionsabléaufe und das Arbeitsumfeld). Insbesondere in
den privaten Unternehmen werden neue Beschéftigte zu schlechteren Bedingungen
eingestellt.

SJ AB hat ein flexibles Arbeitszeitmodell mit Arbeitszeitkonten und 12 Monaten
Durchrechnungszeitraum eingefihrt.

Nach langen Konflikten haben sich die schwedischen Gewerkschaften entschieden
zu kooperieren. Die Gewerkschaften missen von Betriebs- zu Sektorgewerkschaften
werden.

Offentlicher Personennahverkehr

Seit 1989 wurde der OPNV in Schweden auf lokaler Ebene tber Ausschreibungs-
verfahren liberalisiert und weitgehend privatisiert.

Kollektivvertragliche Rahmenbedingungen bezliglich Arbeitszeit und Entgelt blieben
intakt. Der Ausschreibungsprozess hat jedoch zu einer erheblichen Unsicherheit im
Sektor gefuhrt, da Beschéftigte nicht davon ausgehen kénnen, dass ihr Unternehmen
nach 5 Jahren noch existiert.

11



FORBN studie

Personalabbau betraf Verwaltungs-, Wartungs- und Servicepersonal. Viele verlief3en
den Sektor aufgrund der sich verschlechternden Arbeitsbedingungen (v.a. Frauen
und junge Arbeitskréfte). Dies hat zu Personalmangel gefuhrt.

Aufgrund des Arbeitskraftemangels gibt es heute viele Fahrerlnnen, die gewisserma-
[3en auf selbststandiger Tagel 6hnerbasis fur verschiedene Unternehmen arbeiten.

Die Arbeit wurde intensiviert, was sich in der Reduktion der Pausen- und Wendezei-
ten ausdriickt. Diese wurden daher auch zum Gegenstand von Streiks. AulRerdem
entwickelten sich kapazitétsorientierte variable Arbeitszeiten, da Unternehmen Fah-
rer eher in den Stol3zeiten einsetzen wollen.

Die gesundheitliche Situation verschlechterte sich, Stresserscheinungen und Unfall-
gefahrdung nahmen zu.

Die Gewerkschaft konnte ihre Position im Sektor bewahren, auch wenn es Schwie-
rigkeiten bei der Mitgliederwerbung unter Migrantinnen und selbststandigen
Tagelohnern gibt. 2003 ist es gelungen, einen Kollektivvertrag durchzusetzen, der
die Eingliederung von Beschéftigten in Lohnstufen nicht mehr an die Zugehdrigkeit
zum Unternehmen sondern an die Dauer der Tétigkeit im Sektor bindet.

Postdienste

12

Liberalisierung und Privatisierung haben zu einem massiven Personalabbau beim
ehemaligen staatlichen Monopolisten gefiihrt (minus 22-30% je nach Quelle). Posten
AB hat eine betriebseigene Arbeitsvermittiungs- und Weiterbildungsinstitution ins
L eben gerufen.

Arbeitsbedingungen haben sich verschlechtert (hthere Arbeitsintensitdt, geringere
Einflussmdglichkeiten auf organisatorische Ablaufe und verstérkte Kontrolle durch
die Zentrale, Zunahme von Stresserscheinungen aufgrund der unsicheren Arbeits-
platzsituation).

Die Gewerkschaft versucht die Arbeitsbedingungen (wieder) zu verbessern und die
kollektivvertraglichen Absicherungen zu erhalten.
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EINLEITUNG

Die bisher durch 6ffentliche Einrichtungen erbrachten Dienste, wie Post, Bahn, Nah-
verkehr, Elektrizitét oder Wasserversorgung, werden derzeit durch Liberalisierung und
Privatiserung neu organisiert (Whitfield 2001). Wahrend die Auswirkungen der
Liberalisierung auf die Qualitdt und das Preisniveau 6ffentlicher Dienstleistungen zum
Teill heftig diskutiert werden und es zu diesen Aspekten auch einschlagige
Forschungsarbeiten gibt, spielen die Folgen fir jene Menschen, welche in ihrer
taglichen Arbeit offentliche Dienstleistungen erbringen, bisher keine oder nur eine
untergeordnete Rolle. Entsprechend wenig wissenschaftliche Untersuchungen wurden
daher zu diesem Thema bislang durchgefiihrt.

Das Ziel der hier vorgelegten Studie ist daher einerseits, die existierende internationale
Forschung zu den Auswirkungen der Liberalisierung offentlicher Dienstleistungen auf
die Beschaftigung zusammenzutragen und auszuwerten; andererseits werden in Oster-
reich erste Untersuchungen zu den Fragestellungen durchgefihrt (die aufgrund des be-
schrankten Umfanges des Projektes aber einen explorativen Charakter behalten
muissen). Der Fokus dieser Studie richtet sich auf die thematischen Schwerpunkte Be-
schaftigungsvolumen, Art der Beschéftigung sowie Arbeitszeit, Arbeitsbedingungen
und Interessenvertretung. Zur Bearbeitung der Problemstellungen wurden 6sterreichi-
sche und internationale Fallstudien tiber eine Reihe von Sektoren, ndmlich Eisenbahnen,
Postdienste, Elektrizitdtsversorgung, Gasversorgung, Wasserversorgung und den
Offentlichen Personennahverkehr, erarbeitet. Der Bericht umfasst vier Lander:
Osterreich, Deutschland, Schweden und GroRbritannien.?

Liberalisierung und Deregulierung (6ffentlicher Dienstleistungen) auf der einen Seite
und Privatiserung auf der anderen Seite sind zwar in den meisten untersuchten
Sektoren und Léandern eng miteinander verwoben, trotzdem sind sie voneinander zu
unterscheiden.

Liberalisierung bzw. der meist synonym verwendete Begriff Deregulierung meint in
erster Linie eine Offnung von Staatsaktivitaten fir privatwirtschaftliche Konkurrenz.
Das vormals staatliche Monopol der Erbringung 6ffentlicher Dienstleistungen wird ab-
geschafft, neue Anbieter werden zugelassen. Dies geschieht oftmals Uber Ausschrei-
bungs- und Lizenzierungsverfahren an Bestbieter. Liberalisierung und Deregulierung
meinen aber auch eine Poalitik, die Wachstum durch den Abbau gesetzlicher Vorschrif-
ten und Beschrankungen fur Unternehmen zu schaffen versucht (Davies/Fairbrother
2003:4).

Ist hingegen von Privatisierung die Rede, geht es in der Regel um den weitgehenden
Verkauf von Unternehmensanteilen, die sich im Staatsbesitz befinden, an private Eigen-
timer (ebda.). Es ist daher nicht ausgeschlossen, dass Unternehmen, die sich weiter in

1 Die Lander wurden zusammen mit den jeweiligen Sektor-Expertinnen der Arbeiterkammer ausge-
wahlt. Wir danken ihnen fir ihren Rat und ihre Hilfe.
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staatlichem Besitz befinden oder an denen die 6ffentliche Hand strategische Anteile be-
sitzt, auf liberalisierten/deregulierten Méarkten offentlicher Dienstleistungen konkurrie-
ren mussen.

Dass in vielen Landern eine Reihe von Dienstleistungen fast ausschliefdlich vom Staat
bzw. von im Staatsbesitz befindlichen Unternehmen erbracht wurde, hat historische wie
auch praktische Grinde: Zum Teil mangelte es an privaten Unternehmen, die sich
angesichts massiver Kosten fur den Aufbau von Infrastrukturen und beschrankter
Profitmoglichkeiten fur die Erbringung bestimmter Dienstleistungen interessierten. Zum
Teil handelt es sich aber auch um sogenannte offentliche Guter, die wichtige
gesellschaftliche Funktionen erfillen und fir die ein allgemeiner und gleicher Zugang
als essenziell anzusehen ist. Aus diesem Grund kénnen sie nicht dem Wechselspiel
zwischen Angebot und Nachfrage Uberlassen werden, da Méarkte, wie Colin Leys betont
(2001:220f), offentliche Guter wie Bildung, Gesundheitsversorgung, ¢ffentlichen Ver-
kehr etc., wenn Uberhaupt, nur sehr ungleich bereit stellen konnen. Dies wird as Markt-
versagen bezeichnet. Um den allgemeinen Zugang sicherzustellen, wurden diese
Dienstleistungen unter staatliche Kontrolle2 gebracht und durch G&ffentliche
Subventionen oder durch eine Kombination aus Subventionen und Gebuhren finanziert.

Neben dem allgemeinen und gleichen Zugang spielte auch die Sicherstellung der
Qualitat offentlicher Glter eine wesentliche Rolle. Um die Qualitét zu gewéhrleisten,
wurden Offentliche Dienstleistungen vielfach nicht nur vom Staat oder staatseigenen
Unternehmen erbracht, sondern gleichzeitig einem engen Korsett von Regeln und Nor-
men unterworfen. Diese haben sich oft in einem langen historischen Prozess heraus-
gebildet, in vielen Fallen bewahrt und betreffen auch die Bedingungen, unter denen die
jeweiligen Dienstleistungen erbracht werden (siehe bspw. das umfangreiche Regelwerk,
das sich die OBB selbst gegeben haben, um den Bahnbetrieb in Osterreich zu gewéhr-
leisten). In vielen Bereichen wurden sie mit aktiver Beteiligung von Managern und Be-
schéftigten in den jeweiligen Bereichen entwickelt.

Unter den Bedingungen marktwirtschaftlicher Konkurrenz hangen Erfolg oder Miss-
erfolg einer bestimmten Aktivitét einzig und allein vom erzielbaren Gewinn ab. Bel der
staatlich garantierten Erbringung 6ffentlicher Dienstleistungen kdnnen jedoch auch der
allgemeine Zugang zu den jeweiligen Dienstleistungen, sowie ihre Qualitéat und Ver-
flgbarkeit (auch im Fall von Krisensituationen), neben der Effizienz und den Kosten zu
mindestens gleichwertigen Erfolgskriterien gemacht werden.

Unmittelbarer Anlass fur die Beschaftigung mit der Frage der Auswirkungen von Libe-
ralisierung und Privatisierung auf die Beschéftigten ist die im Rahmen der derzeit statt-

2 Die zweifelsohne widerspriichlichen Erfahrungen mit den Arbeits- und Beschéftigungsverhaltnissen
in offentlichen Dienstleistungen und den ehemals verstaatlichten Industrien, sowie der Mangel und
das Misdlingen einer umfassenden Demokratisierung der Produktion und Erbringung von
Dienstleistungen zeigen, dass nicht von einer Vergesellschaftung (im Gegensatz zu Verstaatlichung)
in den vormals verstaatlichten Industrien aber auch den 6ffentlichen Dienstleistungen gesprochen
werden kann.
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findenden GATS-Verhandlungen? anvisierte Offnung der nationalen Mérkte fir Dienst-
leistungen und der damit zu erwartende Liberalisierungs- und Privatisierungsschub im
Bereich der offentlichen Dienstleistungen. Thomas Fritz und Christoph Scherrer
(2002:52f) weisen darauf hin, dass die Situation der Beschéaftigten in den offentlichen
Dienstleistungen bisher in den GATS-Verhandlungen kein Thema ist, obwohl von
verschiedenen Seiten massive Auswirkungen auf Arbeitnehmerinnenrechte befirchtet
werden (Tuchler 2002). So wird bspw. in einer DGB-Stellungnahme zu Welthandel und
soziadler Gerechtigkeit (DGB 2001) betont, dass aus Sicht der Arbeitnehmerinnen fir
eine Marktoffnung bei grenziiberschreitenden Dienstleistungen eine Reihe von Voraus-
setzungen geschaffen werden missen. Angefuihrt werden bspw. die Einhaltung grundle-
gender Arbeitnehmerlnnenrechte auch im Falle der Entsendung von Mitarbeiterlnnen in
Lander mit niedrigeren Sozia standards, die Einhaltung inlandischer Lohn- und Arbeits-
bedingungen durch ausléndische Dienstleister, die Verbesserung der Mdglichkeiten zur
Bekampfung illegaler und ausbeuterischer Formen der Beschaftigung sowie die Sicher-
stellung der Funktionsfahigkeit der sozialen Systeme.

Der Handel mit Gutern und Waren bzw. der Zutritt internationaler Unternehmen zu na-
tionalen Markten wird durch die WTO# geregelt. Dienstleistungsmérkte sind hingegen
in der Regel durch innerstaatliche Regulierungen, Normen und Standards geschiitzt. Bei
offentlichen Dienstleistungen befinden sich die Unternehmen oft direkt im staatlichen
Besitz oder unter staatlicher Kontrolle. Durch das enge Regelungskorsett und auch die
staatliche Monopolisierung gewisser (6ffentlicher) Dienstleistungen sollen Qualitéts-
standards, ihre allgemeine Zuganglichkeit, aber auch die Bedingungen ihrer Herstellung
und Verteilung, also die Arbeitsverhaltnisse und Arbeitsbedingungen gesichert und ga-
rantiert werden.

Vor diesem Hintergrund sollen in den GATS-Verhandlungen existierende Regelungs-
systeme im Bereich (6ffentlicher) Dienstleistungen abgebaut oder zumindest
eingeschrankt werden. Nationale wie internationale Anbieter sollen in Zukunft nicht
mehr ,diskriminiert’ oder am Marktzutritt behindert werden — sogenannte , ungerecht-
fertigte Handelshemmnisse® sind abzubauen. Dies zielt auf eine Offnung oder
Schaffung von Dienstleistungsmarkten in verschiedenen 6ffentlichen Sektoren ab, durch
die monopolistische Anbieter von Dienstleistungen privater Konkurrenz ausgesetzt und
aufgrund bestehender Budgetrestriktionen selbst zu gewinnorientierten Dienstleistungs-
anbietern umgebaut und in weiterer Folge privatisiert werden.

Die GATS-Verhandlungen stellen jedoch blof3 eine weitere Runde in den Liberalisie-
rungs- und Deregulierungsbestrebungen dar, wie sie die wirtschaftspolitischen Strate-
gien vieler hochentwickelter Staaten schon in den letzten zwei Jahrzehnten dominierten.
Seit den 1980er Jahren wurde in einer Reihe von Landern die Liberaliserung und
Privatisierung offentlicher Dienstleistungen vorangetrieben. Herausragendes Beispiel in
Europa ist Grof3britannien nach der Wahl Margaret Thatchers zur Premierministerin.

3 General Agreement on Trade in Services. Allgemeines Abkommen (ber den Handel mit
Dienstleistungen.
4 World Trade Organisation: Welthandel sorganisation.
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Eine Evaluierung der von Land zu Land unterschiedlichen Ergebnisse derartiger
Mal3nahmen aus Arbeitnehmerinnensicht kann daher kritische Hinweise auf die zu er-
wartenden Effekte des GATS bringen.

Die Europdische Kommission und das Projekt des gemeinsamen Marktes, der auch
offentliche Dienstleistungen umfassen soll, spielen in den Liberaisierungs- und
Deregulierungsprozessen innerhalb Europas eine herausragende Rolle. Mit einer Serie
von Richtlinien wurden seit Anfang der 1990er Jahre wesentliche Bereiche der
Offentlichen Dienstleistungen fir EU-interne Konkurrenz getffnet (Hall 2002;
Fremuth/Parak 2002).5 Dazu kommen hdchstgerichtliche Urteile des Européischen
Gerichtshofes mit denen private oder ausldndische Anbieter nationale Regeln und
Normen bekampfen und in manchen Félen auch auler Kraft setzen kénnen. Die EU-
Richtlinien zwingen auch solche Mitgliedslénder, die die dffentlichen Dienste erhalten
wollen, entsprechende Mal3nahmen zu setzen (zuletzt heftig diskutiert am Beispiel des
Offentlichen Personenverkehrs).

Mit Blick auf die Analysen dieser Untersuchung sind daher die sektorspezifischen
Richtlinien der Europdischen Union zur Durchsetzung des Wettbewerbs im
Binnenmarkt von zentraler Bedeutung, durch die bereits weitreichende Mal3nahmen zur
Liberalisierung offentlicher Dienste vorangetrieben wurden (vgl. Fremuth/Parak 2002).

Aufgrund dieser Entwicklung existiert in manchen Landern und Sektoren eine bis zu 20
Jahre alte Erfahrung mit den Auswirkungen der Liberalisierung. Die hier vorgestellte
Studie fasst solche Erfahrungen mit Hinblick auf die Veranderungen fir die Be-
schéftigung zusammen. Diese Erfahrungen lassen durchaus Schllisse zu, was aus einer
weiteren Liberalisierung und Deregulierung offentlicher Dienstleistungen im Zuge der
GATS-Verhandlungen aus Arbeitnehmerinnen-Sicht zu erwarten ist.

Auswirkungen auf die Beschéftigungsverhaltnisse und Arbeitsbedingungen

Die Liberaliserung und Deregulierung verschiedener Mérkte, die Privatisierung
vormals verstaatlichter oder staatlich kontrollierter Bereiche und Tétigkeiten konnen als
zentrale gesellschaftliche Konfliktfelder gesehen werden, die in verschiedenen Staaten
ganz unterschiedlich strukturiert sein kénnen. David Parker (1999) zeigt in einer Studie
Uber Privatisierungen in Europa, dass die Umsetzung von Liberalisierungs- und Pri-
vatisierungsmalinahmen in verschiedenen Landern ganz unterschiedlich verlaufen und
aussehen kann. Dies hangt von den jewelligen institutionellen Rahmenbedingungen,
den wirtschaftlichen Gegebenheiten und den Kréfteverhdltnissen zwischen
Gewerkschaften, Staat und Arbeitgeberorgani sationen ab.

Parker zeigt, dass in bezug auf staatliche Unternehmen (Parker 1999) aber auch Arbeits-
maérkte und soziale Sicherungssysteme (vgl. exemplarisch Huws 1998) klar ideologisch

5 Fir die Eisenbahnen siehe bspw. die Richtlinie 91/440/EEC vom 29. Juli 1991; fiir den Elektrizitéts-
sektor siehe bspw. die Richtlinie 96/92/EC vom 19. Dezember 1996; fir den Postsektor die Richtlinie
97/67/EC vom 15. Dezember 1997; und fir den Gassektor die Richtlinie 98/30/EC vom 22. Juni
1998.
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motivierte Privatisierungsstrategien® und Liberalisierungsstrategien wie jene in Grof3-
britannien seit 1979 oder in Frankreich in der zweiten Halfte der 1980er Jahre identi-
fiziert werden koénnen. Diese zielen auf eine sogenannte Befreiung der Mérkte, eine
Schwéachung der Gewerkschaften, die Durchsetzung einer unternehmerischen Gesell-
schaft und Umkehrung der klassischen sozialdemokratischen Verstaatlichungs- und Re-
gulierungspolitik. Es gibt aber auch eher pragmatische Vorgangsweisen in einer Reihe
anderer Lander, in denen Liberalisierungs- und Privatisierungsstrategien etwa von
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen, Verbleib der privatisierten Unternehmen in na-
tionalem Besitz, Regulierung der Standards der zu erfullenden offentlichen Aufgaben
und der Produktion offentlicher Giter oder der Erhaltung eines Kernaktionérsstatus der
offentlichen Hand abhéngig gemacht werden.

Vergleichende Analysen zeigen aulRerdem, dass die Liberalisierungs- und Privati-
sierungsbestrebungen und ihre konkrete Umsetzung bisher in verschiedenen Staaten zu
unterschiedlichen Zeiten erfolgten, wie dies etwa in den Bereichen Arbeitsmarkt- und
Soziapolitik klar sichtbar wird. Mit Blick auf Sektoren, die sich bisin die 1980er Jahre
in Staatsbesitz oder unter staatlicher Kontrolle befanden, kann auch festgestellt werden,
dass bis in die 1990er Jahre in den meisten Landern Industrieunternehmen privatisiert
wurden. Die Erbringung 6ffentlicher Dienstleistungen, die auf sogenannte offentliche
Guter bzw. kollektive Konsumtion abzielen, blieben hingegen in dieser Zeit mehr oder
weniger unangetastet. Es gab jedoch in manchen Landern weitreichende Versuche,
Normen und Ablaufe, aber auch Managementstrategien des privaten Sektors in den
Institutionen der Offentlichen Hand einzufuhren. Das hat bereits zu einer massiven
Veranderung der Arbeitsverhdltnisse gefiihrt, die als Vorbereitung auf die Offnung der
Dienstleistungsmérkte angesehen werden konnen.

Es ist daher wichtig zu verstehen, dass Liberalisierung und Privatisierung offentlicher
Dienstleistungen nicht einfach als Befreiung der Mérkte und Zurtickdréngung des
Staates, was eine Konvergenz der verschiedenen Gesellschaften in Europa erwarten lie-
3e, verstanden werden kann. Vielmehr wird die Erbringung offentlicher Dienstleis-
tungen in politisch gestalteten Markten neu geordnet, was nicht zuletzt die Arbeits- und
Beschéftigungsverhdtnisse in diesen Bereichen massiven Veranderungen aussetzt.
Liberalisierung und Privatisierung sollen, so zumindest will es die neoliberale Legiti-
mation dieser Strategien, die Effizienz und Effektivitét der Erbringung und Verteilung
von offentlichen Dienstleistungen steigern und die Kosten der zu erbringenden Leis-
tungen unter Kontrolle halten oder gar reduzieren (Parker 1999:18). Steigerungen der
Effizienz und Effektivitédt in der Erbringung offentlicher Dienstleistungen sowie
Kostenkontrolle bzw. -reduktion sind im Verstandnis der marktradikalen Lehren, die die
Liberalisierungsstrategien anleiten, nicht ohne Reorganisation der Arbeitsverhaltnisse
und -bedingungen sowie der industriellen Beziehungen in den jeweiligen Bereichen zu
haben. Mal3nahmen zur Flexibilisierung des Arbeitskrafteeinsatzes und zur Kontrolle

6 Was aber, wie zu erganzen wére, gerade im Falle des Thatcherismus nichts iiber pragmatische bzw.
vorsichtig taktierende V organgswei sen aussagt.
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und Reduktion der Arbeitskosten kénnen daher als zentrale, eng miteinander verwobene
Auswirkungen der Liberalisierung und Privatisierung ausgemacht werden.”

In bezug auf die Kontrolle und Reduktion der Kosten der Erbringung offentlicher
Dienstleistungen argumentieren Neoliberale, dass diese aus dem Ruder geraten seien.
Dies sei — zusammen mit dem , Uberbordenden Wohlfahrtsstaat’ — Ursache wirtschaft-
licher Probleme in den verschiedenen Staaten. Nur eine moéglichst vollsténdige Liberali-
sierung und Privatisierung, d.h. die Anerkennung der Profitorientierung als allgemeines
und einzig relevantes Ziel, konne die Kosten wieder unter Kontrolle bringen bzw. auf
ein vertretbares Niveau reduzieren (Leys 2001:221).

Kosten kdnnen durch eine gesteigerte Effizienz oder Produktivitét gesenkt werden, was,
so das neoliberale Argument, dem Wohl aller Beteiligten dient (Parker 1999:18). Sie
koénnen aber auch, und das zeigt diese Studie ganz deutlich, durch eine Reduktion der
Personalkosten minimiert werden. Im letzteren Fall geht die Profitmaximierung haupt-
sachlich auf Kosten der Beschéftigten. Die Senkung von Personalkosten, kann wie wei-
ter unten ausfihrlich beschrieben wird, verschiedene Formen annehmen:
Personalabbau, Auslagerungen, die Verwendung von kostenglinstigen atypischen
Beschéftigungsformen, Flexibilisierung von Arbeitszeit, Erhdhung der Arbeitsintensitét
und die Reduktion von Léhnen.

Im Prozess der Liberalisierung und Privatisierung umgesetzte Mal3nahmen zur Flexi-
bilisierung des Arbeitskréfteeinsatzes zielen auf die umfassende zeitliche und réumliche
Verflgbarkeit der Beschéftigten und die Unterordnung der Erbringung offentlicher
Dienstleistungen unter angebliche Zwénge des Marktes ab. Flexibilitét ist daher kein
eindimensionaler Begriff, sondern umfasst — wie auch die Kostenfrage — verschiedene
Facetten. Jamie Peck (1996:123) verweist in diesem Kontext auf Strategien, die Be-
schéaftigungsverhaltnisse zu individualisieren und kollektive Systeme und Institutionen
zur Aushandlung und Regelung der Beschéftigungsverhdtnisse (etwa bei der Fest-
setzung der Lohne) zuriickzudrangen oder gar abzuschaffen. Weiters kénnen Unter-
nehmen versuchen, die interne bzw. funktionale Flexibilitét ihrer Produktions- und Ar-
beitsablaufe zu steigern, indem sie Arbeitsprozesse verdndern, Arbeitsplatz- und
Jobbeschreibungen erweitern und Arbeitskréfte an mehreren Arbeitspldtzen einsetzbar
machen. Strategien zur Erhéhung der sogenannten externen bzw. numerischen Flexi-
bilitét sollen die Anpassung des Arbeitskréfteel nsatzes etwa tUber den Einsatz atypischer
und prekérer Beschéftigungsverhatnisse den Markterfordernissen gemal’ erméglichen.

Funf Dimensionen der Veranderung der Arbeitsbedingungen und Beschéaftigungsver-
haltnisse im Prozess der Liberalisierung und Privatisierung kénnen daher unterschieden
werden. Diese bilden zugleich den analytischen Raster fir die vergleichenden Lander-

7 Natirlich betonen diese Ideologien auch, dass die Dynamik und Innovationsfahigkeit der jeweiligen
Sektoren verbessert werden soll, damit die Qualitét der Dienstleistungen gesteigert werde. Wichtiger
scheint jedoch, dass Liberalisierungs- und Privatisierungsmal3hahmen mit dem Aufbau nationaler
Aktienmérkte und der Reduktion der ¢ffentlichen Verschuldung bel Privatisierungsmal3nahmen ver-
knipft sind.
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studien in den Sektoren Wasser, 6ffentlicher Personennahverkehr, Bahn, Postdienste,
Energie.

1. Auswirkungen auf das Beschaftigungsvolumen: Welche Auswirkungen haben Libe-
ralisierungen auf die Anzahl der Arbeitsplétze in den zu untersuchenden Sektoren?

2. Entwicklung der Lohn- und Arbeitskosten: Welche Entwicklung der Lohne und Ge-
halter kann festgestellt werden?

3. Begleitende arbeits- und sozialrechtliche Mal3nahmen: Welche Verdnderungen wer-
den im Gefolge von Liberalisierungen umgesetzt, um innerbetriebliche Arbeits- und
Beschéftigungsverhéltnisse zu verandern? Neben Veranderungen der Arbeitszeitre-
gelungen, Versetzungsbestimmungen und dergleichen ist hier nach dem vermehrten
Einsatz  sogenannter  atypischer  Beschéaftigungsverhdltnisse  (Leiharbeit,
Teilzeitarbeit, befristete Beschaftigung etc.) zu fragen. Schon in der Vorbereitung
auf Liberalisierungsmal3nahmen, wie auch in ihrer spateren Umsetzung, tut sich ein
wesentliches Feld der Reorganisation der (betrieblichen) Arbeitsbeziehungen auf,
kénnen gleichzeitig aber auch die unterschiedlichen institutionellen Pfade der
Liberalisierungsstrategien in verschiedenen Staaten erkennbar werden.

4. Arbeitsbedingungen: Wie verandern sich die unmittelbaren Arbeitsbedingungen, die
Managementstrategien und das Betriebsklimaim Prozess der Liberalisierung?

5. Industrielle Beziehungen: Welche Veranderungen erfahren die Interessenvertretung
und die Verhandlungsformen zwischen Arbeitnehmerinnen und Arbeitgebern? Inso-
fern Gewerkschaften und andere Formen der Interessenvertretung der Arbeitnehme-
rinnen im Prozess der Liberalisierung nicht zuriickgedréngt werden, kdnnen sie eine
zentrale Rolle in der Reorganisation der Unternehmen spielen. Die Veranderung der
Okonomischen und rechtlichen Rahmenbedingungen wirft auch die Frage auf, ob die
Grundlagen und die Organisation der Interessenvertretung umgestellt werden miissen
und was das fur deren Handlungsféhigkeit bedeutet.

Offentliche Dienstleistungen in Osterreich

In der ersten Phase der Analyse suchten wir allgemeine Daten zu den ausgewahlten
vierstelligen NACE-Codes. Dabei stellte sich in Gespréchen mit Expertinnen der Ar-
beiterkammer, von Statistik Austria und vom Hauptverband der Osterreichischen So-
zialversicherungstréger heraus, dass die Datenlage insgesamt sehr dirftig ist, und dass
vieles von dem, was an Daten erforderlich ware, fir die ausgewéhlten Wirtschafts-
bereiche nicht existiert. Letztendlich stitzen wir uns in der Darstellung der allgemeinen
Beschéftigungsentwicklung auf die Daten des Hauptverbandes der Osterreichischen
Sozialversicherungstrager und Daten aus der Leistungs- und Strukturerhebung von
Statistik Austria.

In der zweiten Phase sammelten wir unternehmensspezifische Daten und Informationen
aus Geschéftsberichten und anderen Verotffentlichungen. Teilweise nahmen wir auch
Kontakt mit den Offentlichkeits- und Personalabteilungen in den einzelnen Unterneh-
men auf, um an Daten zu kommen. Gleichzeitig verwendeten wir die Veroffentlichun-
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gen als Selbstdarstellungen, welche die Positionen der jeweiligen Geschéftsfihrung
bzw. des Managements widerspiegeln (aufgrund der begrenzten Forschungsmittel war
es uns nicht moglich, Interviews mit Vertreterlnnen der Unternehmen zu machen).

Nach der Vereinbarung von Zeit und Ort der Interviews fuhrten wir in einer dritten
Phase insgesamt 13 Interviews mit Personalvertreterlnnen und Betriebsréten aus den
ausgewahlten Wirtschaftsbereichen. Neben Wien fanden die Interviews in Graz, Linz
und Innsbruck statt. In einer letzten Phase werteten wir die Interviews aus und fassten
sie im folgenden Bericht zusammen. Dabei ist zu bedenken, dass der Osterreichische
Teil der Studie aufgrund der Neuheit des Themas und des eingeschrankten Zeitrahmens
eher explorativen Charakter besitzt.

I nternationale Fallstudien

Im internationalen Teil des Projekts war geplant, die Auswirkungen der Liberalisierung
und Privatisierung der offentlichen Dienstleistungen Wasserversorgung, Elektrizitét,
Eisenbahn, offentlicher Personennahverkehr und Postdienste in je zwei européischen
Staaten zu beschreiben. Die Darstellung sollte auf einer umfassenden Auswertung der
vorhandenen Literatur und auf der Analyse des vorfindbaren Datenmaterials aufbauen.
Fur die Projektarbeit wurden die Lander Deutschland, GrofRbritannien und Schweden
ausgewahlt. Fur Deutschland sollten die Sektoren Postdienste, Wasser und Eisenbahn,
fur Groforitannien Elektrizitét und offentlicher Personennahverkehr und fir Schweden
Wasser, Elektrizitét, Eisenbahn, offentlicher Personennahverkehr und Postdienste
untersucht werden.

Soweit dies die Literatur- und Datenlage zulassen wiirde, sollten sich die Recherchen
auf folgende Themenkomplexe konzentrieren:

=  Auswirkungen auf das Beschéftigungsvolumen und die Personal entwicklung,
= Entwicklung der Arbeitskosten bzw. der Léhne und Gehdlter,

= Veranderungen in den Arbeitsbedingungen, Arbeitsprozessen und der Arbeitsorgani-
sation,

= begleitende Mal3nahmen im arbeits- und soziarechtlichen Bereich,
= Auswirkungen auf die industriellen Beziehungen,
= Darstellung unterschiedlicher Phasen im Liberalisierungs- und Privatisierungsprozess.

Die Auswirkungen der Liberalisierung und Privatisierung offentlicher Dienstleistungen
auf die Arbeitnehmerinnen in Europa sind bisher fir viele Branchen und die meisten
Lander noch wenig aufgearbeitet. Dadurch wurden unseren Recherchen, die sich
aufgrund des Projektumfangs fast ausschliefdlich auf Sekundéranalysen beschranken
mussten, Grenzen gesetzt. Das zeigte sich unter anderem daran, dass sehr verstreute,
oftmals nur bedingt kompatible Materialien und Studien zusammengefihrt und aufbe-
reitet werden mussten, um einen ersten sinnvollen Uberblick tiber die Veranderungen in
den offentlichen Dienstleistungen zu erméglichen. Uber einige Sektoren, wie den
offentlichen Personennahverkehr oder die Wasserversorgung und tber die Situation in
Schweden insgesamt gibt es nur wenig Material und keine systematischen Untersuchun-
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gen zur Fragestellung unseres Projekts. Zusétzlich zur Literaturrecherche und
Sekundéranalyse von Statistiken und Studien war es daher notwendig, Expertinnen und
Organisationen in den Landern zu kontaktieren, um an zusétzliche Informationen, graue
Literatur und Einschétzungen der Lage zu kommen.

Die Recherchen zu vorhandener Literatur und relevanten Studien und anderen Materi-
alien erfolgte Uber das Internet, Bibliotheken und die gezielte Recherche in Publikati-
onglisten von fir die Fragestellung oder den jeweiligen Sektor relevanten Universitats-
oder Forschungsinstituten, aber auch Ministerien, EU-Kommission und Regulatoren.
Die Geschéftsberichte der ehemaligen und in einigen Sektoren bzw. Staaten weiterhin
marktdominierenden Monopolisten erwiesen sich ebenfalls as wichtig. Aul3erdem
nahmen wir mit Gewerkschaften, Personal abteilungen verschiedener Unternehmen, aber
auch Basisinitiativen in den zu untersuchenden Sektoren direkt Kontakt auf, um
Informationen zu erhalten und an relevantes Material heranzukommen. Diese Strategie
hat sich z.B. fur die Analyse des offentlichen Personennahverkehrs in Grof3ritannien
als sehr erfolgreich erwiesen. Da die Privatisierung des Busverkehrs in Grof3britannien
bereits Mitte der 80er erfolgte und zu einer Fragmentierung des Sektors fuhrte, konnten
zwar in der einschlégigen Literatur zur Privatisierung in GroRbritannien Uberblicksarti-
kel Uber die Auswirkungen der Verénderungen auf Beschéftigte gefunden werden, nicht
jedoch Studien, die etwa von den Gewerkschaften oder Stadteverbiinden in Auftrag
gegeben worden waren. Die Transport and General Workers Union stellte uns jedoch
auf Anfrage ein umfassendes Paket zu den Auswirkungen von Liberalisierung und
Privatisierung auf Beschéaftigte im Bussektor in Grof3britannien zusammen.8

Insgesamt gestaltete sich die Recherche als sehr zeitaufwandig. Wir konnten namlich
nur selten auf Ergebnisse von direkt zu unserem Thema durchgefiihrten Forschungspro-
jekten zurtickgreifen, wie dies bei der Untersuchung der Humboldt-Universitdt Berlin
zur Auswirkung der Privatisierung der Deutschen Bahn auf die Beschéftigten (Frey et
al. 2001) der Fall war. Es war eher anzunehmen, dass Befunde Uber die Veranderung
von Arbeitsbedingungen in den zu untersuchenden Sektoren, falls es sie Giberhaupt gab,
in umfassenderen Studien, deren Bezug zu unserem Forschungsprojekt nicht auf den
ersten Blick erkennbar war, enthaten sein konnten. Derartige Materialien erbrachten
z.B. Uber den Elektrizitétssektor in Grofbritannien interessante Informationen, haufig
war die Durchsicht von algemeinen Studien zur Verdnderung von Beschéftigung,
Arbeitsbedingungen und Arbeitsbeziehungen aber auch erfolglos.

Die in diesem Bericht zusammengestellten Rechercheergebnisse bieten einen ersten
umfassenden Uberblick tiber die Auswirkungen der Veranderungen in den offentlichen
Dienstleistungen auf die Arbeitnehmerinnen. Wenn auch viel Material zusammen ge-
tragen und ausgewertet werden konnte, so war es doch nicht zu vermeiden, dass an
einigen Stellen die mangelhafte Datenlage deutlich erkennbar wird. Der grof3e Bedarf
an Forschung zu unserem Thema wurde auch dadurch deutlich, dass die von uns
kontaktierten Expertinnen oder Praktikerlnnen sehr grofes Interesse an unserem
Forschungsprojekt und den zu erwartenden Ergebnissen bekundeten. Auch monierten

8  Zudanken ist hier insbesondere Roger Sealey, Research Officer bei der TGWU.
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sie fUr einige Sektoren und insbesondere in Schweden immer wieder das Fehlen
derartiger Untersuchungen. Eine Vertiefung und internationale Erweiterung der
Forschungsarbeit ist daher dringend geboten.



Fallstudien Osterreich

FALLSTUDIEN OSTERREICH

1. BESCHAFTIGUNGSENTWICKLUNG

Generell ist die Datenlage im Hinblick auf die Fragestellung des Projektes nicht
zufriedenstellend. Im folgenden présentieren wir die verfigbaren Daten aus der
Leistungs- und Strukturerhebung der Statistik Austria und vom Hauptverband der
Osterreichischen Sozialversicherungen. Im ersten Fall konnen wir die Jahre 1997 bis
2001 und im zweiten Fall 2000 bis 2003 abdecken. Im Falle der Leistungs- und
Strukturerhebung bestehen die Nachteile darin, dass die Daten erstens nur bis zum Jahr
2001 reichen (weil im Jahr 1998 offenbar die in ein Privatunternehmen Uberfihrte Post
in den Sektor private Post- und Kurierdienste aufgenommen wurde, sind Zahlen
teilweise sogar nur zwischen 1998 und 2001 vergleichbar). Zweitens werden fur den
Sektor Eisenbahnen keine Daten ausgewiesen, weil in diesem Bereich ein Unternehmen
(die OBB) derart dominant ist, dass die Veroffentlichung von Daten die gesetzlichen
Geheimhaltungsbestimmungen  verletzen  wdirden. Drittens it  im  Sektor
Wasserversorgung aufgrund der geringen Beschéftigungszahl von rund 2000
Beschéftigten in den Erhebungsjahren 1998 und 1999 ein erheblicher Stichprobenfehler
madglich.® Beim Hauptverband der osterreichischen Sozialversicherungstrager werden
Daten fur vierstellige NACE-Codes erst seit dem Jahr 2000 ausgewiesen (auf
monatlicher Basis) und sie exkludieren selbststandig Beschéftigte sowie pragmatisierte
Bedienstete (die laut unseren Interviews besonders vom Beschéaftigungsabbau der
letzten Jahre betroffen sind). Dafir enthalten die Hauptverbands-Daten présenz- und
zivildienstleistende Personen und vor alem Bezieherlnnen von Karenz- bzw.
Kindergeld, die das Bild unter Umstanden etwas verzerren konnen.10

Trotzdem lassen sich auf Basis der beiden Datensdtze folgende Tendenzen identifi-

zieren:

= Sowohl die Leistungs- und Strukturerhebung (1998 — 2001 exklusive Eisenbahnen)
als auch die Beschaftigungsdaten des Hauptverbandes der Osterreichischen Sozial-
versicherungstrager (2000 — 2003) weisen fr die Gesamtheit der von unsin Betracht
gezogenen Sektoren (4010 — Elektrizitatsversorgung; 4020 — Gasversorgung; 4100 —
Wasserversorgung; 6010 — Eisenbahnen; 6021 — Personenbefdrderung Linienverkehr
zu Lande; 6411 - Postdienste; und 6412 private Kurierdienste) einen
Beschéaftigungsriickgang von rund funf Prozent aus, wahrend die Zahl der Be-
schaftigten in alen Wirtschaftsektoren (im  Falle der Lestungss und
Strukturerhebung ONACE-Abschnitte C — K) im Vergleichszeitraum um zwei bzw.

9 Der relative Stichprobenfehler mit bei 95% statistischer Sicherheit (Beschiftigte insgesamt) fiir den
Sektor Wasserversorgung (4100) verhélt sich wie folgt: 1997: 2,5%; 1998: 17,3%; 1999: 7,2%; 2000:
3,3%; 2001: 2,6%. Fir den Sektor Gasversorgung (4020): 1997: 2,3%; 1998: 2,7%; 1999: 2%; 2000:
2,4%; 2001: 2,6% (Auskunft Statistik Austria).

10 Bezieherlnnen von Karenz- und Kindergeld machen rund 100.000 Personen aus.
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drei Prozent gestiegen ist.1! Das stellt ein deutliches Kennzeichen dafir dar, dass in
den von uns betrachteten Sektoren in den letzten Jahren Uberdurchschnittlich
Beschéftigung abgebaut wurde.

Der Beschéftigungsabbau in den einzelnen Sektoren fiel zum Teil sehr unterschied-
lich aus: Besonders stark betroffen sind die privaten Post- und Kurierdienste, wo laut
der Leistungs- und Strukturerhebung zwischen 1998 und 2001 die Beschéaftigung um
14 Prozent zuriickgegangen ist (3,5% p.a.). Laut den Daten des Hauptverbandes der
Osterreichischen Sozialversicherungstréger fiel der Beschéftigungsabbau in diesem
Bereich deutlich geringer aus (knapp 2% p.a.), aber das ist wohl darauf zurtickzu-
fUhren, dass in den vierstelligen NACE-Codes des Hauptverbandes die pragmati-
sierten Bediensteten nicht enthalten sind. Daten zu pragmatisierten Bediensteten gibt
es vom Hauptverband nur fir Ubergeordnete (dreistellige) NACE-Codes. Fir den
Sektor Nachrichtentubermittlung, zu dem neben der Post auch die Telekom gehort,
zeigen die entsprechenden Daten zwischen Méarz 2000 und Méarz 2003 eine Reduk-
tion der Zahl der pragmatisierten Bediensteten um rund 30 Prozent. Dasselbe gilt fur
den Sektor Eisenbahnen, fur den es keine Daten aus der Leistungs- und Struk-
turerhebung gibt. Stark betroffen ist auch die Elektrizitatsversorgung, wo laut beiden
Datensdtzen der jahrliche Beschéftigungsabbau 2,6 bzw. 2,8 Prozent ausmacht
(Leistungs- und Strukturerhebung 1997 — 2001: - 13%; Hauptverband 2000 — 2003:
- 11%). Diese Einschédtzung wird auch durch die von uns erhobenen Unternehmens-
daten und die Informationen aus den Interviews bestétigt.

Unterschiedliche Bilder ergeben sich aufgrund der beiden Datensétze fir die
Entwicklung der Beschéaftigung in den Bereichen Gas- und Wasserversorgung: Wah-
rend laut Daten des Hauptverbandes der Osterreichischen Sozialversicherungstrager
die Zahl der Angestellten und Arbeiterinnen im Bereich der Gasversorgung zwischen
2000 und 2003 um 13 Prozent oder 3,3 p.a. zurtckgegangen ist, kam es laut
Leistungs- und Strukturerhebung zwischen 1997 und 2001 zu einem Zuwachs von
unselbststandiger Beschéftigung von 6% oder 1,2% p.a. Die grofdere Prézision der
Hauptverbands-Daten sowie die von uns erhobenen Unternehmensdaten und die
Informationen aus den Interviews deuten eher auf einen Beschéftigungsabbau hin.
Im Falle der Wasserversorgung ist es umgekehrt: Hier weisen die Daten des
Hauptverbandes ein Beschaftigungszuwachs von 1,2% p.a. aus, wahrend laut
Leistungs- und Strukturerhebung die Beschéftigung im selben Sektor um rund 1%
p.a abgenommen hat. Eine Beschéftigungszunahme von 3% bzw. 3,4% p.a. weisen
beide Datensétze schliefdlich fur den Bereich Personenbeférderung Linienverkehr zu
L ande (Offentlicher Personennahverkehr) aus.

Manner sind vom Beschéftigungsabbau deutlich stérker betroffen as Frauen — was
allerdings damit zusammenhangt, dass der Frauenanteil in den von uns betrachteten

11
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Die Wirtschaftsklassen C — K beinhalten: C (Bergbau), D (Sachgiitererzeugung), E (Energie- und
Wasserversorgung), F (Bauwesen), G (Handel, Instandhaltung und Reparatur), | (Verkehrs- und
Nachrichtentibermittiung), J (Kredit- und Versicherungswesen), K (Realitéten, VVermietung, unterneh-
mensspez. Dienstleistungen). Exkludiert sind A (Land- und Forstwirtschaft), B (Fischerei), L (6ffentl.
Verwaltung), M (Unterrichtswesen), N (Gesundheit- u. Sozialwesen), O (6ffentl. und personl. Dienst-
leistungen), P (Private Haushalte), Q (Exterritoriale Organisationen und Kdrperschaften).
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Sektoren mit der Ausnahme der privaten Post- und Kurierdienste auf3ergewdhnlich
gering ist. Laut Leistungs- und Strukturerhebung kam es fur die Gesamtheit der von
uns betrachteten Sektoren zwischen 1998 und 2001 bei den Frauen sogar zu einem
Beschéftigungsanstieg von 3%. Allerdings fiel der gesamtwirtschaftliche Anstieg der
Frauenbeschaftigung noch héher aus — fur die Wirtschaftsklassen C — K bspw. um
7%. Eine besonders starke Zunahme der Frauenbeschéftigung gab es laut Daten der
Leistungs- und Strukturerhebung im Bereich Personenbeférderung Linienverkehr zu
Lande (OPNV), einen besonders starken Riickgang der Mannerbeschaftigung im
Bereich der privaten Post- und Kurierdienste.

Zugenommen hat dagegen in den von uns betrachteten Sektoren die Zahl der selbst-
stéandig Beschéftigten: Laut Leistungs- und Strukturerhebung hat die Zahl der selbst-
stéandig Beschéftigten in den Sektoren 4010, 4020, 4100, 6021 und 641 zwischen
1998 und 2001 um fast ein Drittel zugenommen (von 768 auf 1.024), wéhrend die
Zahl der selbststandig Beschéftigten in den Wirtschaftklassen C — K im selben Zeit-
raum um rund 6% gestiegen ist. Einschrénkend muss allerdings darauf hingewiesen
werden, dass die Zahl der selbststéndig Beschéftigten starken jahrlichen Schwankun-
gen unterworfen ist und der Anteil der selbststéndig Beschéftigten an der Gesamtbe-
schéftigung fUr die von uns betrachteten Sektoren auf3ergewdhnlich gering ist. Dazu
kommen madgliche Stichprobenfehler. Der Anteil der selbststéndig Beschéftigten ist
in der Gesamtheit der von uns betrachteten Sektoren zwischen 1998 und 2001 von
0,9% auf 1,1% gestiegen, wahrend er im selben Zeitraum in den Wirtschaftsklassen
C — K bel rund 8,4% stagniert. Eine besonders starke Zunahme der Zahl von
selbststéndig Beschéftigten verzeichneten die privaten Post- und Kurierdienste, wo
die Zahl der selbststandig Beschéaftigten zwischen 1997 und 2001 um rund 60
Prozent gestiegen ist. Gemessen an der Gesamtbeschéftigung im Sektor nahm der
Antell der selbststéndigen Beschéftigung im Sektor von 0,7% in 1998 auf 1% in
2001 zu.

Waéhrend der Beschaftigungsabbau in der Gesamtheit der von uns betrachteten Sek-
toren sowohl Voll- als auch Teilzeitbeschéftigung betraf und die Zahl der Teilzeit-
beschéftigten laut Leistungs- und Strukturerhebung zwischen 1998 und 2001 ge-
sunken ist, wahrend die Zahl der Teilzeitbeschaftigten in den Wirtschaftssektoren C
— K im selben Zeitraum deutlich zugenommen hat, gibt es fir bestimmte Sektoren
trotzdem eine starke Zunahme der Zahl der Teilzeitbeschaftigten. Im Bereich der
Gasversorgung hat die Zahl der Teilzeitbeschéftigten bspw. zwischen 1997 und 2001
um 150% zugenommen (von 51 auf 129), im Bereich Personenbeférderung Linien-
verkehr zu Lande (OPNV) um 55% (von 715 auf 1.112) und im Bereich der Wasser-
versorgung um 35% (von 127 auf 171). Zu den Teilzeitbeschéftigten zéhlen in diesen
Falen auch die geringfligig Beschéftigten, fur die keine eigenen Zahlen verfugbar
sind. Aber auch hier muss eingeschrankt werden, dass die Zahlen starken jahrlichen
Schwankungen unterliegen und dass der Anteil der Teilzeitbeschéaftigung an der
Gesamtbeschéftigung in den von uns betrachteten Sektoren im Vergleich zur
Gesamtwirtschaft eher gering ist. Dazu kommen auch hier mégliche Stichproben-
fehler.
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= Wie bereits erwdhnt, sind die pragmatisierten Bediensteten besonders vom Be-
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schéftigungsabbau betroffen. Beschaftigungszahlen fir pragmatisierte Bedienstete
gibt es vom Hauptverband der osterreichischen Sozialversicherungstrager nur fir
Ubergeordnete  Wirtschaftsbereiche (dreistellige  NACE-Codes). Im  Sektor
Nachrichtenlbermittlung, zu dem neben der Post auch die Telekom gehort, welche
als Teil der ehemaligen Post- und Telegraphenverwaltung tber einen hohen Antell
von pragmatisierten Bediensteten verfligen, wurden zwischen Mérz 2000 und Méarz
2003 30 Prozent der pragmatisierten Bediensteten abgebaui.



Tabelle 1-1: Beschéftigungsentwicklung laut Leistungs- und Strukturerhebung

1997 1998 1999 2000 2001 Veranderung
. . - - N Beschaftigung
Frauen Ménner | Insgesamt | Frauen Ménner [ Insgesamt | Frauen Ménner | Insgesamt | Frauen Ménner Insgesamt | Frauen Ménner | Insgesamt insgesamt in %
(1997/98-2001)
Elektrizitatsversorgung | 4.043 26.656 30.699 3.947 25.938 29.885 3.803 24.711 28.514 3.691 23.263 26.954 3.848 22.812 26.660 -13,2
(4010)
Gasversorgung (4020) | 532 2.655 3.187 571 2.677 3.248 595 2.846 3.441 576 2.724 3.300 593 2.774 3.367 +5,6
Wasserversorgung 210 1.789 1999 283 1.921 2.204 239 1.814 2.053 281 1.790 2.071 245 1.607 1.852 -74
(4100)
Personenbeférd. Im 3.222 20.598 23.820 3.151 20.050 23.201 3.240 19.871 23111 3.971 20.256 24.227 4.232 23.593 27.825 +16,8
Linienverkehr zu Land
(6021)
Private Post und 334 833 1.167 11.582 28.546 40.128 11.595 28.124 39.719 10.750 27.884 38.634 11.174 23.153 34.327 - 14,5
Kurierdienste (641)
4010, 4020, 4100, 8.341 52.531 60.872 19.534 79.132 98.666 19.472 77.366 96.838 19.269 75.917 95.186 20.092 73.939 94.031 -4,
6021, 641
Wirtschaftsklassen 783.675 | 1.419.485 | 2.203.160 |818.402 |1.444.761 | 2.263.163 |[823.086 |1.430.912 | 2.253.998 |[859.611 |1.454.652 | 2.314.263 |879.365 |[1.452.751 | 2.332.116 +3,0*
C-K

* Veranderung bezieht sich auf 1998 bis 2001, weil die Post erst im Jahr 1998 in Folge der Ausgliederung und Uberfiihrung in ein privatrechtliches Unternehmen in die Statistik
aufgenommen wurde.

Quelle:  Statistik Austria, Leistungs- und Strukturerhebung 1997 — 2001. Sonderauswertung. Daten fiir den Bereich Eisenbahnen (6010) und Postdienste (6411) werden aufgrund der
geringen Anzahl der in diesem Bereich tatigen Unternehmen geheim gehalten




Tabelle 1-2:

Selbststandige Beschaftigung und Teilzeitbeschéftigung laut Leistungs- und Strukturerhebung

1997 1998 1999 2000 2001

Unselbst. [ Selbststandig | Teilzeit | Unselbst. | Selbststandig | Teilzeit | Unselbst. | Selbststandig [ Teilzeit | Unselbst. | Selbststandig | Teilzeit | Unselbst. | Selbststandig | Teilzeit
Elektrizitdtsversorgung | 30.607 92 1.187 29.763 121 1.357 28.308 206 1.388 26.839 116 1.337 26.542 119 1.316
(4010)
Gasversorgung (4020) 3.187 0 51 3.248 0 53 3.435 7 52 3.300 0 107 3.367 0 129
Wasserversorgung 2000 0 127 2.205 0 217 2.045 8 142 2.072 0 173 1.852 0 171
(4100)
Personenbeford. Im 23.336 485 715 22.690 511 922 22.624 488 1.035 23.717 510 1.215 27.266 559 1.112
Linienverkehr zu Land
(6021)
Private Post und 976 191 333 39.860 268 5.689 39.391 327 6.269 38.357 277 5.858 34.021 306 5.039
Kurierdienste (641)
4010, 4020, 4100, 60.106 768 2.413 97.766 900 8.238 95.803 1.036 8.886 94.285 903 8.691 93.048 984 7.763
6021, 641
Wirtschaftsklassen C - | 2.018.530 184.628 216.150 |2.072.399 190.764 253.711 |2.068852 185.318 257.712 | 2.125.611 188.865 294.055 |2.137.049 195.312 320.943

K

Quelle:

geringen Anzahl der in diesem Bereich tatigen Unternehmen geheim gehalten.

Statistik Austria, Leistungs- und Strukturerhebung 1997 — 2001. Sonderauswertung. Daten fiir den Bereich Eisenbahnen (6010) und Postdienste (6411) werden aufgrund der




Tabelle 1-3: Beschaftigungsentwicklung laut Hauptverband der dsterreichischen Sozialversicherungstréger: Arbeiterinnen und Angestellte
2000 2001 2002 2003 Veranderung in
Prozent
Arb. Ang. Insg. Arb. Ang. Insg. Arb. Ang. Insg. Arb. Ang. Insg. (2000-2003)

Elektrizitatsversorgung (4010) 4.813 |18.748 23.561 | 4.554 |17.758 22.312 | 4.495 |17.978 22473 | 4.384 |16.702 21.086 -10,5
Gasversorgung (4020) 989 | 1.377 2.366 939 | 1431 2.370 771 | 1.249 2.020 767 | 1.303 2.070 -125
Wasserversorgung (4100) 379 436 815 376 461 837 358 476 834 375 484 859 +5,4
Eisenbahnen (6010) 1.984 | 5.716 7.700 | 1.784 | 5.437 7.221 | 5561 | 1.739 7.300 | 5597 | 1.651 7.248 -58
Personenbeférderung 16.340 | 4.063 20.403 |16.204 | 4.168 20.372 | 16.177 | 4.292 20.469 |16.591 | 4.498 21.089 +3,4
Linienverkehr zu Land (6021)

Postdienste (6411) 237 | 6.045 6.282 111 | 4.387 4.498 126 | 4.863 4.989 147 | 5.659 5.806 -7,6
Private Kurierdienste (6412) 514 237 751 491 214 705 496 204 700 507 191 698 -7,0
4010, 4020, 4100, 6010, 6021, 61.878 58.315 58.785 58.856 -49
6411, 6412

Alle Wirtschaftsklassen 2.642.361 2.675.693 2.683.735 2.687.143 +1,7

Quelle:  Hauptverband der dsterreichischen Sozialversicherungstrager. Stichtag ist jeweils der 30. Mérz.
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Tabelle 1-4: Beschaéftigungsentwicklung laut Hauptverband der dsterreichischen Sozialver-
sicherungstrager: pragmatisierte Bedienstete
Wirtschaftsklassen 2000 2001 2002 2003 Veranderung
2000-2003 in %
Energieversorgung 211 320 300 288 +36
Landverkehr 44.239 42.202 40.856 39.418 -10,9
Nachrichteniibermittlung 40.769 38.078 34.090 28.558 -30,0

Quelle:

Hauptverband der gsterreichischen Sozialversicherungstrager. Stichtag ist jeweils der 30. Mérz.

1.1 Einkommensentwicklung

Die Suche nach Einkommensdaten fir die von uns untersuchten Wirtschaftsbereiche
war leider nicht erfolgreich. Beim Hauptverband gibt es keine Daten fir vierstellige
NACE-Codes, und die Einkommensberichte des Rechnungshofes stellten sich leider als
unbrauchbar heraus, weil sie von unterschiedlichen Auftragnehmerlnnen erstellt wurden
und die verdffentlichten Daten keinen Vergleich zulassen. Trotz der fehlenden Daten
lassen aber Informationen aus den weiter unten présentierten Fallstudien durchaus den
Schluss zu, dass esim Zuge der Liberalisierung sehr wohl zu Einkommensverlusten fur
die Beschéftigten gekommen ist.
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Einkommensverluste durch Anderungen in Kollektivvertragen: Ein Beispiel sind die
Wiener Stadtwerke, wo Mitarbeiterinnen die nach dem 1. Juli 2000 in das Unter-
nehmen eingetreten sind, einen Einkommensverlust von 13 Prozent gegentiber den
»Altbediensteten” in Kauf nehmen missen. Dartber hinaus werden ihnen keine
Vordienstzeiten angerechnet und sie springen nur ale vier anstatt wie zuvor ale
zwei Jahre in eine hohere Gehaltsstufe. Nicht zuletzt kdnnen sie auch dadurch
finanzielle Nachteile erleiden, dass sie nur eine beschrankte Anzahl von Uberstunden
machen durfen, wahrend fir ,Altbedienstete* keine Uberstundenbeschrankungen
gelten (siehe Fallstudien Wiengas und Wiener Linien)

Einkommensverluste durch Anderungen/K iindigungen von Betriebsvereinbarungen:
In diese Kategorie fallt die Verbundgesellschaft, wo Mitarbeiterinnen seit 2001
freiwillig auf betriebliche Sozialleistungen verzichten, weil sich das Unternehmenim
Gegenzug dazu verpflichtet hat, von betriebsbedingten Kindigungen abzusehen.
Nach Auskunft des Betriebsrates haben die freiwilligen Sozialestungen
(urspringlich in Form von kostenlosem Strom, spéter als monetére Leistungen)
zwischen acht und zehn Prozent des Entgeltes ausgemacht (siehe Fallstudie
V erbundgesell schaft).

Bei den Innsbrucker Verkehrsbetrieben hat das Unternehmen einseitig alle Betriebs-
vereinbarungen fur Beschéftigte, die nach dem 31. 7. 1999 eingetreten sind, gekiin-
digt. Nach Einschdtzung des Betriebsrates, machen diese Zulagen rund ein Drittel
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des Entgeltes aus. Die Innsbrucker V erkehrsbetriebe rechnen mit einem langfristigen
jahrlichen Einsparungspotential von ATS 43,6 Mio (siehe Falstudie Innsbrucker
V erkehrsbetriebe).

Einkommensverluste durch Ausgliederungen: Wahrend eine bei den OBB in der
Gebaudereinigung beschéftigte Mitarbeiterln im Durchschnitt 1.486 € brutto pro
Monat verdient, stehen ihm/ihr nach dem Kollektivertrag fir Denkmal- Fassaden-
und Gebaudereiniger fur die selbe Tétigkeit 1.076,06 € brutto im Monat zu (6,22 €
pro Stunde). So gerechnet ergibt sich ein Einkommensverlust von mehr als 25
Prozent (wobei aber betont werden muss, dass bei den OBB zwar Leistungen,
bislang aber keine Mitarbeiterlnnen ausgelagert wurden). Ahnliches gilt auch fir die
seit kurzem eingesetzten 90 Zugbegleiterlnnen, die bei Wagon Lits beschaftigt sind
und im Liege- und Schlafwagendienst zum Einsatz kommen. Auch sie verdienen 15
bis 20 Prozent weniger als die bahneigenen Schlafwagenschaffnerinnen (siehe
Fallstudie OBB).

Mogliche Einkommensverluste durch die Einfihrung leistungsorientierter Entloh-
nung: Angedacht ist eine Umwandlung der Entgelte in eine stérker leistungsorien-
tierte Entlohnung in vielen Teilen der 6ffentlichen Dienstleistungen - bspw. bei der
Post (leistungsorientierte Entlohung ist in den privaten Post- und Kurierdiensten
schon lange tiblich) und zum Teil sogar bei den OBB (im Werkstattbereich). Kon-
kretere Schritte gibt es aber vor alem im Bereich der Elektrizitéts- und Gasversor-
gung: Im Stromgeschéft bei der Verbundgesellschaft gilt seit 2001 ein leistungs-
abhangiges Entgeltmodell. Der leistungsabhéngige Anteil des Entgeltes macht im
Durchschnitt 25 Prozent aus. Bei der STEWEAG-STEG fallen 60 Mitarbeiterlnnen
unter das neue leistungsorientierte Schema. Hier macht der leistungsorientierte
Anteil rund 20 Prozent aus (siehe Fallstudien Verbundgesellschaft und STEWEAG-
STEG).

Mogliche Einkommensverluste durch die Einfihrung von Betriebspensionen: Bei
den Wiener Stadtwerken ist geplant, die bisherigen freiwilligen Sozialeistungen in
einen Zuschuss zu Betriebspensionen umzuwandeln. Das Unternehmen verdoppelt
den Betrag, den der/die jeweilige Mitarbeiterln in eine betriebliche Pensionskassa
einzahlt. Dadurch werden nicht nur die Einkommensunterschiede zwischen den Be-
schéftigten verstarkt, aufgrund der Kapitalmarktveranlagung bleibt dartiber hinaus
unklar, wie viel Geld die Beschéftigten letztendlich in die Hand bekommen (siehe
Fallstudie Wiengas).

1.2. Art der Beschaftigung

Wie oben erwahnt, kam es in den von uns untersuchten Sektoren zu einer Zunahme von
selbststandiger Beschéftigung. Ingesamt hat ihre Zahl in den von uns betrachteten
Sektoren zwischen 1998 und 2001 um fast ein Drittel zugenommen. Allerdings muss
eingeschrankt werden, dass der Antell von selbststéndiger Beschéftigung an der
Gesamtbeschaftigung noch immer weit unter dem gesamtwirtschaftlichen Durchschnitt
liegt (rund 1% im Vergleich zu mehr als 8% fir die Wirtschaftklassen C — K). Daruiber
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hinaus kam es in den von uns betrachteten Sektoren zu einer deutlichen Abnahme der
Zahl der pragmatisierten Bediensteten. Es konnten keine offiziellen Statistiken zur
Verwendung von Leiharbeiterinnen in den entsprechenden Sektoren gefunden werden.
Geringflgige Beschéftigte zdhlen in der Leistungs- und Strukturerhebung zu den
Teilzeitbeschéftigten, werden aber nicht extra ausgewiesen.

1.3. Arbeitszeit

Wéhrend algemein auch Tellzeitbeschaftigte vom Beschaftigungsabbau betroffen
waren, gab es in einzelnen Sektoren zum Teil eine deutliche Zunahme der Zahl der
Teilzeitbeschéftigten. Bspw. haben in den Bereichen Gasversorgung, Personenbeftrde-
rung Linienverkehr zu Lande (OPNV) und Wasserversorgung die Zahl der Teilzeitbe-
schéftigten zwischen 1997 und 2001 um bis zu 150% zugenommen. Aber auch in
diesen Bereichen ist der Teilzeitanteil im Vergleich zum gesamtwirtschaftlichen
Durchschnitt noch immer sehr gering.

1.4. Frauenbeschaftigung

Frauen waren vom Beschéftigungsabbau in den von uns betrachteten Sektoren weit
weniger stark betroffen as Manner. Eine besonders starke Zunahme von
Frauenbeschaftigung gab es in den Bereichen Personenbeforderung Linienverkehr zu
Lande (OPNV). Der Frauenanteil in den Sektoren ist aber mit Ausnahme der privaten
Post- und Kurierdienste vergleichswelise gering.

1.5. Entwicklung von Arbeitsunféllen

Tabelle 1-5: Anerkannte Arbeitsunfalle laut AUVA

Wirtschaftsklassen 1998 1999 2000 2001 2002 | Verénderung
in Prozent
1998-2001/02
Elektrizitatsversorgung (401)* 1.004 973 933 809 749 -25
Wasserversorgung (410)* 63 59 60 54 53 -16
Eisenbahnen (601)** 3.155 | 3209 | 3.005 | 2749 - -13
Postdienste u. private Kurierdienste (641)* 712 817 759 664 651 -9
Personenbeférderung im Linienverkehr zu 89 83 66 77 71 -20
Lande*
Insgesamt 5023 | 5141 | 4823 | 4353 -13

Quelle:  *AUVA: *Versicherungsanstalt der dsterreichischen Eisenbahnen.
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Bel der Entwicklung der absoluten Zahl von Arbeitsunféllen lassen sich fir die ausge-
wahlten Wirtschaftsklassen keine Besonderheiten erkennen. Dem gesamtwirtschaftli-
chen Trend entsprechend ist die Zahl der Arbeitsunfalle zwischen 1998 und 2002 im
Durchschnitt um rund 13 Prozent gesunken. Bezogen auf die Zahl der durchschnitt-
lichen Arbeitsunfélle pro Beschéftigten muss aber, angesichts des Beschéftigungsriick-
ganges in den Sektoren, von einem vergleichsweise langsameren Rickgang
ausgegangen werden.
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2. FALLSTUDIE: OSTERREICH POSTDIENSTE

2.1. Post AG

2.1.1. Hintergrund

1996 wurde die staatliche Post- und Telegraphenverwaltung in die privatwirtschaftlich
verfasste Post und Telekom Austria AG (PTA) Uberfihrt. Die in der Post- und Telegra-
phenverwaltung tétigen Beamtinnen wurden im Rahmen des Poststrukturgesetzes der
PTA zur dauernden Dienstleistung zugewiesen. Neue Beschéftigte werden seit diesem
Zeitpunkt nur noch als privatrechtliche Angestellte aufgenommen. 1999 wurde die
Telekom aus der PTA ausgegliedert und in der Folge teilprivatisiert (ein geplanter
Bdrsengang wurde seither mehrfach verschoben). Gleichzeitig wurde die Post AG
gegrundet, zu der neben der ,gelben Post” auch der Bereich Postbus gehorte. Der
Bereich Postbus wurde 2002 an die Osterreichischen Bundesbahnen verkauft. Bisher
befindet sich die Post AG zur Ganze im Staatseigentum, aber es haufen sich die
Gerlichte, wonach die tsterreichische Post an die Deutsche Post oder an einen anderen
Interessenten verkauft werden soll.12 Dafur erwarb die Osterreichische Post 2002
ihrerseits 75% minus einer Aktie des privaten Werbemittelverteilers feibra AG und
expandierte mit Tochterunternehmen wie , Yellogistics®, ,, In time* und ,, Slovak Parcel”
in Slowenien und in der Slowakei (Post Geschéftsbericht 2002).

Die Osterreichische Post bereitet sich seit Mitte der 1990er Jahre auf die schrittweise
Liberalisierung des europaischen Post-Marktes vor. 2002 waren in Osterreich folgende
Post-Dienstleistungen fur den Wettbewerb getffnet: Pakete, Direct Mails ohne An-
schrift, Zeitungen und Zeitschriften, Expresssendungen sowie Briefsendungen ab 350
Gramm. Seit 2003 wurden aufRerdem Briefe und Direct Mails mit personlicher
Anschrift mit einem Gewicht mit mehr als 100 Gramm sowie der gesamte Briefversand
von Osterreich ins Ausland liberalisiert (ebenda S. 10). Die vollstandige Liberalisierung
wird auf EU-Ebene zur Zeit fur das Jahr 2009 angepeilt.

Die Liberalisierung flhrte nicht nur zu einer Aufteilung der Post- und Telekom AG,
sondern auch zu weiterfihrenden Restrukturierungen innerhalb der , gelben Post®. Seit
2002 besteht die Post AG aus funf Geschéftsfeldern: Brief, Filianetz, Info-Mail,
»Kurier.Express.Paket® und Medienpost. Laut Geschaftsbericht ermdglicht es diese
Struktur, dass die einzelnen Einheiten die Verantwortung tragen, , dass sie ihre Leistun-
gen zu marktkonformen Preisen anbieten konnen®. Dazu kommt, dass durch die neue
Struktur jedes Produkt ,flexibler in seinem Wettbewerbsumfeld“ positioniert werden
kann (ebenda).

12 pDer Standard, 3. Dezember 2002.
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In diesem Zusammenhang wurde auch die Brieflogistik neu geordnet: Letztendlich soll
es anstatt 16 Verteilerzentren nur noch sechs zentrale Logistikzentren (Wien, Linz,
Salzburg, Graz, Villach und Tirol/V orarlberg) geben. Im Herbst 2002 wurde das grofite
Logistikzentrum, das Briefzentrum Wien (BZW), in Betrieb genommen.l3 Diese
Neuordnung soll sicherstellen, dass die von der EU verordnete E+1-Zustellung, d.h. die
Zustellung an dem auf die Aufgabe folgenden Werktag, wie vorgegeben zu 90 Prozent
eingehalten wird. Gleichzeitig wurde 2002 das Filialnetz von 2.300 auf 1.669 Ge-
schéftsstellen reduziert bzw. im Management-Jargon ,, optimiert®.

2.1.2. Beschéftigungsvolumen

Seit 1996 hat die Osterreichische Post die Zahl der Beschéftigten um 18 Prozent
reduziert. In Vollzeitaguivalenten entspricht dies einer Reduzierung um 14 Prozent. Das
ist eine durchschnittliche Reduktion um knapp mehr als zwei Prozent pro Jahr. In
absoluten Zahlen sind das 5.326 Vollzeitbeschéftigte insgesamt oder mehr as 760
Vollzeitbeschéftigte pro Jahr. Bedingt durch den Verkauf des Postbus-Bereiches stieg
die Abbauquote zwischen 2001 und 2002 sogar auf knapp mehr als vier Prozent. Fir
2003 hat die Generaldirektion eine weitere Personalreduktion um 1.445 Vollarbeits-
pldtze und eine Erhdhung der jahrlichen Abbauquote auf funf Prozent angekindigt.
Zwischen 2003 und 2006 sollen nach den Planen der Generaldirektion weitere 3.960
Vollarbeitsplétze eliminiert werden.14

Méanner waren vom Beschéftigungsabbau stérker betroffen als Frauen: Der Anteil der
mannlichen Beschéftigten sank um 21 Prozent, wéhrend jener der Frauen nur um 15
Prozent abnahm. Der Anteil der Frauen an der Gesamtbeschaftigung bei der Post
erhdhte sich allerdings nur unwesentlich um etwas mehr als ein Prozent. Damit zusam-
menhéngend hat der Anteil der Teilzeitarbeit zwischen 1996 und 2002 um 41 Prozent
zugenommen und betrégt jetzt rund 10 Prozent der Gesamtbeschaftigung (1996: 6
Prozent); jener der Méanner, die Tellzeit beschéftigt sind, ist sogar um 141 Prozent
gestiegen.

13 Am BZW wird die Post fiir die gesamte Ostregion (Wien, Niederosterreich und Burgenland) sortiert
und verteilt.
14 Der Standard, 8., 11. und 17. Mé&rz 2003.
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Tabelle 2-1: Beschaftigungsentwicklung bei der Post

1996 1997 1998t 1999 2000 2001 2002 | Verénderung
in %
1996-2002

Anzahl der Beschéttigten | 35.333 | 33.587 | 36.526 | 35.493 | 31.775 | 30.126 | 28.974 -18,0%
Beschaftigte Mannlich 25504 | 25.133 | 27.346 | 26.288 | 22.573 | 21.496 | 20.593 -193%
Beschéftigte Weiblich 9.829 | 8454 | 9.180 | 9.205 | 9.202 | 8.630 | 8.381 -147%
Beschaftigte in Teilzeit* 2028 | 3.634 | 3.833 | 3.803 | 3.270 | 2532 | 2863 | +412%
Teilzeit Mannlich* 171 740 813 777 501 178 412 + 233,3

%**

Teilzeit Weiblich* 1.857 | 2.894 | 3.020 | 3.026 | 2.769 | 2.354 | 2.451 +32%

*...Vollzeitaquivalente

*+_.aufgrund der starken j&hrlichen Schwankung der Zahl der ménnlichen Teilzeitbeschéftigten wurde in diesem
Fall der Berechnung der prozentualen Verénderung der Durchschnittswert der Jahre 1997-2992 zugrundegelegt.
1...1988 kam es zur Trennung von Post und Telekom Austria

Quelle:  Post AG Unternehmenskommunikation.

Der Beschéaftigungsabbau steht in einem klaren Zusammenhang mit der Liberalisierung
des Post-Marktes. Im Geschéaftsbericht 1999 heil3t es bspw.

»1Nn Vorbereitung auf die kommende Liberalisierung der Postdienste und den zu
erwartenden verscharften Wettbewerb ist die Anpassung der Personastruktur an
die Mitbewerber ein notwendiges Ziel der Gsterreichischen Post AG.” (S. 63)

Und im Geschéftsbericht 2001:

»Die kontinuierliche Personalreduktion ist Teil eines MalRhahmenbiindels, das der
kommenden Liberalisierung der Postdienste und dem zu erwartenden verschérften
Wettbewerb gerecht werden soll.“ (S. 59)

Nicht zuletzt erhdht der massive Beschaftigungsabbau der letzten Jahre die Erlése bei
einem maoglichen Borsengang oder Verkauf der Post AG, welil eine geringe Zahl von
Beschéftigten eine hohere Produktivitdt und damit giunstigere Gewinnaussichten
bedeuten (Schreiber 2001:182).

Bisher erfolgte der Personalabbau auf ,sozialvertréglichem” Wege - d.h. durch
Vorruhestandsmodelle, Aussteigerregelungen und freiwillige Kindigungen. Zuletzt hat
die Generadirektion aber durchscheinen lassen, dass zur Erreichung der angepeilten
Ziele auch Kundigungen nicht mehr ausgeschlossen werden konnten. Inzwischen
wurden sogar die ersten Kiindigungen ausgesprochen (Der Standard, 17. Mai und 5. Juli
2003). Die erste Welle des Personalabbaus ereignete sich 1997 im Zuge des ersten
damals noch fur die Post und Telekom Austria AG (PTA) ausgehandelten Sozialplanes.
Der Sozidplan sah unter anderem eine Vorruhestandsregelung fir Mitarbeiterlnnen
Uber 55 Jahren vor (Frauen in einem Angestellten-Dienstverhdltnis 50 Jahre), die bis
zum Erreichen ihres Pensionsalters mit 80 Prozent ihres letzten Bezuges karenziert
wurden (im Falle der Beamtlnnen musste dafir ein eigenes Gesetz beschlossen
werden). Dazu kamen Einmal zahlungen — sogenannte golden handshakes — welche im
Fale einer freiwilligen Kindigung je nach der Anzahl der Dienstjahre zwischen finf
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und 15 Monatsgehélter ausmachten. Im damaligen Unternehmensbereich Post nahmen
im Zuge des ersten Sozialplanes 1.946 Mitarbeiterinnen die Vorruhestandsregelung in
Anspruch und weitere 307 Mitarbeiterinnen entschieden sich fur die freiwillige
Kundigung mit zusétzlicher Abfertigung (Post Geschéftsbericht 1998:67). Zwischen
2001 und 2002 sind weitere 300 Mitarbeiterinnen im Rahmen einer nicht nur auf die
Post bezogenen speziellen Regelung fir Beamtlnnen vorzeitig in den Ruhestand
getreten (dem sogenannten ,, Lehrer-Modell“, das eine vorzeitige Pensionierung ab 55
Jahren mit deutlichen Abschlagen beim Pensionsentgelt ermoglicht).

Nach Ansicht der Personalvertretung ging es bei der Personalreduktion primér darum,
dass die Post ihren Restrukturierungswillen zeigt. Im offentlichen Dienst wirde heute
der Erfolg eines Managers hauptsachlich daran gemessen, wie viele Beschéftigte er
abgebaut hat. Die Situation und die Zukunft der Mitarbeiterlnnen wéren sicher nicht im
Vordergrund gestanden. Es wére zwar niemand aus dem Unternehmen hinaus gezwun-
gen worden, aber

, man hat den Leuten den Sozialplan 1997 schon extrem schmackhaft gemacht. ...

Die Leute wurden in Drei- und Viersternehotels eingeladen. Dort wurde ihnen er-

klart, wie toll der Sozialplan ist. Wenn ich heute 55 bin und ich bekomme so ein

Angebot, und wenn ich gleichzeitig bemerke, dass im Unternehmen massive Ver-

anderungen anstehen, dann wird mein Wille im Unternehmen zu bleiben, eher ge-

gen Null gehen. Genau das ist passiert. ... Die Leute wurden demotiviert. ... Das
Angebot war ja auch nicht ganz unattraktiv.” (Interview 7)

Es gibt einzelne Personalvertreter, welche die Freiwilligkeit anzweifeln und von einer
grof3en Zahl von ,,Zwangs-Frihpensionierungen” sprechen. Ein Betroffener beschritt
den Rechtsweg um sich dagegen zu wehren (Flecker et al. 2002). Medienberichten zu
Folge sollen Mitarbeiterinnen gegen ihren eigenen Willen von posteigenen Arzten
dienstunfahig geschrieben worden sein.’> Klar scheint jedenfalls, dass die Abbauplane
unter den Beschéftigten sehr viel Unmut und Frustration ausgel6st haben (Schreiber
2001:181; siehe auch die Mitarbeiterlnnen-Portraits im selben Band und unsere eigenen
Ergebnisse aus dem SIREN-Projekt — Flecker et al. 2002).

2.13. Umstrukturierungen und Beschéftigung

Die oben beschriebenen Verénderungen fihrten neben dem Beschaftigungsabbau auch
zu einer Restrukturierung von Beschéftigung: In Folge der Schlief3ung von 630 Post-
amtern, mussten die 800 betroffenen Mitarbeiterlnnen bspw. an neue Standorte verlegt
werden. Obwohl die Betroffenen zum Teil langere Anfahrtswege in Kauf nehmen
muissen, ist die Personalvertretung stolz, dass fur alle Beschéftigten ein neuer Arbeits-
platz gefunden werden konnte.

Ein anderes Beispiel ist die Verlegung der Brieflogistik vom Wiener Sid- und West-
bahnhof zum neuen Briefzentrum Wien (BZW). Dabei kam auch ein neues Personal-
screening-Verfahren zum Einsatz, mit dem aus den bisherigen Beschéftigten am Sid-

15 Der Standard, 4. Juli 2003.

37



FORBN studie

und Westbahnhof die 1.200 zukinftigen BZW-Mitarbeiterlnnen ausgewahlt wurden
(Post Geschéftsbericht 2002:55). Dies bestand unter anderem aus dem Einsatz eines
spezielles Computerprogramms, mit dem die Fahigkeiten der Kandidatinnen getestet
wurden. Das Ergebnis war allerdings, dass Mitarbeiterinnen mit Erfahrung im Umgang
mit Computern ausgewahlt wurden, wahrend Beschéftigte mit langjahriger Betriebs-
erfahrung aber schlechten Computer-Kenntnissen unberticksichtigt blieben. Wie ein
Personalvertreter berichtet:

» Die Heidi [Name gedndert, C.H.], meine Sekretéarin, hat driben einige Damen zu
sich geholt, und hat ihnen ein paar Spiele am Computer gezeigt, damit sie die
Scheu vor der Maus verlieren. ... Das ganze Auswahlverfahren war vollig unnétig.
Das waren Postler mit 20 Jahren Betriebserfahrung. Die haben ein wahnsinniges
Know-how. ... Hier herauf3en haben wir dann drei bis vier Monate gebraucht, um
siewieder anihren friheren Platz zurtick zu bringen.” (Interview 8)

Ein anderes Beispiel:

» WIr hatten einen Werkstattmeister... der den Gruppenleitertest nicht bestanden
hat und dann in eine Abteilung gesteckt wurde, um Briefe zu sortieren. Der hat
friher [am Westbahnhof] das Be- und Entladen der LKWs organisiert. Nach einem
halben Jahr haben sie ihn angefleht, er moge rauskommen und ihnen das Be- und
Entladen organisieren.” (Interview 8)

Die massiven Probleme, die bel der Inbetriebnahme des BZW auftraten, sind deshalb
nach Ansicht der Personalvertretung nicht zufallig entstanden. Das Management habe
geglaubt, auf viele Jahre Erfahrung und betriebliches Know-how verzichten zu kdnnen
und hétte damit einen beinharten Schiffbruch erlitten. Diese Vorgangsweise steht
tbrigens im krassen Widerspruch zur Eigendarstellung der Post, wo unter anderem
festgestellt wird, dass das ,, Human Capital“ fur die Zukunft des Unternehmens nicht
verkannt werden diirfe.

,Sowohl der wirtschaftliche Erfolg als auch der tiberwirtschaftliche Wert der Os-
terreichischen Post AG wird letztlich durch das tégliche Handeln der Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter bestimmt.” (Post Geschéftsbericht 2002:9)

Jene Mitarbeiterlnnen, die durch die Umstrukturierungen ihren Arbeitsplatz verlieren,
werden in der ,, post.jobline GmbH* zwischengeparkt. Dabei handelt es sich um eine Art
postinterne Personalreserve. Bevor eine neue Mitarbeiterin aufgenommen wird, muss
zuerst bei der ,jobline* nachgefragt werden, ob sich dort jemand fir diese Stelle
interessiert. Aufgrund eines unternehmensweiten Versetzungsschutzes konnten Post-
Mitarbeiterinnen bis vor kurzem nur freiwillig versetzt werden (eine Anderung des
Versetzungsschutzes durch den Gesetzgeber wurde bereits mehrfach in Aussicht
gestellt). Mitarbeiterlnnen in der ,jobline” sind verpflichtet einen reguldren Dienst zu
verrichten, ohne wirklich eine Aufgabe zu erfiillen. Das kann ziemlich frustrierend sein.
Dazu kommen nach Angaben der Personavertretung zum Teil erhebliche
Einkommensverluste durch den Wegfall von Zulagen (Interview 8).
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Soeed-Programm

Im Jahr 1999 fuhrte der neue Postvorstand ein Effizienzsteigerungsprogramm mit dem
sinnigen Namen ,, Speed” ein. Im Geschéftsbericht 2000 wird das Programm wie folgt
beworben:

,Zur Vorbereitung auf die Liberalisierung des Postmarktes startete die Osterreichi-

sche Post AG im Berichtgahr unter dem Namen ,Speed’ ein unternehmensweites
Programm zur Umstrukturierung.” (S. 64)

Konkret beinhaltet das ,, Speed-Programm* folgende Ziele:
= Wirtschaftliche Kostenstruktur
= Welitere Automatisierung und Modernisierung

= Senkung des Personalaufwandes durch bedarfsgerechten Personaleinsatz basierend
auf Poolingsystemen und Teilzeitarbeitsmodellen

» | estungsgerechtes Entlohnungssystem

Nach Ansicht der Personalvertretung handelt es sich bei ,, Speed” um nichts anderes als
ein ,beinhartes Rationalisierungsprogramm®, mit dem rechnerische Vorgaben
umgesetzt werden, anstatt zu schauen, was im Betrieb tatsachlich effizienter gestaltet
werden kénnte. So wurde bspw. im Zuge des , Speed”-Programmes die Lange der
Schalterstunden ausgeweitet: Aus Griinden einer einfacheren Kalkulation wurden beim
Personaleinsatz Schalterstunden mit 45 statt mit 60 Minuten veranschlagt. Auf diese
Weise wurde sichergestellt, dass zu Spitzenzeiten ausreichend Personal vorhanden war,
ohne dass Extrakréfte angefordert werden mussten. Im Zuge von ,, Speed* wurden die
45 Minuten auf 54 Minuten ausgedehnt. Der Autor Horst Schreiber (2001) fasst die
Folgen von ,, Speed” wie folgt zusammen:

» Reduktion der Beschéftigten, steigende Arbeitsbelastung durch Konzentration von

immer mehr Aufgaben auf immer weniger Menschen, schlechtere Arbeitsbe-

dingungen, organisatorisches Durcheinander und Versdumnisse bei der Erschlie-
3ung neuer Produkte und Geschéftsfelder.” (S. 32)

Auch das Restimee der Personalvertretung féllt alles andere a's positiv aus:

» eed war ein Versuch des Managements den Betrieb nach privatwirtschaftlichen
Kriterien umzukrempeln, wie sie im Produktionsbereich dblich sind. In einem
Dienstleistungsbetrieb wie der Post hat das aber nicht funktioniert. ... Speed war
ein Schuss nach hinten, Speed ist gescheitert.” (Interview 7)

Eine deutliche Zunahme der Arbeitsintensitdt in den vergangenen Jahren bei der Post
stellten auch unsere Interviewpartnerinnen im SIREN-Projekt fest (Flecker et a. 2002).

Nach ,, Speed“ wurde 2002 die , Qualitétsoffensive — Bitte recht freundlich* gestartet.
Im Zentrum einer ersten Schulung standen die rund 2000 Postamtsleiterinnen und ihre
Stellvertreterlnnen, die dabei gewonnene Erkenntnisse an ihre Schalter-
Mitarbeiterinnen welterleiten sollen (Post Geschéftsbericht 2002:26). Nach
Einschétzung der Personalvertretung war dieses Programm wesentlich erfolgreicher als
~Speed”. Aber auch in diesem Fall kommt es durch die erhéhte Kundenorientierung
teilweise zu einer Mehrbelastung fir die Mitarbeiterlnnen. In einem SIREN-Interview
wurde uns von einer ,Postlerin® in einem Postamt in einem kleinen Dorf berichtet, die
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sich aufgrund der neuen Richtlinien ganz formell mit dem Namen des Postamtes, Vor-
und Familiennamen und mit der Phrase ,Was kann ich fir sie tun?* gemeldet hat.
Darauf fragten die Dorfbewohnerlnnen verdutzt ,WWarum meldest du dich so dumm?”.
Als sie sich wieder ,norma“ meldete, wurde sie prompt von der postinternen
Qualitatskontrolle — den sogenannten mystery shoppers — kontrolliert und gertigt
(Flecker et al. 2002).

Darliber hinaus wird seit dem Jahr 2000 das Personalverwaltungssystem auf SAP
umgestellt (Post Geschéftsbericht 2001:59).16

2.14. Art der Beschéftigung

Mit der Uberfilhrung der staatlichen Post- und Telegraphenverwaltung in die PTA und
spater in die Post AG wurden neue Mitarbeiterinnen nur noch als privatrechtliche
Angestellte eingestellt. In der Folge ist der Anteil der Beamtinnen in der Post konti-
nuierlich zuriickgegangen. Umgerechnet in Vollzeitkréfte gibt es derzeit im Unter-
nehmen 16.700 Beamte und 10.900 Angestellte. Der Anteil der Beamtinnen betragt
damit rund 60 Prozent der Gesamtbeschéftigung. 1996 betrug der Beamtlnnen-Antell
fur die gesamte PTA (Post und Telekom) noch 75%.

Gestiegen ist dagegen der Anteil der Teilzeitbeschéftigung: Zwischen 1996 und 2002
nahm der Teilzeitanteil um 41 Prozent zu und macht jetzt rund 10 Prozent der Gesamt-
beschéftigung aus (1996: 6 Prozent). Der Anteil der mannlichen Teilzeitbeschéftigten
ist im selben Zeitraum sogar um durchschnittlich 233 Prozent gestiegen, wobei die
Teilzeitarbeit von Mannern starken Schwankungen unterliegt. Die Tellzeitarbeit hat
insbesondere in den Verteilerzentren zugenommen, wo im Zuge der Umstellung auf den
E+1-Standard ein 24-Stunden-Dienst eingefiihrt werden musste. Im BZW wurde bspw.
eine neue Schicht von 3 Uhr bis 6 Uhr frih eingefthrt. Fir diese Schicht werden
ausschliefdlich Teilzeitkrafte verwendet. Im BZW macht der Teilzeitanteil bereits mehr
als 30 Prozent der Gesamtbeschéftigung aus (in der Post insgesamt cirka 10 Prozent).

Neben Tellzeitarbeit nahm auch die Leiharbeit deutlich zu. Nach Darstellung der
Personalvertretung hat der Einsatz von Leiharbeit in den letzten drei bis vier Jahren
~tropferlweise” Einzug gehalten. Urspringlich nur zur Abdeckung von Spitzenzeiten
wie bspw. vor Welhnachten gedacht, werden Lelharbeiterlnnen bei der Post inzwischen
das ganze Jahr Uber beschaftigt. Im Jahr 2002 waren nach Auskunft der Personalvertre-
tung im Durchschnitt 821 Leiharbeiterinnen beschéftigt — ,und das wahrend wir
gleichzeitig von Kundigungen sprechen. Dabei wéren Leiharbeiterinnen auf Dauer
wesentlich teurer als regulére , Postler: ,Ein Leiharbeiter kostet im Jahr 49.000 Euro.
Ein Post-Mitarbeiter in einer gleichen Qualifikationsstufe nur 29.000 Euro.” Leiharbei-

16 Dabei handelt es sich um ein integriertes EDV-Informationssystem, das alle erdenklichen Daten vom
Auftragseingang tber die Produktionsplanung und —steuerung bis zur Auslieferung, aber auch samtli-
che betrieblichen Funktionsbereiche von der Buchhaltung Uber die Kosten- bis zur Personalverrech-
nung und Lagerverwaltung zusammenf iihrt, und damit eine weit effektivere betriebliche Kontrolle als
mit herkémmlichen Mitteln ermdéglicht.
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terlnnen werden insbesondere in den Verteilerzentren eingesetzt. Im BZW hat die Zahl
der Leiharbeiterinnen zu Spitzenzeiten 500 Personen erreicht — das ist fast die Halfte
des BZW-Personals. Im Moment sind dort immerhin noch 250 Leiharbeiterlnnen
beschéftigt (Der Standard, 2. April 2003).

Trotz mehrfacher Anfragen ist es uns nicht gelungen, Auskinfte Uber die Beschéfti-
gungsverhdtnisse bei der 75prozentigen Post-Tochter ,feibra‘ zu erhalten. Bel der
,feibra’ handelt es sich um Osterreichs groRten privaten Werbemittelverteiler. Die Ver-
teilung erfolgt so, dass unadressierte Werbeaussendungen an der Haustlrre hinterlassen
werden. Bis zum Einstieg der Post im Jahr 2002 war die ,feibra* jedenfalls fur ihre
extrem prekdren Beschaftigungsverhaltnisse bekannt. Die Vertellerinnen, viele davon
Migrantinnen und Flichtlinge mit einem ungeklarten Aufenthaltsstatus, wurden ohne
Vertrag auf einer téglichen Basis beschéftigt. Die Mitarbeiterlnnen finden sich zu einem
bestimmten Zeitpunkt — in der Regel sehr frih am morgen — an einem bestimmten
Treffpunkt ein und bekommen dort fir den jeweiligen Tag eine Route und das zu ver-
teilende Material zugeteilt. Abgerechnet wird im nachhinein. Viele der ,feibra’-Vertei-
lerlnnen besal?en in der Vergangenheit weder Sozia- noch eine Gesundheitsversiche-
rung. Rechtlich galten sie as selbststandige Unternehmerinnen. Im Geschéaftsbericht
2002 wird der Einstieg bei der ,feibra* wie folgt begrindet:

»Im stark umkampften Markt der Verteilung von unadressierten Werbemitteln ste-

hen den Kunden der Osterreichischen Post AG somit zwel Verteilschienen zur

Verfugung. Je nachdem, ob der Kunde die Zustellung in die Hausbrieffachanlagen

oder direkt an die Wohnungstir winscht, kann zwischen der Post-Zustellung und
der Verteilung durch die Post-Tochter feibra AG gewéhlt werden.” (S. 11)

2.1.5. Arbeitszeit

Neben der Zunahme von Teilzeitarbeit gibt es nach Ansicht der Personalvertretung auch
einen Trend zu steigenden Uberstunden pro Mitarbeiter|n:

» Wenn Se heute in einem Postamt hundert Zusteller und Zustellerinnen haben und
sie haben eine 20prozentige Personalunterdeckung, d.h. dass 20 Rayons nicht be-
setzt sind, dass miissen die Ubrigen diese 20 Rayons mit Ubernehmen. Die Post
muss ja trotzdem zugestellt werden. Die 20prozentige Unterbesetzung ist bel gro-
[Ren Dienststellen in Wien keine Seltenheit. Wenn sie Personal reduzieren, aber die
Dienstleistungen im selben Ausmal? aufrechterhalten. ... bedeutet das mehr Uber-
stunden. Wir haben Mitarbeiter, die bis zu 100 Uberstunden im Monat machen.”
(Interview 7)

Uberstunden wiirden vor allem dort entstehen, wo Personal nicht durch technologische
Rationalisierungen, wie neue Sortiermaschinen, eingespart werden kénnen — wie bspw.
bei den oben angesprochenen Zustellerlnnen. Hier wiirden sie auch weiterhin entstehen,
obwohl die Unternehmensleitung regelmaRig eine Reduktion von Uberstunden anord-
net.
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2.1.6. Arbeitsbedingungen

Mit dem Personalabbau haben die Belastungen fir die verbleibenden Mitarbeiterlnnen
deutlich zugenommen:

» Wenn 4.000 Leute das Angebot annehmen und aus dem Unternehmen ausschei-
den, fehlen ihnen 8.000 Hande. Se dirfen nicht vergessen, dass wir jeden Tag
Millionen von Briefen befdrdern. Die Arbeit ist ja nicht weniger geworden. Nur die
Menschen sind weniger geworden.” (Interview 7; siehe auch Schreiber 2001)

Dabel sind die Auswirkungen hochst unterschiedlich. Im Verteilerbereich wurden bspw.
durch den technologischen Fortschritt und den Einsatz neuer Maschinen massive
Rationalisierungseffekte erzielt. Wahrend erfahrene Mitarbeiterinnen per Hand knapp
1000 Sendungen pro Stunde aussortieren, schaffen die neuen Sortiermaschinen im BZW
bis zu 30.000 Sendungen pro Stunde. In anderen Bereichen, wie bei den Zustellerlnnen,
sind die Rationalisierungsmoglichkeiten dagegen sehr beschrankt. Speziell in diesen
Bereichen hat man nach Ansicht der Personalvertretung die Grenze des Leistbaren
erreicht. Vor allem was die Gewichtsbel astung betrifft:

» Wenn ein Brieftrager jetzt 500 bis 600 Abgabestellen hat, dann hat er eine recht
erkleckliche Anzahl von Briefen mit sich. Wenn Se ansehen, mit wie viel Wagel-
chen die zum Teil unterwegs sind... und dann bekommen sie noch ein Rayon dazu.
Dann sind Uberstunden schon und gut, aber sie miissen das auch tragen kénnen...
Die Menschen transportieren zum Teil Gber 100 Kilogramm. Wir haben im 23. Be-
zirk Rayons, wo taglich 250 Kilo Post zugestellt wird. Das muss man erst einmal
bewerkstelligen. Da sind wir ganz sicher an der Grenze der Leistbarkeit. Das zei-
gen auch internationale Vergleiche.” (Interview 7)

Nichtsdestotrotz plant die Generaldirektion auch im Zustellbereich weitere Einsparun-
gen: Die Zahl der Zusteller soll von rund 11.000 auf 10.000 reduziert werden, wodurch
die Zusteller in der selben Zeit um zehn Prozent mehr Briefe als bisher austeilen
sollen.’” Im Gegensatz dazu sind in den neuen Verteilerzentren durch technische
Hilfsmittel, wie bspw. automatische Hebevorrichten, Arbeitsbelastungen teilweise auch
gesunken.

Arbeitsunfalle;

Waéhrend die absolute Zahl der Arbeitsunfélle zwischen 1996 und 2002 um fast 38
Prozent gesunken ist, bleibt aufgrund des deutlichen Beschéftigungsabbaues die Zahl
der Arbeitsunfélle pro Beschéftigten dahinter zurlick. Die Zahl ist von durchschnittlich
0,05 Arbeitsunféllen pro Beschéftigten in 1996 auf rund 0,04 in 2002, d.h. um ca. 25%
gesunken.

17 Der Standard, 8. und 17. Mé&rz 2003.
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Tabelle 2-2: Arbeitsunfalle Post

1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 | Veranderun
gin%
1996-2002
Absolute Zahl 1.859 1.642 1.554 1520 | 1.372 1.270 1.154 -38
Durchschnittliche 0,053 0,048 0,042 0,043 | 0,043 0,042 0,039 -26
Arbeitsunfalle pro
Vollzeitbeschaftigten

Quelle:  Post AG Geschaftsbericht 2002.

2.1.7. Einkommen

Es existieren seit Jahren Plane, die Einkommen bis zu einem gewissen Grad leistungs-
abhangig zu machen. Entgegen wiederholter Ankiindigungen ist es der Generaldirektion
aber bisher nicht gelungen ein solches System einzufiihren. Im Geschéftsbericht 2002
heil3t es dazu:

»Die verénderte Struktur [der Post AG] macht es auch nétig, die Regeln fur die
Entlohnung neu zu definieren. Ziel ist es dabei, Gehalts- und Prdmiensysteme zu
finden, die der Einheitlichkeit des Unternehmens Rechnung tragen und dabei
gleichzeitig den Bedirfnissen der Geschéftsfelder nach leistungsgerechter Entloh-
nung entgegenkommen. Im Jahr 2002 wurde mit dem Aufbau solcher Regeln be-
gonnen, die Arbeit wird sich im Jahr 2003 fortsetzen.” (S. 55)

Tabelle 2-3: Entwicklung des Personalaufwandes bei der Post
1998 1999 2000 2001 2002 Verénderungen

in Prozent
1998-2002

Personalaufwand in tausend | 1.122.644 1.152.220 1.027.940 1.004.601 989.381 -12

Euro*

Personalaufwand pro 30.953 32.555 32.575 33.347 34.147 +10

Beschaftigten in Euro*

* Ohne Aufwand fiir Abfertigungen und Pensionen.
Quelle:  Abteilung Betriebswirtschaft der Kammer fiir Arbeiter und Angestellte.

Als Folge des Beschéftigungsabbaues ist zwischen 1998 und 2002 der Personal aufwand
exklusive Abfertigungen und Pensionen um zwdlf Prozent oder drei Prozent pro Jahr
zuriickgegangen. Im Gegenzug ist der Personalaufwand pro verbleibenden
Beschéftigten im selben Zeitraum um zehn Prozent gestiegen. Letzteres reflektiert
allerdings algemeine Kostensteigerungen durch  Reallohnerhbhungen  und
I nflationsanpassungen und ist nicht unbedingt eine Folge des Beschéftigungsabbaues.
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2.18. Arbeitsbeziehungen

Mit der Ausgliederung und Uberfuihrung in ein privatrechtliches Unternehmen, kam es
1996 auch zu einer Neuformulierung der Personalvertretungs- und Mitbestimmungs-
rechte. Bis dahin waren diese in dem seit 1945 gultigen Figl-Erlass geregelt (benannt
nach Bundeskanzler Leopold Figl). Dieser Erlass umfasste nur eine Dreiviertel-Seite
und rédumte dadurch, dass er sehr algemein gehaten war, der Personalvertretung
praktisch fur alle wesentlichen unternehmerischen Entscheidungen ein Mitbestim-
mungsrecht ein. Mit der Ausgliederung verlor der Figl-Erlass seine Glltigkeit und
wurde nach 51 Jahren durch das Postbetriebsverfassungsgesetz (PBV G) ersetzt. Dieses
stellt eine Mischung aus Bundespersonal vertretungsgesetz und
Arbeitsverfassungsgesetz dar, um dem Faktum, das bei der Post sowohl
Bundesbedienstete als auch Privatangestellte tdtig sind, Rechnung zu tragen. Als
solches entspricht das PBVG im wesentlichen den Standards der beiden anderen
Gesetze, gegenuber den umfangreichen Rechten, die aus dem Figl-Erlass abgeleitet
werden konnten, stellt es aber eine klare Einengung dar.

2.2. Private Post- und Kurierdienste

Waéhrend die staatliche Post AG einen deutlichen Beschaftigungsriickgang verzeichnet
hat, lassen die Daten aus der Leistungs- und Strukturerhebung von Statistik Austria
keine gesicherten Aussagen fur die Entwicklung der restlichen Beschéftigung im Sektor
zu. Wenn wir aber die Beschaftigung der Post AG von der Gesamtbeschéftigung im
Sektor subtrahieren, ergibt sich zwischen 1998 und 2001 eine Zunahme an
Beschéftigung von 16,2 Prozent oder in absoluten Zahlen von 599 Beschéftigte (wobei
die Beschaftigungszahl 2001 gegentiber 2000 deutlich gesunken ist). Das sind nur etwas
mehr als zehn Prozent der Arbeitsplétze, die im selben Zeitraum bei der Post AG
verloren gegangen sind (5.801). Wenn wir davon ausgehen, dass bei der Post AG keine
selbstandig Beschéftigten tétig sind, zeigt sich darlber hinaus, dass mit etwas mehr als
sieben Prozent ein betréchtlicher Tell der Nicht-Post AG Beschéftigung im Sektor
sel bstandige Beschéftigte sind.

Diese Zahlen beinhalten allerdings ein hohes Mal3 an Unsicherheit. Im Sektor Post- und
Kurierdienste ist es besonders schwierig, Unternehmen dem Sektor zuzuordnen.
Traditionell kommt ein Teil seit der Markoffnung in diesem Bereich tatigen
Unternehmen aus dem  Sektor Transportwesen. Weil sie dort ihre
Hauptgeschaftstéatigkeit behalten, scheint die von ihnen mdglicherweise geschaffene
Beschéftigung nicht im Bereich Post- und Kurierdienste auf.
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Tabelle 2-4: Beschaftigungsentwicklung in den Privaten Post- und Kurierdiensten

1998 | 1999 | 2000 | 2001 | 1998-2001
in %

Post- und Kurierdienste nach  Leistungs- und|40.128 |39.719 |38.634 |34.327 |-14,5
Strukturerhebung*

Post AG Unternehmensdaten** 36.526 |35.493 |31.775 |30.126 |-17,5

Differenz (Nicht-Post AG Beschéftigung im Sektor) 3.602 4226 |6.859 4201 [+16,6

Selbstandige Beschaftigte im Bereich der Post- und | 268 327 277 306 +14,2
Kurierdienste nach Leistungs- und Strukturerhebung*

Anteil der selbstandigen Beschaftigten an der Nicht-Post AG | 7,4 7,7 40 7,3 -14
Beschéitigung im Sektor

Quelle: * Statistik Austria, Leistungs- und Strukturerhebung 1998-2001. Sonderauswertung. ** Unternehmensdaten
der Post AG. Post AG Unternehmenskommunikation.

Als eine zusétzliche Schwierigkeit kommt dazu, dass die meisten Unternehmen, die in
diesem Feld tétig sind, auf unsere Anfragen nach Beschaftigungsdaten nicht reagiert
haben. Fest steht trotzdem, dass die Art der Beschéftigung und die Bezahlung je nach
Qualitdt der Zustellung sehr stark variieren: So gibt es im Bereich der qualitativ
hochwertigen Express-Zustellung reguldre Angestelltendienstverhdtnisse bzw.
Dienstverhdtnisse nach dem Kollektivvertrag fir Speditionsunternehmen. Zustellung
und Abholung sind allerdings vielfach ausgelagert und werden von selbststéandigen
Subunternehmerinnen abgewickelt, die wiederum zum Teil eigene Fahrerlnnen
angestellt haben. In manchen Unternehmen wird ein Teil (bspw. bis zu 30 Prozent), in
anderen die gesamte Abholung und Zustellung von Subunternehmern abgedeckt (die
allerdings Uber ein spezielles Datentibertragungssystem permanent von der Zentrale
gesteuert und kontrolliert werden). Typischerweise haten sich die Zahl der
unselbststandig Beschéftigten in der Zentrae und die selbststandigen Fahrerlnnen in
etwa die Waage. Speziell die Fahrerlnnen stehen unter einem enormen Zeitdruck.

Im Bereich der Express-Zustellung gibt es einen relativ hohen Teilzeitanteil — in einem
von uns untersuchten Betrieb sind 35 Prozent der Mitarbeiterlnnen in Teilzeit beschéf-
tigt. AulRerdem gibt es Leiharbeit — alerdings in der Regel unter funf Prozent der
Beschéaftigten — und vor allem scheinen leistungsabhangige Entlohnungssysteme dblich
in der Branche.

Im Bereich der qualitativ weniger hochwertigen Werbemittel- und Zeitungszustellung,
in der neben der Post-Tochter ,feibra“ auch Unternehmen wie ,,red mail* téatig sind, das
aus einem joint venture zwischen der niederlandischen Post PTG und der Styria Medien
AG entstanden ist, konnten wir trotz wiederholter Versuche keine Informationen Uber
Beschéftigung und Beschéftigungsverhdtnisse in Erfahrung bringen. Fir ,,red mail“ gilt
aber wohl die selbe Erfahrung wie fir ,feibra‘: Die Zustellerlnnen arbeiten in extrem
prekaren Beschéftigungsverhdtnissen. Unseres Wissens gibt es in diesem Bereich
bisher weder einen Betriebsrat noch eine gewerkschaftliche Vertretung.
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3. FALLSTUDIE: OSTERREICH EISENBAHNEN

3.1.  Osterreichische Bundesbahnen (OBB)

311 Hintergrund

Mit den EU-Richtlinien des ersten Eisenbahnpaketes wurde die Markt6ffnung auf dem
europaischen Schienennetz vollzogen. Durch die Verpflichtung, konkurrierende
Eisenbahnunternehmen auf dem — vormals monopolistischen — Netz zuzulassen und
durch die getrennte Gewinn- und Verlustrechnung im Bereich der Infrastruktur und des
Absatzes, wurde die Moglichkeit fur einen freien Marktzugang geschaffen. Fur die
Benltzung der Infrastruktur ist von jedem Eisenbahnunternehmen ein Entgelt zu
entrichten. Der letzte (11. November 2003) Entwurf zur Neuorganisation der OBB sieht
darliber hinaus vor, dass das Unternehmen in vier Aktiengesellschaften (Infrastruktur
Bau AG; Infrastruktur Betrieb AG; OBB Personenverkehr AG und Rail Cargo Austria
AG) und in funf GmbH aufgeteilt wird (Dienstleistungs GmbH; Brennereisenbahn
GmbH; OBB Immobilien Management GmbH; Traktion GmbH und Technische Service
GmbH), die wiederum in der OBB Holding AG zusammengefasst werden.

Gregor Lahounik und Wolfgang Lauber (2000) stellen in diesem Zusammenhang fest:

,Obwohl der EU-Ministerrat im Dezember die dsterreichische Lésung des Rail-
Regulators akzeptiert hat, beharrt die Koalition auf einer Zerschlagung der OBB...
Fur die OBB bedeutet dies, dass die Mittel der Synergieeffekte (derzeit 1,5 Mrd.
06S) zusitzlich aufgebracht werden miissten... Bei einer aufgespalteten OBB kénnen
Unternehmensteile des Bereiches OBB-Absatz bzw. der gesamte Absatzbereich
leichter von anderen grof3eren tbernommen werden.” (S. 29)

Gleichzeitig ist die OBB mit einer wachsenden Konkurrenz auf den eigenen Schienen
konfrontiert. Zwei Jahre nach der Zulassung der ersten aternativen Zuganbieter, waren
2002 bereits sieben Privatbahnen auf OBB-Schienen unterwegs. Sie kamen zusammen
auf rund eine Million gefahrene Zugkilometer oder einen Marktanteil von rund 0,6
Prozent. Mit der fur das Frihjahr 2003 angepeilten Liberalisierung des grenziber-
schreitenden Guterverkehrs wird sich der Anteil voraussichtlich deutlich erhohen.18

In der Vergangenheit wurde mehrfach das Angebot an Zugsverbindungen gestrafft.
Gleichzeitig wird die Verschiebetétigkeit fur den Guterverkehr auf Groldverschiebe-
bahnhdfe konzentriert.

18 Der Standard, 18. Mé&rz 2003.
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3.1.2 Beschéftigungsvolumen

Die Zahl der Beschaftigten bei den Osterreichischen Bundesbahnen wurde seit 1993
dramatisch reduziert. Wéahrend in den 23 Jahren zwischen 1970 und 1993 die Beschéfti-
gung um 7.542 Personen oder zehn Prozent fiel, hat sie in den acht Jahren seit 1993 um
15.591 Personen oder fast 25 Prozent abgenommen.1® Zwischen 1996 und 2002 hat sich
die Zahl der OBB-Bediensteten von 58.541 auf 47.009 verringert. Das ist eine Reduk-
tion um nahezu 20 Prozent oder mehr als drei Prozent pro Jahr. In absoluten Zahlen
wurden damit insgesamt 11.532 Beschéftigte oder fast 2000 Mitarbeiterinnen pro Jahr
abgebaut.20 In der selben Zeit wurden die Umsatzerlse im Personen- und Gulterverkehr
kontinuierlich gesteigert. Eine Ende des Beschéftigungsabbaues ist nicht in Sicht: Bis
2006 sollen weitere 7000 Mitarbeiterlnnen abgebaut werden, bis 2010 peilt der OBB-
Vorstand eine Personal decke von 35.000 Beschéftigten an.

Tabelle 3-1: Beschaftigungsentwicklung bei den OBB

1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 Veranderung
1996-2002 in %

58.541 55.923 53.922 52.589 50.692 48.509 47.009 -19,7

Quelle:  OBB Geschaftsberichte 1997-2002.

Der Beschéftigungsabbau erfolgte bisher ausschliefdlich durch die Nichtnachbesetzung
von natirlichen Abgéngen — d.h. von Mitarbeiterinnen, die in den Ruhestand
wechselten oder freiwillig kindigten (die Freiwilligkeit muss insofern unter Anfih-
rungszeichen gesetzt werden, als manche Beschéftigten dem steigenden L eistungsdruck
und den immer hoheren Belastungen nicht mehr standhielten). Zuletzt wurden aber auch
Frihpensionierungen und die Kindigung von Mitarbeiterlnnen als Mittel fur einen
forcierten Beschaftigungsabbaus ernsthaft in Erwagung gezogen.?! Dariber hinaus
sollen , Uberzdhlige® Mitarbeiterinnen in eine OBB eigene Personalmanagement-
gesellschaft Uberfuhrt werden, von wo sie auch an andere Firmen verliehen werden
konnen.22 Die Personal managementgesell schaft ist damit eine Art Auffangbecken fur all
jene, die in der neuen Struktur nicht mehr bendtigt werden. Wie das Beispiel
Deutschland (siehe Fallstudie Deutsche Bahn) zeigt, wird auf diese Weise nicht zuletzt
Druck auf Mitarbeiterlnnen ausgelbt, das Unternehmen ,, freiwillig“ zu verlassen.

3.13. Umstrukturierungen und Beschéftigung

Zum Teil ging der Beschéftigungsabbau mit der Auslagerung von Geschéftsbereichen
einher. Die Ubliche Vorgangsweise ist dabel, dass das Personal schrittweise reduziert

19 Basierend auf Versichertenzahlen der Versicherungsanstalt der Osterreichischen Eisenbahner.
20 Basierend auf Beschéftigungsdaten aus den OBB-Geschéftsberichten.

21 Der Standard, 6. August 2003.

22 Der Standard, 26. August 2003.
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und die Tétigkeiten fremdvergeben werden. Ein Beispiel ist der Reinigungsbereich, in
dem fruher rund tausend Mitarbeiterinnen mit reguldren OBB-Dienstvertragen tétig
waren. Heute ist die Reinigung fast zur Ganze ausgelagert und wird von OBB-fremden
Reinigungsfirmen durchgefuhrt. Die Beschéftigten in den Reinigungsbetrieben haben
wesentlich schlechtere Arbeitsvertrage als OBB-Mitarbeiterinnen. Neben den Proble-
men, die sich durch das standig wechselnde Reinigungspersonal ergeben, das jedes Mal
vom Fahrdienstleiter oder anderen OBB-Mitarbeiterinnen neu eingewiesen werden
muss, ist nach Einschétzung mancher Personalvertreter auch der Gesamtaufwand fur die
Reinigung eher gestiegen al's zurtickgegangen (Interview 10).

Ein anderer Bereich, der von Auslagerungen betroffen ist, ist der Fahrweg und die Fahr-
weginstandhaltung. Laut Presseberichten Uberlegt die Generaldirektion dariiber hinaus,
bisher in den OBB-Werkstétten geleistete einfache Arbeiten zukiinftig nach Osteuropa
auszulagern und nur mehr anspruchsvolle Arbeiten in den eigenen Werkstatten durch-
fuhren zu lassen. In den Werkstétten (den sogenannten Technische Services) sind zur
Zeit noch 5.100 Mitarbeiterlnnen beschéftigt.23

Seit kurzem wird dariiber hinaus im nachtlichen Liege- und Schlafwagendienst OBB-
fremdes Persona eingesetzt. Dabel handelt es sich um 90 Zugbegleiterinnen, die bei
Wagon Lits beschéftigt sind. Ein Einsatz im Tagesverkehr ist zur Zeit nicht geplant.2

Wie bereits angesprochen, soll nach dem Willen der derzeitigen Regierung eine
Personal managementgesel Ischaft eingerichtet werden, in die , tiberzahlige® OBB-Mitar-
beiterlnnen Uberfuhrt und an andere Firmen weliter verliehen werden kdnnen.z

Der Beschéaftigungsabbau ging einher mit weitreichenden Rationalisierungen (seit 1946
wurde das Personal bei der OBB halbiert, wahrend die Geschéftstatigkeit massiv
ausgebaut wurde). Durch die neuen Informations- und Kommunikationstechnologien ist
es moglich, kleinere Bahnhdfe fernzusteuern. Friher musste auf jedem Bahnhof ein
Fahrdienstleiter tétig sein, heute konnen ganze Streckenabschnitte von einem bestimm-
ten Punkt aus zentral gesteuert werden. Damit zusammenhangend kommt es zu einer
Konzentration und Zentralisierung von Tétigkeiten. Bspw. soll es in Zukunft nur eine
Handvoll zentraler Verschiebebahnhtfe geben, auf denen mit einem Minimum an
Persona alle in Osterreich anfallenden Verschiebetétigkeiten erledigt werden konnen.
Durch den Einsatz neuer Kommunikationsmittel wie dem Internet und Fahrkarten-
Automaten in den Bahnhofen, kann Schalterpersonal eingespart werden. Gleichzeitig
werden Auskunftstétigkeiten, die friher auf die verschiedenen Bahnhofe verteilt waren,
in bundesweiten Callcenter zusammengefasst. Nach Auskunft der Personalvertretung
werden diese Callcenter bislang von der OBB selber betrieben und die dort tétigen
Mitarbeiterinnen besitzen einen reguldren OBB-Dienstvertrag (viele davon sind
ehemalige Schalterbeamtlnnen).

23 Der Standard, 8. Februar 2003.
24 Der Standard, 18. Oktober 2003.
25 Der Standard, 26. August 2003.
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Durch technologische Innovationen konnten bedeutende Produktivitétsgewinne erzielt
werden (gemessen in geleistete Fahrtkilometer pro Mitarbeiterin). Nach Darstellung der
Arbeitnehmerlnnenvertretung ist das Problem freilich, dass die Rationalisierungen den
fortschreitenden Beschéftigungsabbau durch die gleichzeitige Ausdehnung der Ge-
schéaftstétigkeit (speziell im Bereich des Giterverkehrs) nicht mehr kompensiert werden
konnen. Dessen ungeachtet hat die Unternehmensleitung bereits im Geschéaftsbericht
1999 weitere massive Produktivitdtsstel gerungen angekindigt:

»Die seit 1994 erreichte 30prozentige Produktivitétssteigerung ist kein Anlass, sich

mit dem Erreichten zufrieden zu geben. Im Gegenteil, eine weitere zumindest

25-prozentige Effizienzsteigerung ist in Planung. ... Es versteht sich von selbst,
dass dies nicht ganz schmerzfrei ablaufen wird.” (S. 9)

Und im Geschéftsbericht 2000 findet sich folgende Stellungnahme:

»Zurtckblickend auf die Entwicklung des Unternehmens seit 1993 koénnen wir
nunmehr berichten, dass durch die Umsetzung wichtiger Reformschritte und Maf3-
nahmen zur Effizienzsteigerung die Produktivitét pro Mitarbeiter enorm gesteigert
werden konnte. Service- und Leistungskraft wurden erheblich verbessert. Das
Denken des Unternehmens ist ausschliefdich an Méarkten und den Kunden ausge-
richtet... Nach acht Jahren ist somit eine solide Basis geschaffen worden, um die
sich abzeichnenden Herausforderungen in einem liberalisierten Europa meistern zu
konnen... Um den nachhaltigen Erfolg des Unternehmens zu sichern, missen auch
weiterhin die nicht immer ganz schmerzfreien Veranderungsprozesse umgesetzt
werden. Um im Endspiel der Mérkte dabei zu sein, dirfen Produktivitétssteigerun-
gen und werterhdhende Mal3nahmen nie als abgeschlossen betrachtet werden.”
(S.5und 8)

Fur 2002 hat die Unternehmensleitung unter dem Titel ,, Strukturprogramm zur markt-
gerechten Verschlankung® weitere Personalkiirzungen angekindigt. Der natirliche
Personalabgang soll auch weiterhin nicht nachbesetzt werden.26 Die Situation der
Beschéftigten scheint bei diesen Plénen keine Rolle zu spielen. Wie es ein Personalver-
treter ausgedriickt hat: , Inzwischen ist es einfach ein Horror. Die Konkurrenz ist der
Lkw-Fahrer und der bekommt ohnehin fast nichts mehr bezahlt...” Eine Folge des
massiven Beschaftigungsabbaus, auf die wir im folgenden zurtiickkommen werden, ist
der zunehmende Zeitdruck in der Arbeit und das aul3erordentlich hohe Niveau von
Uberstunden.

3.1.4. Art der Beschéftigung

Der mit Abstand groite Teil der Beschéftigten besitzt noch immer regulare OBB-
Dienstvertrage. Leiharbeit kommt zwar vor, aber Leiharbeiterlnnen werden bisher nur
in ganz bestimmten Bereichen und nur zur Abdeckung von Spitzenzeiten verwendet.
Ein Problem, das zumindest bisher eine breitere Verwendung von Leiharbeiterinnen
verhindert, sind die sehr spezifischen Qualifikationen, die im Bahnbereich bendtigt
werden. Bspw. ist es nicht ganz einfach Lelharbeiterinnen mit LokfUhrer-Kenntnissen
zu finden (aber auch hier gibt es Plane bspw. Lokfuhrer aus der ehemaligen DDR zu

26 Der Standard, 2. Juli 2002.
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leasen). Wo keine bahnspezifischen Qualifikationen notwendig sind, kann auch
Leiharbeit vorkommen. Wie ein Personalvertreter feststellt:
» Konkret erinnere ich mich an die Werkstéatten. Wenn dort Personalengpasse auf-
treten, ist durchaus nicht auszuschlief3en, dass man sich mit Leiharbeitern hilft.

Von der GrofRenordnung ist das aber nicht wesentlich. Das sind zwischen 30 und
40 Leute.” (Interview 4)

In den Werkstétten — den Technische Services — sind zur Zeit 5.100 Mitarbeiterlnnen
beschéftigt. Ebenfalls einen vergleichsweise geringen Anteil macht die
Teilzeitbeschéftigung aus. Die rund 275 Teilzeitbeschéftigten stellen nicht einmal ein
Prozent der Gesamtbeschéftigung dar. Hier gab es in den letzten Jahren auch keine
wesentlichen Veranderungen.

Frauenbeschéftigung

Die OBB sind nach wie vor ein ausgesprochener ,Mannerbetrieb. Der Anteil von
Frauen an der Gesamtbeschaftigung ist vergleichsweise gering. Uber 44.000 Mannern
stehen etwas mehr als 3.000 Frauen gegentiber — das sind knapp mehr als sechs Prozent
aller Beschéftigten. Nach Darstellung der Gewerkschaft hat an dieser Situation auch der
erhohte Wettbewerbsdruck und die stéarke Ausrichtung hin zu einem Dienstleistungs-
unternehmen bis dato nichts gedndert. Im Gegenteil: Durch die Auslagerung der
Reinigungsdienste wurden sogar Frauen abgebauit.

3.1.5. Arbeitszeit

Primér wirkt sich der Beschéftigungsabbau in einer Zunahme der Arbeitszeit aus. Seit
1998 liegt die Zahl der Uberstunden konstant tber sechs Millionen , wobei etwa die
Halfte ausbezahlt und der Rest ins nachste Jahr mitgenommen werden. D.h. jahrlich
fallen etwa drei Millionen neue Uberstunden an, wobei es zuletzt einen leichten
Rickgang gab. Umgerechnet in Vollzeitarbeitsplatze waren das nach Darstellung der
Gewerkschaft 3000 bis 4000 zusétzliche Beschéftigte. Pro Beschéftigtem ist die Zahl
der geleisteten Uberstunden seit 1998 kostant hoch geblieben, in den letzen vier Jahren
zeigt sich eine leicht steigende Tendenz. Im Jahr 2002 fielen pro Mitarbeiterin im
Durchschnitt fast 130 Uberstunden an. Aufgrund des Uberstundenzuschlags sind
Uberstunden wesentlich teurer als Normalarbeitsstunden, aber die Geschéftsfiihrung
scheint hier eher hohere Kosten in Kauf zu nehmen, als zusétzliches Personal
einzustellen (Interview 10).

Dabei treffen die Belastungen durch steigende Uberstunden die OBB-Mitarbeiter- Innen
hochst unterschiedlich. Speziell in jenen Bereichen, in denen zusétzliche Arbeit nicht
auf mehrere Mitarbeiterlnnen aufgeteilt werden kann, wie bspw. bei den Lokfuhrern,
hat sich die Situation in den letzten Jahren extrem zugespitzt. Laut der Gewerkschaft
der Eisenbahner hat sich bei den 4.300 Lokfiihrern rund eine Million Uberstunden ange-
hauft.
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Tabelle 3-22  Entwicklung der Uberstunden bei der OBB

1998 1999 2000 2001 2002
Uberstunden insgesamt 6.848.909 6.357.632 6.193.859 6.176.104 6.006.549
Barabfindung 3.514.907 3.448.391 3.374.978 3.439.406 3.151.861
Stundenrest 3.334.002 2.909.241 2.818.881 2.736.698 2.854.688
Uberstunden insgesamt 127,0 120,9 122,2 127,3 127,8
pro Mitarbeiter

Quelle:  Gewerkschaft der Eisenbahner.

Nach Darstellung der Gewerkschaft werden die Lokfuhrer bis an ihre physischen
L eistungsgrenzen ausgel astet.2’

,» In anderen Bereichen kann die zusatzliche Arbeit auf mehrere Mitarbeiter auf-
geteilt werden. Bei Lokfuhrern ist das nicht mdaglich. Der Lokfiihrer muss eins zu
eins ersetzt werden. D.h. immer wenn ein Lokfuhrer... krankheitsbedingt ausféllt,
muss ich einen anderen Lokflhrer der planméfiig frei hat, in den Dienst holen ...
D.h. dass jede zusitzliche Abwesenheit die Freizeit der anderen beschneidet. Beim
Urlaub kann ich es noch halbwegs planen, bei einer mittleren Grippe-Epidemie ist
es aber nicht mehr planbar.” (Interview 4)

Aufgrund der Pléane der Unternehmensleitung, das Personal weiter zu reduzieren, kam
es im Herbst 2002 zu Protesten der Eisenbahnergewerkschaft, in denen Beschéftigte
»Dienst nach Vorschrift® machten, wodurch es insbesondere in der Ostregion relativ
rasch zu Zugsausfdlen kam. ,Dienst nach Vorschrift* wurde in den jlngsten
Auseinandersetzungen um die Restrukturierung der OBB im Herbst 2003 erneut
gemacht.28

Eine andere Veranderung betrifft die Zunahme an Nachtdiensten: Durch den Ausbau
des Guterverkehrs kommt es zu einer Ausbreitung von Nachtdiensten, weil der
Gterverkehr hauptsachlich in der Nacht abgewickelt wird. Friher war es tblich, dass
vor adlem jungere Mitarbeiterinnen fir Nachtdienste herangezogen wurden, wahrend
dltere Mitarbeiterlnnen aufgrund der damit verbundenen hohen Belastungen nach
Maoglichkeit geschont wurden. Durch den allgemeinen Personalnotstand ist das heute
kaum mehr mdglich (Interview 10).

3.1.6. Einkommen

An der Einkommenssituation der OBB-Bediensteten hat sich durch die Liberalisierung
kaum etwas gedndert. Lohnerhéhungen decken gerade einmal die Inflationsrate ab.
Allerdings gab es in den letzten Jahren keine realen Lohneinbul?en. Wie es ein
Personalvertreter ausgedrickt hat:

27" Der Standard, 15. Oktober 2002.
28 Der Standard, 26. August 2003.
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,» Bel uns geht es weniger ums Geld. Daflr verdienen wir zu wenig. Es geht um zu-
satZliche Tatigkeiten, verkirzte Ausbildungen, weniger laufende Ausbildungen
etc.” (Interview 10)

Dafiir existiert ein deutliches Lohngefalle zwischen OBB- und Privatbahnbediensteten,
die unter den Privatbahnkollektivvertrag fallen. Der Privatbahnkollektivvertrag sieht
deutlich schlechtere Einkommen als das OBB-Gehaltsschema vor.

Dazu kommen Einkommensverluste durch Ausgliederung oder den Einsatz von OBB-
fremdem Personal. Seit kurzem wird bspw. im Bereich des Liege- und
Schlafwagendienstes OBB-fremdes Personal eingesetzt. Nach Auskunft eines OBB-
Sprechers sind die 90 Zugbegleiterlnnen, die bel Wagon Lits beschéftigt sind, zwischen
15 und 20 Prozent billiger als OBB-eigene Schlafwagenschafnerlnnen.2® Hinzuzufiigen
ist hier allerdings, dass OBB-Schlafwagenschafnerinnen auch fir andere betriebliche
Aufgaben, wie Abfertigungstatigkeiten, eingesetzt werden kénnen.

Ahnliche Einkommenseffekte hat die Auslagerung von Reinigungsdiensten: Wahrend
bspw. eine bei der OBB in der Gebaudereinigung beschéftigte Mitarbeiterin im
Durchschnitt 1.486 € brutto pro Monat verdient, steht ihr nach dem Kollektivertrag fur
Denkmal- Fassaden- und Gebaudereiniger fur die selbe Tatigkeit 1.076,06 € brutto im
Monat zu (6,22 € pro Stunde).3® So gerechnet ergibt sich ein Einkommensverlust von
mehr als 25 Prozent.

Tabelle 3-3: Entwicklung des Personalaufwandes bei der OBB

1998 1999 2000 2001 2002 Veranderung
1998-2002 in %
Personalaufwand in tausend Euro* 1.963.439 | 1.998.650 |2.028.566 |2.005.217 |2.087.476 +6
Personalaufwand pro Beschéftigten in 35.356 36.856 38.678 | 39.8849 42,774 +20
Euro*

* Ohne Aufwand fiir Abfertigungen und Pensionen.
Quelle:  Abteilung Betriebswirtschaft der Kammer fur Arbeiter und Angestelite.

Trotz des massiven Beschiftigungsabbaues ist der Personal aufwand bei der OBB exklu-
sive Abfertigungen und Pensionen zwischen 1998 und 2002 um sechs Prozent gestie-
gen. Noch mehr gestiegen ist der Personalaufwand pro Beschéftigten. Eine Steigerung
um 20 Prozent oder vier Prozent pro Jahr liegt deutlich Uber den Ublichen Reallohnstei-
gerungen und Inflationsanpassungen. Neben anderen Faktoren (zunehmendes Alter der
Beschéftigten, Biennalspriinge etc.) konnte hier auch die weiter vorne dargestellte

29 Der Standard, 18. Oktober 2002.
30 L aut Auskiinften der GJE und HGPD.
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massive Zunahme an Uberstunden eine Rolle spielen. Aufgrund der Zuschl&ge erhdhen
Uberstunden den Personal aufwand pro Beschéftigten.

3.1.7. Arbeitsbedingungen

Ein derat massiver Personalabbau bel einem zumindest gleichbleibenden
Leistungsangebot schlégt sich zwangdéaufig auf die Arbeitsbedingungen nieder.
Obwohl es keine quantitativen Daten gibt, weisen qualitative Informationen aus den
Interviews in vielen Bereichen auf eine zunehmende Intensivierung der Arbeit hin. In
vielen Fallen hat die Personalreduktion dazu gefuihrt, dass die Mitarbeiterlnnen in der
selben Zeit mehr Aufgaben als frilher erledigen missen. Fahrdienstleiterinnen miissen
bspw. mehrere Bahnhotfe beaufsichtigen; weniger Verschieberlnnen leisten immer mehr
Verschiebedienste. In der Regel bedeutet das mehr Stress. Dazu kommen die bereits
angesprochenen Dauerbelastungen durch permanente Uberstundenleistungen und die
Zunahme von Nachtdiensten.

» Langere Arbeitszeiten, mehr Leistung und vor allem Nachtarbeit kostet auf Dauer
Substanz. Das zermirbt. Das ist absolut spirbar. Mit 45 Jahren bekommen die
Leute dann physische und psychische Probleme, weil sie den Druck nicht mehr
aushalten. Die Folgen sind Burnout Syndrome und Herzinfarkte. Das ist zumindest
mein personlicher Eindruck. Ich kann mich nicht erinnern, dass wir friher Herz-
infarkte hatten, allein dieses Jahr hatten wir schon drei. Der Dienst geht sicher
nicht spurlos an einem vor iiber, ganz sicher nicht. Da hat sich einiges getan, da ist
vieles viel schlechter geworden.” (Interview 10)

D.h. nach Ansicht der Personalvertretung wirkt sich der steigende Leistungsdruck
langfristig auch auf die Gesundheit der Mitarbeiter aus. Allein im Jahr 2001 verzeich-
nete das Unternehmen insgesamt 1,26 Millionen Krankenstandstage. Das ergibt einen
Durchschnittswert von 26 Krankenstandstage pro Mitarbeiterln. Besonders haufig sind
Krankensténde bei Beschéftigten Gber 50 Jahre.3!

» Aufgrund des gestiegenen Arbeitsdruckes nehmen in ganz bestimmen Bereichen
die Krankenstédnde zu. Da kann man genaue Riickschlisse ziehen... Aus meiner
Erfahrung steigen dort, wo der Rationalisierungsdruck am grofdten ist, auch die
Krankenstande." (Interview 4)

Scherheit

An den vergleichsweise strengen Sicherheitsstandards bei der OBB wird bisher nicht
gerlttelt. Probleme gibt es aber dadurch, dass bel den Privatbahnen die teilweise das
selbe Netz benitzen, wesentlich geringere Standards herrschen. Ein Beispiel sind die
Bremsproben: Bei der OBB wiirde nahezu bei jedem Zug, der in Betrieb genommen
wird, eine Bremsprobe durchgefiihrt. Zustandig daftr wére ein speziell ausgebildetes
Personal — der Wagenmelister. Bei den Privatbahnen gibt es aber Félle, wo ein Unter-
nehmen nur einen Wagenmeister beschéftigt.

31 Der Standard, 29. August 2003.
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» D.h. um den selben Standard zu gewahrleisten misste der 365 Tage im Jahr an
2wei Orten gleichzeitig im Einsatz sein.” (Interview 10)

Ein anderes Beispiel betrifft Lenk- und Ruhezeiten, wo bis jetzt keine einheitliche
gesetzliche Regelung existiert: Wahrend bei der OBB ein Lokfiihrer maximal sechs
Stunden ohne Pause fahren darf, sind bei Privatbahnen Fahrzeiten von bis zu 15
Stunden zul&ssig, wenn diese eine 30minttige Pause beinhalten. Regelungen, wie die
Einhaltung der Pausen im Inland und insbesondere im grenziberschreitenden Verkehr
Uberprift werden kann, fehlen aber weitgehend. Die Gewerkschaft der Eisenbahner
beflrchtet Zustande, wie sie seit Jahren im europaischen Lkw-Verkehr tblich sind.32

Arbeitsunfalle

Trotz des erhohten Wettbewerbdruckes ist die absolute Zahl der Arbeitsunfélle
zwischen 1996 und 2001 gefallen. Im Gegensatz dazu ist aber die durchschnittliche
Zahl von Arbeitsunfallen pro Mitarbeiterln (die im selben Zeitraum ebenfalls stark
zurtickgegangen ist) zwischen 1996 und 2001 nahezu konstant geblieben.

Tabelle 3-4: Arbeitsunfalle Eisenbahnen

1996 | 1997 | 1998 | 1999 | 2000 | 2001 Verénderung
1996-2001 in %

OBB 3425 | 3242 | 3.155 | 3209 | 3.005 | 2.749 -17.9
Durchschnittliche Arbeitsunfélle pro 0,06 0,06 0,06 0,06 0,06 0,06
Beschéftigten

Quelle:  Versicherungsanstalt der dsterreichischen Eisenbahnen.

3.1.8. Ausbildung

Weitreichende Konsequenzen lassen sich im Zusammenhang mit der Liberalisierung
und dem steigenden Wettbewerbsdruck im Bereich der Ausbildung feststellen: Generell
werden nach Darstellung der Gewerkschaft Ausbildung- und Schulungszeiten gekirzt
und Weiterbildungen reduziert. Gleichzeitig wird der Bereich der Lehrlingsausbildung
auf ein Minimum zurtickgeschraubt. Wahrend friiher die OBB eine gesamtgesellschaft-
liche Funktion erfillte, in dem Uber den eigenen Bedarf hinaus in den Lehrlingswerk-
stétten Lehrlinge ausgebildet wurden, die aufgrund ihrer guten Ausbildung in der
Privatwirtschaft sehr gefragt waren, wird jetzt nach Ansicht der Personalvertretung
wegen der damit verbundenen Kosten teilweise unter dem eigenen Bedarf ausgebildet.
Um dem ,volkswirtschaftlichen Ziel [zu] entsprechen, Jugendlichen eine hochwertige
Ausbildung zu bieten“ (OBB Geschaftsbericht 1998:37) wurden 1998 noch 1300
Lehrlinge beschéftigt. 2002 waren es nur noch 1.041 (OBB Geschéftsbericht 2002:70).

32 Presse-Aussendung der Gewerkschaft der Eisenbahner vom 21. 01. 2003 (, Steirische Landesbahn
gefahrdet Sicherheit im Bahnverkehr).
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Dasist eine Reduktion um 20 Prozent. Allein zwischen Mé&rz 2002 und Marz 2003 sank
die Zahl der Lehrlinge von 918 auf 874 oder um finf Prozent.

» Das schmerzt besonders. Im Bereich der Lehrlingsaushildung ist der Liberalisie-
rungsdruck massiv spirbar.“ (Interview 10)

Unter dem Bedarf ausgebildet werden auch Lokfihrer — daher miissen die existierenden
4.300 Lokfuihrer dauerhaft Uberstunden leisten. Auch nach Darstellung der Unterneh-
mensleitung fehlen im Moment in der Ostregion 700 Lokfuhrer.33 Zwar wirden jedes
Jahr 200 Kandidatlnnen zur 48wdchigen Lokfuhrerausbildung zugelassen, aber rund ein
Drittel wirde das Handtuch werfen. Um den Bedarf zu decken, missten daher laut
Gewerkschaft jedes Jahr 280 bis 300 Personen eine L okfuhrerausbildung beginnen.34

Dartiber hinaus existieren betrachtliche Unterschiede in der Ausbildung bei der OBB
und bel den Privatbahnen, die sich im Zuge der Liberalisierung negativ auf das gesamte
Ausbildungsniveau im Eisenbahnsektor auswirken kdnnen. Obwohl sie die selben
Prifungen ablegen muissen, absolvieren Lokfihrer im Privatbahnbereich nur einen
zZweiwdchigen Kurs in der Zentralschule der OBB, wahrend zukiinftige OBB-L okfiihrer
48 Wochen lang ausgebildet werden. Einheitliche nationale oder europaweite
Ausbildungsstandards existieren nicht. Daraus ziehen, dhnlich wie bel der Arbeitszeit,
vor allem jene Unternehmen Vorteile, die keine oder geringe Standards anwenden.

3.1.9.  Arbeitsbeziehungens®

An den industriellen Beziehungen innerhalb der OBB hat sich bisher nichts gedndert.
Die Vertretung der Beschéftigten und Mitbestimmungsrechte sind in der Bahnbe-
triebsverfassung geregelt, die im Prinzip der Arbeitsverfassung entspricht, aber im
Unterschied zur Arbeitsverfassung eine dritte Représentationsebene einzieht. Die
Personalvertretung ist in drei Ebenen gegliedert:

= Vertrauenspersonenausschuss (6rtliche Ebene)

= Personalausschuss (regional — vier Regionen)

» Zentralausschuss (Zentral betriebsrat)

Wachsende Probleme ergeben sich allerdings daraus, dass fur die OBB und fur die
Privatbahnen unterschiedliche Bestimmungen gelten, obwohl die Beschéftigten in
beiden Bereichen von der Gewerkschaft der Eisenbahner vertreten werden (OBB
Mitarbeiterinnen unterliegen einer Dienstordnung und einem Gehaltsschema,
Privatbahn-Mitarbeiterinnen einem Kollektivvertrag). Der Kollektivvertrag der
Privatbahnen stellt die Beschéftigten in vielen Punkten deutlich schlechter. Die
Gewerkschaft hat trotzdem zugestimmt, um den kleinen Privatbahnen, die friher oft
ums Uberleben kampften, zu helfen. Das waren kleine Betriebe mit einem
eingeschrankten Betriebsfeld, die sich die OBB-Standards nicht |eisten konnten. Heute

33 Der Standard, 26. August 2003.

34 Der Standard, 16. Oktober 2002.

35 Im Rahmen des OBB-Strukturgesetzes, das mit 1.1.2004 in Kraft tritt, ist die Arbeitnehmervertretung
der OBB neu zu organisieren und hat sich nach dem Arbeitsverfassungsgesetz zu richten.
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nitzen die selben Betriebe aber die deutlich niedrigeren Standards (wie bspw. in der
Ausbildung) als Wettbewerbsvorteil im Konkurrenzkampf mit den OBB.
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4, FALLSTUDIE: OSTERREICH ELEKTRIZITATSVERSORGUNG

4.1. Beschaftigungsentwicklung in verschiedenen Elektrizitdtsversorgungs-
unternehmen

Laut den uns zuganglichen Beschéftigungsdaten variiert der jahrliche Beschaftigungs-
abbau bei Elektrizitatsversorgungsunternehmen zwischen 0,6 Prozent (wobei dieser
Wert durch Ausgliederungen im Strombereich der Grazer Stadtwerke im Jahr 2002
deutlich steigen wird) und 6,5 Prozent.

Tabelle 4-1: Beschaftigungsentwicklung in verschiedenen Elektrizitdtsversorgungsunter-
nehmen
1996 | 1997 | 1998 | 1999 | 2000 | 2001 | 2002 | Veranderun- | Durchschnittliche
genin jéhrliche Verénde-
Prozent rung in Prozent
1996/97/98-

2001/02

BEWAG - 511* | 498* | 464* | 437* | 434* - -15 -38

EVN - | 2.416% | 2.276* | 2.221* [ 2.204* [ 2.199* | - -9 -2,3

Grazer Stadt- | 264 | 264 267 | 268 | 259 257 - -3 -0,6

werke Strom

KELAG - - 1.445 | 1.403 | 1.387 | 1.408 | 1.354 -6 -15

Salzburg AG - - - - 2400 | 2.177 | 2.125 -12 -6,0

STEWEAG/ |1.735| 1.676 | 1.644 | 1.566 | 1.422 | 1.362 | 1.216 -30 -5,0

STEG

TIWAG - 1.688 | 1.657 | 1.596 | 1.541 | 1.509 | 1.433 -15 -3,0

VKW 783 | 768 760 745 727 720 - -8 -1,6

Verbund 4644 | 4.435 | 4.162 | 3.747 | 3.387 | 3.053 | 2.827 -29 -6,5

Wienstrom | 4.2214.1986 | 4.144 | 3.981 | 3.820 | 3.686 |3.281 -12 -2,0

* Nach Geschaéftsjahren.
Quelle:  Geschaftsberichte; AK-Studie ,Die wirtschaftliche Lage der EVU-Landesgesellschaften und
Sondergesellschaften” (2001); Unternehmensinformationen EVN.
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4.2. Verbundgesellschaft

42.1. Hintergrund

Basierend auf dem Verstaatlichungsgesetz aus dem Jahr 1947 hatte die Verbundgesell-
schaft bis zur Liberalisierung Mitte der 1990er Jahre ein Monopol auf den Stromhandel
mit dem Ausland. Daruiber hinaus hatte sie den Auftrag fur Osterreich die Stromver-
sorgung sicherzustellen (darin enthalten war die Sicherstellung einer 20prozentigen
Reserve im Falle von Stromengpéssen). Die Landesgesellschaften waren durch lang-
fristige Vertrage verpflichtet, von der Verbundgesellschaft den Strom zu beziehen. Die
gesetzliche Grundlage dnderte sich mit Osterreichs Beitritt zur EU. Osterreich hat sich
in der Folge fur ein Liberalisierungsmodell mit Regulator entschieden. 2001 wurde auf
Basis des Elektrizitdtswirtschaftss und —organisationsgesetzes (EIWOG) ein
Osterreichischer Stromregulator eingerichtet.

In der Folge wurde die Verbundgesellschaft neu organisiert. Die Verbundgesell schaft
wurde zu ener Holding bestehend aus verschiedenen eigenstandigen
Aktiengesellschaften umgewandelt. Dabei wurden vier Bereiche gebildet:

= Erzeugung

» Handel/Vertrieb

= Ubertragung

» Neue Geschéfte/Beteiligungen

Der Bereich Erzeugung wiederum wurde in die Wasserkrafterzeugung und thermische
Erzeugung mit jewells eigensténdigen Aktiengesellschaften unterteilt (AHP — Austrian
Hydro Power AG; ATP - Austrian Therma Power AG). Fur den Netzbereich ist die

Austrian Power Grid AG und fir den Vertrieb die Austrian Power Trading GmbH
zustandig.

Das Personal wurde den einzelnen Aktiengesell schaften zugeteilt.

42.2. Beschéftigungsvolumen

Bel der Osterreichischen Verbundgesellschaft wurden seit 1996 39 Prozent des
Personals abgebaut. Das sind im Durchschnitt 6,5 Prozent pro Jahr (von 2001 auf 2002
betrug die Personalreduktion sogar 7,4 Prozent). In absoluten Zahlen sind das 1.817
Mitarbeiterlnnen oder ein Abgang von durchschnittlich 302 Mitarbeiterlnnen pro Jahr.
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Tabelle 4-2: Beschaftigungsentwicklung bei der Verbundgesellschaft

Jahr 1996 | 1997 1998 1999 2000 2001 2002 Verénderung
1996-2002 in %

Anzahl der 4644 | 4435 | 4162 | 3.747 | 3.387 | 3.053 | 2.827 -39,1

Beschaftigten*

Frauenanteil in Prozent 15,7 16,0 16,3 16,3 16,1 15,9
Teilzeitanteil in Prozent 3,6 3,7 3,9 4,0 3,7 3,8

Leiharbeiterinnen in 15 12 8 3 3 5
absoluten Zahlen

* Jahresdurchschnittwerte.
Quelle:  Verbund Geschaftsherichte 1997-2002; Verbund Strategisches Personalmanagement (HP).

Dabel gibt es einen eindeutigen Zusammenhang zwischen der Liberalisierung des
Strommarktes, dem gestiegenen Wettbewerbsdruck bzw. den Vorgaben des Strom-
regulators und dem radikalen Beschéftigungsabbau. Im Verbund-Geschéftsbericht 2001
heif3t es bspw.
»,Damit das Unternehmen im Wettbewerbsmarkt bestehen kann, waren tiefgrei-
fende Veranderungen nétig, die von den Mitarbeitern akzeptiert und aktiv unter-
stitzt wurden. ... Der Anspruch, as Low Cost Producer zu agieren, setzt konse-
guente, strategisch gesteuerte Malinahmenpakete zur Reduktion des Personal stan-
des — und —aufwandes voraus. Konzerninternes Personalclearing, Vorruhestands-
modelle und sonstige sozia vertrégliche Maldnahmen reduzierten den Personal stand

seit 1994 um 1.961 Mitarbeiter (39 Prozent). Der Personalaufwand wurde seit 1994
um 33,8 Prozent gesenkt.” (S. 52)

Wie im obigen Zitat angesprochen, waren bisher keine betrieblichen Kundigungen
notwendig. Der Beschéftigungsabbau erfolgte durch ein Bindel von Malinahmen inklu-
sive Vorruhestandsmodellen (das dritte VV orruhestandsmodell wurde gerade abgeschlos-
sen), erhdhten Abfertigungen (1,5 bis zweimal so hoch wie die gesetzlich geblhrenden
Abfertigungen) und Prémien (zwischen 11.000 und 44.000 Euro), die es vor allem jun-
geren Mitarbeiterinnen schmackhaft machen sollten, freiwillig das Unternehmen zu
verlassen. Laut dem Unternehmen wurde der Personalabbau ,, ausschlief3lich auf sozial-
vertraglichem Weg durch zum Teil Osterreichweite Versetzungen, Vorruhestands-
Ubertritte und Aussteigerregelungen  durchgefuhrt®  (Verbund Geschaftsbericht
2002:57). Ganz so freiwillig war das Ausscheiden freilich nicht in jedem Fall. Laut
Betriebsrat wurde bei manchen Mitarbeiterlnnen ,schon auch Druck gemacht"
(Interview 3) bzw. manche konnten und wollten dem erhdhten Druck nicht mehr
standhalten. Ein Problem in diesem Zusammenhang sind die sehr spezifischen
Tatigkeiten, welche die Mitarbeiterinnen im Unternehmen erledigten: , Unsere
Mitarbeiter sind spezialisierte Fachtrottel. Ein gelernter Elektriker, der seit 20 Jahren
an ener Schaltplatte tatig ist, ist nicht mehr so einfach in der Lage einen
Verteilerkasten zusammenzubauen.” (Interview 3)
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Im Moment sind keine weiteren Mal3nahmen geplant, aber nach Auskunft des Betriebs-
rates sollen im Bereich der Hydro Power weitere 120 Mitarbeiterlnnen abgebaut wer-
den.

423. Umstrukturierungen und Beschéftigung

Der Beschéaftigungsabbau erfolgte, indem in einem ersten Schritt ein Kernteam mit
jenen Mitarbeiterlnnen definiert wurde, die fur das Unternehmen unverzichtbar waren.
Die Entscheidung darlber wurde von den jeweiligen Fachgruppenleitern getroffen.
Dann wurde eine zweite Liste erstellt, die quasi den Uberhang représentierte. , Mit einer
normalen Facharbeiterausbildung ohne Zusatzqualifikationen war man de facto bereits
auf der Uberhangliste (Interviev 3) Der Uberhang wurde dann im
Instandhaltungszentrum zwischengeparkt. Davon blieben auch Mitarbeiterinnen, die
schon 15 bis 20 Jahre im Unternehmen tétig waren, nicht verschont.

» Daswar keine leichte Stuation. Das war ein Kampf jeder gegen jeden. Die Listen

sind ja kein Geheimnis geblieben. Wenn einer auf die Instandhaltungsliste ge-

kommen ist, hat er schon gewusst, was auf ihn zukommt. Ende 2001 hat es dann

geheifRen dass das Instandhaltungszentrum bis Ende 2002 aufgelassen wird. Das
Betriebsklima war zu der Zeit nicht das lustigste.” (Interview 3)

Bel den Instandhaltungstétigkeiten handelt es sich hauptséachlich um Arbeiten, die
potentiell an Fremdfirmen vergeben werden konnen — wie etwa Revisionsarbeiten.
Diese wurden dann auch sukzessive ausgelagert. Vor der Schlief3ung waren im Instand-
haltungszentrum noch 160 Mitarbeiterlnnen beschéftigt.

Im Zusammenhang mit der Umstrukturierung wurden den einzelnen Geschéaftsbereichen
auch neue Zielvorgaben — sogenannte benchmarks — gegeben, mit denen sie mit anderen
europaischen Stromversorgungsunternehmen gemessen werden. Wie ein Betriebsrat
bemerkt:

» Wenn ich schon das Wort [benchmark] hére, bekomme ich Magenschmerzen. ...
Da werden wir mit Landern wie Danemark oder Schweden verglichen, wo von A
bis Z alles kerzengerade ist. Bei uns geht es aber bergauf, bergab, bergauf,
bergab ....* (Interview 3)

Zu diesen Zielvorgaben gehort bspw. weniger Personal, weniger Reisekosten, weniger
Uberstunden. Wenn die Abteilungen die Zielvorgaben einhaten, bekommen die
Fuhrungskrafte eine Pramie. Das fiihrt dann dazu, dass bspw. offiziell keine Uberstun-
den mehr bewilligt werden, obwohl das Personal trotzdem Uberstunden machen muss:

» Wenn ich auf einer Bauverhandlung bin, kann ich nicht einfach sagen, esist halb
funf, ich darf keine Uberstunden machen, ich muss gehen.* (Interview 3)

Dazu kommt massiver Druck von auf3en, vor allem in Form des Stromregulators, der
sich laut Betriebsrat weigert, manche K osten anzuerkennen.
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424, Art der Beschéftigung

Nach der Umstrukturierung der Verbundgesellschaft wurde das Personal den einzelnen
Aktiengesdllschaften zugeteilt. An der Art der Arbeitsvertrége hat sich dadurch aber
nichts gedndert. Sie entsprechen weiterhin dem EV U-Kollektivvertrag.

Die meisten Verbund-Mitarbeiterinnen besitzen unbefristete Vollzeitarbeitsvertrége.
Mit weniger als vier Prozent der Gesamtbeschéftigung ist der Antell an
Teilzeitbeschéftigung relativ gering und er hat sich zudem zwischen 1996 und 2001
kaum verandert. Im Gegensatz dazu ist es laut Betriebsrat in den letzten zwei Jahren zu
einer Zunahme von Leiharbeiterinnen gekommen (Interview 3). Hier klaffen allerdings
die Angaben zwischen Betriebsrat und Unternehmensfihrung betrachtlich auseinander:
Waéhrend der Betriebsrat von 80 bis 120 Leiharbeiterlnnen spricht, die hauptsachlich zur
Abdeckung von Spitzenzeiten (bspw. in der Elektromontage) teilweise aber auch fir
Bereitschaftsdienste in Anspruch genommen werden, waren laut Unternehmensfiihrung
2001 nur funf Leiharbeiterinnen beschéftigt. Der Betriebsrat ist gerade dabei, mit der
Geschéftsfuhrung eine Betriebsvereinbarung zur Verwendung von Leiharbeiterlnnen
auszuhandeln (Interview 3).

4.25. Arbeitszeit

Waéhrend sich die Regelarbeitszeit nach wie vor am EV U-Kollektivvertrag orientiert, ist
es im Zusammenhang mit der Liberalisierung und dem Beschéaftigungsabbau in den
letzten Jahren zu einer massiven Zunahme von Uberstunden gekommen. Laut Betriebs-
rat liegt
, im Netzbereich der Schnitt von Uberstunden-Guthaben im Moment bei rund 45
Sunden pro Mitarbeiter. Der Urlaub ist da noch gar nicht mitgerechnet. Bei der
APG [Austrian Power Grid] ergibt sich daraus ein Guthaben von rund 500
Sunden pro Mitarbeiter. Das ist ganz klar eine Folge der Minimalbelegung: Die

Arbeit wird um nichts weniger, wir haben aber immer weniger Personal.
(Interview 3)

Die Uberstunden sollen heuer bis Jahresmitte abgebaut werden. Der Betriebsrat ist aber
skeptisch, dass das gelingt. Einen Versuch, die iiberbordenden Uberstunden unter
Kontrolle zu bringen, sind sogenannte all inclusive-Vertrége, die fir Mitarbeiterlnnen
ab einer bestimmten Verwendungsstufe im Unternehmen angeboten werden. Dabel wird
eine Uberstundenpauschale fir eine bestimmte Anzahl von Uberstunden vereinbart. Die
Mitarbeiterinnen ersparen sich dadurch die Abrechnung von Uberstunden. Wie der
Betriebsrat versichert, kommen viele aber nach einigen Monaten drauf, dass ihre
Pauschale 20 Uberstunden pro Monat abdeckt, sie aber tatsachlich mindestens 35
Uberstunden pro Monat arbeiten. Nach Erfahrung des Betriebsrates sind ,, am Anfang
beide gllcklich; dann wird aber der Mitarbeiter immer unzufriedener .(Interview 3).
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4.2.6. Arbeitsbedingungen

Durch den Beschéftigungsabbau, die Umstrukturierung und die damit verbundene
Unsicherheit Uber die eigene berufliche Zukunft, haben nach Einschdtzung des
Betriebsrates die Belastungen am Arbeitsplatz deutlich zugenommen.
» Die Mitarbeiter haben Existenzéngste und sie fressen die Unsicherheit in sich
hinein ... In den letzten drei Jahren haben wir bedenkliche Todesféalle wie Tod
durch Hirnschlag gehabt. Zwei Mitarbeiter um die 50 sind an einem Gehirnschlag
verstorben. So etwas ist in den letzten 30 Jahren nicht vorgekommen. Natdrlich ist

es schwierig eine Verbindung herzustellen, aber von ungefahr kommt das nicht.”
(Interview 3)

4.2.7. Einkommen

Zur Finanzierung der Sozialplane und damit des ,, sozialvertraglichen* Beschéftigungs-
abbaues verzichten die Mitarbeiterlnnen auf freiwillige Sozialleistungen, wie bspw. die
traditionellen Haushalts- oder Familienzulagen. Im Gegenzug hat sich das Unternehmen
dazu verpflichtet auf Dauer des Berufslebens der Mitarbeiterinnen auf einseitige Mal3-
nahmen wie Anderungskiindigungen oder Eingriffe in bestehende Entlohnungsricht-
linien zu verzichten. Im Geschéaftsbericht 2001 heil3t es dazu:

»Eine grofle Zahl von Mitarbeitern hat auf freiwillige Sozialleistungen verzichtet.

Die Einsparungen daraus dienen zur Finanzierung von Sozialpldnen, die sozial-

vertréglich eine weitere Reduktion der Mitarbeiterzahl ermdglichen. Die Mitar-

beiter des Verbund haben in solidarischer Weise auch den Umgestaltungsprozess
des Konzerns mitgetragen.” (S. 52)

Nach Auskunft des Betriebsrates haben die freiwilligen Sozialleistungen acht bis zehn
Prozent des Entgeltes ausgemacht.

Nach einer zweijahrigen Testphase wurde 2001 im Stromgeschéaft (Vertriebsbereich)
und anderen ausgewahlten Geschaftsberichten ein leistungsabhangiges Gehaltsmodell
eingefuhrt. Der leistungsabhangige Lohnanteil basiert auf dem Unternehmenserfolg, ei-
ner Mitarbeiterlnnenbeurteilung und einem Teambonus. Der |eistungsabhéngige Antell
reicht von zehn bis zu 25 Prozent des Entgeltes (abhangig von der Position im Un-
ternehmen). Im Geschéftsbericht 2001 wird das neue Schema wie folgt beschrieben:

,ES sieht fir alle Positionen fixe und variable Gehaltskomponenten in unter-

schiedlicher Zusammensetzung vor. Erganzt werden die individuellen Gehalts-

schemata noch durch einen Teambonus. Dieser wird durch eine klare ertragsorien-

tierte Steuerungskomponente unterlegt werden. ... Jeder Mitarbeiter fuhrt ein stan-

dardisiertes Mitarbeitergesprach zur Steuerung der personlichen Entwicklung, wo-
bei im Gehaltssystem auch eine qualifizierte Leistungsbeurteilung erfolgt.” (S. 53)

Obwohl der Betriebsrat im Strombereich dem neuen Modell zugestimmt hat, sehen
andere Betriebsréte in der Verbundgesellschaft die Entwicklung mit Besorgnis:

» Erstens sind Mitarbeiterbeurteilungen sehr subjektiv; zweitens tragt die Punk-
tejagd nicht unbedingt zur Verbesserung des Betriebsklimas bei; und drittens gibt
es, wenn der Strommarkt gesattigt ist, keine Zahlen mehr, die nach oben ge-
schraubt werden kénnen.” (Interview 3)
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Tabelle 4-3: Entwicklung des Personalaufwandes bei der Verbundgesellschaft
1998 1999 2000 2001 2002 | Verdnderun
genin %
1998-2002
Personalaufwand in tausend Euro* 277.125 |253.630 | 227.252 | 217.076 |211.939 -24
Personalaufwand pro Beschéftigten in| 66.585 | 67.689 67.095 71.103 | 74.970 +13
Euro*

* Ohne Aufwand fiir Abfertigungen und Pensionen.
Quelle:  Abteilung Betriebswirtschaft der Kammer fiir Arbeiter und Angestellte.

Auch bei der Verbundgesellschaft kam es in Folge des Personalabbaues zu einer
deutlichen Reduktion des Personalaufwandes. Zwischen 1998 und 2002 ist der
Personal aufwand exklusive Pensionen und Abfertigungen um 24 Prozent gesunken. Das
sind sechs Prozent pro Jahr. Gleichzeitig ist der Personalaufwand pro Beschéftigten im
selben Zeitraum um 13 Prozent gestiegen. Diese 13 Prozent reflektieren
Reallohnsteigerungen und Inflationsabgeltungen und sonstige Aufwandsstei gerungen.

428. Ausbildung

Wahrend im Bereich der Schulungen von Mitarbeiterlnnen bisher keine Einschrénkun-
gen erfolgten, gibt es gravierende Veranderungen im Hinblick auf die Ausbildung von
Lehrlingen. Diese wurde in den letzten drei Jahren rapide zurlickgeschraubt. Die Zahl
der Lehrlinge hat sich seit 1999 etwa halbiert.

Tabelle 4-4: Entwicklung der Lehrlinge bei der Verbundgesellschaft

1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002

186 182 194 194 178 122 92

Quelle:  Verbundgesellschaft Geschaftsberichte 1995-2002.

4.29. Arbeitsbeziehungen

An den formellen Strukturen hat sich durch die Liberalisierung nichts gedndert. Obwohl
sich das Unternehmen im 6ffentlichen Eigentum befand, fand immer schon das Arbeits-
verfassungsgesetz Anwendung. Demnach gilt fur die Beschéftigten der EVU-Kollektiv-
vertrag und sie werden von einem Betriebsrat vertreten. Durch die Umstrukturierungen
wurde aber die zweite Verhandlungsebene wichtiger. Der Konzernvorstand verhandelt
zwar mit dem Konzernbetriebsrat, aber dabel geht es nur noch um Rahmenbedingungen.
Konkrete Bedingungen werden dann auf Ebene der eigenstandigen Aktiengesellschaften
ausgemacht.
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» Der Konzernvorstand weif3 nicht viel vom operativen Geschéft. Denen sind Zah-
len wichtig und das sagen sie auch ganz offen: Den Rest, sagen sie, sollen wir uns
mit unserem Vorstand ausmachen.” (Interview 3)

Ingesamt ist nach Einschézung des Betriebsrates der Ton zwischen Betriebsrat und
Vorstand etwas harter und emotionaler geworden. Der Betriebsrat empfindet das aber
nicht nur als Nachteil, well auf diese Weise , das ganze wieder zum Leben erweckt
wird“ (Interview 3).

43. STEWEAG - Steirische Wasserkraft- und Elektrizitats-AG

4.3.1. Hintergrund

Als Reaktion auf die Liberalisierung des Strommarktes wurden im Jahr 2002 die
Steirische Wasserkraft- und ElektrizitétssAG (STEWEAG) und die Steiermérkische
Elektrizitdts- Aktiengesellschaft (STEG) zur STEWEAG-STEG GmbH fusioniert.
Gleichzeitig wurden die erzeugenden Betriebe, die kalorischen Kraftwerke und die
Wasserkraftwerke, an die Verbundgesellschaft abgegeben, obwohl das laut Betriebsrat
hochprofitable Betriebe waren. Durch die Fusionierung erhofft sich das Management
deutliche Einsparungseffekte.

Die STEWEAG-STEG ihrerseits befindet sich im Besitz der Energie Steiermark
Holding AG (65,43 Prozent) und der Verbundgesellschaft (34,57 Prozent). Die Energie
Steiermark Holding AG ist neben dem Strombereich auch in den Bereichen Ferngas,
Fernwérme und in der Reststoffverwertung aktiv.

43.2. Beschéftigungsvolumen

Zwischen 1996 und 2002 wurde die Zahl der Mitarbeiterlnnen bei der STEWEAG bzw.
der STEWEAG-STEG um 30 Prozent reduziert — das ist eine durchschnittliche Perso-
nalreduktion um fast vier Prozent pro Jahr. In absoluten Zahlen handelt es sich um 519
Mitarbeiterlnnen die abgebaut wurden oder mehr as 60 Mitarbeiterinnen pro Jahr. Laut
Betriebsrat gibt es einen eindeutigen Zusammenhang zwischen der Liberalisierung und
dem massiven Personalabbau, der seit Mitte der neunziger Jahr voll zum Tragen
kommt.

Tabelle 4-5: Beschaftigungsentwicklung bei der STEWEAG

Jahr 1996 | 1997 1998 1999 2000 2001 2002 Veranderung
1996-2002 in %

Anzahl der Beschaftigten* | 1.735 | 1.676 1.644 1.566 1.422 1362 | 1.216** -29,9

*Jahresdurchschnitt.
** Fusion zwischen der STEWEAG und der STEG.
Quelle: ~ STEWEAG Geschaftsberichte 1997-2001; STEWEAG-STEG Geschaftsbericht 2002.
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Bisher erfolgte der Beschéftigungsabbau ausschliefdlich , sozialvertraglich®. Viele
Mitarbeiterinnen schieden im Rahmen der seit 1996 mehrfach aufgelegten Vorruhe-
standsmodelle aus. Im Geschéaftsbericht 2002 wird darauf hingewiesen, dass zur
Erreichung, der sich aus der Fusion ergebenden Zielkapazitét, fur das Personal ein
neues Altersteil zeit- und Vorpensionsmodell eingefiihrt wurde (S. 22).

Nach Ansicht des Betriebsrates ging durch den massiven Beschéftigungsabbau sehr viel
betriebliches Know-how verloren, das gerade in der Situation der Zusammenlegung von
Nutzen gewesen wére. Der Betriebsrat beklagt in diesem Zusammenhang, dass es im
Unternehmen keine vorausschauende Personal planung gibt (Interview 11).

433 Umstrukturierungen und Beschéftigung:

Durch die Fusionierung von STEWEAG und STEG erhofft sich der Vorstand Einspa-
rungseffekte. Dies gilt auch fur das Personal. Bspw. bendtigt der neue Konzern nur
noch eine Personalverrechnungsstelle, einen Materialeinkauf, eine Personalabteilung
etc. Das wird zu weiteren Verlusten von Arbeitspléatzen fihren. Laut Betriebsrat werden
durch die Fusionierung bis zu 200 Arbeitsplétze in Frage gestellt (Interview 11). Der
Vorstand hat im Rahmen einer Betriebsvereinbarung zugestimmt, sich um neue
Beschéaftigungsfelder zu bemiihen. Ob das gelingen wird, ist freilich offen.

Im Zuge der Umstrukturierung wurden die Beschéftigten auch in diesem Fall mit
Unternehmensberatungsfirmen und mit sogenannten benchmarks konfrontiert:

» Bel der Fusionierung und Neugestaltung des Unternehmens wurden von der Be-
ratungsfirma, welche die Fusionierung begleitet hat — oder besser gesagt, bestimmt
hat — immer wieder benchmarks aus dem deutschen, hollandischen und belgischen
Raum ins Spiel gebracht. Das bereitete uns unheimliche Probleme. Mit solchen
benchmarks kannst du nattrlich Eindruck machen. Du bist immer der Be-
nachteiligte. Die holen sich die von irgendwo her und du hast keine Mdglichkeit, zu
kontrollieren ob die tatsachlich stimmen. Solange sie nicht Uberprifbar sind, sind
benchmarks fur unsimmer ein Streitpunkt.” (Interview 11)

Durch den erhohten Kostendruck wurden Tétigkeiten, die friher von reguléren Mitar-
beitern durchgefiihrt wurden, verstarkt ausgelagert. Bspw. wurde der gesamte Reini-
gungsdienst nach auf3en vergeben, aber auch Bauarbeiten und Planungstétigkeiten.
Wenn der Druck des Stromregulators so weiter geht, werden nach Ansicht des Betriebs-
rates weitere Abteilungen wie die Personal verrechnung ausgel agert werden miissen.

434, Art der Beschéftigung

Der grofdte Teil der Beschéftigten besitzt nach wie vor einen reguléren Dienstvertrag,
der den Bestimmungen des EVU-Kollektivvertrages entspricht. Die STEWEAG-STEG
besitzt aber auch eine eigene Leiharbeiterfirma, die Human Resources Personal bereit-
stellung GmbH (HRP). Zur Zeit sind dort 70 Mitarbeiterlnnen beschéftigt, die zu 90
Prozent an die STEWEAG-STEG verliehen werden (Interview 11). Nach Auskunft des
Betriebsrates handelt es sich dabei zum grofdten Teil um ehemalige Lehrlinge, die
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aufgrund des Personalabbaus nach  Abschluss ihrer Lehre (ber die
L eiharbeiterkonstruktion mit einem befristeten Arbeitsvertrag ,, abgespeist* werden. Das
Unternehmen schafft sich dadurch einen bequemen Personal pol ster.

4.3.5. Arbeitszeit

Auch bei der STEWEAG hat sich der Personalabbau primér in einer deutlichen Zu-
nahme von Uberstunden bemerkbar gemacht. 2002 war nach Auskunft des Betriebsrates
ein Jahr, in dem besonders viele Uberstunden angefallen sind. Dazu kommen Urlaubs-
rickstellungen, die bis zu 120 Tage pro Mitarbeiter ausmachen. ,, Der Personalabbau
bedingt auf alle Falle, dass Uberstunden geleistet werden miissen* (Interview 11)

Aufgrund der damit verbundenen Belastungen in Form von RuUckstellungen, die
inzwischen eine merkliche Belastung fur die Bilanz darstellen, hat der Vorstand
beschlossen, dass pro Mitarbeiterln nur mehr funf Uberstunden pro Monat geleistet
werden dirfen. ,, Dasist natUrlich ein Horror, weil die Arbeit muss ja trotzdem gemacht
werden” (Interview 11).

4.3.6. Arbeitsbedingungen

Der massive Beschéftigungsabbau und der damit verbundene hdhere Leistungsdruck
macht sich nach Ansicht des Betriebsrates bei den Mitarbeiterlnnen in erster Linie
durch eine zunehmende Demotivierung bemerkbar:

,Je naher das Austrittsdatum rickt desto mehr ist der Mitarbeiter bestrebt Ur-
laubstage anzusammeln, damit er so frih wie mdglich dem Betrieb den Ricken
kehren kann. Wir haben sehr, sehr viele demotivierte Mitarbeiter. ... Gerade durch
die Fusionen und durch die Verénderungen im Stromgeschaft haltet den Mitar-
beiter nicht mehr viel am Arbeitsplatz. Letztendlich durch die gesamte Liberalisie-
rung.” (Interview 11)

43.7. Einkommen

Auch bei der STEWEAG wurde ein Modell zur leistungsorientierten Entlohnung
eingefuhrt. Bisher sind rund 60 Mitarbeiterlnnen davon betroffen. Cirka 20 Prozent des
Einkommens sind leistungsabhangig. Dabel hdngen wiederum etwa 60 Prozent vom
unternehmerischen Erfolg ab — d.h. dieser Tell ist von der einzelnen Mitarbeiterin nur
sehr bedingt beeinflussbar — und 40 Prozent von personlichen Kennziffern — bspw. wie
viel Strom einE MitarbeiterIn verkauft hat.
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5. FALLSTUDIE: OSTERREICH GASVERSORGUNG

5.1 Wiengas

51.1. Hintergrund

Die Wiengas GmbH ist Teil der Wiener Stadtwerke. Bis Mitte 1999 waren die Wiener
Stadtwerke eine Unternehmung der Stadt Wien (nach 8§ 71 der Wiener Stadtverfassung).
Sie bestanden aus der Generaldirektion mit den Teilunternehmungen Wienstrom,
Wiengas, Wiener Linien und Bestattung Wien. Im Hinblick auf die bevorstehende,
zumindest teillweise Liberalisierung der kommunalen Dienste, wurden die Wiener
Stadtwerke 1999 aus der Stadtverwaltung ausgegliedert und in ein privatrechtliches
Unternehmen Uberfihrt (well die Gemeinden keine Deckungsriicklagen mehr bilden
durften). Die neue Struktur besteht aus ener ,Dachorganisation”, der Wiener
Stadtwerke Holding AG, und sechs eigenstandigen Tochtergesellschaften:

=  Wienstrom GmbH

=  Wiengas GmbH

=  Wiener Linien GmbH & Co KG

»  Fernwarme Wien GmbH

= Bestattung Wien GmbH

=  Wiener Stadtwerke Beteiligungsmanagement GmbH

Laut Geschéftsbericht 1999 dienten Ausgliederung und Neustrukturierung priméar zur
Erhohung der Wirtschaftlichkeit, zur Erlangung der Kapitalmarktféhigkeit und damit
zusammenhangend zur Erschlieffung neuer Finanzierungsmdglichkeiten, und nicht
zuletzt zur Vereinfachung der unternehmerischen Entscheidungsfindung (S. 7f).

Die Bediensteten wurden im Rahmen eines Landesgesetzes den neuen Unternehmungen
zugewiesen. Fur die ,Altbediensteten” gilt die ate Dienstordnung, fur , Neubediens-
tete”, die nach dem 1. Juli 2001 aufgenommen wurden, gilt ein fir die gesamte Stadt-
werke Holding AG vereinbarter Firmen-Kollektivvertrag.

Seit 2002 ist der Gasmarkt in Osterreich vollstandig liberalisiert. Um dem seit Oktober
2002 geltenden Gaswirtschaftsgesetz gerecht zu werden, wurden auch bel der Wiengas
die Unternehmensbereiche Netz und Vertrieb getrennt. Im Bereich des Netzes miissen
die Durchleitungsgebtihren seither vom Gasregulator genehmigt werden.

Um sich im liberalisierten Energiemarkt , optimal positionieren* zu kdénnen (Wiener
Stadtwerke Geschéftsbericht 2002:42) wurden im Jahr 2002 die ausgegliederten und
eigenstandigen Energieversorger der Stadtwerke Holding AG (Wienstrom, Wiengas und
Fernwarme) in die Wien Energie GmbH zusammengefasst.
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51.2. Beschéftigungsvolumen

Die Zahl der Beschéftigten bel der Wiengas ist seit 1996 um 21 Prozent gesunken. Das
ist im Durchschnitt 2,3 Prozent pro Jahr. In absoluten Zahlen handelt es sich um 283
Mitarbeiterlnnen oder ein Abgang von durchschnittlich 47 Mitarbeiterinnen pro Jahr.

Tabelle 5-1: Beschaftigungsentwicklung bei Wiengas

1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 | Verdnderung
1996-2002 in %

Wiengas 1.381 1.366 1.327 1.300 1.212 1.157 1.098 -20,5

Quelle:  Geschaftsberichte 1996-2002.

Der Beschéftigungsabbau erfolgte , sozialvertréaglich®, d.h. durch freiwillige Kindigun-
gen und durch Pensionierungen. Wie ein Personalvertreter/Betriebsrat bemerkt: ,, Durch
den Druck der Markt6ffnung werden Personalkosten stéandig hinterfragt. Was man
deutlich spirt, ist dass Dienstposten nur mehr sehr schwer nachzubesetzen
sind” (Interview 6).

Neu aufgenommen wurden Mitarbeiterlnnen mit rechtlichen oder betriebswirtschaftlichen
Fachkenntnissen, um den Umstrukturierungsprozess zu unterstiitzen bzw. zu leiten.

513. Umstrukturierung und Beschaftigung

Mit der Ausgliederung der Wiengas und der Grindung der Wiengas GmbH wurden die
Bediensteten per Landesgesetz (dem Wiener Zuweisungsgesetz) der neuen Gesellschaft
zugewiesen. Durch die Zuweisung hat sich an den Beschéftigungsverhéltnissen nichts
geandert. Die Gemeinde Wien bleibt der Dienstgeber. Fur ,, Altbedienstete” gilt die ate
Dienstordnung. Fur ale Mitarbeiterinnen, die nach dem 1. Juli 2001 aufgenommen
wurden, gilt dagegen der neue Firmen-Kollektivvertrag, der zwischen der Gewerkschaft
der Gemeindebediensteten (GdG) und den Stadtwerken abgeschlossen wurde. Der neue
Kollektivvertrag sient laut Darstellung der GdG unter anderem einen
Einkommensverlust fir ,, Neubedienstete* von rund 13 Prozent vor.

Im Moment wirde nach der Einschétzung der Personalvertretung/Betriebsrat die
Verteilung zwischen den verschiedenen Gruppen wie folgt aussehen (Interview 6):

= 70% pragmatisierte Beamtlnnen

= 25% Vertragsbedienstete

» 59 Angestellte nach dem neuen Kollektivvertrag

Der Anteil der ,, Altbediensteten* wird in den nachsten Jahren kontinuierlich abnehmen.

Der Hauptunterschied zu den ,, Neubediensteten besteht darin, dass die , Altbedienste-
ten® unkindbar sind (aufer im Falle von schweren Vergehen gegen die Dienstordnung).

In der Folge der durch das Gaswirtschaftsgesetz 2002 verordneten Trennung zwischen
Netz und Vertrieb, musste die Wiengas in zwei Bereiche aufgeteilt werden. Die
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Beschéftigten wurden dann in der Folge dem Netz- oder dem V ertriebsbereich zugetellt.
D.h. dass sie nicht nur einem neuen Unternehmen zugewiesen wurden, sondern auch
einer anderen Organisationseinheit angehoren.

Laut Personalvertretung/Betriebsrat werden durch die Liberalisierung des Gasmarktes
Personalkosten stéandig hinterfragt. Im Netzbereich geht der Druck priméar vom Gas-
regulator aus, der mit der Senkung der Durchleitungsgebihren das Unternehmen
zwingt, Personal kosten einzusparen:
» Wenn der Regulator sagt, er will die Durchleitungsgebthren um zehn Prozent
senken, erzeugt das einen enormen Druck auf das Personal. Woanders als beim
Personal zu sparen, ist im Netzbereich fast nicht méglich. Eine andere Moglichkeit

ware die Ricknahme von Investitionen, aber das wirde langfristig einen Riickgang
an Scherheit bedeuten.” (Interview 6)

Die Trennung in Netz und Vertrieb flhrte auf3erdem dazu, dass getrennte Verrech-
nungsmodelle eingefihrt werden mussten. Die Umstellung war mit einer Reihe von
Problemen verbunden, die von den Mitarbeiterinnen unter hohem Zeitdruck gel6st
werden mussten. Bspw. mussten die gesamte Gasverrechnung und die damit zusammen-
hangenden EDV -Systeme umgestellt werden.

, Vor allemin der Umstiegsphase ... der Aufwand extrem fur das Personal und bis

dato hat er sich auch nicht wirklich verringert, weil permanent neue Organisati-

onsvor stellungen auftauchen. Insofern hat sich der Arbeitsaufwand schon deutlich

erhoht, aber nicht nur wegen der Personalreduktion, sondern auch wegen der
neuen Rahmenbedingungen, die auf uns hereingebrochen sind.” (Interview 6)

Seit 2000 wurde dartiber hinaus zuerst im kaufmannischen Bereich (Finanzbuchhaltung,
Kostenrechnung, Fakturierung) und dann im Einkauf und in der Lagerwirtschaft SAP
eingefuhrt (Wiener Stadtwerke Geschaftsbericht 2001:80).

Generell kann laut Personalvertretung/Betriebsrat festgestellt werden, dass der Antell
der manuellen Tétigkeiten (bspw. Installationsarbeiten) in den letzten Jahren zugunsten
von nicht-manuellen Tatigkeiten (bspw. Verwaltungsarbeiten) abgenommen hat.

5.1.4. Art der Beschéftigung

Wie bereits angesprochen, wird mit der Ausgliederung langfristig der Anteil von Be-
amtlnnen und Vertragsbediensteten abnehmen, und jener der Angestellten nach dem
Kollektivvertrag zunehmen (seit Juli 2001 werden nur noch Angestellte nach dem Kol-
lektivvertrag aufgenommen). Leiharbeit gibt es, aber bis jetzt nur in einem sehr be-
schréankten Ausmal3. Bspw. sind im Kuichenbereich drei Leiharbeiterlnnen beschéftigt.
Aulkerdem werden in technischen Abteilungen vereinzelt Leiharbeiterlnnen eingesetzt.
Laut Personalvertretung/Betriebsrat werden Leiharbeiterlnnen bisher nur vereinzelt ein-
gesetzt, weil Mitarbeiterlnnen im Gasbereich sehr spezifische Kenntnisse benétigen, die
Leiharbeiterlnnen erst in einer langeren Einschulungsphase vermittelt werden mussten.
Da LeiharbeiterInnen nur eine beschrankte Zeit eingesetzt werden kdnnen, wére das im
Moment eher unrentabel.
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Im Verwaltungsbereich gibt es einen hdheren Anteil von Frauen. Trotzdem ist der Antell
von Teilzeitarbeit nach Auskunft der Personavertretung/Betriebsrat relativ gering
(Interview 6).

5.1.5. Arbeitszeit

Durch die Ausgliederung unterliegt die Wiengas seit 1999 dem Arbeitszeitgesetz und
dem Arbeitsruhegesetz. Allerdings ist noch rechtlich zu kléren, ob das Arbeitszeitgesetz
auch far die ,Altbediensteten* gilt, die als pragmatisierte Bedienstete vom
Arbeitszeitgesetz ausgenommen waren (die Personalvertretung hat bei der Universitéat
Wien ein entsprechendes Rechtsgutachten in Auftrag gegeben). Die unterschiedlichen
Geltungsbereiche kénnen unter Umsténden dazu fuhren, dass fir zwel Kolleglnnen im
selben Biuro oder auf derselben Baustelle unterschiedliche Arbeitszeitbestimmungen
gelten. Dadurch sind nach Ansicht der Personalvertretung/Betriebsrat Spannungen
vorprogrammiert  (Interview 6). Bspw. im Hinblick auf Uberstunden: Fir
~Altbedienstete” gibt es keine Beschrankungen bei Uberstunden, wahrend fir
»Neubedienstete” die entsprechenden Bestimmungen des Arbeitszeitgesetzes gelten.
Uberstunden sind ein beliebtes Mittel, um das Einkommen aufzubessern (ebenda).

Der Stadtwerke-Kollektivvertrag sient eine wochentliche Arbeitszeit von 37,5 Stunden
vor, wahrend Beamtinnen und Vertragsbedienstete nach der alten Dienstordnung eine
40-Stunden-Woche haben (darin enthalten ist allerdings eine bezahlte Mittagspause).

Speziell in der Umstellungsphase und der damit verbundenen Mehrarbeit ist es nach
Auskunft von der Personalvertretung/Betriebsrat zu einer massiven Zunahme von Uber-
stunden gekommen:

» FUr das Personal ist der Druck durch die Umstrukturierungen und Umstellungs-
prozesse schon sehr merklich gestiegen. Wir haben Teilbereiche gehabt, wo zwei
Jahr lang jedes Wochenende durchgearbeitet wurde. Bis jetzt zeichnet sich noch
keine Sabilisierung ab.” (Interview 6)

5.1.6. Einkommen

Wie bereits angesprochen, mussen , Neubedienstete® die nach dem 1. Juli 2001 bei
Wiengas beschéftigt werden, gegenlber den ,Altbediensteten” einen Einkommens-
verlust von rund 13 Prozent in Kauf nehmen. , Neubedienstete” sind dartber hinaus
auch insofern benachteiligt, als sie nach dem Kollektivvertrag nur alle vier Jahrein eine
hohere Gehaltsstufe springen, wahrend ,, Altbedienstete” alle zwel Jahre springen. Bei
den ,Altbediensteten wurden auRRerdem Vor-Dienstzeiten angerechnet, wahrend
Kollektivvertrags-Angestellte immer bei der ersten Gehaltsstufe anfangen. Wie oben
bereits ausgefihrt, sind ,, Neubedienstete” auch insofern finanziell benachteiligt, als sie
nur eine beschrankte Anzahl von Uberstunden leisten dirfen.

Seit einiger Zeit gibt es auch Bestrebungen zur EinfUhrung eines leistungsbezogenen
Gehaltsystems. Dazu gehdren bspw. die Einflhrung von Funktionszulagen an Stelle von
Vorrtickungen in hohere Gehaltsstufen. Ein anderes Beispiel sind die sogenannten
L eistungsremunerationen, die am Jahresende auf Basis von individuellen Mitarbeiterin-
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nenbeurteilungen ausgeschittet werden. Entgegen dem Wunsch des Dienstgebers sind
diese Pramien bis dato aber noch an keine betrieblichen Kennzahlen gekoppelt.

Aul¥erdem wurde das System der betrieblichen Sozialleistungen umgestellt. Der neue
Kollektivvertrag sieht fur , Neubedienstete” an Stelle der friheren Sozialleistungen die
Einrichtung einer betrieblichen Pensionskassa vor. Nach Ansicht von Personalvertre-
tung/Betriebsrat, fuhrt diese Umstellung tendenziell eher zu einer Abnahme des finan-
ziellen Aufwandes fur das Unternehmen.

Tabelle 5-2: Entwicklung des Personalaufwandes bei Wiengas
1999 2000 2001 | Veranderun
genin %
1999-2001
Personalaufwand in tausend Euro* 51.482 49,274 46,034 -11
Personalaufwand pro Beschéftigten in Euro* 39.632 39.641 39.379 -1

* Ohne Aufwand fiir Abfertigungen und Pensionen.
Quelle:  Abteilung Betriebswirtschaft der Kammer fiir Arbeiter und Angestellte.

Der Beschéftigungsabbau bei Wiengas spiegelt sich auch in der Reduktion des Perso-
nalaufwandes wieder. Allein zwischen 1999 und 2001 hat der Personalaufwand
exklusive Pensionen und Abfertigungen um elf Prozent abgenommen. Bei Wiengas ist
sogar der Personalaufwand pro Beschéftigten leicht zurtick gegangen.

5.1.7. Arbeitsbedingungen

Speziell in der Umstellungsphase habe die Belastung der Mitarbeiterinnen zum Tell
bedenkliche Ausmal?e angenommen. Die Umstellung erfolgte unter einem grof3en
Zeitdruck und habe vielfach zu Unmut und Frustrationen gefiihrt — bspw. bei der
Umstellung der Verrechnung. ,, Fur das Personal waren die ganzen Umstrukturierungs-
und Umstellungsprozesse ein extremer Sress’ (Interview 6). Obwohl es sich dabel
eigentlich um eine Ausnahmesituation handeln sollte, halt diese Situation nach Ansicht
der Personalvertretung inzwischen schon eine ziemlich lange Zeit an. Momentan gibt es
auch keine Aussicht auf eine baldige Verbesserung. Im Gegenteil: Mit der Griindung
der Wien Energie wirden bereits die néchsten Umstrukturierungen ins Haus stehen
(ebenda).

5.18. Arbeitsbeziehungen

Die Ausgliederung der Stadtwerke aus der Stadtverwaltung hatte weitreichende
Konsequenzen fir die Personalvertretung: Als privatrechtliches Unternehmen gilt nicht
mehr langer das Wiener Personalvertretungsgesetz, sondern das Arbeitsverfassungs-
gesetz. Fur die ,,Neubediensteten® gilt damit das Kollektivvertragsrecht, wahrend fur
die ,Altbediensteten* noch die Dienstordnung gilt. Um zu verhindern, dass die
einzelnen Bereiche der ehemaligen Wiener Stadtwerke unter verschiedene
Kollektivvertrége fallen, wurde eigens ein Gesetz beschlossen, das der Stadtwerke
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Holding AG die Kollektivvertragsfahigkeit zuspricht. In der Folge wurde zwischen der
Geschéftdeitung und der GdG ein fur die gesamte Stadtwerke Holding AG glltiger
Kollektivvertrag abgeschlossen.

Die ehemalige Personalvertretung vertritt jetzt sowohl die Beamtinnen und Vertrags-
bediensten als auch die neuen Angestellten nach dem Kollektivvertrag und ist somit
sowohl Personalvertretung als auch Betriebsrat (Doppelfunktion). Das ist nicht immer
ein ganz einfache Situation:

» Wir haben nach verschiedenen gesetzlichen Richtlinien zu agieren: Gegeniiber
den Altbediensteten haben wir noch das alte Personalvertretungsgesetz mit der
Sadt Wien als Dienstgeber zu vollziehen. Im Hinblick auf die betriebliche Mitbe-
stimmung im Unternehmen miissen wir nach dem Arbeitsverfassungsgesetz leben.
Das ist oft eine schwierige Geschichte. ... Flr uns war das ganze Arbeitsverfas-
sungsgesetz Neuland. ... Da waren schon schwere Lernprozesse notwendig.”
(Interview 6)

Die Personalvertretung bzw. der Betriebsrat sieht zudem die Mitbestimmungsrechte
durch das Arbeitsverfassungsgesetz deutlich eingeschrankt im Vergleich zu jenen des
Wiener Personal vertretungsgesetzes.
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6. FALLSTUDIE: OSTERREICH PERSONENBEFORDERUNG
LINIENVERKEHR ZU LANDE BZW. OFFENTLICHER
PERSONENNAHVERKEHR (OPNV)

6.1. Wiener Linien

6.1.1. Hintergrund

Wie bereits oben im Falle von Wiengas geschildert, wurden die Wiener Stadtwerke
1999 aus der Stadtverwaltung ausgegliedert und in eine Holding Ubergefthrt. Damit
wurden auch die Wiener Linien zu einem eigenstandigen Unternehmen — der Wiener
Linien GmbH & Co KG. Wie ebenfalls bereits dargestellt, wurden die bis dahin bei den
Wiener Linien tdtigen Beamtinnen und Vertragsbediensteten per Gesetz dem neuen
Unternehmen zum Dienst zugewiesen. Seit Juli 2001 werden neue Mitarbeiterlnnen nur
noch im Rahmen des fir die gesamte Stadtwerke Holding AG geltenden Kollektivver-
trages aufgenommen.

6.1.2. Beschaftigungsvolumen

Die Zahl der Mitarbeiterlnnen bei den Wiener Linien hat zwischen 1996 und 2002 um
knapp sieben Prozent abgenommen. In absoluten Zahlen handelt es sich um 632
Personen oder einen durchschnittlichen Abgang von 105 Personen pro Jahr. Nach
Angaben von Personalvertretung/Betriebsrat soll bis zum Jahr 2010 das Personal um
weitere 15 Prozent reduziert werden (Interview 5).

Tabelle 6-1: Beschaftigungsentwicklung bei den Wiener Linien

1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 Verénderung

2002 in %

Wiener Linien 8.963 8.868 8.767 8.718 8.682 8.571 8.331 -71

Quelle:  Geschaftsherichte 1996-2002.

Der Abbau erfolgte auch in diesem Fall ausschliefdlich auf , sozialvertraglichem Weg“ —
d.h. durch Pensionierungen oder freiwillige Kindigungen. Nach Auskunft von Perso-
nalvertretung/Betriebsrat sinkt die Beschaftigung, wahrend gleichzeitig das Netz erwei-
tert wird und die Fahrgastzahlen zunehmen. Der Beschéftigungsabbau ist auch Aus-
druck der Transformation der Wiener Stadtwerke, die sich in den letzten Jahren von
einem gemeinwirtschaftlich zu einem privatwirtschaftlich geftihrten Unternehmen ent-
wickelt haben.
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» Friher hatten die Sadtwerke in Zeiten steigender Arbeitslosigkeiten Beschéftigte
aufgenommen, um den Arbeitsmarkt zu entlasten. Heute ist das nicht mehr mdog-
lich.” (Interview 5)

6.1.3. Umstrukturierung und Beschaftigung

Traditionell wird ein Teil der Buslinien am Wiener Stadtrand und nach Niedertsterreich
von privaten Busunternehmen betrieben (Dr. Richard, Blaguss).3¢ Nach Angaben von
Personalvertretung/Betriebsrat sind rund 30 Prozent der Wiener Buslinien fremd
vergeben (Interview 5). Die Fahrerlnnen der privaten Busunternehmen unterliegen dem
HTV-Kollektivvertrag, der deutlich schlechtere Bedingungen vorsient as der
Stadtwerke-Kollektivvertrag. Daneben wurden auch die Reinigungsdienste ausgelagert:
Friher waren in der Wagenreinigung zwischen 100 und 200 Mitarbeiterinnen mit
reguldren Dienstvertrdgen beschéftigt (ebenda). Andererseits gdbe es aber
Uberlegungen in Richtung , insourcing® von Arbeiten — bspw. konnten Garantiearbeiten
fur die Stral3enbahnziige von den Werkstétten der Wiener Linien selbst durchgefihrt
werden.

Im Zuge der Umstrukturierungen ist nach Angaben von Personalvertretung/Betriebsrat
die Mehrfachverwendung von Mitarbeiterinnen ausgeweitet worden. Durch neue
technol ogische M 6glichkeiten ist es bspw. nicht mehr notwendig, dass jede Bahnstation
standig Uberwacht wird. Stattdessen fahrt das Uberwachungspersonal jetzt in den U-
Bahnztgen mit und nimmt Kontroll- und Assistenzdienste wahr.

Im Stadtwerke Geschéftsbericht 2002 wird dartiber hinaus festgestellt, dass

»[auf Grund der verénderten Rahmenbedingungen... auch bei den Wiener Linien
viele Mal3nahmen getroffen wurden, um mit den richtigen Voraussetzungen zuver-
sichtlich in die Zukunft blicken zu kénnen. Eine verstérkte betriebswirtschaftliche
Ausrichtung wurde u.a. durch eine neue Unternehmensorganisation (Profit-Center)
und die EinfUhrung der betriebwirtschaftlichen Standard-Software SAP bereits er-
reicht.” (S. 61)

Unklar ist, wie sich die Grindung der Tochtergesellschaft fur Buslinien auswirken wird.

6.1.4. Art der Beschéftigung

Wie oben angesprochen gibt es einen Unterschied zwischen den ,, Altbediensteten” und
»Neubediensteten“. Nach einer Aufstellung von Personalvertretung/Betriebsrat waren
im Jahr 2001 von den in Vollzeitarbeitsplétzen umgerechneten 8.456 Beschéftigten,
4.970 pragmatisierte Beamte, 3.400 Vertragsbedienstete und 86 Angestellte nach dem
neuen Kollektivvertrag (Interview 5).

Im Bereich der Arbeitszeit gibt es dieselben Verdnderungen wie bei der Wiengas: Fir
~Altbedienstete” gilt nach wie vor die 40-Stunden-Woche (inklusive einer bezahlten

36 Dr. Richard ist das groRte private Busunternehmen Osterreichs und betreibt 30 Linien, die meisten da-
von in Niederosterreich. Blaguss betreibt rund zehn Linien (OGPP 2002).
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Mittagspause) und fiir sie gibt es keine Beschrankungen hinsichtlich Uberstunden. Fiir
»Neubedienstete” gilt die im Stadtwerke-Kollektivvertrag vorgesehene 37,5-Stunden-
Woche und dartiber hinaus gelten auch Arbeitszeit- und Arbeitsruhegesetz und die darin
enthaltenen Uberstunden-Beschrankungen.

Nach Angaben von Personalvertretung/Betriebsrat wurden im Bereich der Wiener
Linien durch die verbesserte Mehrfachverwendung des Personals die Uberstunden eher
reduziert.

6.1.5. Einkommen

Auch hier gelten dieselben Verdnderungen wie im Bereich der Wiengas: ,, Neubediens-
tete” mussen einen rund 13prozentigen Einkommensverlust in Kauf nehmen. Auf3erdem
springen sie nur alle vier Jahre in eine hohere Gehaltsstufe — im Vergleich zu zwei Jah-
ren bei den , Altbediensteten”. Darlber hinaus werden bel der Einstufung von ,, Neube-
diensteten” keine Vordienstzeiten mehr angerechnet. Laut Personalvertretung/Betriebs-
rat wirden die unterschiedlichen Einkommen teilweise zu sozialen Spannungen unter
den Beschéftigten fuhren.

6.1.6. Arbeitsbedingungen

Durch den Personalabbau und die Umstrukturierungen hétten sogenannte Leerzeiten
abgenommen. Als Folge davon wére die Arbeit , stressiger” geworden. Dazu kame der
steigende Individualverkehr in der Stadt. Insofern hétte die Arbeitsbelastung in den
letzten Jahren sicher zugenommen.

6.1.7. Arbeitsbeziehungen

Auch hier kam es zu denselben Veranderungen wie im Falle der Wiengas. Fir , Altbe-
dienstete” gelten das Wiener Personalvertretungsgesetz und die Dienstordnung; fur
»Neubedienstete” die Arbeitsverfassung und der Kollektivvertrag. Die friihere Personal-
vertretung agiert jetzt gleichzeitig als Personalvertretung und Betriebsrat (Doppel-
funktion).

Nach Angaben von Personalvertretung/Betriebsrat ist das Klima zwischen Personal-
vertretung/Betriebsrat und der Geschéftsfihrung rauer geworden. Ein Faktor wére
dabei, dass friher das Management aus den eigenen Reithen gekommen waére. , Jetzt
konnen die Geschéftsfuhrer extern bestellt werden.”
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6.2. Innsbrucker Verkehrsbetriebe und Stubaitalbahn GmbH und INNBUS
GmbH

6.2.1. Hintergrund

Im Zeichen der Liberaisierung des Offentlichen Personennahverkehrs (OPNV) kam es
im Jahr 2000 zu weitreichenden Umstrukturierungen bei der Innsbrucker Verkehrs-
betricben und Stubaitalbahn GmbH (1VB). Aufgrund ,europarechtlicher
Rahmenvorgaben” bekam die 1VB vom Innsbrucker Gemeinderat den Auftrag, sich aus
der Erstellung offentlicher Nahverkehrsdienstleistungen zurtickzuziehen und sich
stattdessen auf die Koordination des Nahverkehrs zu konzentrieren (IVB
Geschéftsbericht 2000:4). In Folge wurde der gesamte Dieselbusbetrieb, der den
Grofteil des OPNV in Innsbruck ausmacht, ausgegliedert und in eine eigens zu diesem
Zweck gegrindete Gesellschaft, der INNBUS GmbH, Ubergefiihrt. Der Eisenbahn-,
Obus- und StralRenbahnbetrieb blieb weiterhin bel der 1VB. Die INNBUS GmbH
befindet sich zu 96 Prozent im Besitz der Innsbrucker Kommunalbetriebe AG (IKB),
der gleichzeitig 96 Prozent der IVB gehort. Die INNBUS GmbH ist folglich ein
» 1Tochterunternehmen® der IKB und ein , Schwesterunternehmen” der IVB. Mit dem
Verkauf des Dieselbusbetriebes wurden auch eine Reihe von Uberlassungsvertragen
zwischen der 1VB und INNBUS geschlossen. Darin enthalten ist auch die Uberlassung
von 231 1VB-Mitarbeiterinnen, die meisten davon Dieselbusfahrerinnen. Wahrend in
anderen Landern die Ausgliederung von Teilen des OPNV léangst ein ubliche Praxis
darstellt, um durch die damit verbundenen Kostensenkungen — insbesondere der
Lohnkosten — fir den erwarteten Konkurrenzkampf in der fortschreitenden
Liberalisierung gertstet zu sein, stellt diese Vorgangsweise in Osterreich noch ein
Novum dar. Insofern kommt dem Projekt INNBUS GmbH eine weit Uber die
Stadtgrenzen hinausgehende Bedeutung zu. Die Grindung der INNBUS sollte dazu
dienen, ,um sich — wie es hiefd — fur den EU-weiten Wettbewerb fit zu machen und
Verkehrsdienstleistungen zu , marktgerechten Bedingungen’ anzubieten“ (OGPP 2002).
Insofern ,, schaut ganz Osterreich was bei uns passiert*, wie es der Betriebsrat aus-
drickt (Interview 13).

6.2.2. Beschéftigungsvolumen

Zu den 231 Uberlassenen 1VB-Mitarbeiterinnen (71 zur Génze und 160 teillweise),
kommen 111 Mitarbeiterlnnen, die direkt bei der INNBUS beschéftigt sind (Stand
September 2003). Damit wurde die Zahl der INNBUS eigenen Mitarbeiterinnen
zwischen 2000 und 2003 zwar fast vervierfacht, aber gleichzeitig ging die Zahl der
Mitarbeiterinnen bei der IVB im selben Zeitraum um rund 17 Prozent zurtick (von 524
auf 435 Beschéftigte oder um insgesamt -89 Mitarbeiterinnen). D.h. insgesamt (1VB
und INNBUS) ist die Zahl der Beschéaftigten zwischen 2000 und 2003 (Stand
September) um ein Prozent gesunken. 1997 und 1999 wurden Soziaplane zum
Beschéftigungsabbau vereinbart (I'VB-Geschéftsbericht 1999:8). Laut
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Arbeitnehmerlinnenseite hat das Management zuletzt aber auch zu weniger soziaen
Mal3nahmen gegriffen und Mitarbeiterinnen ,, zum Teil massiv unter Druck gesetzt* , das
Unternehmen freiwillig zu verlassen (Interview 15). Zum Teil wéren invalide
Mitarbeiterlnnen gegen ihren Willen ausgeschieden worden.

, Der [Kollege] prozessiert jetzt bald seit drei Jahren, hat alle Instanzen gewon-

nen. Dem Betrieb macht das tiberhaupt nichts, die zahlen immer noch nichts, in der
Hoffnung dass er aufgibt.” (Interview 15)

Tabelle 6-2: Beschaftigungsentwicklung bei IVB und INNBUS

2000 2001 2002 2003 Veranderung
2000-2003* in %

Mitarbeiterinnen 524 495 487 435* -16,9
Innsbrucker
Verkehrshetriebe (IVB)
Direkt bei der INNBUS 28 55 85 111* + 296
beschéftigte
Mitarbeiterinnen
IVB und INNBUS 552 550 572 546* -1,1

*Beschéftigungsstand vom September 2003.
Quelle: VB Geschéftsberichte 2000 und 2001; INNBUS Geschaftsherichte 2000 und 2001. Eigene Recherchen.

6.2.3. Umstrukturierungen

Wie bereits erwahnt, wurden mit dem Verkauf des Dieselbusbetriebes 231 Mitarbeite-
rinnen der IVB der INNBUS zur Verwendung Uberlassen. Nach Angaben des Betriebs-
rates tragt die Innbus 80 Prozent der Lohnkosten, fir den Rest kommt die 1VB auf
(Interview 13). Obwohl der Betriebsrat massiv gegen den Verkauf auftrat, simmte er
schlussendlich doch einer Betriebsvereinbarung zu, mit der die Beschéftigung der
Uberlassenen Arbeitskréfte geregelt wird (IVB-Geschéftsbericht 2000:7). Nachdem
bereits 1999 einem neuen Kollektivvertrag zugestimmt wurde, mit dem die Unktindbar-
keit von 1V B-Beschéftigten nach zwolf Beschaftigungg ahren abgeschafft wurde — ,, das
war sehr schmerzhaft, aber wir dachten, dass damit [ mit diesem Zugestéandnis] Schluss
ware. Daswar ein Fehler” (Interview 13) —, sollte verhindert werden, dass Beschéftigte
von der VB gekindigt und von der INNBUS zu schlechteren Bedingungen wieder
eingestellt werden. Nach Auskunft eines Betriebsrates ist mittlerwelle genau das
eingetreten, was von der Arbeitnehmerinnenseite her beflrchtet wurde — namlich
deutliche Qualitatsverluste (Interview 13).

Nach Darstellung der Arbeitnehmerinnenseite, arbeiten jene Busfahrerinnen, die seit
2000 direkt bei der INNBUS beschéftigt sind, zu wesentlich schlechteren Bedingungen
als ihre Uberlassenen Kolleginnen von der 1VB. Benachteiligungen wirden von
niedrigeren Einkommen bis zu sogenannten ,Knebelvertrégen* reichen, mit denen
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Fahrerlnnen an die INNBUS gebunden werden sollen. Gemeint ist, dass die INNBUS
sich bereit erkléart, die Kosten fur den Busfihrerschein zu Gbernehmen, wenn sich
der/die zukinftige Mitarbeiterln im Gegenzug verpflichtet, flr eine bestimmte Zeit bel
der INNBUS zu arbeiten (Interview 15). Hintergrund ist der bereits angesprochene
Fahrerinnen-Mangel. Nach Ansicht des Betriebsrates ist aber nicht der Mangel an
ausgebildeten Busfahrerinnen Schuld, sondern die geringe Bezahlung und die
schlechten Arbeitsbedingungen bei der INNBUS (Interview 13). Aufgrund dieses
Angebotes, wirden sich viele Migrantlnnen bewerben und einige von ihnen hétten auch
einen Job bei der INNBUS erhalten. In Folge der mangelhaften Ausbildung und zum
Teil schlechter Deutschkenntnisse wéren Migrantinnen dann teilweise Opfer von
rassistischen Ubergriffen geworden. Bspw. wurde am Neujahrstag 2001 ein 55-jahriger
Busfahrer jugoslawischer Herkunft zuerst verbal und dann mit den Féusten attackiert,
bis die von Passantlnnen alarmierte Polizei eintraf.37

Rassistische Ubergriffe gebe es aber leider nicht nur von Seiten der Fahrgaste, sondern
zum Teil auch von Kolleglnnen. Die IVB-Fahrerlnnen wiirden die Neulinge als billige
Konkurrenz sehen. Umgekehrt wiirden die INNBUS-Beschéftigten nicht verstehen, wa-
rum sie fur dieselbe Arbeit weniger bezahlt bekommen als die IVB’ler. Das Betriebs-
klimaist nach Auskunft des Betriebsrates dementsprechend schlecht (Interview 13). Die
Folgen wéren extreme soziale Spannungen, die sich immer wieder entlang der unter-
schiedlichen ethnischen Herkunft entladen wirden.
» ES gibt auch in unserem Betrieb Leute die offen oder versteckt fremdenfeindlich

sind, anstatt solidarisch mit jenen zu sein, die noch weniger verdienen und noch
mehr ausgebeutet sind.” (Interview 13)

6.2.4. Art der Beschéftigung

Waéhrend die Zahl der Uberlassenen IVB-Mitarbeiterlnnen langfristig abnimmt — nicht
zuletzt auch wegen der oben angesprochenen Sozialplane —, nimmt jene der direkt bei
der INNBUS beschéftigten Fahrerlnnen zu.

6.2.5. Einkommen

Nach Angaben des Betriebsrates verdienen INNBUS-Beschéftigte rund 20 Prozent
weniger als IVB-Fahrerlnnen, die vor 1999 in das Unternehmen eingetreten sind. Der
Unterschied ergibt sich aus den im Rahmen von Betriebsvereinbarungen in der Vergan-
genheit zugesicherten Zulagen und Sozialleistungen. Diese wurden zwar 1999 fir neu
eintretende 1VB-Mitarbeiterlnnen gestrichen, gelten aber nach wie vor fur den Groliteil
der Uberlassenen 1VB-Arbeitskrafte bei der INNBUS. INNBUS-Beschéftigte sind auf
jeden Fall ausgeschlossen. Um das Ausmal? des Verlustes zu verdeutlichen, méchten
wir eine Stelle aus dem |V B-Geschéftsbericht 1999 zitieren, in der auf die Kindigung
der Betriebsvereinbarungen eingegangen wird:

37 Tirol Kurier 9. Janner 2001.
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»Mit Beschluss des Aufsichtsrates ... wurden samtliche Betriebsvereinbarungen,
die eine Anrechnung von Vordienstzeiten oder finanzielle Regelungen, die Uber
den Kollektivvertrag hinausgehen mit Wirkung zum 31. 7. 1999 gekiindigt. Das
jahrliche Einsparungspotential betragt langfristig (aufgrund der gesetzlichen Nach-
wirkung fur bestehende Arbeitsverhéltnisse) ATS 43,6 Mio.“ (S. 8)

INNBUS-Beschéftigte fallen dartiber hinaus unter den HTV-Kollektivvertrag, wahrend
fur 1VB-Mitarbeiterinnen der Privatbahnkollektivvertrag der Eisenbahnergewerkschaft
gilt. Letzterer bietet allerdings in finanzieller Hinsicht kaum Vorteile. Wie bereits ange-
sprochen, kommt es wegen der Lohnunterschiede zu sozialen Spannungen zwischen den
Beschéftigten (Interview 13).

6.2.6. Ausbildung

Besonders negative Folgen hat die Ausgliederung bzw. der Verkauf des Dieselbus-
betriebes nach Ansicht der Arbeitnehmerinnenseite auf die Ausbildung der
Busfahrerinnen. Der Mangel an Ausbildung wirde zum Teil durch die schlechten
Deutschkenntnisse der neuen Mitarbeiterlnnen noch verschéarft (Interview 15).

Der Betriebsrat betont aber, dass die Verantwortung nicht bei den Beschéftigten liegt,
sondern beim Unternehmen zu suchen ist, das — um Kosten zu sparen — auf eine
adaguate A usbildung verzichtet.

, Der Fahrgast hat nicht nur ein Anrecht auf exzellente Fahrzeuge, sondern auch
auf einen hohen Qualitatsstandard beim Personal — und das hat mit In- und Aus-
landern nichts zu tun. Das hat mit Ausbildung zu tun und mit einer dementspre-
chenden Bezahlung.” (Interview 13)

6.2.7. Arbeitsbedingungen

Wie bereits angesprochen, leiden die Fahrerlnnen, und zwar sowohl die Uberlassenen
als auch die neu eingestellten, unter einem ausgesprochen schlechten Betriebsklima.
Dazu kommt steigender Zeitdruck. Nach Angaben der Arbeitnehmerlinnenseite werden
die Fahrerlnnen gezwungen, schneller zu fahren, um die Taktsequenzen einzuhalten.
Dabei ware es auch schon zu Ubertretungen der StVO gekommen (Interview 15). Laut
Betriebsrat waren friher Fahrzeiten so geplant gewesen,

» -.. dass sich dazwischen — weil das ja eine stressige Arbeit ist — eine zehnminutige
Pause ausgeht. Das wurde dann unter dem Motto der Kostenersparnis zusammen-
geschnitten. Mittlerweile haben wir uns wieder eine finfminitige Pause erkampft.
Busfahren ist ein reines Nervengeschéft. Das haltet kein Mensch aus, acht Stunden
durchzufahren.” (Interview 13)

Dariiber hinaus stehen die Beschéftigten zusétzlich durch den Mangel an Fahrerlnnen
unter Druck (zumindest im Geschéftsbericht 2001 wurde noch darauf hingewiesen, dass
der geplante Personalstand noch nicht erreicht wurde).38 Nach Ansicht des Betriebsrates

38  Der geplante Personalstand konnte im Jahr 2001 nicht erreicht werden. Die Ursachen liegen vor allem
am geringen Angebot von Busfahrerinnen und Busfahrern am Arbeitsmarkt® (INNBUS
Geschéftsbericht 2001.:6).
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,Deildt sich hier die Katze in den Schwanz* (Interview 13). Aufgrund fehlender
Fahrerinnen steigt der Druck und die Belastungen, was neue Fahrerlnnen abhdlt,
Jobangebote bel der INNBUS anzunehmen. Insgesamt sient der Betriebsrat eine
massive V erschlechterung der Arbeitsbedingungen:

, Hier geht es nicht nur darum, sich dem Wettbewerb zu stellen, sondern ganz ein-
fach kalt die Personalkosten zu senken.” (Interview 13)

6.2.8. Arbeitsbeziehungen

Wie bereits angesprochen, fallen die INNBUS-Mitarbeiterinnen durch die
Ausgliederung bzw. den Verkauf des Dieselbusbetriebes unter den Vertretungsbereich
der HTV, wéhrend die 1VB-Beschéftigten von der Gewerkschaft der Eisenbahner
vertreten werden. Als Konsequenz gelten fur die beiden Beschéftigungsgruppen
unterschiedliche Kollektivvertrage. Insgesamt hat sich das Verhdltnis zwischen
Unternehmensleitung und Betriebsrat in den letzten Jahren massiv zugespitzt. Laut
Betriebsrat ist ,, das Verhaltnis zum Management mehr wie unterkiahlt.” (Interview 13)
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7. FALLSTUDIE: OSTERREICH WASSERVERSORGUNG

Im Vergleich zu den weiter vorne dargestellten Fallstudien, sind Auswirkungen der
Liberaliserung im Bereich der Wasserversorgung in Osterreich nur in Ansitzen
feststellbar. Im internationalen Vergleich zeichnet sich die Wasserversorgung in
Osterreich nach wie vor durch ihre kleinraumige Struktur aus (Price Waterhouse
Coopers 2001). Die Liberalisierung macht sich aber insofern bemerkbar, als regionale
Wasserversorgungsunternehmen begonnen haben, auf3erhalb ihrer angestammten
Regionen Dienstleistungen anzubieten, wahrend lokale Wasserversorgungsbetriebe
solche Dienstleistungen zukaufen. Dartber hinaus scheint sich punktuell ein Netz
gegenteiliger Beteilungen herauszubilden (bspw. durch den Kauf der Energie AG
Oberdsterreich Energie von Anteillen an der Salzburg AG), und zumindest zwel
landeseigene Wasserversorgungsunternehmen wurden an regionale Energieversorger
verkauft. Die Beschaftigung verringert sich in jenen Unternehmen, die Dienstleistungen
zukaufen, wéahrend bei den Anbietern von Dienstleistungen die Zahl der
Mitarbeiterinnen zum Teil sogar zugenommen hat. Ingesamt gibt es deshalb bisher
keinen eindeutigen Beschéftigungstrend (die weiter vorne vorgestellten Zahlen von
Statistik Austria weisen einen Beschaftigungsriickgang in der Wasserversorgung aus,
wahrend die Zahlen des Hauptverbandes auf eine Zunahme hindeuten). In einer von der
Unternehmensberatungsfirma  Price  Waterhouse Coopers im  Auftrag des
Bundesministeriums fur Land- und Forstwirtschaft erstellten Studie, wird aber auf
mogliche  Einsparungseffekte aufmerksam gemacht. Durch ene stérkere
Regionalisierung der Wasserversorgung glaubt Price Waterhouse Coopers, dass bis zu
einem Drittel der Beschéftigten in Osterreich im Trinkwasser- und Abwasserbereich
eingespart werden kénnten (2001:75). Diese Einschdtzung beruht allerdings auf den
englischen Erfahrungen und auf Annahmen, welche laut Hall und Lenz (2001) aufgrund
der sehr unterschiedlichen Strukturen fur die Osterreichische Wasserwirtschaft nicht
zutreffen.

7.1. Linz AG

Eine expansive Wasserversorgungs- bzw. Wasserdienstleistungsstrategie verfolgt die
Linz AG, die aus einer Fusion zwischen Stadtbetriebe Linz (SBL) und den ESG (Linzer
Elektrizitdts-, Fernwarme- und Verkehrsbetriebe AG) hervorgegangen ist. Die Wasser-
versorgung gehdrt vormals zur privatrechtlich agierenden SBL, die sich aber zum
grofdten Teil im Besitz der Stadt Linz befand (wie nunmehr auch die Linz AG). Die
Linz AG hat Wasserversorgung und -dienstleistungen Uber die Tochterfirma WDL-
Wasserdienstleistungs GmbH nicht nur auf die umliegenden Gemeinden ausgedehnt
(unter anderem in Form von sogenannten sale & lease back-Angeboten), sondern bietet
inzwischen auch Dienstleistungen auf3erhalb Oberdsterreichs an (nach Einstieg der
Energie AG OO mit 35 Prozent und der Raiffeisenlandesbank OO mit zehn Prozent,
besitzt die Linz AG noch 55 Prozent der WDL-Anteile). Unter anderem wurde ein
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Dienstleistungsvertrag (Verlegung von Rohren und Hausanschliissen) mit den Grazer
Stadtwerken abgeschlossen (Linz AG Geschéftsbericht 2001/ 2002:80). Nach Auskunft
des Betriebsrates agiert das Unternehmen dabel nach strengen betriebswirtschaftlichen
Prémi ssen:
» Wir sind nicht die Caritas. Wir wollen unsere Kosten decken und dazu noch etwas
verdienen.” (Interview 12)

Durch Liberalisierung und erhéhten Kostendruck waren nach Angaben des Betriebs-
rates auch im Bereich der Wasserversorgung in den vergangenen Jahren Mitarbeiterin-
nen ,wegrationalisiert” worden.

» Vor 50 Jahren wurde jede Pumpe im Wasserwerk von einem eigenen Mann be-
treut. Dasist heute alles automatisiert.” (Interview 12)

Dafir hétten aber die Beratungstétigkeiten zugenommen. Trotz des zunehmenden Kos-
tendruckes ware das Unternehmen bis jetzt noch in der Lage, die ,,soziale Verpflich-
tung” seinen Mitarbeiterlnnen gegeniber wahrzunehmen:

» Bel uns wird niemand, well er sich in der Kinette ruiniert hat, fallen gelassen.”
(Interview 12)

Insgesamt hat durch die seit Jahren verfolgte Expansionsstrategie in Linz die Zahl der
Beschéftigten im Bereich Wasserversorgung zwischen 1996 und 2001 sogar um 25 Pro-
zent oder 33 Mitarbeiterlnnen zugenommen.

Tabelle 7-1: Beschéftigungsentwicklung Wasserversorgung Linz
1996 1997 1998 1999 2000 2001 Veranderung
1996-2001 in %
Wasser 130 128 130 128 126 163 +25/4

Quelle:  Geschéftsherichte Stadtbetriebe Linz und Linz AG.

Eine dhnliche Strategie hat zuletzt auch die Salzburg AG eingeschlagen (an der die
Energie AG Oberosterreich beteiligt ist). Sie hat im Rahmen eines joint ventures mit
dem internationalen Konzern Best Water Technology BWT mit einer Niederlassung in
Mondsee (Aqua Service GmbH) 2002 die WSG Water Service GmbH gegriindet
(Salzburg AG Geschéftsbericht 2002:35). In einer Presseaussendung der Salzburg AG
heil3t es dazu:

»Der Fokus [der WSG] liegt vorerst auf dem Bundesland Salzburg, kiinftig wird
jedoch auch der gesamtosterrei chische Wassermarkt in Angriff genommen. 39

39 Salzburg AG Presseaussendung vom 22. 2. 2002.
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7.2. Grazer Stadtwerke

Das gegenteilige Beispiel ist, wie oben angesprochen, Graz. Die Wasserversorgung in
Graz ist Teil der Grazer Stadtwerke. Im Gegensatz zu Linz, tendieren die Grazer
Stadtwerke im Wasserbereich dazu, Dienstleistungen fremd zu vergeben.

,» Die Grazer verlegen keine Rohre mehr und wechseln keine Hausanschltisse mehr
aus.” (Interview 12)

In der Folge ist die Beschaftigung im Bereich Wasser zwischen 1996 und 2001 um
zwOlf Mitarbeiterlnnen oder um elf Prozent zurtickgegangen.

Einen dhnlichen Beschéftigungsriickgang verzeichneten auch die Wasserwerke der
Stadt Wien (MA 31). Hier nahm die Zahl der Beschéftigten zwischen 1996 und 2002
um zehn Prozent ab. In absoluten Zahlen waren davon 58 Stellen betroffen.

Tabelle 7-2: Beschaftigungsentwicklung Wasserversorgung Graz und Wien
1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 Veranderun
g 1996-
2001/02 in %
Graz 109 106 109 106 102 97 - -11
Wien 584 568 554 553 540 534 526 -10

Quelle:  Geschéftsberichte der Grazer Stadtwerke 1996-2001; MA 31 — Wasserwerke.

7.3. EVN und Energie Oberdsterreich

Zur dritten Kategorie gehdren die Energieversorgung Niedertsterreich (EVN) und die
Energie AG Oberdsterreich.

Die im Besitz des Landes Niedertsterreich befindliche Niedertsterreichische Sied-
lungswasserbau GmbH (NOSIWAG) wurde 2001 zum Teil durch Verkauf, zum Teil im
Rahmen einer Kapitalerhthung an die EVN abgegeben und dort in die EVN Wasser
GmbH Uberfihrt (das Land Niederdsterreich hédlt 51 Prozent der EVN AG). Betroffen
waren davon 55 Mitarbeiterinnen, deren Zahl sich durch den Verkauf nicht veranderte.
Geandert hat sich alerdings der Auftrag des Unternehmens. Obwohl in einer privatwirt-
schaftlichen Rechtsform, war die NOSIWAG ein gemeinniitziges Unternehmen mit dem
priméaren Zweck, Gemeinden die Probleme mit der Trinkwasserversorgung hatten, mit
sauberem Wasser zu versorgen. Noch in den 1950er und 60er Jahren fihrten Nitratver-
unreinigungen im Grundwasser in manchen niederdsterreichischen Gemeinden zum
Ausbruch epidemischer Krankheiten (vgl. http://www.wasserwerk.at/geschichevn.htm).
Der gemeinnitzige Auftrag ergab sich nicht zuletzt dadurch, dass die Gemeinden die
notwendigen Infrastrukturmal3nahmen nicht finanzieren konnten und sich dieselbigen
aus profitorientierter Sicht nicht rentiert hétten.
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» Unser Ziel war es nicht Gewinn zu machen. Wir wollten auch niemandem ein Ge-
schéft wegnehmen. Wir waren so etwas wie die Feuerwehr in der Wasserversor-
gung.” (Interview 14)

Dieses Ziel hat sich laut Betriebsrat mit der Ubernahme durch die EVN deutlich
geandert. Jetzt besteht ein klarer Auftrag, Gewinne zu machen. Die Gewinnorientierung
wirkt sich insofern auf die Arbeitsbedingungen aus, als der Druck auf die Mitarbeiterin-
nen tendenziell zunehme (wobei der Betriebsrat betont, dass es noch zu frih wéare, um
eindeutige Auswirkungen der Ubernahme nachweisen zu kénnen). Zwar gibt es bis jetzt
keine Personalkirzungen, das Tétigkeitsfeld der Beschéftigen hétte sich aber deutlich
erweitert. Wahrend die NOSIWAG die Wasserversorgung bis zur jeweiligen Gemeinde
sicherstellte, wird in neuen Projekten in der Regel bereits die Belieferung der
Endverbraucherinnen Ubernommen. Darlber hinaus denkt das Unternehmen auch
daran, bei bestehenden Lieferverhdltnissen die Belieferung auf  die
Endverbraucherlnnen auszuweiten. In einer Selbstdarstellung des Unternehmens heil3t
es dazu:

»Das neue Geschéftsfeld bringt erhebliches Potenzial. Die europdische Wasser-

wirtschaft befindet sich derzeit in einem Strukturwandel. In besonderem Mal} gilt

das auch fir die bislang sehr kleinrdumige orientierte tsterreichische Wasserwirt-

schaft. Die strategische Ausrichtung von evn wasser umfasst hier den schrittweisen

Einstieg in die Direktversorgung von Konsumenten, die Aufnahme von Aktivitéten

im regionalen Abwassergeschéft sowie eine Ausweitung ihrer Tétigkeit in das be-
nachbarte Ausland.“40

Um dieses Ziel zu erreichen, hat die EVN im Sommer 2003 die deutsche Wassertechnik
GmbH (WTE) ibernommen (die Ubernahme muss aber noch vom Kartellgericht bests-
tigt werden).4

In einer dhnlichen Weise hat die Energie AG Oberdsterreich (die ihrerseits an der WDL
und an der Salzburg AG beteiligt ist) 2000 das L andeswasserversorgungsunternehmen
AG (LWU) vom Land Oberosterreich tibernommen (Energie AG OO Geschéaftsbericht
2000/2001:48). Auch die Energie AG befindet sich zu mehr as 50 Prozent im Besitz
des Landes Oberdsterreich. Betroffen waren davon sechs Landesbedienstete, die zur
Verwendung der OO Energie tberlassen wurden. An der Beschéftigungszahl hat die
Ubernahme nichts gesndert.

40 Sighe EVN Website: www.evn.at/evninfo/framset2.html.
41 EVN-Pressemitteilung 2. 7. 2003.
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8. FALLSTUDIE: OSTERREICH KOMMUNALE DIENSTE
INSGESAMT

In unseren Interviews ergaben sich eine Reihe von relevanten Informationen dartber,
welche Auswirkungen die Liberalisierung auf kommunale Dienste hat. Teilweise
konnten diese Informationen aber nicht den von uns ausgewdhlten Bereichen
zugeordnet werden bzw. haben eine Uber diese Bereiche hinaus gehende Bedeutung. Im
folgenden mdchten wir diese Informationen zusammenfassen und einen Eindruck
vermitteln, welche Auswirkungen die Liberalisierung auf die Beschéftigung in den
kommunalen Diensten insgesamt hat.

8.1. Beschaftigungsvolumen

Bel den kommunalen Dienstleistungen (dazu gehtren bspw. Gasversorgung, Elektrizi-
tétsversorgung, Fernwarme, OPNV, Wasserversorgung, Bestattung, Bader etc.) ist das
Beschaftigungsvolumen insgesamt seit 1996 tendenziell rucklaufig — allerdings weniger
drastisch als in einzelnen von uns weiter vorne beschriebenen Bereichen. Bei den
Wiener Stadtwerken wurde der Personalstand seit 1996 um rund vier Prozent reduziert,
bei der ESG in Linz gab es eine fast fiinfprozentige Reduktion zwischen 1997 und 2000.
Bei den Grazer Stadtwerken betrug der Personalriickgang bis zur jingsten Auslagerung
des Elektrizitatsbereiches nur zwei Prozent und bel der SBL in Linz hat der Perso-
nalstand sogar zugenommen.

Die Personalreduktion erfolgte auch hier in der Regel , sozialvertréglich® — d.h. durch
freiwillige Kindigungen und Pensionierungen. Wie die Personalvertretung der Grazer
Stadtwerke feststellt: ,, Die ganzen Jahre ist das Personal schon sukzessive nicht mehr
nachbesetzt worden® (Interview 9). Die Personalvertretung erklart auch, dass durch den
Personalabbau und die Umstrukturierungen in den kommunalen Diensten der ,, Druck
auf die Belegschaften in den letzten Jahren enorm geworden ist und noch weiter steigen
wird" .

Tabelle 8-1: Beschaftigungsentwicklung bei ausgewahlten kommunalen Dienstleistern

1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002

Wiener Stadtwerke | 15.222 15.086 15.494 15.489 15.432 15.106 14.654
Grazer Stadtwerke 1.496 1.502 1.499 1.505 1.492 1.475

ESG (Linz) - 1511 1.486 1.486* [ 1.431*
SBL (Linz) 993 986 983 1.199 1.224
Linz AG - - - - - 2.613

* 1998/1999 **1999/2000
Quelle:  Verschiedene Geschéftsberichte.
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8.2.

Umstrukturierungen und Beschéftigung

Dessen ungeachtet kam es in den kommunalen Diensten im Zusammenhang mit der
Liberalisierung in den letzten Jahren zum Teil zu massiven Umstrukturierungen.
Hierbei gibt es sowohl a) Auslagerungen bzw. Uberfiihrungen aus der stédtischen
Verwaltung in privatrechtliche Unternehmen; als auch b) Auslagerungen durch Verkauf
an andere Unternehmen und c) den Zusammenschluss von bestehenden kommunalen
Dienstlei stungsbetrieben.

a)

b)

86

Auslagerung bzw. Uberfiihrung in privatrechtliche Unternehmen: Wie bereits be-
schrieben, wurden die Wiener Stadtwerke 1999 ausgelagert und in die Wiener Stadt-
werke Holding AG uberfihrt. Die einzelnen Bereiche (Wienstrom, Wiengas, Wiener
Linien, Fernwarme, Bestaitung, Wiener Stadtwerke Beteiligungsmanagement)
wurden selbststéndige Gesellschaften (GmbH) in der Holding. In Innsbruck wurden
die kommunalen Dienste 1994 in der Innsbrucker Kommunalbetriebe AG (IKB) zu-
sammengefasst. Die Innsbrucker Verkehrsbetriebe (IVB) wurde eine Toch-
tergesellschaft der IKB. Im Jahr 2000 wurde der Dieselbusbetrieb ausgelagert und in
der INNBUS GmbH zusammengefasst.

Bel den Grazer Stadtwerken wurden 2002 49% der stadtischen Energiebereiche an
die Energie Steiermark Holding AG (ESTAG) verkauft. ESTAG und Stadtwerken
halten damit jeweils 49 Prozent der Energie Graz GmbH und Co KG (zwei Prozent
hélt die Stadt Graz). Davon waren 311 Mitarbeiterinnen betroffen. Fir sie gelten
nach wie vor der Kollektivvertrag und die Betriebsvereinbarungen der Grazer Stadt-
werke, und dariber hinaus gelang es der Gewerkschaft auch eine
Arbeitsplatzgarantie auszuhandeln (und zwar fir ganz spezifische Arbeitsplétze).
Laut Betriebsrat handelt es sich beim Energiebereich um einen der profitabel sten
Geschéftsbereiche und ein wichtiges wirtschaftliches Standbein der seit 1960
ausgegliederten und in ein Privatunternehmen tberfiihrten Stadtwerke. Ein Problem
bereitet der Personalvertretung in diesem Zusammenhang Sorgen: Durch den
Verkauf des Energiebereiches erscheint die Verwaltung in den Stadtwerken
Uberdimensioniert. Zwar gebe es enen auf zehn Jahre angelegten
Dienstleistungsvertrag mit der Energie Graz, nach dem die Buchhaltung,
Personalverrechnung, und die Strom- und Gasabrechnung weiterhin von den
Stadtwerken durchgefihrt wird, aber was nach Ablauf dieses Vertrages passiert, ist
vom jetzigen Standpunkt aus unsicher. Das Management habe zumindest
zugesichert, neue Geschéftsfelder erschlief3en zu wollen.

In Linz waren bis vor kurzem die kommunalen Dienste in zwei verschiedenen
privatrechtlichen Unternehmen organisiert: Die ESG (Linzer Elektrizitéts-, Fern-
warme- und Verkehrsbetriebe AG) und SBL (Stadtbetriebe Linz). Beide befanden
sich im Eigentum der Stadt Linz. 2000 wurden die beiden Unternehmen in die Linz
AG fusioniert. Die Linz AG ist eine Holding bestehend aus folgenden Gesellschaf-
ten: Linz Strom GmbH, Linz Gas/'Warme GmbH, Linz Service GmbH, Linz Linien
GmbH und Management Service Linz AG. Im Geschéftsbericht 2000/2001 heif es
dazu:
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»Im Zuge der allgemeinen Liberalisierung und des immer stérker werdenden euro-
paweiten Verdrangungswettbewerbs war das Zusammenriicken der beiden Unter-
nehmen notwendig, um die wegbrechenden Ertrége durch Kosteneinsparungen und
Nutzung von Synergien auffangen zu konnen.” (S. 15)

Als ein unmittelbarer ,, Synergieeffekt* wird im selben Geschéftsbericht angefihrt,
dass durch die Fusion 43 Mitarbeiterlnnen eingespart werden konnten. Dabei wird
auch darauf hingewiesen, dass langfristig weitere Rationalisierungen geplant sind
(S. 12).

Im Zuge der Umstrukturierungen kam es vielfach zu massiven Belastungen fir die

Mitarbeiterlnnen. Im Falle von Graz erkléart bspw. die Personal vertretung:
» Bel uns geben sich ja die Beraterfirmen die Turschnallen in die Hand ... Was sich
in den letzten vier Jahren abgespielt hat, das hat sich in den 29 Jahren davor zu-
sammen nicht abgespielt. Da haben wir ein einziges Mal eine Beraterfirma da ge-
habt. Seit 1999 haben wir laufend Beraterfirmen da — ich weil3 nicht, ob Se zwei
Monate finden, wo keine Beraterfirma da war. ... Da kann ich eigentlich die Vor-
sténde heim schicken. Das ist nichts anderes als die Verantwortung an die Bera-
terfirma abzugeben. ... Unsere Mitarbeiter miissen sich neben der normalen Arbeit
noch mit den Beraterfirmen beschéftigten. ... Dass wir den Experten Unterlagen
zur Verfligung stellen miissen, ist schon klar. Aber wenn ich der Vorstand bin,
dann sag ich ihnen, da ist der Kasten, da sind die Ordner, nehmen sie sich die
Unterlagen heraus.” (Interview 9)

8.3. Arbeitsbeziehungen

Die Umstrukturierungen in den kommunalen Diensten haben vielfach Folgen fir die
industriellen Beziehungen. Die Folgen der Auslagerung und Uberfiihrung der Wiener
Stadtwerke in die Wiener Stadtwerke Holding AG haben wir bereits an den Bespielen
Wiengas und Wiener Linien beschrieben. Durch die Erlangung der Kollektivvertrags-
fahigkeit und den Abschluss eines Firmenkollektivvertrages konnte verhindert werden,
dass in den verschiedenen Bereichen der Stadtwerke verschiedene Kollektivvertrége zur
Anwendung kommen. Im Falle der Grazer Stadtwerke, wo Teile des Energiebereiches
an die ESTAG verkauft wurden und in weiterer Folge die Energie Graz gegrindet
wurde, waren die Folgen fur die industriellen Beziehungen insofern weniger bedeutend,
as die betroffenen Beschéftigten bereits vorher von der GMT vertreten wurden und
vom neuen Dienstgeber der Stadtwerke-Kollektivvertrag samt Betriebsvereinbarungen
tbernommen wurde. Bei der INNBUS GmbH in Innsbruck werden , Altbedienstete®
von der GdE vertreten, ,, Neubedienstete” von der HTV.

Besonders krass sind allerdings die Folgen durch die Fusionierung von ESG und SBL
zur Linz AG. Als Resultat gehoren die 2.600 Beschéftigten vier verschiedenen Gewerk-
schaften an (GdG, GPA, GMT und HTV). Dartiber hinaus gelten fir die ,, Altbedienste-
ten” eine Vielzahl von unterschiedlichen Dienstordnungen, wahrend ,, Neubedienstete"
einen einheitlichen Linz AG-Vertrag erhalten. Ein einheitliches Gehaltsschema fur
»Neubedienstete” ist noch in Verhandlung.

Aufgrund der unterschiedlichen Dienstordnungen kann schon die Situation entstehen,
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» dass zwei im selben Biro sitzen und die gleiche Arbeit machen, aber eine unter-
schiedliche Bezahlung erhalten. Weil ein Buchhalter in der ESG hat friher etwas
anderes bezahlt bekommen als ein Buchalter bei uns[der SBL]." (Interview 12)

Dadurch wéaren soziale Spannungen nicht ausgeschlossen. Insgesamt wére es als
Personalvertretung/Betriebsrat nicht ganz einfach, angesichts des ,, Sammel suriums von
verschiedenen Lohn- und Gehaltsstufen” den Uberblick zu behalten (Interview 12).
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9. ZUSAMMENFASSUNG DER OSTERREICHISCHEN
ERGEBNISSE

Wie eingangs erwahnt ist die Datenlage in Osterreich unbefriedigend. Dafir brachten
die Interviews und Unternehmensfallstudien zum Teil eindrucksvolle Ergebnisse. Wie
gesagt ist hier zu bedenken, dass die Osterreich-Studie eher einen explorativen
Charakter besitzt.

Nichtsdestotrotz kann gesagt werden, dass seit 1996 durch die Liberalisierung 6ffentli-
cher Dienstleistungen in 6sterreichischen Unternehmen massiv Beschéftigung abgebaut
wurde. Insgesamt weisen sowohl die Zahlen aus der Leistungs- und Strukturerhebung
der Statistik Awustria wie auch des Hauptverbandes der Gsterreichischen
Sozialversicherungstrager fr die von uns untersuchten Sektoren zw. 1997/98 und 2001
bzw. 2000 und 2003 einen Beschéftigungsriickgang von funf Prozent aus, wahrend im
selben Zeitraum die Gesamtbeschéftigung leicht zugenommen hat.

Am stérksten betroffen von den von uns untersuchten Bereichen sind die Post- und
Kurierdienste (-14 Prozent zw. 1998 und 2001), die Elektrizitétsversorgung (-13 Pro-
zent zw. 1997 und 2001) und die Eisenbahnen (OBB: -20 Prozent von 1997-2002).
Einen deutlichen Beschéftigungsabbau gibt es teilweise auch bel der Gasversorgung,
wahrend die Bereiche Wasserversorgung und OPNV bisher noch vergleichsweise
verschont blieben. Dies durfte damit zusammenhangen, dass in diesen Bereichen die
Liberalisierung noch weniger weit fortgeschritten ist (wie das Beispiel der Innsbrucker
Verkehrsbetriebe zeigt, sind aber vor alem im OPNV drastische Veranderungen zu
beflrchten).

Der Beschéftigungsabbau erfolgte bis vor kurzem ,sozialvertréglich® — d.h. ohne
betriebsbedingte K iindigungen — und war vielfach mit der Auslagerung von bestimmten
Geschéftsbereichen verbunden (bspw. Reinigungsdienste). Auf der anderen Seite wurde
der Beschéftigungsabbau teilweise durch eine verstarkte Inanspruchnahme von Leihar-
beiterinnen kompensiert. In manchen Bereichen kam es auch zu einer Zunahme von
Teilzeitarbeit (in beiden Falle siehe bspw. Post).

Hinsichtlich der Einkommen gibt es fir die von uns untersuchten Bereiche keine
statistischen Daten. Aus den Fallstudien erscheint aber gesichert, dass es zumindest
partiell zu Einkommensverlusten fur die Beschéftigten gekommen ist. Solche Ein-
kommensverluste ergeben sich bspw., wenn neu eintretende Mitarbeiterlnnen schlechter
bezahlt werden als ,, Altbedienstete” (-13 Prozent im Falle der Wiener Stadtwerke), oder
wenn zusdtzliche im Rahmen von Betriebsvereinbarungen  zugesicherte
Sozialleistungen wegfallen (-8 Prozent im Fale der Verbundgesellschaft). Dazu
kommen Einkommensverluste durch Auslagerungen, wenn bspw. Reinigungspersonal,
das friher bei der OBB beschaftigt war, jetzt nach dem Kollektivvertrag der privaten
Reinigungsdienste bezahlt wird. In einer Reihe von Fallen werden Einkommen auch in
zunehmenden Mal3e leistungsabhangig gestaltet (bspw. im Stromgeschéft). In den von
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uns untersuchten Fallstudien hat der leistungsabhangige Anteil in manchen Féallen biszu
25 Prozent des Entgeltes ausgemacht.

Der Beschéftigungsabbau bewirkt in vielen Féllen eine steigende Arbeitsintensitét und
wachsenden Stress und in manchen Bereichen auch eine deutliche Zunahme von
Uberstunden (pro Mitarbeiterin). Anzufiigen wére hier auch noch die wachsende
Unsicherheit und Konkurrenz zwischen den Beschéftigten, weil speziell in der
Umstrukturierungsphase in vielen Féllen nicht klar ist, wer seinen Job wie lange
behalten wird. Hierzu kommt eine zunehmende Frustration aufgrund des stéandigen
steigenden Druckes durch die teilweise unrealistischen Vorgaben des jeweiligen
Regulators bzw. von Unternehmensberaterlnnen, welche die Beschaftigten mit interna-
tionalen benchmarks konfrontieren, deren Richtigkeit von den Beschéftigten nicht
nachgepriift werden kann. Darlber hinaus haben die Beschéftigten vielfach das Gefunl,
sich in einer permanenten Umstrukturierungsphase befinden, in der heute etwas gesagt
wird, das morgen schon nicht mehr guiltig ist.

Weitreichende Auswirkungen hat die Liberalisierung und die damit verbundene
Auslagerung und Uberfuhrung von offentlichen Dienstleistungen in eigenstandige
privatrechtliche Unternehmen auch fur die industriellen Beziehungen. Nicht nur, dass
anstait des  gewohnten  Bundespersonalvertretungsgesetz  plotzlich  das
Arbeitsverfassungsgesetz  gilt, sondern  in Einzelfdlen  wurden  auch
Personalvertretungs- und Mitbestimmungsrechte eingeengt (bspw. Post). Im
Zusammenhang mit Ausgliederungen und Zusammenlegungen kommt es auch vor, dass
die Mitarbeiterinnen einer neu gegrindeten Holding von bis zu vier verschiedenen
Gewerkschaften vertreten werden.
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QUELLEN

Interviews

Bel folgenden oOsterreichischen Unternehmen wurden insgesamt 15 Interviews mit
Arbeitnehmerinnen, Betriebsraten, Personalvertreterinnen oder Gewerkschafterlnnen
gefuhrt:

Osterreichische Post AG
Osterreichische Bundesbahnen
Verbundgesel | schaft
STEWEAG-STEG

Wiengas

Wiener Linien

Innsbrucker Verkehrsbetriebe
LinzAG

EVN Wasser

Grazer Stadtwerke

Sowie mit Betriebsrdten von zwei Unternehmen aus dem Bereich private Post- und Kurier-
dienste

Geschaftsberichte

Grazer Stadtwerke Geschéftsberichte 1997 — 2002
INNBUS Geschéftsberichte 2000 und 2001
Innsbrucker Verkehrsbetriebe Geschéaftsberichte 2000 und 2001
Linz AG Geschéftsbericht 2000/2001 und 2001/2002
OBB Geschéftsberichte 1997 — 2002

Post und Telekom AG Geschéftsberichte 1997 — 1998
Post AG Geschéftsberichte 1999 — 2002

Salzburg AG Geschéftsbericht 2002

SLB Geschéftsberichte 1998 und 1999

STEWEAG Geschéftsherichte 1997 — 2001
STEWEAG-STEG Geschéftsbericht 2002

Verbund Geschéftsberichte 1997 — 2002

Wiener Stadtwerke Geschéftsberichte 1997 — 2002
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FALLSTUDIEN DEUTSCHLAND

1. FALLSTUDIE: DEUTSCHLAND POSTDIENSTE

1.1 Hintergrundinformation

Die Liberalisierung und Privatisierung der Post in der BRD erfolgte in (bislang) drei
Reformschritten (Buttner 2003, ILO 1998). 1990 wurde in der Postreform 1 die Tren-
nung der hoheitlichen und der unternehmerischen Aufgaben vollzogen und die
Deutsche Post in die Bereiche Post, Postbank und Telekom aufgeteilt. Das offentliche
Unternehmen, die Behtrde Post, sollte fortan nach privatwirtschaftlichen Kriterien
gefuhrt werden.

Die Privatisierung der Aufgaben im Bereich Postdienste begann mit der Postreform 2,
der Infrastrukturauftrag blieb aber durch eine grundgesetzliche Regelung gewdahrleistet.
Im Zuge der Postreform 2 erfolgte die Privatisierung der Post durch die Umwandlung in
eine Aktiengesellschaft in offentlichem Besitz. Aul3erdem wurden erste Liberalisie-
rungsschritte fir die Bereiche Info- und Werbepost festgelegt.

In der Postreform 3 wurde schliefdlich geregelt, dass die deutsche Post bis 2007 im
Bereich der Briefpost bis 200g und einer Preisgrenze des funffachen der Standardbrief-
geblhr sowie bei der Infopost bis 50g/Einzel sendung Uber eine Exklusivlizenz verfigt.
Aullerdem wurde ein Lizenzierungssystem fur private Anbieter im Bereich Postdienste
geschaffen, fur das die Regulierungsbehdrde ,, Telekommunikation und Post* zustandig
ist. Die Lizenzvergabe ist nach Bittner (2003) an sogenannte soziale Lizenzanforderun-
gen gebunden, dh. der jewellige Antragsteller soll die wesentlichen
Arbeitsbedingungen in seinem Bereich darlegen. Anzugeben ist die Zahl der
voraussichtlich Beschéftigten (Vollzeit/Tellzeit, geringfligig Beschéftigte sowie
Subunternehmen) sowie ihr sozialversicherungsrechtlicher Status.

Der ehemalige Monopolist Deutsche Post AG ist an eine Post-Universaldienstlei stungs-
verordnung (PUDLV) gebunden. Diese regelt die Beforderung von Briefsendungen
unter 2.000g, von Paketen unter 20kg und die Beforderung von Zeitungen und Zeit-
schriften. Die PUDLV verpflichtet die Post AG bis 2007 mindestens 12.000 stationére
Einrichtungen, also Postémter, zu unterhalten, davon mindestens 5.000 mit unterneh-
menseigenem Personal. Eine stationdre Einrichtung ist fir alle Gemeinden mit mehr als
2.000 Einwohnerinnen vorgesehen. In Gemeinden mit mehr als 4.000 Einwohnern ist
Zu gewdhrleisten, dass in zusammenhéngend bebauten Gebieten eine stationédre
Einrichtung in maximal 2.000 Metern erreichbar ist. In Landkreisen ist eine stationare
Einrichtung fur je 80 gkm vorgesehen. Aul3erdem ist sicherzustellen, dass Briefkéasten
in zusammenhéangend bebauten Wohngebieten in nicht mehr als 1.000m zu erreichen
sind, was nach Auskunft von ver.di (Vereinigte Dienstleistungsgewerkschaft) zur
Auflassung von 20.000 Briefkéasten gefuhrt hat.
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1.2. Auswirkungen auf die Arbeitnehmerinnen im Sektor Postdienste in
Deutschland

1.2.1. Beschéftigungsentwicklung

Nach Auskunft von ver.di kann (sozialvertréaglicher) Arbeitsplatzabbau mit erheblicher
Intensivierung der Arbeit als Schwerpunkt der Umgestaltung bei der Deutschen Post
betrachtet werden. Die Gewerkschaft betrachtet dies als gewissermal3en notwendige
Auswirkung der Privatisierung mit Ausrichtung auf den Shareholder value, bei der es
v.a. um die Frage der Kostensenkung geht. Eine Gewinnsteigerung im Briefmarkt, der
kein Wachstumsmarkt ist, sei nur Uber Produktivitdtsgewinne erreichbar. Da die
Personalkosten jedoch 60-70% ausmachen, sind Steigerungen nur durch Personal reduk-
tionen erreichbar.

Die Beschéftigungssituation im Postsektor hat sich daher erheblich verandert. Die heute
privatwirtschaftlich organisierte Deutsche Post AG beschéftigt in der BRD nur noch
etwa 220.000 Personen, also 150-160.000 Personen weniger als 1990. Das entspricht in
etwa elnem Personalabbau von 42%. Deutschland gehdrt damit laut ILO zusammen mit
Schweden, Italien, Danemark und Finnland (ILO 1998) zu den Landern mit dem
stérksten Personalabbau im Postsektor. Nach Angaben der ILO erfolgte zwischen 1990
und 1995 (-70.000) und 1995 und 1999 (-67.000) der Personalabbau bel der Deutschen
Post relativ gleichmaliig (ILO 2002).

Tabelle 1-1 Uber die Beschéaftigungsentwicklung bei der Deutschen Post seit 1997 zeigt
die Personalentwicklung des nunmehr international agierenden Konzerns Deutsche Post
AG. Es wird deutlich, dass das Unternehmen zwar am Standort Deutschland weiterhin
Personal abbaut, seit 1998 durch weltweite Akquisitionen jedoch wieder wachst. In den
Geschéftsberichten wird daher die Sanierungsphase, in der zwischen 1990 und 1997 der
Turnaround gelingen sollte, seit 1998 als abgeschlossen dargestellt. Dem folgt seit 1998
eine auf Internationalisierung ausgerichtete Expansionsstrategie.

Waéhrend 1997 von 270.817 Beschéftigten bei der Deutschen Post 106.821 Beamten-
status hatten (39,4%), ist diese Zahl bis 2002 auf 73.157 (33,4%) gesunken. 1997 hatte
die Post 23.673 Angestellte beschéftigt, im Zuge der massiven Expansionsstrategie stieg
der Anteil der Angestellten im Konzern auf 147.393.

In Deutschland sind nach Auskunft von ver.di ca. 60% der Postbeschéftigten Arbei-
terlnnen, etwa 10% Angestellte und etwa 30% Beamte. 70 bis 75% der Beschéftigten
arbeiten in der Zustellung (ILO 1998), der Rest betreut die eher finanziellen und
handel séhnlichen Dienstleistungen (Schalterdienst) im Postbereich.

Weiters ist hervorzuheben, dass sich die Zahl der dlteren Beschéftigten durch den Per-
sonalabbau reduziert hat und sich die Belegschaft durchschnittlich verjingt. Bei den
Uber 50jahrigen liegt der Anteil laut ver.di nunmehr unter 15%. Diese Verjlngung hat
mit einer Welle von Friihpensionierungen zu tun, die sich aus den wachsenden Belas-
tungen ergaben und die Zahl &terer Arbeitnehmerinnen reduzierte und mit dem
fortschreitenden Abbau der Beamtinnen, deren Anteil Anfang der 90er noch bei CGber
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50% lag. Die Beamtlinnen waren vom Abbau also Uberproportional betroffen, was
jedoch ,soziavertraglich’ geschah. Bei Beamtlnnen ist eine Frihpensionierung leichter
durchzusetzen als bei Tarifbeschéftigten — i.e. Versicherten im allgemeinen Renten-
system.

Tabelle 1-1: Beschéftigungsentwicklung bei der Deutschen Post AG zwischen 1997 und 2002

Unternehmensbereiche 1997 1998 1999 2000 2001 2002
Brief (a) 142.332 140.613 137.130 130.546
Express (a) 38.319 46.612 47.456 107.587
Logistik (a) 29.010 43.253 45.036 45.250
Finanzdienstleistungen (a) (b) 11.575 11.299(a) | 35.710(a) 34.082
Sonstiges

Konsolidierung (a) (b) 36.600 36.928 (a) | 10.903(a) 10.211
Konzern (a) 257.836 278.705 276.235 327.676
Deutschland (a) 227.092 223.555 219.067
Kopfzahl Konzern

(inkl. Nachwuchs) 270.817 | 260.520 301.229 324203 | 321.369 | 371912
Arbeiter 139 036 153 629 148 714
Beamte 106 821 77 688 73157
Angestellte 23673 85493 | 147393
Nachwuchskréfte 4523 6 488 6626
Jahresdurchschnitt 274 053 319 998 323 298 375890
Personalaufwendungen

in Mio. € 19 622 19677

Quelle:  Jahres- und Geschaftsberichte der Deutschen Post AG (Deutsche Post AG: 1997-2002);
(a): auf Vollzeitkrafte umgerechnet, ohne Nachwuchskréfte
(b): Veranderte Zuordnung des Filialbereichs von Konsolidierung/Sonstiges zu Finanzdienstleistungen.

Der Frauenanteil ist nach ver.di mit knapp 50% relativ hoch (siehe auch ILO 1998:71),
diese sind jedoch sehr viel starker in den unteren Lohngruppen repréasentiert. Ver.di
geht davon aus, dass der Frauenanteil eher gestiegen ist, da der Anteil der Teilzeit-
beschaftigung, die ja vorwiegend von Frauen angenommen wird, zugenommen hat.
Eine dhnliche Interpretation der Beschaftigungsentwicklung flr Frauen legen auch die
Daten der ILO bis zum Jahr 1995 nahe (ILO 1998). Diese weisen zwischen 1990 und
1995 ein Wachstum des relativen Frauenanteils an der Beschéftigung bei der Deutschen
Post um 10% aus. Bel der Post gibt es, wie ver.di hervorhebt, im wesentlichen zwei
Kundenschnittstellen, namlich zum einen den/die Zustellerin und zum anderen den/die
Filialbeschéftigte. In der Zustellung sei der Frauenanteil nicht so hoch, da diese Arbeit
korperlich sehr anstrengend sei. Es gebe aber erhebliche West-Ost-Unterschiede. Im

95



FORBN studie

Osten gebe es andere Traditionen und daher einen hohen Anteil von Frauen in
sogenannten typischen Mannerberufen.

Die ILO fasst die Phasen der Beschéftigungsentwicklung im Zuge der Restrukturierung

des Postwesens fol gendermal3en zusammen:
»After thisinitia period of economic change and the often massive reduction of the
workforce comes a second phase, which consists of a change in the nature itself of
employment. In this phase (...) permanent adjustments and redeployment follow
one another at a brisk pace according to the changing structure of markets and
aliances between operators. There is no longer any sudden broad reduction in
employment but a continuous renewal. Workers must adapt to emerging techniques
and the new demand through permanent training and the updating of their skills.
They must manage their internal and external employability which (...) contributes
to their general job security.” (ILO 1998:64)

Die von Price Waterhouse Coopers (Price Waterhouse 1999) fur die EU-Kommission
angefertigte Studie zur Entwicklung der Beschéftigung im Postsektor in Europa
korrespondiert alles in allem mit der obigen Darstellung zur Entwicklung der Beschéf-
tigten im Postsektor, wird jedoch nicht mide auf neuentstandene Arbeitsplatze bei
neuen Anbietern hinzuweisen. Aber nicht einmal die Angaben dieser Studie legen den
Schluss nahe, dass dadurch der Verlust bei den ehemaligen Monopolisten ausgeglichen
werden kénne Der Bericht von Price Waterhouse weist keine detaillierten Daten zum
Beschéftigungswachstum bei privaten Anbietern im Postbereich aus. Der Anstieg der
Beschéftigung bei den privaten Anbietern in der EU zwischen 1990 und 1995 wird mit
46% angegeben. In absoluten Zahlen bedeutet dies ein Wachstum von 35.500 auf
52.000 im Untersuchungszeitraum. Fir Deutschland weist Price Waterhouse fir diesen
Zeitraum ein Wachstum bel den privaten Anbietern von 40% aus. Detaillierte Zahlen
werden in diesem Bericht nicht préasentiert. Weitaus optimistischer schétzt hingegen
PLS RAMBOLL Management A/S (2002) die Beschaftigungstrends im européischen
Postsektor ein. So weist diese Studie fir Deutschland in der zweiten Halfte der 1990er
Jahre ein Beschéftigungswachstum um 3,74% aus, was sich aber v.a aus ener
niedrigeren ausgewiesenen Zahl der Beschéftigten im Jahr 1995 ergibt. Die
optimistische Einschétzung ergibt sich aus dem Versuch mittels Modellrechnung die
induzierten, wie auch indirekten Beschaftigungseffekte des Postsektors zu errechnen,
was zu der Behauptung fuhrt, dass EU-weit die Beschéftigung in diesem Sektor
zwischen 1995 und 2000 um 4% gestiegen sei (alein 11,29% Zuwachs bei indirekten
Beschéftigungseffekten). Bis 2005 wird sogar ein Wachstum der indirekten
Beschaftigung um 20,85% angenommen. D.h. PLS RAMBOLL erwartet eine Zunahme
der Beschaftigung durch die Liberalisierung und Privatisierung des Postsektors bel
Regulatoren, bel finanziellen und handelsbezogenen Dienstleistungen der
Postunternehmen, die nicht der direkten Beschéaftigung des Sektors zugerechnet werden,
sowie bei sogenannten ,up- and downstream industries’ die entweder direkte wirtschaft-
liche Inputs an den Postsektor geben oder von diesem erhalten. PLS RAMBOLL z&hlit
dazu einerseits die Papier und Maschinenbauindustrien  (Drucker und
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Sortiermaschinenindustrie ...), andererseits die Marketing, Werbesendungs- und Post-
wurfindustrien (PLS RAMBOLL 2002:385).42

1.2.2. Beschéftigungsentwicklung bei Post-Lizenznehmern

Aussagekréftiger a's die oben angefihrten Berechnungen von PLS RAMBOLL sind die
Daten zur Beschéftigung bel Post-Lizenznehmern, die die Regulierungsbehorde fir
Telekommunikation und Post (1998-2002) aufweist.

Tabelle 1-2: Beschéftigte bei Post Lizenznehmern 1999

Beschaftigte Unbefristete Arbeitsverhaltnisse 1999 | Befristete Arbeitsverhaltnisse 1999
Versicherungs- Nicht versiche- Versicherungs- Nicht versiche-
pflichtig rungspflichtig pflichtig rungspflichtig
Vollzeit (1 565 ges.) 1497 17 51
Teilzeit (3 707 ges.) 3563 6 105 33
Geringfiigig (11 293 ges.) 2538 8629 20 106
Subunternehmen 716

Quelle:  Regulierungsbehdrde fiir Telekommunikation und Post.

Tabelle 1-2 zeigt die Struktur der Beschéftigung bei Post Lizenznehmern 1999. Der
Groliteil der bel diesen Anbietern entstanden Arbeitsplétze kann als atypisch bezeichnet

42 PLS Ramboll (2002) unterscheidet einerseits zwischen ,direkter Beschaftigung’ im Bereich
Postdienstleistungen im engeren Sinne. Finanz- und handelsbezogene Dienstleistungen sind darin
nicht inkludiert, da sie auch von anderen unternehmerischen Einheiten Gibernommen werden kdnnten.
Andererseits sollen mit dem Begriff ,indirekte Beschaftigung' alle Personen erfasst werden, die nicht
im engeren Sinne Postdienstleistungen erbringen, deren Tétigkeiten damit jedoch in enger
Verbindung stehen oder gar von diesen abhéngig sind. Dazu gehtren Regulatoren, Finanz- und
handelsbezogene Dienstleistungen der Universaldienstleister im Postbereich. Zu ,indirekten
Beschéftigungseffekten’ rechnet diese Studie auch Entwicklungen in sogenannten ,upstream und
downstream’ Industrien. Bei diesen handelt es sich um wirtschaftliche Sektoren, die entweder Impulse
vom Sektor Postdienstleistungen erhalten, oder an diesen geben. PLS Ramboll rechnet dazu etwa die
Papier-, Tinten, Maschinenbauindustrie. Nach Angaben der Verfasserlnnen dieser Studie war es
jedoch schwierig, quantitative Daten zur Analyse dieser Bereiche und zur Einschdtzung ihrer
Beschéftigungsrelevanz zu erhalten. Dies ist offensichtlich fur die Finanz- und handelshezogenen
Dienstleistungen im Postsektor, da derartige Tétigkeiten oft nur einen Teil der Arbeitsaufgaben von
Beschéftigten umfassen kdnnen, die ansonsten mit Postdienstleistungen im engeren Sinne betraut
sind. Auswirkungen auf sogenannte ,upstream’ and ,downstream’ Industrien wurde in Interviews mit
Unternehmen und Arbeitgeberverbénden Uber die Beschéftigungsentwicklung in ihren Bereichen
erfasst, was schliefdlich zu einer ,well-founded estimate of indirect employment in the postal sector”
fuhren sollte. Fir Bereiche in denen keine Daten erhoben werden konnte, verfolgte PLS Ramboll eine
aternative Strategie. Um sich der Beschéftigungsentwicklung anzundhern, wurden Kommentare zu
fruheren Schédtzungen der Europdischen Kommission Uber die Beschéftigungsentwicklung in
verschiedenen Industrien aufgearbeitet. Die Schétzung der ,indirekten Beschaftigungseffekte’ ergibt
sich aus Schétzungen (!) der direkt vom Sektor Postdienstleistungen beeinflussten Tétigkeiten (PLS
Ramboll 2002:389f).

97



FORBN studie

werden. Aufféllig ist zum einen der hohe Anteil von Teilzeitarbeit, die 1999 in diesem
Bereich mehr als doppelt so hoch war wie die Zahl der geschaffenen Vollzeitarbeits-
plétze. Fast zwei Drittel der Arbeitspldtze sind jedoch Formen geringfligiger Beschéfti-
gung, von denen 80% 1999 noch nicht versicherungspflichtig waren.

Tabelle 1-3: Beschéftigte bei Post Lizenznehmern 2002

Beschaftigte/Post Lizenznehmern
Vollzeit 4.535
Teilzeit 5.005
630-Markjobs/Geringfugig Beschéftigte gesamt 11.015
Sozialversicherungspflichtige geringfligig Beschaftigte 10.765

Quelle:  Regulierungsbehdrde fiir Telekommunikation und Post.

In den Folggjahren halt sich nach den Angaben im Jahresbericht der Regulierungs-
behorde der Antell der Vollzeit- und Teilzeitarbeitspldtze alles in alem die Waage.
2002 gab es 4.535 Voll- und 5.005 Teilzeitarbeitsplétze. D.h. bei den Post Lizenz-
nehmern gab es seit 1999 einen Anstieg von etwa 3.000 Vollzeitarbeitsplatzen und
1.300 Tellzeitarbeitspldtzen. Die Zahl der geringfligig Beschéftigten bleibt stabil bei
etwa 11.015, von denen inzwischen aber 10.765 als sogenannte 630 Mark-Jobs sozial-
versicherungspflichtig sind. Es ist offensichtlich, dass diese Arbeitsplétze weder quan-
titativ noch qualitativ — da es sich zu einem grof3en Teil um atypische bzw. prekére Be-
schéaftigungsformen handelt — den Arbeitsplatzverlust beim ehemaligen Monopolisten
Deutsche Post AG ausgleichen kénnen, der am Konzernstandort Deutschland seit 1999
mehr als 37.000 Beschéftigte abgebaut hat (siehe Tabelle 1-1). Die Regulierungsbe-
horde betont trotzdem, dass die Lizenznehmer ,, Gberproportiona“ viele Voll- und Teil-
zeitarbeitsplétze schaffen wirden. Aul3erdem liege der Groldteil der Arbeitspléatze in
uberwiegend strukturschwécheren Regionen.

»Diese Arbeitsplétze wirde es ohne die Tétigkeit der Lizenznehmer nicht geben.
Die dort Beschéftigten wéaren sonst moglicherweise arbeitslos. Insoweit leisten die
Lizenznehmer einen nicht unerheblichen Beitrag zur Entlastung des Arbeitsmark-
tes.” (Regulierungsbehtrde 2001+2)

1.2.3. Arbeitsbedingungen

Nach Angaben von ver.di gibt es neben den umfassenden Mal3nahmen zur Reduktion
der Beschéftigten noch zwel weitere Moglichkeiten zur Erhéhung der Produktivitét,
namlich Technisierung und Intensivierung, sowie Eingriffe zur direkten Reduzierung
der Lohnkosten durch eine Verdnderung der Entgelt- und Arbeitszeitbedingungen.
Beide Arten von Mal3nahmen finden sich auch bei der Deutschen Post. Auf3erdem ist
nach ver.di auch auf die Versuche des Managements zu verweisen, gewisse Aufgaben
auszulagern, um fixe Personalkosten in variable Kosten zu verwandeln.
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Im Bereich der Paketzustellung habe es hierzu erste Versuche gegeben, die mit grof3er
gewerkschaftlicher Anstrengung noch einmal zurtickgedreht werden konnten. Die Ge-
werkschaft musste aber Zugestandnisse beziiglich Arbeitszeit und Einkommen machen.
Aktuell stehe die Gewerkschaft wieder vor dem Problem, dass in grofRerem Male
Aufgaben nach auf3en vergeben werden sollen — v.a. in grof3eren Tochterfirmen der
Post. Die Zustellleistung soll nicht mehr mit eigenem Personal erbracht werden,
sondern Uber Sub- und Einzelunternehmer.

Wichtiger als diese Mal3nahmen scheint jedoch die Errichtung neuer Verteilzentren und
Sortierzentren zu sein (siehe auch Naber 2001). Diese kdnnen 90% der Sendungen Uber
Maschine sortieren, ein Wert, der 1990 noch bel 30% lag. Dadurch wird die Arbeit
korperlich leichter, da sie nun aber an den Takt der Maschinen angepasst werde, auch
psychisch belastender. Nach Auskunft von ver.di seien die Arbeitszeiten daher verkirzt
worden, was aber die Zeitfenster, in denen sortiert werde, und damit die Einkom-
mensmaoglichkeiten reduziert habe. Stresserscheinungen hétten hingegen zugenommen.

Bis 2004 soll die Zahl der ,Briefniederlassungen’ von 83 auf 49 reduziert werden
(Transparent 2001). Das heif, die Sortierung soll konzentriert werden, was aber ohne
Entlassungen und unter Besitzstandswahrung vonstatten gehen soll

Ver.di weist aulRerdem darauf hin, dass es Versuche gegeben habe, auch im Bereich der
Zustellung zu technisieren — durch sogenannte Gangfolgesortierung. In diesem Fall
bekommt der Zusteller die auf den Zustellbezirk vorsortierte Sendung. Friher war diese
von den Zustellern selbst zu sortieren (2-3h oder mehr) und erst dann konnte mit dem
Zustellgang begonnen werden. Die Gangfolgesortierung sortiert 60-70% der Post vor
und nur noch die restliche, nicht maschinenfahige Post muss dazu gesteckt werden. Das
fuhrt fur die Zusteller zu einer erheblichen Mehrbelastung, da sich der Zustellgang um
die eingesparte Sortierzeit verlangern konnte. Nach der traditionellen Zeitaufteilung der
Aufgaben eines Zustellers, sai dieser fruher 4-5h drauf3en gewesen. Durch die mégliche
Reduktion der Sortierzeiten, kann diese Zeit ausgedehnt werden. Ver.di weist aber
darauf hin, dass dies nicht beliebig mdglich ist.

Weiters wirden Filialen heute teilweise wie Bankfilialen geftihrt und seien zunehmend
computerisiert. Im Kundenkontakt, soweit er Uberhaupt noch durch Menschen
vollzogen wird, werde stark auf Beratung gesetzt, man versuche Postdienstleistungen
mit Bank- und Versicherungsleistungen zu verknipfen. Diese Tétigkeiten konnen sehr
anspruchsvoll sein. Aber auch hier sind Umstrukturierungen zu erwarten. Die von der
Postmutter betriebenen Filialen werden immer weniger, wadhrend es immer mehr
partnerbetriebene Filialen im Franchisesystem — also Uber Einzelhandler u.d. — oder
uber Tochterunternehmen gabe. Das geht fur ver.di schon in Richtung Outsourcing.

Zwar betont die Gewerkschaft, es sei in der Post AG gelungen, die Zunahme prekarer
und atypischer Beschéftigungsverhdtnisse hintan zuhaten. Diese gebe es nur als
Teilzeitbeschéftigung (30%, 70.000 Personen). Anders sei die Situation bel Tochter-
unternehmen und dort, wo Leistungen nicht mehr selbst erbracht werden. In diesem
Bereich stehe die Gewerkschaft unter Druck, da das Unternehmen sage, wenn
bestimmte Bedingungen nicht gunstiger werden, dann steigt die Post aus und vergibt
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diese Aufgabe an Dritte. Mehr und mehr werde der Wettbewerb Uber solche Arbeits-
verhdaltnisse gemacht.

Die Post selbst mache sich hierbei die Finger nicht schmutzig. Tochterunternehmen im
Bereich der Prospektverteilung arbeiten in Arbeitsverhaltnissen, in denen die Menschen
Sticklohn erhaten (Transparent 2001) und daher nur ein geringes Einkommen
erreichen konnen. Dies sai auch am Paketmarkt bereits zu sehen. Hier ist, so ver.di, auf
die gesetzlich ermdglichten Einzelunternehmer zu verweisen, die , nicht wissen was sie
tun' und nach wenigen Wochen den Job aufgeben missen, da sie nicht mal den Sprit fir
die Audlieferungsfahrzeuge zahlen kénnen. Die Gewerkschaft setzt daher in diesem Be-
reich Aktivitéten, um die Einzelunternehmer auch als Gewerkschaft ansprechen zu kon-
nen. Die Uhr sai hier aber nicht mehr zu festen Beschéftigungsverhaltnissen zurtickzu-
drehen.

1.2.4. Die Situation bei Post Lizenznehmern

Ver.di hebt hervor, dass das Feld der neuen Anbieter sehr untbersichtlich ist. Es gebe
700-800 Lizenzen fur Briefdienstleistungen. Lizenzen werden nur fir Leistungen erteilt,
die nicht der Exklusivlizenz unterliegen. Das Marktsegment sei sehr begrenzt, aber es
gebe schon eine Vielzahl lokaler Anbieter und daher hétten sich noch keine grofien
Anbieter herausgebildet. Die hollandische Post TPG und auch die britische Post
versuchen Netze aufzubauen, um in den weiteren 2zu erwartenden
Liberalisierungsschritten startklar zu sein. In Berlin gebe es die Pin AG mit 200-300
Beschaftigten mit hoher Fluktuation und , abenteuerlichen® Arbeitsbedingungen. Die
Gewerkschaft will dort natirlich Mitglieder organisieren und Arbeitsbedingungen
beeinflussen. Dies nicht zuletzt, so die Auskunft von ver.di, um der Arbeit einen
vernunftigen Prels zu geben, da sich sonst auch bel der aten Post der
Einkommensdruck erhdhen werde. Es sel aber offensichtlich, dass es einen
Dumpingwettbewerb gebe und der Postsektor in wachsendem Malie Gefahr laufe, ein
Niedriglohnbereich zu werden.

1.2.5. Arbeitszeit und Entlohnung bei der Deutschen Post AG

Zwar konnten in den vorliegenden Materialien keine detaillierten Analysen der Ent-
wicklung der Arbeitszeiten und der Entgeltsysteme gefunden werden, die ILO verweist
aber auf die Zunahme von Tellzeitarbeit und verschiedene Formen variabler und
flexibler Arbeitszeit (ILO 1998). Im Jahresbericht der Deutschen Post AG 1998 wurde
die Flexibilisierung der Arbeitszeiten auch as expliziter Schwerpunkt fir die Personal-
entwicklung angefuhrt, mit dem — neben dem weiter voranschreitenden Personal abbau -
eine Verbesserung der Personalkostenstrukturen erreicht werden sollte. Ver.di verweist
auf die Einfuhrung eines Jahresarbeitszeitmodells, das as Arbeitszeitflexibilisierungs-
system angelegt sei. Es gehe um die Kontrolle der Arbeitkosten und des Arbeitseinsat-
zes durch Flexibilisierung.
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Waéhrend es der Gewerkschaft gelungen ist, fir die schon vor Beginn der Umstrukturie-
rungsphase bei der Post beschéftigten Mitarbeiterlnnen eine sogenannte Besitzstands-
wahrung zu erreichen, wurde fir neueintretende Personen ein neuer Tarifvertrag ver-
handelt (Naber 2001), der auf eine Reduktion des Lohniveaus hinauslduft. Walter
Scheurle, Vorstandsmitglied der Post, nennt dies auch ganz explizit als Ziel, da die
Loéhne im offentlichen Bereich zu hoch seien. Wichtig fur das Management ist demnach
die Einfuhrung leistungsbezogener Anteile der Entlohnung und die Vereinfachung des
Entgeltsystems durch die Reduktion der Entgeltgruppen. Auf3erdem seien familienbezo-
gene Lohnbestandteile gefallen und Zuschlédge in verschiedenen Bereichen (etwa
Spedition und Lagerei) reduziert worden (Scheurle 2001).

Auch ver.di hebt hervor, dass vor ca. 2-3 Jahren fUr Arbeiter und jetzt gerade fir
Angestellte neue Bedingungen geschaffen wurden. Diese sollen spéter zu einem
gemeinsamen Tarifvertrag zusammengefihrt werden. Die neuen Bedingungen sehen
niedrigere Entgelte vor — jedoch mit entsprechender Besitzstandsregelung. Neueinge-
stellte werden nun geringer entlohnt al's Altbeschéftigte. Die Gewerkschaft habe diesim
Gegenzug fir Beschéftigungssicherung, also dem Ausschluss betriebsbedingter
Beendigungskindigungen, akzeptiert. Der Unterschied im Entgelt schwanke, liege im
Schnitt aber bei 15-20%. Indirekte Eingriffe wurden auch bei Uberstundenzuschl&gen
gemacht, da Arbeitszeitkonten eingefihrt wurden. Es gibt keine Zuschlage mehr, da es
gewissermalien keine Uberstunden mehr gibt, sondern diese als Mehrstunden auf dem
Arbeitszeitkonto ,floatieren’. Bei Uberschreitungen bestimmter Ausmalle der Mehr-
stunden, kdnnen Zuschl&ge jedoch sehr wohl ausbezahlt werden.

Bezlglich leistungsbezogener Anteile im neuen Tarifvertrag gibt ver.di weiter an, dass
ein System zur Bewertung der individuellen Leistung eingefiihrt worden sei. Je nach
Einstufung wird nun ein leistungsbezogener Anteil des Entgelts ausbezahlt. Diese
Leistungspramien werden aus einem gemeinsamen Topf bezahlt, der in jedem Fall
ausgeschttet werden muss.

Auf die Frage, wie etwa bei Filialarbeit und bel Zustellung Leistungsanreize moglich
seien, betont ver.di, dass dies nicht auf den Umsatz oder auf den Durchlauf hin
berechnet werde. Die Beurteilung erfolgt auf individueller Basis durch die
Vorgesetzten, die das gesamte Arbeitsverhalten in die Betrachtung nehmen.

Auch die Post, so ver.di, wirde gern Sttickentlohnung einfuhren, da sie dann die Kosten
flexibilisieren konnte und jedes Risiko beziiglich des Mengenanfalls los wére. Bel den
neuen Briefdienstleistern gibt es aber auch Mixsysteme aus Grund- und Stiicklohn. Fir
die Menge kdnnen aber die Zusteller nichts, auf die durch diese Systeme das Risiko
verlagert wird.

1.2.6. Verdanderungen der Arbeitsbedingungen

Nach ver.di sind Mal3nahmen zur Intensivierung der Arbeit ein wesentliches Mittel des
Managements, die Produktivitét zu erhdhen und die Personakosten zu senken. Dies hat
zu einer erheblichen Zunahme der Arbeitsbelastungen gefuhrt, was mit der Verlagerung
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von Verantwortung fur die Dienstleistungserbringung nach unten und dem Abbau
mittlerer Management-Ebenen verbunden ist. Beschéftigte der Post beklagen daher die
wachsende Intensitét der Arbeitsbelastung, die einher gehe mit einer nachgerade
aggressiven Reorientierung der Tatigkeiten der Deutschen Post auf Dienstleistung und
werbungsgeleiteten Verkauf (HentgessMeyer 2002). Hervorgehoben wird auf3erdem die
wachsende Monotonie der Tétigkeiten bel der Deutschen Post AG, die auf die Einfih-
rung neuer Technologien etwain den Sortierzentren zurtickzufihren sei.

Insgesamt hat es den Anschein, dass viele Beschéftigte mit ihren Aufgaben nicht mehr
innerhalb ihrer Arbeitszeit zurande kommen und daher freiwillig unbezahlte Uberstun-
den leisten. Aulerdem sind Modelle der individuellen Leistungs- und Effizienzmessung
eingefuhrt worden um die Qualitét in der Dienstleistungserbringung besser kontrollieren
Zu konnen.

Bezlglich der Qualitatskontrolle setzt das Unternehmen nach ver.di sehr stark auf 1T-
Durchdringung und ein intensives Reporting, um dariber auch Steuerungssysteme der
Produktivitét einzufthren. Dazu wirden auf3erdem L eistungsanreizsysteme geschaffen,
damit die Qualitdtsziele der Post, die im wesentlichen Laufzeitziele (punktliche
Kundenbedienung) sind, zu erfillen. Bel den Qualitétszielen geht es v.a. um die E+1-
Zustellung (d.h. einen Tag nach der Einlieferung soll die Sendung auch zugestellt
werden).

Der Zusteller soll alle Sendungen im Zustellgang rausbringen und nicht irgend etwas
wieder zuriickzubringen, weil er mit der Arbeitszeit nicht hinkommt. Arbeitsausfélle
sollen dadurch ausgeglichen werden, dass Zustellbezirke aufgeteilt werden und
fahrende Zusteller etwas mit Gbernehmen und dadurch kein Ersatz geholt werden muss.

Die Personareserve kann dadurch gering gehalten werden. Leistungsanreize sollen
honorieren, wenn jemand mehr Postsendungen auf den Zustellgang mitnimmt. Jeder
zusétzliche Zusteller ist auch dadurch teuer, da es zusétzliche Wegeleistungen gibt, die
notwendig sind, damit er in den Zustellbezirk kommt.

Bezliglich der Einhaltung arbeitsrechtlicher Bestimmungen gibt ver.di an, dass eine
Anderung festzustellen sei. In einem privatwirtschaftlichen Betrieb sei man eher geneigt
,funf gerade sein zu lassen’, es also mit solchen Regelungen nicht zu genau zu nehmen.
Viele Manager kamen aus dem Transportsektor, wo immer schon ein etwas raueres
Klima herrschte (Lenkzeitlberschreitungen). Im Bereich der Arbeitszeit wirden
Obergrenzen zunehmend als Orientierungsmarken, denn als Grenzen gesehen. Die Zahl
der Arbeitsunfélle sei daher v.a. bei den neuen Anbietern relativ hoch, da etwa die
Schutzausriistungen schlecht sind (Fahrrader werden schlecht gewartet etc.).

1.2.7. Quialifikationen

Obwohl die Post AG im jahrlichen Geschéaftsbericht nicht mide wird, die wachsende
Bedeutung der Ausbildung und Qualifikation der Beschéftigten zu betonen (Deutsche
Post AG 1997-2002, siehe auch ILO 1998) und auch in einigen Bereichen
(Mechatronic, Informations- und Kommunikationstechnologien, Lagerhausmanagement
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etc) neue Anforderungen entstanden sind, hebt ver.di hervor, dass das Unternehmen
versuche, Qualifikationsanforderungen herunterzuschrauben. So gibt es aktuell eine
Auseinandersetzung mit der Betriebsleitung, welche Qualitdt von Ausbildung fir
Menschen, die im Bereich der Briefzustellung oder fir den Schalterdienst eingestellt
werden, erforderlich sei. Im Bereich Zustellung wird gestritten, ob eine Ausbildung von
2 oder doch 3 Jahren notwendig ist. Wer mit zweijéhriger Ausbildung seinen Beruf
beginnt, hat andere Perspektiven im Unternehmen as jemand mit dreijdhriger
Ausbildung.

1.3. Rolle der Gewerkschaft

Wie bei der Deutschen Bahn hat sich auch die Deutsche Post Gewerkschaft entschieden,
in der Restrukturierung des Postsektors zu kooperieren und den Ubergang sozialver-
traglich zu gestalten. D.h. aber nicht, dass dies vollig konfliktfrei vor sich gehen konnte.
Die Gewerkschaft betont daher, dass sie den Ubergang von einer Betriebsgewerkschaft,
die fur die ,Dreifaltigkeit’ Post, Postbank und Telekommunikation zustandig war,
meistern und sich verdndern musste. Daher habe man sich entschlossen den Ubergang
zu ver.di zu wagen. Zundchst habe die Aufgabe darin bestanden, auf Gefahren der
Deregulierung und Privatisierung zu verweisen und dagegen zu kéampfen. Dieser Kampf
wurde aber nicht gewonnen. Die Strategie sel daher zweigleisig: Einerseits verhindern
oder abmildern, andererseits sich mit den Folgen fur die Beschéaftigten auseinanderset-
zen. Vor allem die Beamtlnneninteressen mussten gewahrt werden. Mit Rationalisie-
rungsschutztarifvertragen sei der dramatische Arbeitsplatzabbau und der Umbruch in
den vorhandenen Arbeitspldtzen flankiert worden (keine betriebsbedingten Kindigun-
gen, Qualifizierung, Maldstabe fur Versetzungen und Zumutbarkeit, wenn der Arbeits-
platz verloren geht). Der Umbruch sei daher fiur Regierung und Unternehmen sehr
gerauschlos vor sich gegangen. Alles in alem sei es notwendig gewesen die Treppe
abwérts mitzugehen, was Arbeitss und Einkommensbedingungen (zumindest bel
Neueinstellungen) betrifft, um nicht noch grél3ere Verluste zu erleiden. Inzwischen
versuche die Gewerkschaft auch aul3erhalb der Post Ful zu fassen, was nach Angaben
von verdi nicht sehr problematisch zu sein scheint. Ziel ist es, die
Einkommensbedingungen im gesamten Sektor zu stabilisieren.

Insgesamt sind die Mitgliederzahlen bei der Gewerkschaft weiterhin sehr hoch und
liegen stabil Uber 70%. Mit Blick auf die Notwendigkeit von einer
Betriebsgewerkschaft zur Branchenorientierung zu kommen, betont ver.di, dass der
Sektor zum Niedriglohnbereich werden und viele soziarechtlich abgesicherte
Arbeitspldtze (mit Auswirkungen auch auf die Sozialversicherungssysteme) verloren
gehen konnten, wenn es der Gewerkschaft nicht gelingt, bei den neuen Anbietern Ful
zu fassen.
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1.4. Zusammenfassung
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Im Zuge der Liberalisierung und Privatisierung des Sektors Postdienste in Deutsch-
land wurden seit Anfang der 90er Jahre 42% des Personals abgebaut. Die Deutsche
Post AG beschéftigt 2002 etwa 220.000 Personen im Bereich Postdienste. Seit 1998
ist die Beschéftigung im Konzern aufgrund einer global orientierten Expansionsstra-
tegie und umfangreichen Akquisitionen im In- und Ausland wieder ansteigend. In
diesem Zeitraum ist die Zahl der bei der Deutschen Post AG beschéftigten Beamtln-
nen von etwa 50% Anfang der 90er Jahre auf etwa 33% im Jahr 2002 reduziert wor-
den. Beamtinnen waren daher trotz Abkommen zwischen der Gewerkschaft und dem
Unternehmen zur Besitzstandswahrung vom Personalabbau Uberproportional betrof-
fen. Die meisten Quellen betonen, dass der Personalabbau sozialvertréglich stattge-
funden hat. Zwei Studien zur Beschaftigungsentwicklung im Postsektor in Europa
erwarten eine Zunahme der Beschaftigung durch die Liberalisierung und Privatisie-
rung — zumindest durch indirekte Effekte des Beschéftigungswachstums in
verwandten Bereichen.

Bel den privaten Postlizenznehmern sind nach Angaben des Postregulators etwa
19.500 Arbeitsplatze entstanden. Bel mehr als 50% handelt es sich jedoch lediglich
um sozialversicherungspflichtige 630 Mark-Jobs (also geringfiigige Beschéftigungs-
verhaltnisse).

Die Erhthung der Produktivitédt soll zum einen durch eine Intensivierung und
verstérkte Rationalisierung der Produktionsablaufe erreicht werden. Moderne Sor-
tierzentren kénnen an die 90% der Post vorsortieren, sogenannte Gangfolgesor-
tierung kann dies fur einen grof3en Teil der vom Zusteller zu tbernehmenden Post
Ubernehmen. Dies fuhrt zu einer Intensivierung der Arbeitsabléufe in der Sortierung,
die von Monotonieerscheinungen begleitet ist. AulRerdem wird es durch die Gangfol-
gesortierung maoglich, den Zustellgang der Postzusteller zu verlangern, was die
physische Arbeitsbelastung erheblich steigert. Zum anderen versucht die Post
Entgelt- und Arbeitszeitregelungen zu verandern, um Arbeitskosten zu senken. Um
die Auslagerung verschiedener Aufgaben zu verhindern, muss die Gewerkschaft
vielen Veranderungen zustimmen. Im Bereich der Subunternehmen gibt es Anzei-
chen der Umwandlung des Postsektors in einen Niedriglohnsektor, manche
Arbeitsaufgaben (Zustellung von Paketen u.d.) werden nach Stiicklohn bezahlt. Die
Beschéftigungsbedingungen bei den privaten Lizenznehmern sind sehr schiecht,
Lohndumping und hohe Fluktuation charakterisieren viele
Beschaftigungsverhaltnisse.

Die Flexibilisierung der Arbeitsbedingungen wie auch die Senkung der Lohnkosten
sind Schwerpunkte der Personalpolitik der Deutschen Post AG. Dies hat einerseits
zur Einfihrung eines Jahresarbeitszeitmodells gefiihrt. Uberstunden werden auf
Arbeitszeitkonten gutgeschrieben und sollen in der Regel als Freizeit abgegolten
werden. Wahrend die Gewerkschaft fur die bereits bei der Post AG beschéftigten
Personen Abkommen zur Besitzstandswahrung und Verhinderung betriebsbedingter
Kundigungen erreichen konnte, musste sie fir Neueinstellungen ein Entgeltreduktion
von bis zu 20% akzeptieren.

Die Veranderungen haben zu steigender Intensitdt und Monotonie der Arbeit gefuhrt.
Aullerdem wurden neue Methoden zu Messung der Leistung der Beschéftigten
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eingefuhrt und umfangreiche Leistungsanreizsysteme geschaffen. Die Verschlechte-
rung der Arbeitsbedingungen findet auch in der Reduktion der Qualifika
tionsanforderungen und der Ausbildungsmadglichkeiten ihren Ausdruck.

Die Gewerkschaft hat sich entschieden in der Umstrukturierung des Postsektors in
Deutschland zu kooperieren, um die Rechte der Beamtlnnen zu wahren, betriebs-
bedingte Kundigungen zu verhindern und geregelte Arbeitsverhaltnisse erhalten zu
koénnen. Dies bedeutet aber auch, dass die Gewerkschaft die Verschlechterungen im
Unternehmen Post AG mittragen muss.

105



FORBN studie

2. FALLSTUDIE: DEUTSCHLAND WASSER

Vorbemerkung

Allesin dlemist die Datenlage im Bereich Wasserwirtschaft fur die BRD sehr schlecht.
Zur Vertiefung des vorhandenen Materials wurde daher mit einem Vertreter von ver.di
ein Interview gefihrt (am 20.05.2003).

2.1. Hintergrundinformationen zur Wasserwirtschaft in Deutschland

Nach Auskunft von ver.di gibt es in Deutschland rund 6.700 Wasserversorgungs-
einheiten, die sich Uberwiegend in kommunaler Hand befinden. Schatzungsweise 800-
1.000 Wasserbeschaffungsverbande sind 6ffentlich-rechtlich organisiert, dartiber hinaus
gibt es einige grof3e Fernversorger wie die Bodensee-Wasserversorgung und die
Landeswasserversorgung Baden-Wiirttemberg mit noch Uberwiegend kommunalen
Gesellschaftern. Die Gelsenwasser AG ist die dteste und grofite private Gesellschaft.
Bis vor wenigen Jahren noch von kommunalen Anteilseignern dominiert, ist sie heute
zu rund 80 Prozent im Besitz der E.ON. Die E.ON soll ihren Gelsenwasser-Anteil im
Zuge der Ruhrgas-Ubernahme bis 2004 abgeben. Durch die anhaltenden Konzentra-
tionsprozesse ist eine weitere Reduktion der Unternehmen zu erwarten — laut Auskunft
von ver.di gehen manche Zahlungen nur noch von 6.100 Unternehmen aus (siehe auch
EEB 2002).

Die Verteillung der Unternehmen ist regional sehr unterschiedlich. Nach ver.di gibt es
dlein in Bayern 2.500, in Baden Wurttemberg Uber 1.000 Betriebe. Die kleinen
Unternehmen konzentrieren sich auf den Siiden, da es dort sehr gutes Wasser gebe und
daher relativ wenig Aufwand notwendig sei, eine adaquate Versorgung sicher zu
stellen. Es handle sich dabel meist um kleine Gemeindebetriebe, wo ,vom
Birgermeister der Schieber noch gedreht’ wird. Nach den Statistiken des Bundes-
verbandes Gas und Wasser haben etwa 1.500 Unternehmen eine grof3ere Bedeutung, da
sie etwa 70% der Wasserversorgung tbernehmen.

Im Abwasserbereich gibt es ebenfalls Uber 6.000 Unternehmen.

Die nach Einschédtzung ver.dis einzige nennenswerte rein private Wasser- und Abwas-
sergesellschaft ist die Eurawasser GmbH, die nach Ausscheiden der Thyssen Handels-
union jetzt allein der Suez Lyonnaise gehdrt. Die grofite Teilprivatisierung erstreckte
sich auf die Berliner Wasserbetriebe nebst zahlreichen Tochtergesellschaften. Fir 49,9
Prozent der Anteile wurden 2000 von RWE, Vivendi und Allianz rund 3,2 Mrd. DM
gezahlt. Am Multi-Utility-Konzern RWE halten Ubrigens die Kommunen noch 36
Prozent der Aktien.

In Deutschland wurde 1996 das Gesetz zur Wettbewerbsbeschrankung novelliert, womit
auch die geschlossenen Versorgungsgebiete fir Gas und Energie aufgehoben wurden.
Dies sollte auch fur Wasser geschehen, wurde aber vom deutschen Bundestrag
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abgelehnt. 1999 und 2003 hat es, so die Auskunft von ver.di, weitere Diskussionen
gegeben. Zur Zeit sehe es aber nicht so aus, dass die geschlossenen V ersorgungsgebiete
(schon) aufgehoben wirden. Der Gebietsschutz bleibt bestehen, so ver.di, wenn nicht
GATS oder die jungsten Liberalisierungsabsichten von Kommissar Bolkestein sich
auf Deutschland niederschlagen.43

Unabhéngig davon gibt es erste Privatisierungen im Wasser- und Abwasserbereich tber
Betreibermodelle. Stadte wandeln ihre Wasserbetriebe in private Rechtsformen um,
damit sie ,am Markt” flexibler agieren. Bei Betreibermodellen schreibt die Gemeinde
die Wasserversorgung aus, worauf sich, so ver.di, meist ein Konsortium — sehr oft mit
franzosischer Beteiligung (Vivendi z.B. in Sachsen-Anhalt und Berlin, Suez Lyonnaise
eher in Ostdeutschland ...) — bewerbe.

Durch die Privatisierungsdiskussion hat sich, so ver.di, in den Unternehmen einiges
verschoben, was aber von der jeweiligen UnternehmensgrofRe und der spezifischen
Beherrschungssituation durch die oOffentliche Hand abhéngt. Bei den relevanten
groReren Unternehmen gibt es eine immer starkere Kundenorientierung, mit
entsprechender Orientierung am Markt und die Einfihrung von Benchmarking etwa im
Abwasserbereich, was durchaus zu Verbesserung gefihrt habe. Benchmarking wird als
Wettbewerb zwischen den offentlichen Unternehmen verstanden. Es gibt aber auch
weiterhin, gerade bei den Beschéftigten, so etwas wie einen Ethos des offentlichen
Dienstes. Aber auch in dieser Frage sind Wandlungsprozesse, wie z.B. bei Hansewasser
Bremen — einem privaten Abwasserbetreiber -, bei dem lange Kéampfe um die
Privatisierung gefuhrt wurden, festzustellen. Dort identifizieren sich die Besch&ftigten
nun auch mit dem Unternehmen. Daher ist es besser von einem , Wasserwerke-Ethos' zu
sprechen.

Alles in alem lagen nach Auskunft von ver.di die Schwerpunkte der Veranderungen
bislang in der Umwandlung der Organisationsformen, weg vom Regiebetrieb hin tber
den Eigenbetrieb zur GmbH und zur Aktiengesellschaft sowie zur Bildung von Anstal-
ten offentlichen Rechts. Von letzteren gibt es zwel grolde (Berlin, Hamburg — fir den
Bereich Abwasser). Zidl ist also Autonomie und juristische Selbststandigkeit und die
Schaffung grof3er schlagkréftiger Einheiten fur den internationalen Markt. Ver.di
zweifelt an der Sinnhaftigkeit dieser Strategie, da es daftr auch fahige kleinere Unter-
nehmen geben kann.

2.2. Auswirkungen der bisherigen Liberalisierungen und Privatisierungen auf
die Arbeitnehmerlnnen in der Wasserwirtschaft in Deutschland

Die vorliegenden Daten zur Wasserwirtschaft sind sehr unterschiedlich, was an Proble-
men der Zuordnung dieses Sektors liegt (Vesper 1998). Ver.di geht davon aus, dass in
der Wasserwirtschaft (zu der etwa Wasserversorgung, Abwasserwirtschaft etc. gehtren)
etwa 110.000 Personen beschéftigt sind, davon etwa 70.000 im gewerblichen Bereich

43 vgl. insbesondere die EU Binnenmarktstrategie 2003-2006, KOM (2003) 238 endg.
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und weitere 40.000 in der sogenannten Leitungshierarchie. Die Beschéftigtenstruktur ist
mannlich dominiert.

In der deutschen Wasserwirtschaft gibt es nach ver.di sehr hohe Qualifikationslevel.
Qualifizierung wird als Erstausbildung wie auch Gber Weiterbildung durchgefihrt. Es
gibt wenig Arbeitsplétze, die nur Uber Anlernfunktion laufen. Dies hat mit der hohen
Technikintensitdt (Wasserwerke, das Betreiben von Kléranlagen) des Bereichs zu tun.
Ausnahmen sind Arbeiten der Kanalunterhaltung.

Obwohl, wie oben gezeigt, die Liberalisierungs- und Privatisierungsschritte in der
deutschen Wasserwirtschaft noch nicht sehr weit fortgeschritten sind, gibt es doch
einige Tendenzen, die mit den Entwicklungen in den anderen Bereichen korrespondie-
ren. So ist in den meisten Materialien, die sich in irgendeiner Form mit der Frage der
Beschaftigungsentwicklung in diesem Sektor beschaftigen, von einem kontinuierlich
vonstatten gehenden Personalabbau die Rede (ver.di ohne Jg.). So wird etwa immer
wieder betont, dass in der Wasserversorgung 2001 34.000 Personen beschéftigt sind, 10
Jahre zuvor seien es aber noch 11.500 mehr gewesen, was einem Minus von mehr als
25% entspréche. Die Studie des European Environmental Bureau Uber die Wasserwirt-
schaft in der EU (2002) spricht von 28.000 Beschéftigten in der Wasserversorgung in
Deutschland im Jahr 1999. In der |énderspezifischen Zusammenfassung zur Beschéfti-
gungssituation in den Umweltindustrien in Deutschland weist diese Untersuchung keine
weiteren Daten zur Beschéaftigungssituation im Sektor Wasserwirtschaft aus.

Nach Einschétzung von ver.di dienen die Personal abbauprogramme dazu, éltere Arbeit-
nehmerinnen los zu werden. Grundsétzlich scheint der Personalabbau auch eher den
wissenschaftlichen und ingenieurtechnischen Bereich zu betreffen als den gewerblichen
(Ladstétter 2001).

Statistische Auswertungen zur Personalentwicklung im offentlichen Dienst (Vesper
1998) zeigen, dass in den Sektoren Land-, Forst- und Wasserwirtschaft der Abbau in
Ostdeutschland fast doppelt so hoch ausfiel wie im Westen.

Da die Fixkosten beziiglich der technischen Anlagen nicht ver&nderbar sind, wird auch
in Bereich Wasserwirtschaft versucht, Einsparungen Uber die Reduktion von Personal-
kosten umzusetzen (ver.di ohne Jg.). Dabel geht es v.a. um die Frage der Effizienz der
Dienstleistung und die Gewahrleistung der Gewinnsituation. Demgegentiber betont
ver.di, dass Personalabbau die Gewinnsituation nur in sehr geringem Ausmal3 beeinflus-
sen werde, da eben die Personalkosten in Relation zu den Fixkosten der Unternehmen
einen sehr geringen Betrag ausmachen. So liegt der Anteil der Personalkosten etwa im
Abwasserbereich (Klaranlagen) bei 14%, rechnet man den Kanalbereich dazu, sogar
unter 10%. Werde ein Abbau von Personal auf die Gebuhrenwirksamkeit umgerechnet,
bewege sich diese im einstelligen Centbereich. Personalabbau sei aber eine ,Art
Modeerscheinung® und es gebe v.a in grofRen Unternehmen ein Langfristprogramm
dafir — z.B. solle in Berlin bis 2009 bei einem gegenwartigen Personal stand von 5.300
Beschéftigten ein Abbau von 1.500 vorgenommen werden.

Mit dem Personalabbau konfrontiert, versucht die Gewerkschaft diesen
sozialvertréglich zu gestalten und betriebsbedingte Kundigungen zu verhindern (ver.di
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ohne Jg.). Diese werden betriebsspezifisch umgesetzt und sind oft — insbesondere bel
grofderen Unternehmen — mit Abfindungen verbunden. Bei grof3eren Unternehmen kann
es auch Umschulungss und Qualifizierungsmaldnahmen geben, was bel den
Kleinbetrieben eher problematisch ist. Der Abbau findet aber eher in grof3en Betrieben
statt. Bei grof3en Unternehmen gibt es, so die Auskunft von ver.di, Programme fir den
Personalabbau und man sei bei ,Massenentlassungen’ bemiht, den Abbau Uber
Transfergesellschaften abzufedern. In arbeitsamtgefdrderten Mal3nahmen versucht man,
die Leute dann fur andere Arbeitsplétze fit zu machen. Der Erfolg ist aber aufgrund der
Arbeitsplatzsituation eher gering. Neue Arbeitsplétze entstehen in der Wasserwirtschaft
keine.

Aufgrund des hohen Qualifikationsniveaus und der hohen personlichen Bedeutung des
Qualifikationsniveaus fur die Beschaftigten wird in den vorgefundenen Materialien
immer wieder der Verlust ,wertvoller Wissensressourcen’ durch Personalabbau betont
(Geiler ohne Jg., Ladstétter 2001).

,Bel einem rigiden Entlassungskurs werden oft wichtige Wissenstrager ersatzlos
gestrichen. Das fuhrt auch in den Wasser- und Abwasserbetrieben zu einem Verlust
von wertvollem Unternehmenswissen. Mit dem in Datenbanken gespeicherten
Wissen aleine kénnen weder Wasser- noch Abwasserbetriebe relissieren. Denn es
gibt Wissen, welches nicht zu Papier gebracht oder auf Datenbanken gespeichert
werden kann. Personengebundenes Wissen kann nur von Menschen weitergegeben
werden. Verborgenes Wissen steckt in den Fahigkeiten und Erfahrungen der Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter. Das Wissen der Mitarbeiter ist eine wertvolle Res-
source und muss sorgfaltig vom Unternehmen gepflegt werden.” (Geiler ohne Jg.)

2.3. Veranderungen der Arbeitsbedingungen

2.3.1. Kundenorientierung

Wie schon weiter oben festgestellt, ist auch in der Wasserwirtschaft einerseits eine
wachsende Bedeutung der Kundenorientierung festzustellen. Andererseits wird versucht
durch Rationalisierungsmal3nahmen, die den Personalabbau begleiten, die Produktivitét
des Sektors zu erhthen. Dies wird etwa durch verbesserte Anlagen- und Steuerungs-
techniken ermoglicht.

Die Kundenorientierung wird nach ver.di eine zentrale Anforderung. Dies habe zwar
weniger mit der Privatisierung als einer Veranderung des Dienstlei stungsbegriffs zu tun,
da der/die Kundin mehr verlange, mehr wissen und eine entsprechende Leistung fur
sein Geld wolle. Aul3erdem wolle er/sie mit der Dienstleistung ein Gesicht verbinden.
Daher nimmt die Zahl der Kundenberatungszentren fir Wasser und Stadtwerke zu. Die
Frage der Kundenorientierung wird auch zum Inhalt von Problemen, denen sich die
Gewerkschaft im Restrukturierungsprozess gegenuber sient (ver.di ohne Jg.). So
verweist ver.di auf das Problem der ,unentgegneten Annahme von Kundenkritik’, die
einen neuen Belastungsfaktor darstellt.
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Insbesondere bei den privaten, hier v.a. den franzésischen Anbietern, kommen HRM
(Human Ressource Management) Strategien zur Steigerung der Motivation der
Beschéftigten zur Anwendung. Gleichzeitig bringen diese Unternehmen ihr eigenes
Managementpersonal mit  und versuchen egene Haustarifvereinbarungen
abzuschlief3en.

Nach Auskunft von ver.di gibt es kaum atypische und prekdre Beschaftigung im
Bereich Wasserwirtschaft in Deutschland.

2.3.2. Arbeitszeit

Insgesamt ist nach Auskunft von ver.di eine Flexibilisierung des Personaleinsatzes
derzeit wenig feststellbar. Im Verwaltungsbereich gibt es zwar Gleitzeitmodelle, dort
wo Schichtbetrieb notwendig ist, gibt es aber weiterhin eine klare Bindung der Arbeits-
zeit. Es gibt jedoch, so ver.di, verschiedene Modelle der Arbeitszeit-Gestaltung, die
auch auf eine Verkirzung der Arbeitszeit (und eine Kiirzung des Lohnes) abzielen, was
Uber betriebliche Vereinbarungen geregelt werde.

Da es aber durch den Personalabbau nicht zuletzt im Schichtbereich starke Kirzungen
gibt, kann es zu Problemen bei hoheren Krankensténden beziiglich der personellen
Besetzung kommen. Dies fuhrt zu hoheren Uberstunden, die je nach Vereinbarung in
Freizeit oder Entgelt abgegolten werden. Im Tarifvertrag offentlicher Dienst wurde
versucht, einen Maximal betrag an Uberstunden in Freizeit auszugleichen. Es bleibt aber
zum Grof3teil abhéngig von betrieblichen Vereinbarungen, wie das gemacht wird.

Die Frage der Arbeitszeit ist fir die Gewerkschaften und Betriebs- bzw. Personalrdte im
Bereich Wasserwirtschaft trotzdem ein wichtiges Thema. So wird auf das Problem einer
anvisierten Ausdehnung der Regelarbeitszeit auf Zeiten zwischen 5:30 und 20:00 in
allen dienstleistungsorientierten Arbeitsbereichen, auf Einfuhrung versetzter Arbeitszei-
ten und Wechselschichtdienste, sowie die Wiedereinfihrung des Samstag als Regel-
arbeitstag verwiesen.

Ver.di betont daher, dass es durch die Umstrukturierungen zu L eistungsverdichtungen
und damit hoheren Stressbelastungen komme, da der Druck auf die Beschéftigten
groRer werde. Jeder Arbeitsplatz ist potentiell bedroht. Nach ver.di werden die
Leistungsverdichtungen durch hohere Aufgabenstellungen bewirkt. Friher sel die
Arbeit von mehr Personen erledigt worden. So hétten die Berliner Wasserbetriebe
Anfang der 90er (nach der Vereinigung zwischen West und Ost) an die 8.000
Beschéftigte gehabt, jetzt nur noch 5.300.

Die steigende Unsicherheit hat Auswirkungen auf die Arbeitszeit. Die Leute bleiben
langer und leisten Uberstunden — auch unbezahit.
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2.4, Die Rolle der Gewerkschaft und die Tarifsituation in der Wasserwirtschaft

Im Gespréch mit einem Vertreter von ver.di wurde hervorgehoben, dass im Bereich
Wasserwirtschaft noch eine sehr ,traditionelle’ Gewerkschaftsorientierung vorhanden
und daher auch der Mitgliederstand (60% im gewerblichen Bereich, niedriger bel den
Angestellten) sehr hoch sei. Das sei auch auf die hohe Identifikation mit der Tétigkeit
zurlckzufiihren. Grundsétzlich unterliegt die Branche dem Tarif des offentlichen
Dienstes — namlich dem Bundesangestelltentarif und dem Bundesmanteltarif fir
Gewerblich Beschéftigte. In den privaten Unternehmen gibt es Haustarife. Vertreter von
ver.di schétzen den Tarifvertrag des offentlichen Dienstes als eher schwerféllig ein. Bei
den Haustarifen liege der Teufel im Detail. Aul3erdem sei die Entlohnung sicher um 5-
10% niedriger as unter dem Tarifvertrag des 6ffentlichen Dienstes.

Der Tarifvertrag offentlicher Dienst ermoglicht zwar, so ver.di, gewisse Flexibilitéten,
sei aber schwer zu durchschauen und werde selten so genutzt. In Ostdeutschland gab es
Offnungen des Tarifvertrags, um schwierige Situationen zu tberbriicken. In den grofen
Unternehmen gibt es auRerdem Betriebsvereinbarungen, bei denen bereits Kirzungen
vorgenommen werden. Grundsétzlich gibt es hier zwel Formen, die Uber bundesweite
Tarifvertréage hinausgehen: einerseits die landesbezirklichen Regelungen, die dort exis-
tieren, wo es einen hohen gewerkschaftlichen Organisationsgrad gibt (Nordrhein-
Westfalen) und prosperierende Unternehmen etwa beim 14. Gehalt und beim Weih-
nachtsgeld dazuzahlen. Der Trend geht hier in Richtung Abbau und Kindigung dieser
Regelungen (z.B. bei RWE als neuem Eigentiimer).

Andererseits wiirden jiingere Personen, die neu ins Unternehmen kommen (Altere
haben Bestandsschutz Ubertariflicher Regelungen), zum blanken Tariflohn eingestellt.
In einigen Betrieben gibt es daher bereits zwei bisdrei Entlohnungsniveaus.

Grundsétzlich ist die Gewerkschaft gegen die Liberalisierung und Privatisierung der
Wasserwirtschaft. Wo sie diese, bzw. Schritte in diese Richtung, nicht verhindern kann,
versucht sie den Verdnderungsprozess mitzugestalten und hat nach eigener Einschét-
zung auch einiges verhindern konnen.

Die Gewerkschaft will daher so frih wie moglich Uber den geplanten Verkauf von
Unternehmen informiert werden. Zu den zentralen Programmpunkten gewerkschaftli-
cher Forderungen in der Restrukturierung der Wasserwirtschaft zahlen Fragen der
Arbeitsplatzsicherheit, der  Besitzstandswahrung  Uber  Tarifvertrage, der
Alterssicherung, der Ubernahme aller Dienstvereinbarungen, der Beforderung von
Beamtlnnen und der Rickkehrméglichkeiten zur Stadit.

Aulerdem soll die Unterminierung des Tarifvertrags durch die Einfhrung niedrigerer
Tarifebenen verhindert werden.

Wie schon in anderen Bereichen festgestellt gibt es ein Problem der Konkurrenz zwi-
schen den Gewerkschaften. So agieren auch in der Wasserwirtschaft zwei Gewerkschaf-
ten. Vor allem im Osten versucht die Gewerkschaft Bergbau, Chemie (BCE) in der
Wasserwirtschaft Fuld zu fassen. Ver.di ist aber laut DGB Beschluss weiter fur Tarif-
verhandlungen zusténdig. BCE sel aber, so die Auskunft von ver.di, verantwortlich fir
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Haustarifvertrage und heble so Beschéftigte aus dem Flachentarif, was von den Un-
ternehmen sehr gern genutzt werde. So habe etwa bel den Stadtwerken Erfurt BCE nach
der formalen Neugriindung des Unternehmens mit einer an Profilierung interessierten
Geschéftsfuhrung einen Haustarifvertrag abgeschlossen, der die Beschéftigten dem
Tarif des offentlichen Dienstes entzog. Die Beschéaftigten wirden nun nach ver.di um
200-500 Euro weniger verdienen alsihre Kolleglnnen in anderen Betrieben.

Hier entsteht klarerweise Konfliktpotential zwischen den Gewerkschaften. Der befragte
Vertreter von ver.di betont aber, dass es nun viele Eintritte bei ver.di gebe, da die
Beschéftigten den Einsatz der Gewerkschaft wahrnehmen wirde. Gehe es ans Einge-
machte, kommt es durchaus zu einer Starkung der Gewerkschaft, da diese auch Arbeits-
plétze sichern kénne.

2.5. Zusammenfassung

= Die bisherigen Liberalisierungs- und Privatisierungsschritte in der Wasserwirtschaft
sind von einem kontinuierlichen Personalabbau begleitet. Fir den Bereich Wasser-
versorgung betrug dieser im letzten Jahrzehnt etwa 25%. In den Grofbetrieben der
Wasserwirtschaft findet der Personalabbau systematisch und organisiert statt.
Kundigungen werden Uber sogenannte Transfergesellschaften abgefedert, die die
betroffenen  Arbeitnehmerinnen durch  Qualifizierungsmal3nahmen fir den
Arbeitsmarkt vorbereiten sollen. Durch den fortgesetzten Personalabbau wird ein
Verlust an Qualifikationsressourcen beflrchtet.

» Die Kundenorientierung im Bereich Wasserwirtschaft ist von wachsender
Bedeutung, was auf eine Veradnderung des Dienstleistungsbegriffs schlief3en |8sst.
Neue Anbieter fihren neue Managementstrategien (HRM) ein.

» Bidang sind kaum Versuche einer Flexibiliserung des Arbeitskréfteeinsatzes
festzustellen. Es wurden jedoch Modelle eingefiihrt, um Uberstunden, die angesichts
des Personalabbaus in vermehrtem Ausmal3 anfallen konnen, in Freizeit und weniger
in Entlohnung abzugelten. Der Personalabbau bewirkt auch eine Leistungsverdich-
tung und Steigerung der Arbeitsintensitét in der Wasserwirtschaft.

» Im Sektor Wasserwirtschaft gibt es noch eine sehr traditionelle Gewerkschafts-
orientierung der Belegschaften und dementsprechend hohe Mitgliedszahlen. Die
Beschéftigten werden nach Tarifvertréagen des 6ffentlichen Dienstes entlohnt. In den
privaten Unternehmen gibt es Haustarife, die aber 5-10% unter den 6ffentlichen
Tarifvertragen liegen. Aul3erdem gibt es in gut organisierten und prosperierenden
Unternehmen Betriebsvereinbarungen. Hier gibt es bereits Versuche die darin fest-
gelegten Ubertariflichen Regelungen abzubauen. Dies betrifft meist eher jingere, neu
eingestellte Arbeitnehmerinnen, die meist nur noch nach dem allgemeinen Tarifver-
trag entlohnt werden. Es gibt daher in einigen Unternehmen bereits verschiedene
Entlohnungsniveaus. Aul3erdem wird die Einfiihrung neuer, niedrigerer Lohnkatego-
rien im Manteltarifvertrag diskutiert, was die Gewerkschaft aber verhindern will. Ein
zentrales Thema der Gewerkschaft wird in Zukunft auch die Besitzstandswahrung
der Beamtlnnen im Sektor Wasserwirtschaft sein. Daim Sektor auch eine andere Ge-
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werkschaft v.a. in Ostdeutschland (Gewerkschaft Bergbau Chemie) Fuld zu fassen
versucht und daher den Unternehmen niedrigere Tarifvertrage anbietet, gibt es auch
Konflikte zwischen den Organisationen der Arbeitnehmerinnen. Die Gewerkschaft
ver.di ist gegen eine weitere Liberalisierung und Privatisierung der Wasserwirtschaft.
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3. FALLSTUDIE: DEUTSCHE BAHN

3.1 Hintergrundinformationen zu den Auswirkungen der Umstrukturierung und
Liberalisierung der Bahn in Deutschland auf die Beschaftigten

Die Entwicklungen des Bahnsektors in Deutschland in den letzen 10-15 Jahren ist von
zwei paralel ablaufenden und zunehmend miteinander verkntpften Prozessen gepragt.
Einerseits wurde im Zuge der deutschen Wiedervereinigung die Deutsche Bundesbahn
(DB) mit der ostdeutschen Deutschen Reichsbahn (DR) zusammengefihrt. Die Fusion
der DB mit der DR erfolgte zum 01.01.1994. Letztere war in den Jahren davor einer
massiven Dezentralisierung und Marktorientierung ausgesetzt worden, die gleichzeitig
— bedingt etwa durch die Schlieffung kleinerer Bahnhtfe — von weitreichenden
Standortkonzentrationen begleitet war (Frey et a. 2001). 1994 erfolgte die
Umwandlung des Unternehmens in die Deutsche Bahn AG (DB), die damit zwar
ausgelagert wurde, aber noch zu 100% in Staatsbesitz blieb. Diesen Entwicklungen war
eine zumindest seit Anfang der 80er Jahre forcierte Diskussion Uber die wachsenden
wirtschaftlichen Probleme und Defizite der Deutschen Bahn vorausgegangen.

So war 1982 vom damals neuen, aus Managern der Privatwirtschaft zusammengesetzten
Vorstand das Unternehmenskonzept DB 90 entwickelt worden. Dieses sah eine Steige-
rung der Produktivitét um 40%, eine Reduktion des Personalaufwandes um 30% und
eine Verringerung des Gesamtaufwandes um 25% vor (Gewerkschaft der Eisenbahner
1996). Dies wurde v.a. durch , Personaleinsparungen grof3en Ausmalies‘, Strecken-
stilllegungen und die Vergabe von Auftragen an Dritte zu erreichen versucht.

Die Regierungskommission Bahn, die 1989 initiiert wurde, legte 1991 ihren Bericht
vor, der die Umwandlung der DB und DR in eine bundeseigene Aktiengesellschaft und
eine Gliederung des Unternehmens in verschiedene Bereiche vorsah. Auch die EU-
Regelungen zur Neuordnung des Eisenbahnwesens hatten den Reformdruck auf die
Eisenbahn verstérkt und bestimmte Rahmenbedingungen fir eine Umstrukturierung des
Unternehmens gesteckt (unternehmerische Autonomie, Unabhéngigkeit vom Staat,
Befreiung von gemeinwirtschaftlichen Aufgaben, organisatorische Trennung von
Fahrweg und Betrieb, Offnung des Fahrweges fiir Dritte etc.).

Die derart notwendig gewordene Verdnderung der Organisationsstruktur der Bahn, ihre
Aufgliederung in 10 relativ eigenstandige Geschéaftsbereiche und 4 Zentralbereiche
(Personenverkehr, Guterverkehr, Fahrweg, Traktion/Werke), beschreiben Frey et al.
(2001) als Divisionalisierung. Die Geschéftsbereiche wurden unter dem Dach der DB
als Holding unterhalb der Vorstandsebene angesiedelt. Dieser Prozess war von einer
Dezentralisierung auf breiter Front begleitet, in der regionale (Reichs- und Bundesbahn)
Direktionen aufgelost wurden. Die unterhalb der Geschéftsbereichszentrale
angesiedelten Regionalbereiche und Niederlassungen werden Uber
Teilergebnisverantwortung, Zielvereinbarungen und Budgets gesteuert.
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»Mit der Aufteilung in Geschéftsbereiche — der sogenannten , Divisionalisierung’ —
wurde der stofflich hochgradig integrierte GrofRbetrieb ,Bahn’ vertikal desin-
tegriert.” (Frey et al. 2001:134)

Es entstanden also gewissermal3en Unternehmen im Unternehmen. Diese bestanden bis
Ende der 90er Jahre z.B. fur den Personenverkehr aus den Bereichen Fern- und
Nahverkehr und fir den Fahrweg aus Netz, Bahnbau und Umschlagbahnhtfe. Der
Geschéftsbereich Traktion war dem Zentralressort Forschung und Technologie,
Personenbahnhofe dem Zentralressort Immobilien und Recht zugeordnet. 1999 erfolgte
die Aufteilung der DB AG in eine Unternehmensgruppe mit 5 Unternehmensbereichen
(Scheele 2000a, 2000b, Pedersini/Trentini 2000): DB Reise & Touristik (Reisen), DB
Regio (Nahverkehr), DB Station & Service, DB Cargo (Guterverkehr), DB Netz
(Schienensystem).

Nach Alexandra Scheele (2000 at+b) gibt es Ende der 90er Jahre auf3erdem bereits 114
nichtstaatliche Bahnen im Personen- und 144 im Guterverkehr. Diese beschéftigten zu-
sammen 93.000 Arbeitnehmerinnen.

3.2. Auswirkungen auf den Beschaftigtenstand

3.2.1. Personalabbau

Die Entwicklungen im Bahnsektor in den letzten Jahren und Jahrzehnten waren von
einem weitreichenden Personalabbau gepragt. So beschéftigte die westdeutsche Bahn
1957 noch 512.000 Personen. 1982 betrug der Personalstand der DB 314.500 Beschéf-
tigte (HUNning/Stodt 1999), der im Zuge der Umsetzung von DB 90 bis 1990 auf 245.915
reduziert wurde. Die DR beschéftigte 1990 noch 236.121 Personen. Wéhrend in
Westdeutschland 8,9 Personen je Betriebskilometer beschaftigt waren, betrug dieser
Wert fur Ostdeutschland 14,8 Personen.

Bis zur Fusion 1993 wurden in der DR fast 88.000 Personen oder 37% des Personals
abgebaut, sodass Ende 1993 148.161 bei der DR besché&ftigt waren. Die DR hatte nicht
nur einen bel weitem hoheren Personalstand als die DB, auch der Anteil der weiblichen
Beschéftigten lag weit Uber dem im Westen. 1990 beschéftigte die DR 74.611 Frauen,
die also mehr als 31% der Gesamtbel egschaft im Osten ausmachten. Die Zahl der weib-
lichen Beschéftigten ging bis 1993 auf 39.144 zurtick. Ihr Anteil am Personalriickgang
lag damit bei 47,5%. Der Personalabbau im Osten betraf daher Frauen in htherem Aus-
mal3 als Manner (HUning/Stodt 1999).

Der Personalabbau verlief im Westen in dieser Zeit moderater. Bis 1993 wurde die Zahl
der Beschéftigten auf 229.310 — ein Minus von 6,8% - reduziert. Die DB wies einen
weitaus geringeren Anteil an weiblichen Beschéftigten auf. Dieser betrug 1990 13.051
oder 5,3%. Im Gegensatz zu Ostdeutschland verlief die Entwicklung der weiblichen
Beschéftigung in dieser Zeit im Westen jedoch (leicht) positiv. Bis 1993 war ihr Anteil
auf 15.812 angewachsen.
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Tabelle 3-1: Beschéftigungsentwicklung bei der Deutschen Bahn
Bis zur Bahreform DB/DR Stufe 1 der Bahnreform Stufe 2 der Bahreform ab 1999
(DB AGITochtergesellschaften (DB Konzern)

1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 Mrz.2002
Bestand am 01.01. ohne 456.433 426.252 398.398 342.850 301.936 276.957 246.859 223.523 252.468 | 241.638 | 222.656 | 214.371
Lehrlinge (-52,7%)
Zugange (gesamt 108.658) 23.368 17.554 11.908 2.223 6.736 4.295 3.525 4.463 12.443 10.830 8.578 2.7135
Natrliche Fluktuation -42.729 -34.562 -21.426 -13.767 -14.810 -12.035 -9.824 -8.303 -11.902 -21.243 -11.812 -2.756
Sozialvertragliche -9.850 -9.387 -29.976 -18.770 -16.665 -9.047 -14.140 -11.128 -11.065 -5.045 -4.245 -1.144
MaBnahmen
Ausgliederungen -970 -1.459 -16.055 | -10.600 240 | -13.311 -2.897 -5.762 -306 -3.524 -806 -728
Abgange insgesamt -53.549 -45.408 -67.457 -43.137 -31.715 -34.393 -26.861 -25.193 -23.273 -29.812 -16.863 -4.628
(gesamt -402.289)
Saldo aus Zu- und -30.181 -27.854 -55.548 | -40.914 | -24.979 | -30.098 -23.336 | -20.730 | -10.830 | -18.982 -8.285 -1.893
Abgéngen
Endbestand ohne 426.252 398.398 342.850 301.936 276.957 246.859 223.523 202.793 241.638 22.656 | 214371 | 212.478
Lehrlinge
Tochtergesellschaften 31.057 29.165 35.622 41.909 44.750 49.675
(ohne Lehrlinge)
Gesamt (ohne Lehrlinge) 426.252 398.398 373.907 331.101 312.579 288.768 268.273 252468 | 241.638 | 222.656 214,371 | 212.478
Lehrlinge im DB Konzern 24.577 23.725 22.108 21.282 18.973 17.473 17.049 16.275 14.438 11.851 9.091 6.394
Gesamt (inkl. Lehrlinge) 450.829 422.123 396.015 | 352.383 | 331.552 306.241 285.322 268.743 | 256.076 | 234.507 223462 | 218.872
Personalbestand im 355.694 | 331.774 295.610 277.471 259.072 244,851 | 230.615 | 219.146 | 212.873
Jahresdurchschnitt

Quelle:  TRANSNET 2003.
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Tabelle 3-1, die den Informationen der Gewerkschaft TRANSNET zur Tarifrunde der
DB AG 2003 (TRANSNET 2003) entnommen ist, zeigt, dass der Personalbestand der
Deutschen Bahn (bis 1993 von DB und DR) seit 1991 bis Jahresende 2001 von 456.433
auf 214.371 reduziert worden war. Dies entspricht einem Personalabbau von 52,7%.
140.462 (30,8%) Personen wurden Uber sogenannte soziavertragliche Malihahmen
abgebaut. Mehr als 262.000 Personen jedoch durch sogenannte nattrliche Fluktuation.
Der Personalabbau diente, wie Tabelle 3-1 zeigt, nicht nur der Vorbereitung der Fusion
von DB und DR, sondern setzte sich auch nach 1994 fort. Ab diesem Zeitpunkt bis
Méarz 2002 wurde der Personalstand der DB AG um weitere 142.821 Beschéftigte
reduziert - al'so um 40,1%.

Zwar verliefden in absoluten Zahlen in den Jahren nach der Fusion weniger Personen die
DB AG, wie Spalte 6 der Tabelle 3-1 zeigt. Die Zahl der Abgange fiel ab 1997 auf unter
30.000 jahrlich. Es ist aber auffallig, dass Anfang der 90er Jahre die hdhere Zahl der
Abgange im Saldo des Personalabbaus durch stérkere Zugange durchaus den Werten
der Personalentwicklung der zweiten Halfte der 90er nahe kommt. Etwa 57.000
Beschéaftigte wurden seit 1991 durch Auslagerungen abgebaut, dies entspricht mehr als
einem Viertel der gesamten (saldierten) Personalreduktion in dieser Zeit.

Insgesamt gab es seit 1991 rund 402.289 Abgénge durch natiirliche Fluktuation,
sozialvertragliche Maldnahmen und Ausgliederungen. Die Zahl der Zugange belief sich
in dieser Zeit auf 108.658 Personen. D.h. im Extremfall wurden seit 1991 zwischen
71,2% und 88,2% des Personalbestandes von 1991 ausgetauscht, abgebaut oder
ausgegliedert.44

Massiv reduziert wurde zwischen 1994, also dem Jahr der Grindung der DB AG, und
2002 auch die Zahl der Lehrlinge (Azubis). Ihre Zahl wurde in diesem Zeitraum um fast
70% (!) reduziert.

Nach Angaben der DB AG (Deutsche Bahn 2003) ist seit 1994 die Produktivitét im
Konzern um 156% gewachsen.

Nach Huning und Stodt (1999) hat nach der Fusion der Personalabbau auch in verstark-
tem MalRe den Bereich der ehemaligen DB erfasst. Huning und Stodt weisen zwar
teilweise etwas andere Zahlen fir die Gesamtbeschéftigung aus, sie zeigen aber, dassim
Zeitraum 1994 bis 1998 der Personalabbau weibliche Beschéftigte zu einem etwas
geringeren Ausmal3 betraf. So wurde nach ihren Daten die Gesamtbeschéftigung in
diesem Zeitraum um mehr als 44% reduziert, die weibliche Beschaftigung ging hinge-

44 Der Wert 71,2% ergibt sich aus folgender Rechnung: Anteil der Abgénge insgesamt seit 1991
(402.289) an der Summe aus Personalbestand 1991 plus Summe der Zugange seit 1991 (gesamt
565.091). Dies kann als Anndherung an die untere Grenze des seit 1991 erfolgten Austausch des
Personals bei der DB AG aufgefasst werden. Der Wert 88,2% ergibt sich aus folgender Berechnung:
Anteil der Abgange insgesamt seit 1991 (402.289) an Summe Personalbestand 1991 (456.433). Die
Berechnung dieses Maximawerts erfolgt unter der Annahme, dass von den Neuzugangen seit 1991
niemand das Unternehmen verlassen hat. Da es wie Tabelle 3-1 organisatorische Verdnderungen be-
zliglich Tochterunternehmen der Deutschen Bahn gegeben hat, sind die errechneten Werte als An-
ndherungen aufzufassen.
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gen nur um 39% zurtick. Bei Mannern betrug der Abbau also mehr als 45%. Der Antell
der weiblichen Beschéftigten bei der Bahn scheint sich Ende der 90er Jahre auf etwa
15-17% eingependelt zu haben. Die Deutsche Bahn weist in ihren Jahresberichten seit
1999/2000 (Deutsche Bahn 2000, 2001, 2002) ein kontinuierliches Wachstum des
Antells der Frauenbeschaftigung auf, der nunmehr wieder 20% betragt. Diese in
Relation zum ménnlichen Beschéftigungsanteil insgesamt etwas positivere Entwicklung
der Frauenbeschéftigung fuhren Hining und Stodt (1999) auf die forcierte Dienst-
leistungsorientierung der Deutschen Bahn zurlick, die zu erfillen in der Manage-
mentstrategie eher Frauen zugeschrieben wird. Auf diese Entwicklungen wird weiter
unten noch ndher einzugehen sein.

Ein wesentliches Problem in der Personalentwicklung der DB AG stellt die Position der
Berufsbeamtlnnen dar, die, wie Tabelle 3-2 zeigt, 1994 noch fast ein Drittel der
Gesamtbeschaftigung der Deutschen Bahn ausmachten. Bis 1998 wurde ihre Zahl um
37.000 reduziert. Die Zahl der nichtbeamteten Bahnmitarbeiterinnen wurde zum
Vergleich in dieser Zeit um fast 42.000 reduziert.

Tabelle 3-2: Beschaftigungsentwicklung nach Personalkategorien
Arbeitnehmer Beamte
1994 223.024 108.077 (48,5%)
1995 212.031 100.548
1996 199.736 89.032
1997 189.104 79.169
1998 181.460 71.008 (39,1%)

Quelle:  Scheele 2000.

Tabelle 3-3: Beschéftigungsentwicklung nach Personalkategorien 1999-2001

Arbeitnehmer Beamte
1999 176.662 64.976 (36,8%)
2000 166.775 55.881
2001 161.344 53.027 (32,9%)

Quelle:  Deutsche Bahn.

Bis 2001 wurde nach Angaben der Deutschen Bahn die Zahl der beschéftigten BeamtIn-
nen auf 53.027 reduziert. Beamtinnen machen daher nur noch ein Funftel (bedingt
durch die Integration der Stinnes AG) der Beschéftigten der DB AG aus.
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AnkUndigungen der Konzernspitze, die die Notwendigkeit einer weiteren Reduktion der
Betriebskosten der Bahn begriindeten, lief3en im Jahr 2000 einen weiteren Personalab-
bau von bis zu 70.000 Personen befirchten (Wolf 2000). Dieser sollte Einsparungen
von etwa 3,6 Milliarden DM bringen, wofur auch Zulagen und Sozialleistungen ge-
strichen werden sollten. TRANSNET hat diese Plane scharf kritisiert.

Wie aus den urspriinglichen Plénen der DB zum Personalabbau ersichtlich, wird in der
ersten Hélfte dieses Jahrzehnts der Personalabbau bel der Deutschen Bahn in alen
Bereichen mit Ausnahme DB Station & Service, wo schon im urspringlichen Plan aus
dem Jahr 2000 der geplante Personalabbau nur 9% betragen sollte, fortgesetzt werden.

Dieser forcierte Personalabbau lasst angesichts der zu erwartenden Verkleinerung
gewisser Beschéftigtengruppen u.a. die Schlussfolgerungen zu, dass ein weliterer
Schrumpfungsprozess der Deutschen Bahn und ihres Angebots zu erwarten ist.
Teilweise sind die Personareduzierungen jedoch auch Rationalisierungsvorhaben
geschuldet (so z.B. die Errichtung von Elektronischen Stellwerken). Nach den
urspriinglichen Berechnungen wollte die Deutsche Bahn die Zahl der Zugbegleiter um
48% und die Zahl der Lokomotivfuhrer um fast 30% reduzieren , obwohl diese, wie
Winfried Wolf unter Berufung auf die Gewerkschaft anfiihrt, so viele Uberstunden
angesammelt haben, dass eigentlich von einem Fehlbestand von 1.000 Personen
ausgegangen werden misste.

3.2.2. Formen des Personalabbaus bei der DB

Die meisten Analysen und Darstellungen zur Entwicklung der Deutschen Bahn seit der
Ausgliederung betonen, dass der dargestellte Personalabbau sozialvertraglich erfolgte.
Fur die Beamtlnnen sowie ale Arbeitnehmer konnte eine , volle Besitzstandswahrung
und (der) Erhalt der Sozialleistungen® (TRANSNET 1996:20) durchgesetzt werden. In
mehreren Beschaftigungspakten (Beschéftigungsbindnisse Bahn) wurde zwischen der
Gewerkschaft und der Konzernspitze der DB wurde vereinbart, dass keine
betriebsbedingten K ndigungen bis zum Jahre 2004 ausgesprochen werden, sondern der
Abbau der Beschéftigung durch nattrliche Fluktuation oder auf freiwilliger Basis
erfolgen soll (siehe Tabelle 3-1). Im Gegenzug wurde von der Gewerkschaft eine
Unterstitzung der Flexibiliserung der Arbeitsorganisation (Arbeitszeiten,
Arbeitskréfteeinsatz ...) und der Mal3nahmen zur Erhéhung der Produktivitdt und der
Effizienz der DB zugesagt (vgl. Scheele 2000 atb+c). Um die Beschaftigung der
Beamten bel der privatisierten DB AG zu ermdglichen, wurde das Grundgesetz geén-
dert, damit diese Beschéftigtengruppen unter Wahrung ihrer Rechtsstellung der Bahn
zugewiesen werden konnten. Hierzu wurde eine Zustandigkeitsverordnung erlassen.
Formal sind sie der Organisation Bundeseisenbahnvermdgen (BEV) unterstellt, in der
die Sondervermogen der DB und DR zusammengefasst wurden. Aul3erdem ist das BEV
mit der Verwaltung der Verbindlichkeiten der Bundeseisenbahnen und der nicht
bahnnotwendigen Liegenschaften betraut.
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Die Gewerkschaft TRANSNET (TRANSNET 1996:36) hebt hervor, dass es ihr
gelungen sei, den Beamtlnnenstatus zu sichern und die Weiterbeschéftigung zu
gewdhrleisten. Damit wurde zumindest eine Gewahrleistung der Besoldung und der
Laufbahnentwicklung verbunden sowie die Sicherung des Vorruhestandes bei
Umstrukturierungsmal3nahmen. Im Tarifrecht wurde nicht mehr zwischen Arbeiter und
Angestellten unterschieden.

Wie aber mehrere Studien gezeigt haben (Frey/Nickel 2001, Nickel et a. 1999) wurde
auf die Belegschaft zumindest informell Druck ausgelibt, das Unternehmen — meist mit
einer Abfindung — freiwillig zu verlassen. Dem kamen Frauen stérker nach als Méanner.

3.2.3. DB Vermittlung - eine betriebsinterne Arbeitsvermittlung der Deutschen Bahn

Um mit den personalpolitischen Auswirkungen der in den verschiedenen Schritten der
Bahnreform vorgesehenen Umstrukturierungen umzugehen und weil die Starke der
Gewerkschaften bel der Deutschen Bahn, wie auch die Kiindigungsbeschrankung eines
grolen Teils der Beschéftigten, , Personalabbau Uber Kindigungen ausschloss,
versuchte die Unternehmensfiihrung, in Umsetzung des konzerneigenen Buindnisses fir
Arbeit, einen inneren Arbeitsmarkt zu grinden. Dieser sollte den Arbeitskréfteeinsatz
innerhalb der Deutschen Bahn optimieren helfen und die Beschéaftigten durch
Qualifizierungs- und Weiterbildungsmal3nahmen bei der beruflichen ,Neuorientierung’
innerhalb des Konzerns, aber auch dartber hinaus, unterstiitzen (Deutsche Bahn 2003).

Im Jahr 2003 basiert der Konzernarbeitsmarkt auf drei Bereichen, dem JobService, der
DB Vermittlung und der DB Zeitarbeit. Der JobService steuert die Besetzung freiwer-
dender Stellen innerhalb des Konzerns. Mitarbeiterlnnen, deren Arbeitsplétze ,wegfal-
len’, erhalten Beratung Uber individuelle berufliche Entwicklungsmoglichkeiten.
Obwonhl es nach eigenen Angaben der DB AG Ziel des JobService ist, Beschéftigte auf
einen neuen Arbeitsplatz innerhalb des Konzerns zu vermitteln, gelang dies im Jahr
2002 anscheinend nur bei jedem zweiten von insgesamt 4.300 Betreuungsféllen
(Deutsche Bahn 2003).

Die DB Vermittlung GmbH ist mit der Betreuung von sogenannten , kiindigungsbe-
schréankten’ Beschéftigten betraut, die durch JobService nicht vermittelt werden kénnen.
Insbesondere Mal3nahmen der Qualifizierung durch Praktika und ,On the Job’-Aushil-
dungen, die dazu dienen, die Beschéftigten auf gewissen Tatigkeiten innerhalb der Bahn
vorzubereiten bzw. sie ,fit fir den Arbeitsmarkt’ zu machen (Deutsche Bahn 2003),
werden von der Deutschen Bahn hervorgehoben. Nach Angaben des Themendienstes
der Deutschen Bahn (Deutsche Bahn 2003) seien 2002 4.300 Mitarbeiter von der DB
Vermittlung betreut worden. 650 hétten innerhalb der Konzerns eine neue berufliche
Perspektive gefunden, 600 seien , sozialvertraglich’ ausgeschieden.

Der im Jahr 2001 abgeschlossene Tarifvertrag fir die DB Vermittlung sieht einige
bemerkenswerte Regelungen vor (GAED 2001). So wird im Arbeitsvertrag mit dem/der
Beschéftigten keine konkrete Tétigkeit vereinbart, wohl aber festgelegt, dass die
Anstellung zur beruflichen Neuorientierung erfolgt, die durch bestimmte Mitwirkungs-

120



Fallstudien Deutschland

verpflichtungen geregelt ist. Der Tarifvertrag fur die DB Vermittlung schliefdt daher
auch Kundigungen explizit nicht aus. Der Tarifvertrag sieht aul3erdem vor, dass eine
Entgeltminderung ebenfalls als zumutbar zu betrachten ist.

Die DB Zeitarbeit als dritte Saule des konzernweiten Arbeitsmarktes wurde erst 2001
gegrundet. Dieses Tochterunternehmen der Deutschen Bahn beschéftigt etwa 500
Personen auf Vollzeitbasis. , Das Aufgabengebiet umfasst die wertschdpfende Perso-
nal Uberlassung an externe und interne Kunden.” (Deutsche Bahn 2003). Etwa 20% der
Beschéftigten haben die DB Zeitarbeit verlassen, da sie bei der Kundenfirma ein regul&
res Arbeitsverhatnis gefunden haben.

Eine qualitative Analyse der Beschéaftigungsverhaltnisse — insbesondere aus geschlech-
terkritischer Perspektive — in der Vorléauferorganisation der DB Vermittlung, der DB
Arbeit, wurde von einer Forschungsgruppe der Humboldt Universitdt Berlin um
Hildegard Maria Nickel, Hasko Hining und Michael Frey (Frey/Huning/Nickel 2001)
vorgelegt. Die Ergebnisse dieser Untersuchungen werden im folgenden
zusammengefasst.

Da die Gewerkschaft und auch der Beamtlnnenstatus eines nicht unerheblichen Teils
der Belegschaft betriebsbedingte Kindigungen vereitelten, Personalabbau und
Effizienzsteigerungen aber gemdld der Umstrukturierungsbedingten Vorgaben
weitergehen mussten, entstand ein institutionalisierter Personalmehrbestand (Frey et al.
2001). Dieser wurde zuerst in sogenannten , Restrukturierungsabteilungen’ innerhalb
der Geschéftsbereiche erfasst und vom Bahnbetrieb getrennt gefhrt. Eingesetzt wurden
diese Personen meist fur Tatigkeiten auf3erhalb des Kerngeschéftes der Bahn — Frey et
al. nennen Bahnhofsverschonerung und Altlastensanierung. Die Vermittlung eines
Arbeitsplatzes im regul&ren Bahngeschéft blieb aber erfolglos.

Dies war nur mdglich, insofern von den betroffenen Beschéftigten eine gewisse
Mobilitétsbereitschaft, insbesondere die Abwanderung in den Westen, verlangt werden
konnte, wo sich in dieser Zeit 84% der offenen Stellen bel der Bahn befanden (HUning/
Stodt 1999). Im Westen gab es in bestimmten Regionen und Tatigkeitsbereichen noch
Personalbedarf. Frey et al. (2001) heben hervor, dass insbesondere Frauen aufgrund
familidrer Verpflichtungen die erwartete Mobilitét nicht erfillen konnten.

»Sie zogen nicht selten eine betriebliche Abfindungsregelung vor und verlief3en das
Unternehmen endguiltig.” (Frey et a. 2001:146)

Die sich vertiefende Spaltung zwischen dem bestandig anwachsenden Pool , Uberhén-
giger’ und regularer Beschéftigter verfestigte sich, was v.a. das Gebiet der ehemaligen
DDR betraf. Frauen waren davon Uberproportional betroffen. Zur Steuerung und Orga-
nisation dieses , zweiten inneren Arbeitsmarktes’ (Frey et al. 2001, siehe auch Deutsche
Bahn 2003) wurde schlieffdlich 1997 das Dienstleistungszentrum Arbeit gegriindet, aus
dem im Juni 1999 die DB Arbeit GmbH as selbsténdige Tochter der DB AG hervor-
ging. Die DB Arbeit bestand aus einer zentralen Koordinationsstelle und 14 regionalen
Vermittlungsburos (6 in Westdeutschland und 8 im Osten).

Die DB Arbeit ist eine gewerbliche Arbeitsvermittiung und Leiharbeitsfirma, die ihre
Dienste auch auf dem externen Arbeitsmarkt anbietet. Die zeitlich befristete Personal-
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Uberlassung wird zu einem Flexibilisierungsinstrument des internen Personal einsatzes
(HUning/Stodt 1999).

Aussichten auf eine dauerhafte Stelle gibt es fast ausschliefdlich auferhalb des Bahnkon-
zerns. Das Dienstleistungszentrum DB Arbeit bietet dafur auch Qualifizierungs- und
Umschulungsmal3nahmen zur Unterstiitzung der beruflichen Neuorientierung an.
Requalifizierungsmal3nahmen fur Personen, die im Konzern verbleiben, beschrénken
sich auf das fUr den jeweils vorgesehen internen Arbeitsplatz erforderliche Mal3.

Alle im Betrieb freiwerdenden Stellen missen dem DZ Arbeit gemeldet werden, umim
betriebsinternen , Stellenmarkt aktuell’ verdffentlicht zu werden. Beschéftigte, die dem
Dienstleistungszentrum Arbeit zugeordnet sind, missen eine als zumutbar eingestufte
Stelle annehmen. Verweigern sie dies, folgt eine Abmahnung, nach zweimaliger
Abmahnung erfolgt eine personenbezogene Kindigung. HUning und Stodt (1999)
stellen die Arbeitsweise des Dienstleistungszentrums Arbeit fir den Zeitraum Mérz
1997 bis Ende 1998 folgendermal3en dar. In diesem Zeitraum wurden 13.908 Beschéf-
tigte in das Dienstleistungszentrum Arbeit versetzt, 11.930 Personen verlief3en das
Dienstleistungszentrum Arbeit in dieser Zeit, Ende 1998 waren noch 3.707 Personen
dem Dienstleistungszentrum Arbeit zugeordnet. 16% der urspriinglichen Teilnehmerin-
nen verlief3en die DB AG ,,auf dem Wege der Fluktuation* (Hulning/Stodt 1999), 43%
wurden innerhalb des Betriebes vermittelt. 41% verlieRen die DB AG durch einver-
nehmliches Ausscheiden (mit oder ohne Abfindung), gingen in den Vorruhestand bzw.
wurden vorzeitig Versetzung in den Ruhestand versetzt. 56 Personen verlie3en das
Unternehmen nach einer Kundigung. Ab 1998 hat nach Hining und Stodt das Dienst-
leistungszentrum Arbeit an Bedeutung gewonnen, da sich 75% der zur Verflgung
stehenden Beschéftigten innerhalb oder auf}erhalb des Konzerns in Personal tiberlassung
befinden.

Beschéftigte werden dem Dienstleistungszentrum Arbeit v.a. aus den Geschéftsberel-
chen des Bahnkonzern zugefiihrt, wo mit teilweisen hohem Personalabbau zu rechnen
ist. Nach Hining und Stodt (1999) weisen die Beschéftigten im Dienstlei stungszentrum
Arbeit eine Reihe von Besonderheiten auf. Die Krankenstandquote liegt z.B. mit 15%
weit Uber dem Bahndurchschnitt von 6,1%, 12,2% sind schwerbehindert (im
Gesamtunternehmen sind es durchschnittlich 3,1%), 25,2% sind zwischen 45 bis 54
Jahre at (im Gesamtunternehmen 15,1%). In das Dienstlei stungszentrum Arbeit werden
also die as unproduktiv eingestuften Mitarbeiterlnnen versetzt, die nach Hining und
Stodt Ahnlichkeiten mit Langzeitarbeitslosen aufweisen. Die Briickenfunktion der DZ
Arbeit, die Reintegrationsintention hat daher nur fir einen Teil der Beschéftigten
gegriffen und dies v.a. aus dem Konzern hinaus.

Im Laufe der Zeit hat sich auch die Zahl der Beschéftigten aus Westdeutschland, die in
das Dienstleistungszentrum Arbeit versetzt wurden, erhoht.

Restimierend stellen Hining und Stodt Gber die Bedeutung des Dienstlei stungszentrum
Arbeit fest.

»ES ist nicht zu Ubersehen, dass sich die anféngliche Beschéftigungsstrategie des
DZA, viele Einzelfalllésungen zu finden, also einer Individualisierungsoption den
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Vorzug zu geben, sich zunehmend als Individualisierungsfalle fur die betreuten
Mitarbeiterlnnen entpuppt: Fir die Individuen stellt sich die Situation als ein mit
einem hohen Grad an Offenheit und Unsicherheit verbundener Prozess dar, die be-
rufliche Entwicklungsoptionen kaum erkennen lasst.” (HUning/Stodt 1999)

3.3. Arbeitsbedingungen

331 Reorientierung der Arbeit bei der DB AG - hin zu Dienstleistung und Service

Mit der Umstrukturierung ging eine weitreichende Verénderung des betrieblichen
Selbstverstandnisses und damit der Anforderungen an die Beschéftigten einher. Dies
ergibt sich aus der zentralen Bedeutung des Dienstleistungs- und Servicegedankens fur
eine am Markt konkurrierende DB AG, die sich auch in der relativen Stabilitét der
Beschéftigtenzahlen in diesen Geschéftsbereichen (v.a. Service und Station,
Personenbahnhofe) widerspiegelt. Es ist festzuhalten, dass sowohl bei der DR als auch
der DB die kundennahen Bereiche den hdchsten Frauenanteil an den Beschéaftigten
aufwiesen (Stodt 1998). Studien verweisen auf die geschlechtspezifische Besetzung
dieses neu entstehenden Beschaftigungsfeldes (Schwarz 1998, Hining et al. 2001), in
dem vermehrt Frauen eingestellt werden, well ihnen eine besondere Fahigkeit zu
Dienstleistungsarbeit zugeschrieben wird.

Basierend auf den Ergebnissen einer Kundinnenbefragung hat die DB AG eine Reihe
von Servicegrundsdtzen formuliert, aus denen sich die Dienstleistungsqualitét ergeben
soll. Diese bestehen aus Verlassichkeit (Zuverlassigkeit, Sorgfalt und Kontinuitat in
der Leistungserstellung), Entgegenkommen (Schnelligkeit und Fexibilitdt in der
individuellen Hilfe), Souveranitdt (ehrliche, hofliche und kompetente Bedienung),
EinfUhlungsvermdgen (personliche Aufmerksamkeit, Verstdndnis und standige
Erreichbarkeit), sowie dem materiellen Umfeld.

»Die DB AG versucht, sich als modernes Dienstl ei stungsunternehmen in Europa zu
etablieren. Damit geht die Ausdifferenzierung von Dienstleistungsarbeit innerhalb
des Konzerns einher. (...) In den personenorientierten Dienstleistungstétigkeiten
finden sich dann auch vermehrt Frauen. (...) Die hier geschaffenen Arbeitsplétze
alerdings sind durch vermehrte Schichtarbeit, relativ niedrige Eingruppierung und
geringe Qualifikationsanforderungen zu charakterisieren.” (Stodt 1998:27)

3.3.2. Chancengleichheit — Frauenférderung bei der DB AG

Im Kontext der wachsenden Bedeutung der Dienstleistungsarbeit in der DB AG ist
daher auch auf die unter dem Begriff ,, Chancengleichheit” firmierende spezifische Form
der Frauenférderung bel der DB AG zu verweisen. Auch die Gewerkschaft hebt die
EinfUhrung spezifischer Mal3nahmen zur Frauenforderung als einen Erfolg in der
Umwandlungsphase hervor (TRANSNET 1996).

Auf die Entwicklung der Frauenbeschéftigung bei der DB AG wurde bereits weiter
oben eingegangen, hervorgehoben wurde auch die Bedeutung der Service- und Dienst-
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leistungsorientierung der Bahn fur die leichte Zunahme der Anzahl der weiblichen
Beschéftigten seit Ende der 90er Jahre und die damit einhergehende innere Segregation
der Beschéftigungsverhdtnisse. Zu erganzen ist aber, dass nach Anja Fahrenholz (2001)
der Anteil von Frauen ab der mittleren Fuhrungsebene bei der DB AG bei 7,8% liegt (in
anderen Unternehmen in Deutschland liegt der Anteil bei 3,3%). 1995 hat das Unter-
nehmen Beauftragte fir Chancengleichheit (in jedem Geschéfts- und Regionalbereich)
installiert und Konzernrichtlinien fir Frauenférderung erlassen. Die Beauftragten haben
eine ,optimale Allokation von Personalressourcen durch die Forderung der Chancen-
gleichheit* sicherzustellen (zitiert nach Kracht 1998). Diese Forderungen stellen aber
keine einklagbaren Rechte dar. Die Richtlinien versprechen eine Steigerung des
Frauenanteils (v.a. auf der Fuhrungsebene), die berufliche Entwicklung und Qualifizie-
rung von Frauen, eine Verbesserung des Beschéftigungsklimas, Schutz vor sexueller
Belastigung und Mal3nahmen zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie (Erleichterung
des Wiedereinstiegs nach dem Elternurlaub, Teilzeitbeschaftigung, Unterstiitzung bei
der Suche nach geeigneter Kinderbetreuung) und Fuhrungskréafteentwicklung.

Allesin allem ist nach Kracht davon auszugehen,

»dass Frauenforderung fir das Unternehmen ein Instrument zur Optimierung der
,Bestenauslese” ist, d.h. eine zunehmende Integration von Frauen erweitert den
Pool der potentiellen Flhrungskréfte. (Kracht 1998:50)

3.33. Flexibilisierung der Arbeitszeit

Spétestens seit der Umstrukturierung kann auch in der DB AG eine zunehmende
Flexibilisierung der Arbeitszeiten beobachtet werden. Aufgrund der Vielfalt im
Unternehmen konnen die unterschiedlichen Modelle hier nicht dargestellt werden.
Grundsétzlich arbeiten Beschéftigte der DB AG 38h/Woche bzw. 1984 Stunden im
Jahr, oftmals auf Basis eines variablen Schichtsystems, um den Personaleinsatz zu
flexibilisieren. Das Jahresarbeitszeitmodell wurde 1998 tarifvertraglich geregelt.
Mehrarbeit wird daher auch weniger als Uberstunden, sondern lber Zeitausgleich
entlohnt. Die individuelle Arbeitszeit wird Uber Arbeitszeitkonten kalkuliert, sodass am
Ende des Jahres keine Uberstunden mehr am Konto aufscheinen, andernfalls werden
diese mit einem Zeitzuschlag von 25% auf ein Freizeitkonto Ubertragen (Arbeitsplédtze
statt Uberstunden). Minusstunden bis zu einem Ausmal? von 50 Stunden werden in das
néchste Jahr Ubertragen und sind dann abzuleisten. Betrégt das Ausmal’ der Minus-
stunden mehr als 50, so werden die dartiber hinausgehenden gestrichen. Dies soll, so
das Interesse der Unternehmensfiihrung, verhindern, dass sich Beschéftigte nicht-wert-
schopfende — d.h. nicht vom Kunden bezahlte — Arbeit suchen (Kriiger 2001, Drager
ohne Jg.). Sie ist also, wie Thomas Dréger vom Symposion Flexible Unternehmen sich
gendtigt sieht zu betonen, keine ,sozidle Wohltat® sondern erweist sich bel
eingehenderer Betrachtung als wichtiger ,arbeitszeitsystematischer Anreiz  zur
Produktivitétssteigerung”. Es solle nur dann gearbeitet werden, wenn der/die Kundin
Arbeit nachfragt. AulRerdem konne verhindert werden, dass ein Personal lberhang
»verdeckt” werde (Dréger ohne Jg.).
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Arbeitnehmerinnen haben auRerdem ein Recht ihre Arbeitszeit pro Jahr um 261h
(5h/Woche) zu verkirzen, das Unternehmen muss dem Wunsch innerhalb von 6
Monaten nachkommen.

Im Tarifvertrag wird die Verteilung der Arbeitszeit auf 261 Tage zugrundegel egt, wobei
pro Jahr mindesten 26 freie Sonn- und Feiertage und im Monat 2 arbeitsfreie Wochen-
enden gewahrt werden sollen.

Thomas Dréager hebt hervor, dass es die Flexibilisierung der Arbeitszeit und die Einfih-
rung einer Jahresarbeitszeitregelung ermoglichen sollen, ,, personelle Sicherheitspuffer”
im von , hoher Sensibilitdt® gekennzeichneten System Schiene einzusparen (Dréger
ohne Jg.). Wie weit diese Flexibilisierung geht, verdeutlich folgendes Zitat.
,Viele der seit Jahresbeginn auf Basis des Jahresarbeitszeittarifvertrags abge-
schlossenen Betriebsvereinbarungen enthalten inzwischen leicht nachvollziehbare
»Spielregeln® fur die kurzfristige An- und Absage von Arbeitszeit am Vortag oder

mitunter sogar noch nach Dienstbeginn, ohne dass dies den Betroffenen separat
honoriert werden misste.” (Dréger ohne Jg.)

Ja, es gabe, so Drager weiter, sogar erste flexible Regelungen ohne schriftliche
Betriebsvereinbarungen, was ener  ,kleinen  Arbeitszeit-Kulturrevolution*
gleichkomme.

3.3.4. Arbeitsbedingungen und Unternehmenskultur zwischen Geschaftsberichten und
individuellen Erfahrungen

Im Jahresbericht 2000 der DB AG (Die Bahn 2000) finden sich eine Reihe sogenannter
Mitarbeiterportréts, die neben allerlei privatem Tratsch, das Bild, welches die DB AG
von ihren idealen Mitarbeiterinnen hat, vermitteln. Zu diesen gehdren auch Migrantin-
nen mit , braunen, wachen Augen®, oder Frauen die ,fest mit beiden Beinen auf dem
Boden steh(en)“. Die idealen Mitarbeiterlnnen der Bahn sind initiativ und voller
Tatendurst, und gehen nach dem Motto ,,Du hast keine Chance, aber nutze sie® an
Sachen heran. Diese Mitarbeiterlnnen waren in ihrer Jugend bei der Bahn vielleicht ein
wenig wild, haben aber von ihren Ausbildnerinnen, ,, Respektpersonen, aber knallhart”,
nach einer Menge von Konflikte viel gelernt und sich veréndert — namlich, wie das bei
Migrantinnen notwendig zu sein scheint, , deutsche Tugenden. Zuverlassigkeit, Plnkt-
lichkeit, Schnelligkeit“. ,Altgediente Bahner* wirden da namlich ,kein Pardon
kennen“. Aber der ideale Migrant der deutschen Bahn ist einer, der davon ausgeht, dass
er, wenn er nur will, ,fast alles erreichen” kann und daher, als ,flexible, kreative und
engagierte Mitarbeiter” gefragt sind, den ,, Finger* hebt und schliefdlich sogar Teamleiter
werden kann. Besagter Migrant ist auch bei der Gewerkschaftsugend und unterstiitzt
andere Einwanderer, die keine Arbeit haben, bei der Integration, damit sie auch drauf
kommen, dass man sich , fir das Internet interessieren” und ,,offen fur neue Menschen
und ldeen“ sein muss und daher ,nicht aufgeben, sondern ,an sich glauben soll”.
Familidre Verpflichtungen hat er, wie andere, die das , unstete Leben* als Lokfuhrer
lieben, aber keine. Sie sind daher Dispo-Personal, flexibel und oft auch ohne Freundin
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oder Ehefrau und wenn es die gibt, dann ,tragt sie es mit Fassung“, denn sie ,ist
Uberraschungen gewohnt* .

Die idealen Beschéftigten in eher klassischen Bahnberufen (Fahrdienstleiterin, Zugfih-
rerin) konnen auch Frauen sein. Sie mussen nur willens sein, dann zu arbeiten ,,wenn
andere Urlaub machen”, und das méglichst multifunktional in verschiedenen Aufgaben,
das sel dann Teil einer , Erfolgsstory”. Diese Beschéftigten, die schon friher viel ,, mehr
konnten“, als sie durften und daher wenig zu tun hatten, dirfen endlich in der DB AG.
Solche Mitarbeiterinnen sind froh, dass endlich etwas passiert und melden sich freiwil-
lig fur ale neuen Aufgaben, da sie halt ,,immer Action brauchen* und auf jeden Fall
»tuchtig” sind. Und wenn dann der Chef ihres Bereichs auch noch so einer ist wie sie,
so finden sie das ,,cool”, weil das , Spal3 macht“. Wann solche Mitarbeiterinnen Zeit
haben, soll man sie zwar nicht fragen, zum Urlaubmachen kommen sie auch nicht,
selbst wenn sie am Meer wohnen, waren sie seit 5 Jahren nicht mehr am Strand.

Diesen Bildern der ,idealen Arbeitskréfte’, wie sie die DB AG gern hétte, stehen Streif-
lichter auf die sich verandernden Arbeitsbedingungen bel der Bahn gegenlber, wie sie
in einer Reihe vorliegender qualitativer Interviews mit Beschéftigten der Deutschen
Bahn erkennbar werden (Zentrum fir interdisziplindre Frauenforschung 16, 22;
Hentges’Meyer 2002). Hier zeigt sich, dass der umfassende Wandlungsprozess im
Bahnsektor in Deutschland, der massive Personalabbau und die Zusammenfihrung der
DR und der DB die Beschéftigten wachsenden Anforderungen und Belastungen
aussetzt. Die Umstrukturierung der Deutschen Bahn und die damit einhergehenden
Veranderungen der Arbeitsverhaltnisse erfahren viele Beschéftigte als Uberforderung,
als hohen Konkurrenzdruck, der zusammen mit der permanenten Unsicherheit Uber die
eigene Rolle im Unternehmen angesi chts des allgegenwartigen Personalabbaus —v.a. im
Osten — zu einem Anwachsen von Stress fiihrt. Probleme [6st v.a. der wachsende Zwang
zur Mobilitdt und das damit verbundene Pendlerdasein aus, weswegen gerade viele
Frauen ,freiwillig® das Unternehmen verlassen haben. Arbeitnehmerinnen kénnen den
Zwang den Arbeitsort zu wechseln als Entwurzelung erfahren. Die Beschéftigten
erzéhlen auch von Verschlechterungen der Arbeitsbedingungen, wie sie sich aus der
Flexibilisierung der Arbeitszeit und dem Zwang zur Schichtarbeit ergeben. Die Flexibi-
lislerung wird zwar von manchen Beschéftigten begrif, doch wird dann im Gegenzug
die Lange der Arbeitszeit moniert. Durch die Reorganisationsprozesse erleben Mitar-
beiterinnen auch eine Reduktion von Aufstiegschancen sowie Dequalifizierungspro-
zesse. Entgegen der konzernoffiziellen Rhetorik nehmen manche Beschéftigte auch ein
mehr an Hierarchie und Birokratie sowie eine geringe Transparenz bei Personalent-
scheidungen und die damit verbundene Abhéangigkeit von direkten Vorgesetzten in der
DB AG wahr. Weiters beklagen bzw. beobachten sie einen zunehmenden Abbau der
Qualitét der Dienstleistung, was auf ein Aufeinanderprallen der privatwirtschaftlichen
Orientierung und des Ethos des offentlichen Dienstes hinweist. Problematisch fir die
DB AG scheinen auch Konflikte zwischen Ost- und Westbeschéftigten zu sein.

Das ,,mangelnde Vertrauen der Eisenbahner* (GdBA 2002) in ihr Unternehmen wird
auch in den Ergebnissen einer Mitarbeiterlnnenbefragung deutlich, die nach Angaben
der Gewerkschaft der Bahnbeamten (TRANSNET) von der Unternehmensfiihrung nur
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zogerlich veroffentlich wurden. So hétten etwa 74% der Beschéftigten bel DB Cargo
die Ergebnisse der Befragung nicht gekannt. Die Ergebnisse verweisen auf eine Ver-
schlechterung des Betriebsklimas, wachsende Unzufriedenheit und Demotivierung der
Beschéaftigten. Dies kommt auch in der sinkenden Beteiligung der Mitarbeiterlnnen an
dieser Befragung zum Ausdruck (37,5% im Jahr 2001). So geben nur noch 49% der
Beschéftigten an, gern bel der Bahn zu arbeiten, ein Wert, der 1998 noch bei 60%
gelegen war und nur noch 40% (!) der Bahnbeschéftigten wirden die Bahn als Kunde
weiterempfehlen. Es ist daher auch nicht verwunderlich, dass nach den Ergebnissen
dieser Studie nur 20% der Mitarbeiterinnen die Angebote der Bahn fur qualitativ
hochwertig halten oder nur 19% der Meinung sind, das Unternehmen mache alles, um
die Winsche der Kunden zu erflillen. 95% der an dieser Befragung teilnehmenden
Beschéftigten zeigen jedoch Bereitschaft, alles ihnen Mogliche zu tun, um die Kunden-
winsche zu erfillen.

Angesichts dieser Ergebnisse ist es kein Wunder, dass nur 25% einen klaren Kurs des
Managements erkennen kdnnen (was nattirlich noch nichts Uber die Bewertung dieses
Kurses aussagt) und 48% der Meinung sind, dass der Vorstand und die Fuhrungskréfte
»hicht offen und ehrlich Gber Probleme* reden (TRANSNET 2002). In den einzelnen
Unternehmensteilen haben daher weniger als 20% der Beschéftigten Vertrauen in den
Vorstand. Die in diesen Daten erkennbare schlechte Stimmungslage, schlégt sich
natrlich auch in der Zusammenarbeit mit den Kolleglnnen nieder, die nur noch 39%
als gut bewerten.

Trotz der unternehmerischen Rhetorik Uber die hohe Bedeutung der Qualifikationen und
Fahigkeiten der Mitarbeiterlnnen zeigt ein Erfahrungsbericht, der von einer autonomen,
gewerkschaftlichen Basisinitiative auf Grundlage der Erfahrungen Betroffener (Bericht
2003) erarbeitet wurde, massive Verschlechterungen der Ausbildung und Abwertung
bestimmter Tétigkeiten von Lokfuhrern. DB Regio bietet seit Anfang 2003 das Service
an, Regionalziige von den Werkstétten, Abstellgleisen etc. zu den Bahnhofen zu fahren.
Diese Bereitstellungsfahrten wurden bisher von den klassischen Streckenlokfihrerinnen
mit bis zu 3,5-jdhriger Grundausbildung Ubernommen. In Zusammenarbeit mit dem
Arbeitsamt bildet DB Services nun Arbeitslose — gemald der Angaben des Erfahrungs-
berichts (Bericht 2003) vorzuglich mit Elektrofacharbeiterbrief — zu sogenannten ,, Be-
reitstellungslokfihrern® aus. Der Kurs dafir ist auf drei Monate angelegt, den Aus-
zubildenden wird das Arbeitslosengeld weiterbezahlt. In der Zeit der Ausbildung gibt es
keine Zuschlage bei Nacht- oder Wochenendschichten. Die Arbeitslosen werden nach
dem Abschluss der Prifung zum Bereitstellungslokfihrer von der Bahn zu einer nied-
rigeren Entlohnung und zu geringeren Sozialeistungen as Streckenlokfuhrerlnnen
Ubernommen.

3.3.5. Die Rolle der Gewerkschaften

Die Beschéftigten der Deutschen Bahn werden von drei Gewerkschaften betreut. Zu
diesen z&hlen die GAED (Gewerkschaft der Eisenbahner Deutschlands), die sich 2000,
angesichts der massiven Veranderungen des Bahnsektors, in ,TRANSNET"
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umbenannte, um die Beschéftigten in den verschiedenen Bereichen (Transport, Service,
Bahn, Telekommunikation) besser vertreten zu konnen. TRANSNET hatte 2000 etwa
340.000 Mitglieder (EIRO 2000). TRANSNET beteiligte sich nicht an der Grindung
der Dienstleistungsgewerkschaft ver.di, was auch mit der Konkurrenz und den immer
wieder auftretenden Konflikten mit anderen im Sektor tétigen Gewerkschaften zu tun
hat. Die beiden anderen Gewerkschaften im Bahnsektor sind die Gewerkschaft der
Lokfuhrer (GdL) und die Verkehrsgewerkschaft (GdBA). Insgesamt liegt der
gewerkschaftliche Organisationsgrad bei der DB AG bei etwa 80-90% (EIRO 2000).

Am Gewerkschaftstag 1992 hat die GdED beschlossen, im Prozess der
Umstrukturierung zu kooperieren, damit nicht zu viele Arbeitspldtze verloren gehen
bzw. der Personalabbau soziavertrdglich erfolgt. Nach Meinung der
Gewerkschaftsfiihrung der GAED/TRANSNET habe es dazu keine Alternative gegeben,
alles andere sei gewissermal3en Demagogie (GAED 1996). Die GAED betont daher, dass
durch die Bahnreform kein Eisenbahner seinen Arbeitsplatz verloren habe und die
Zerschlagung (etwa nach britischem Vorbild) verhindert worden sei. Der Gewerkschaft
ist es aullerdem gelungen Uber den Tarifvertrag und erganzende gesetzliche
Bestimmungen eine Besitzstandswahrung fir alle Beschéftigungsgruppen, aber auch
zahlreiche Sozialleistungen, Sozial- und Selbsthilfeeinrichtungen zu erhalten.

Die Tarifpolitik ist dafir ein zentraler Hebel. Bel der DB AG gibt es mehr als
zahlreiche Tarifvertrdge, in denen die Absicherung der Arbeitnehmerinnen festgel egt
und der Schutz vor betriebsbedingten Kindigungen festgeschrieben sind. Letzteres
wurde auch in mehreren immer wieder erneuerten Bindnissen mit der Konzernspitze
geregelt. Gegenstand der Tarifvertrage ist auch die ,,Angleichung” der Beschéftigungs-
verhdltnisse im Osten an das Westniveau. Das Lohnniveau dort wurde auf 87% des
Westniveaus festgesetzt. Zwischenzeitlich wurde in 2003 ein Stufenplan zur
vollstandigen Anpassung der Lohne im Osten bis zum Jahre 2007 vereinbart.Tarif-
vertraglich geregelt wurde auch die Angleichung von Arbeiterlnnen, Mal3nahmen zur
Frauenforderung und die Erhaltung dbertariflicher Sozialleistungen. Interessant
erscheint insbesondere der Abschluss sogenannter Rationalisierungsschutztarifvertréage,
die einerseits den Verzicht auf Kindigungen festschreiben, andererseits den Verzicht
auf die Fremdvergabe von Leistungen enthalten.

Obwohl die Gewerkschaft TRANSNET ihre Erfolge in der Tarifpolitik hervorhebt und
insbesondere auf die Beschaftigungssicherung und Besitzstandswahrung bei der DB
verweist, betonen Kritikerlnnen, dass die umfassende Reorganisation der DB durch die
Vielzahl der entstehenden Gruppen von Beschéftigten zu einer Aushohlung des
Flachentarifvertrags fuhren kann. Diese Entwicklung droht, wenn es nicht gelingt, die
Tarifpolitik auf die neuen Anbieter auszudehnen.

So listet eine Basisinitiative folgende Kategorien von Beschéftigten auf:
»1. Beamte (nach der Umstrukturierung ein ,, Auslaufmodell“)
2. Tarifkréfte aus der Zeit vor 1994
3. Tarifkréfte nach dem 1. 1. 1994 zu schlechteren Bedingungen
4. Beschéftigte zum Ost-Tarif)
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5. Beschéftigte in von Stillegung bedrohten Werken oder Teilbetrieben, wie
Mitropa, die kurzfristig um ihren Arbeitsplatz bangen.

6. ... die DB Arbeit GmbH: Wer an seinem bisherigen Arbeitsplatz nicht mehr
gebraucht wird und der DB Arbeit (eine Art bahninternes Arbeitsamt) zuge-
wiesen wurde, sieht jetzt einer ungewissen Zukunft entgegen. So vereinbarten
die Tarifpartner am 7. Juni 2000, die tariflichen Bestimmungen der DB Arbeit
GmbH sollten einen ,Anreiz zur Arbeitsaufnahme im Kerngeschéft oder bel
Dritten’ bringen.(!) (vgl. Basisinitiative ,, Hochste Eisenbahn — Bahn von unten
2000")

Der Hauptvorstand Tarifpolitik (2002) der TRANSNET betont die wachsende
Bedeutung der européischen Kooperation der Gewerkschaften. Er tritt daher flr ein
gemeinsames Vorgehen der Gewerkschaften in der Tarifpolitik — v.a. mit Blick auf die
Osterweiterung — ein, um eine Harmonisierung der Bedingungen im Bahnsektor auf
niedrigem Niveau zu vermeiden.

Die TRANSNET kooperiert in der DOORN-Initiative mit den Tarifverantwortlichen der
belgischen, niederléndischen und luxemburgischen, sowie, erstmals im Jahr 2002, fran-
z0sischen Gewerkschaften. Die Gewerkschaften haben sich fir die kommenden Runden
darauf verstandigt, den sogenannten neutralen Verteilungsspielraum, der sich aus Preis-
und Produktivitétsentwicklung ergibt, auszunutzen. Das heil¥, die Gewerkschaften
wollen die Lohnentwicklung im Bahnsektor in den jeweiligen Landern wieder an die
Inflationsrate und Produktivitétsentwicklung binden. AufRerdem hebt TRANSNET
hervor, dass sich die Gewerkschaften der genannten Lander auch auf qualitative
Fragestellungen geeinigt haben.

»Erstmalig hat sich der Grenziberschreitende Verbund darauf verstandigt, neben

der Lohnfrage auch qualitative Tarifpolitik voranzutreiben. (...) Nach Auffassung

der TRANSNET bieten qualitative Themen der Tarifpolitik Uber innovative Tarif-

vereinbarungen die Mdoglichkeit international (...) zusammenzuarbeiten und
gemeinsame Kampagnen durchzufihren.” (Hauptvorstand Tarifpolitik 2002:5)

Insbesondere geht es darum unter den Bedingungen des Euro eine Unterbietungspolitik
auf Lohnebene zu vermeiden. Lohndumping droht aber auch innerhalb Deutschlands,
weswegen die TRANSNET im gesamten OPNV ein Tariftreuegesetz erkampfen will
(Balceriowak 2002). Dies ist ein zentrales Ziel der TRANSNET um Lohndumping im
zunehmenden Wettbewerb zu verhindern.

Die Kooperation der TRANSNET im Umstrukturierungsprozess hat zu einigen
Konflikten mit den anderen im Bereich tétigen Gewerkschaften, wie auch zu
erheblicher Kritik aus den eigenen Reihen gefuhrt (Ofinger 2000 + 2001 + 2002, Wolf
2000 etc.).

Lohndumping scheint ein besténdiges Thema in den Auseinandersetzungen um die
Entwicklungen im Bahnsektor zu sein. So werden etwa Beispiele von rumanischen
Lokflhrern, die bei privaten Unternehmen um 8 DM in der Stunde arbeiten, genannt
(Ofinger 2000).
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3.4. Zusammenfassung
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Die Entwicklungen im deutschen Bahnsektor in den 90er Jahren sind von zwei
miteinander verknipften Prozessen gepragt: Zusammenfihrung von DR (Deutscher
Reichsbahn) und DB (Deutsche Bahn) und die in mehreren Reformschritten erfol-
gende Umstrukturierung des Bahnsektors in  Deutschland, durch den die
Umstrukturierung (Bérsegang) der DB AG vorbereitet werden soll.

Beide Prozesse bedingten eine massive Reduktion des Personalstandes bei der DB
AG von Uber 52% seit 1991 auf 214.371 Personen Ende 2001. Der Uberwiegende
Teil des Personaabbaus erfolgte — v.a. in der ersten Hafte der 90er Jahre —im Osten,
da dort die Produktivitét der Bahn um fast 50% unter der westdeutschen lag. Der
Personalabbau erfolgte vorwiegend durch sogenannte natirliche Fluktuation und
sozialvertrégliche Mal3nahmen. Dies wurde in mehreren Bundnissen zwischen der
Gewerkschaft und der Fiihrung des Unternehmens festgelegt. Trotz dieser Uberein-
kinfte sind Zweifel an der Freiwilligkeit des Personalabbaus angebracht. Fir den
Verzicht auf betriebsbedingte K iindigungen verlangte die Unternehmensfihrung von
der Gewerkschaft und der Belegschaft Unterstiitzung fur die Restrukturierung und
Flexibilisierung der Abléaufe bei der DB AG.

Die vorliegenden Zahlen lassen den Schluss zu, dass zwischen 1991 und 2001 mehr
als 75% des Personals den vormals staatlichen deutschen Bahnsektor durch Abbau
oder Ausgliederung verlassen haben.

Ein besonderes Problem fir den Personalabbau bei der deutschen Bahn stellen die
Berufsbeamtlnnen dar, fur die die Gewerkschaft eine sogenannte verfassungsrecht-
lich geregelte Besitzstandswahrung erreichen konnte. Ihr Anteil wurde inzwischen
von fast 50% Mitte der 90er Jahre auf etwa ein Drittel reduziert.

Aktuelle Plane der DB AG lassen eine Fortsetzung des Personalabbaus auch in den
néchsten Jahren erwarten.

Um mit dem sich aus dem fortgesetzten Personalabbau und den Mal3nahmen zur
Effizienzsteigerung ergebenden , Personal iberhang’ umgehen zu kénnen, wurden das
Dienstleistungszentrum Arbeit, spéter DB Vermittlung, Job Service und DB Zeitar-
beit as konzerneigene Tochter gegrindet. Diese Tochterunternehmen organisieren
den konzerneigenen Arbeitsmarkt und fungieren als gewerbliche Arbeitsvermittiung
und Leiharbeitsfirma, die ihre Dienste auch auf dem externen Arbeitsmarkt anbieten.
Zur beruflichen Neuorientierung bietet das DB Vermittlung auch Qualifizierungs-
und Umschulungsmal3nahmen an.

Im Zuge der Umstrukturierung hat die DB AG auch Mal3nahmen zur Férderung der
Chancengleichheit von Frauen versprochen um eine optimale Allokation der Perso-
nalressourcen zu erreichen. Nach Ansicht von Kritikerlnnen handelt es sich bei den
versprochenen Mal3nahmen zur Verbesserung von Qualifizierungsmal3nahmen, Ver-
besserung des Betriebsklimas und Vereinbarkeit von Beruf und Familie um eine
Optimierung der Bestenauslese zur Erweiterung des Fuhrungskréftepools.
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» |m Zuge der Restrukturierung der DB AG wurde ein neues Arbeitszeitmodell einge-
fuhrt, das auf einem Durchrechnungszeitraum von einem Jahr beruht und Mehrarbeit
in der Regel durch Zeitausgleich abgilt.

» Entgegen dem offiziellen Leitbild des Unternehmens, das sich flexible und allzeit
leistungsbereite Beschéaftigte wiinscht, berichten Arbeitnehmerinnen der DB AG von
einer massiven Verschlechterung der Arbeitsbedingungen. Sie erzdhlen von wach-
sendem Stress, zunehmender Arbeitsintensitét, erzwungener Mobilitét und Unsicher-
heit.

» Die Gewerkschaft der Eisenbahner (GAED, seit 2000 TRANSNET) hat sich 1992 zur
Kooperation bei der Restrukturierung der Deutschen Bahn entschieden. Sie betont
immer wieder, dass durch die Umstrukturierung der Bahn kein Beschéftigter seinen
Arbeitsplatz verloren habe. Der Gewerkschaft gelang es fur die Beschéftigten der DB
AG eine sogenannte Besitzstandswahrung zu erreichen und in einer Reihe von Kol-
lektivvertrégen die Bedingungen der Restrukturierung auszuhandeln. Die Kooperati-
onshereitschaft der Gewerkschaftsspitze der TRANSNET hat aber auch Konflikte
innerhalb der Gewerkschaft wie auch mit anderen Gewerkschaften — etwa der
Gewerkschaft der Lokfuhrer (GdL) — ausgel 0st, da vielen die Zugestandnisse zu weit
gehen.
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FALLSTUDIEN GROSSBRITANNIEN

1. FALLSTUDIE: GROSSBRITANNIEN ELEKTRIZITAT

1.1 Hintergrundinformationen

Ende der 70er Jahre waren nach Michael Pollitt, der seine Angaben auf die National
Accounts® stutzt, in Grof3britannien noch 8% der Arbeitnehmerinnen in offentlichen
Unternehmen, die damals 10% des nationalen Outputs produzierten, beschéftigt. Der
eigentliche Beginn der Privatisierungen ist mit der zweiten Periode der Regierung
Thatcher anzusetzen. Bereits 1992 (also vor der Privatisierung der Eisenbahnen) hatte
sich die Zahl der in offentlichen Unternehmen Beschéftigten auf 3% und deren Antell
am nationalen Output auf ebenfalls 3% reduziert (Pollitt 1999). Nach der Privatisierung
der Eisenbahn waren 1998 z.B. noch das Post Office und London Underground in
offentlicher Hand. Nach Pollitt zielten die Privatisierungen in Grofbritannien v.a. auf
die Einfthrung von Marktanreizen in den jewelligen Sektoren, insbesondere durch
Veranderung der Eigentimerstruktur und Kontrolle durch eigene Regulatoren. Obwohl
die im Vergleich as zu niedrig angesehene Effizienz und Produktivitét im offentlichen
Sektor GrofRbritanniens als Begrindung fur die Restrukturierung angegeben wurden,
heben zahlreiche Kommentatoren (vgl. Pollitt 1999, Deakin/Freedland 2000) die
Schwéchung der Gewerkschaften und Starkung des ,Managerialismus und damit den
unverhohlen ideol ogischen Charakter der Privatisierungs-/Liberalisierungsstrategien der
konservativen Regierungen als eigentliche Ziele hervor.

1.2. Privatisierung des Elektrizitatssektors in Grof3britannien

Grundsétzlich wurde die staatliche Elektrizitdtswirtschaft im Zuge der Privatisierung in
die Bereiche Erzeugung, Ubertragung, Verteilung und Versorgung aufgeteilt. Die
Erzeugung wurde as Duopol geregelt, die Verteilung ging an 12 |okale RECs (Regional
Electricity Companies), die aber auch Strom produzieren diirfen. Die Nuklearkraftwerke
blieben in offentlichem Besitz. Die Privatisierung erfolgte in den Jahren 1989 und 1990.
Ursprunglich war keine Preisregulierung durch den Regulator vorgesehen. Aufgrund
der oligopolistischen Struktur kam es aber zu Preisabsprachen, sodass schliefdich die
Festlegung von Maximalpreisen durch das sogenannte RPI-X System erfolgte (Pollitt
1999).

Dieses System bindet den Anstieg der Preise an die Inflationsrate minus eines Faktors
X, der sich aus den zu erwartenden Produktivitétsgewinnen ergeben soll. Spater wurde

45 National Accounts: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung - VGR
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das System ergéanzt um die Festlegung von Qualitdtsstandards. Auf dieser Basis erfolgte
zwischen 1994 und 1998 eine vollige Offnung des Marktes.

Bald nach der Privatisierung kommt es zu zahlreichen vertikalen und horizontalen
Fusionen, neue Anbieter kommen hinzu, Firmen werden von Multinational en-K onzer-
nen gekauft, durch die Fusion mit Unternehmen aus der ebenfalls privatisierten Was-
serwirtschaft entstehen ,Multi-Utilities. Nach einer Studie des PSIRUs (Public
Services International Research Unit) kénnen die britische Stromunternehmen nach der
Privatisierung kaum auf den internationalen Mérkten expandieren und stellen eher
Ubernahmekandidaten dar (Hall 1999:6).

1.3. Auswirkungen auf die Beschaftigung im Elektrizitatssektor in
GroR3britannien

Per sonalabbau

Die durch die Privatisierung des Elektrizitdtssektors in Grofritannien bewirkte
Umstrukturierung der Energiewirtschaft fuhrte zwischen 1990 und 2001 zu einer
Reduktion der Beschaftigung von bis zu 58, 7%, auf etwa 60.000 Personen.

Daten zum Beschéftigungsabbau in der E-Wirtschaft in GrofRbritannien liegen nur bis
etwa Ende der 1990er Jahre vor. Diese Daten ergeben sich v.a. aus Analysen der ILO
bzw. des PSIRUs (Public Services International Research Unit), auf die auch die
meisten anderen Untersuchungen zur Beschéaftigungsentwicklung im Bereich Versor-
gungsbetriebe bzw. E-Wirtschaft in Grof3britannien zuriickgreifen.

Eine genaue Einschéatzung des Beschéftigungsabbaus ist aber schwierig. Das hat meh-
rere Grinde. Zum einen wird der Elektrizitatssektor statistisch selten getrennt ausge-
wertet. Meist erfolgt eine Analyse der Daten unter der Kategorie offentliche Versor-
gungseinrichtungen. Dazu kommt zum anderen, dass Arbeitsplatzverluste durch die
Restrukturierung des Energiesektors auch in anderen Wirtschaftsbereichen auftreten
konnen. So gingen etwa in GB nicht zuletzt durch die Umstellung vieler Kraftwerke auf
Gasturbinen und die Ersetzung der nationalen Produktion durch billigere Importe in den
90er Jahren noch einmal an die 80.000 Arbeitspldtze im Bergbau (280.000 seit Anfang
der 80er) verloren (vgl. ECOTEC 2001).

Der Personalabbau kann je nach Situation der Unternehmen in der Vorbereitungsphase
der Liberalisierung, unmittelbar danach oder in der Abwehr von feindlichen Ubernah-
men oder nach Fusionen erfolgen. Personalabbau kann as zentrales Instrument der
durch die Privatisierung veranderten Managementstrategien angesehen werden, um
Arbeitskosten zu senken und die Produktivitét zu erhohen. Tatséchlich weisen die
meisten Studien eine immense Steigerung der Produktivitét aus, gleichzeitig wird aber
betont, dass durch den massiven Personalabbau die langfristige Sicherung der Qualitét
der Dienstleistungen bedroht ist.

Die Reduktion der Belegschaft hing auch mit der Schlief3ung der Kundenzentren/
Elektro-Shops (Energy Centres, British Gas Showrooms), die Elektrogeréte oder Gas-
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heizungen verkauften und Anlaufstellen fir Kunden bei Beschwerden, Rechnungs-
problemen etc. darstellten, zusammen. Durch die Privatisierung wurde die Quersubven-
tionierung aus anderen Bereichen der Elektrizitétswirtschaft beendet. Die Outlets waren
im Vergleich zu den Elektroshops der grof3en Ketten nicht konkurrenzfahig. Aul3erdem
entstanden durch Internet und Callcenter neue kostenginstigere Moglichkeiten des
Kundenkontaktes.

Tabelle 1-1: Datenlage: Beschaftigungsentwicklung im Elektrizitatssektor in GrofRbritannien
1990/1 1995/6 1998/9 2001

EGOD/EPSU 140.000 60.000
(Elektrizitatssektor) (-58,7%)
David Hall/PSIRU 263.300 | 152.600 (-42%)
(Versorgungsbetriebe*)
ILO 142.623 96.143 85.000 (-40,4%)
ILO/ECOTEC minus 30-42%
National Power 15.713 | 4.850 (-69,1%) 3.000 (EIRO-Schatzung)
Power Gen 8.840 | 4.148 (-53,1%) 3.000 (EIRO-Schéatzung)
REC 83.000 47.800 (Preetum und Pollit)
(Regional Electricity (Preetum und 30% (ILO)

*..Versorgungsbetriecbe ~ umfassen  auch  den  gesamten  Utility-Bereich, also z.B. auch
Wasserversorgungsunternehmen

Quellen: EPSU/FSESP/EGOD (2002), Hall (1999), ILO (1999), ECOTEC (2001), EIRO (2000), Preetum/Pollitt
(2000)

Daten der EGOD/EPSU zeigen eine Reduktion der Beschiftigung im Elektrizitatssektor
in Grof3ritannien zwischen 1990 und 2001 von 58,7%. Demgemass fiel die Beschafti-
gung in diesem Zeitraum von knapp Uber 140.000 auf etwa 60.000. Obwohl nach der
Auswertung von EGOD/EPSU auch einige andere Staaten Europas (BRD, Spanien,
Portugal, Tschechien) in diesem Zeitraum eine Reduktion der Beschéftigung um etwa
40% verzeichnen, bestétigt dieser Wert doch, warum in anderen Studien aus Mitte der
90er Jahre hervorgehoben wird, dass von etwa 212.000 seit 1990 in der EU abgebauten
Arbeitspldtzen im Bereich Versorgungsbetriebe fast die Hafte in Grof3britannien
verloren gingen (vgl. Hall 1998).

David Hall weist fir Grof3britannien eine Reduktion der Beschéftigung von 263.300 auf
152 600 im Bereich Versorgungsbetriebe zwischen 1990 und 1995 aus. Das entspricht
einer Reduktion der Beschéftigten um 42%.

Nach Auswertungen der ILO waren im Elektrizitétssektor 1990/1 142.623 Personen
beschéftigt, 1995/6 noch 96.143. Ende der 90er Jahre soll diese Zahl auf 85 000
zuriickgegangen sein, was mit den obigen Daten der EGOD/EPSU korrespondiert, aber

135



FORBN studie

auch den fUr den Elektrizitatssektor genannten wachsenden Arbeitslosenzahlen Mitte
der 90er Jahre (trotz einsetzenden Wirtschaftswachstums) entspricht (Hall 1998).

ILO und ECOTEC (letztere in einem Bericht an die Européische Kommission) weisen
etwas konservativere Schétzungen aus. Nicht nur wird hier der Personalabbau im
europaischen Energiesektor zwischen 156.000 und 212.000 veranschlagt, auch der
Personalabbau in Grof3oritannien wird in einer Bandbreite von 30-42% angegeben (ILO
1999, ECOTEC 2001).

Insbesondere die Beschaftigungszahlen des Duopols — National Power und Power Gen
— sind zwischen 1990 und 1995/6 um 69,1% von 15.713 auf 4.850 (National Power)
und 53,1% von 8.840 auf 4.148 (Power Gen) gefallen. Eine Studie des EIRO (European
Industrial Relations Observatory, 1999) geht sogar davon aus, dass beide Unternehmen
die Zahl ihrer Beschéftigten weiter auf je etwa 3.000 gesenkt haben. Die in der ILO
Studie (ILO 1999) aufgelisteten RECs haben im selben Zeitraum — bis auf wenige
Ausnahmen - ihre Beschéaftigten um je etwa 30% abgebauit.

Preetum und Pollit (2000) weisen fir RECs zwischen 1988/9 und 1998 eine Reduktion
der Beschéftigung von 83.000 auf 47.800 aus, in der selben Zeit ist nach ihren Angaben
die Produktivitdt um 100% gestiegen.

Eine detaillierte Analyse zum Beschéftigungsabbau nach Beschaftigtengruppen im
Elektrizitatssektor ist mit den vorliegenden Daten nicht moglich. Grundsétzlich scheint
aber — bel einem Beschéftigungsanteil der Frauen von etwa 20 — 30% im Sektor
(ECOTEC 1999) — der Abbau eher zulasten der Manner zu gehen und v.a. Arbeiter in
Uberproportionalem Ausmald zu treffen. So weist ECOTEC fir das untersuchte Unter-
nehmen in Grof3britannien zwischen 1993 und 1997 einen Beschéftigungsabbau um
32,21% aus. Die Zahl der mannlichen Beschéaftigten im untersuchten Unternehmen ging
in diesem Zeitraum um 33,55% zurlick. Der Abbau weiblicher Beschéftigter betrug
hingegen 28,33%. ECOTEC sieht in diesen Ergebnisse eine Bestétigung der Ergebnisse
der Untersuchungen des PSIRU und der ILO, die in Tabelle 1-1 ausgewiesen wurden.

1.4. Industrielle Beziehungen im Elektrizitatssektor

Vor der Privatisierung wies der Elektrizitéatssektor fur Grof3oritannien typische Formen
industrieller Beziehungen und der Kollektivvertragsverhandlungen des 6ffentlichen
Sektors auf. Das heifdt Arbeitsbedingungen/-vertrédge und das Entlohnungssystem
wurden durch eine zentralisierte landesweite Struktur von Verhandlungen — organisiert
durch das Electricity Supply Trade Union Committee, das heute irrelevant ist - geregelt.

Wie schon ausgefiihrt, war die Schwéchung der Gewerkschaften explizites Ziel der
Privatisierungsstrategien in Grof3ritannien. Die mit der Privatiserung verbundene
Restrukturierung des Elektrizitétssektors, seine Aufteilung in verschiedene Bereiche
brachten eine Dezentralisierung und Fragmentierung der Kollektivvertragsverhand-
lungen mit sich. Dies wurde durch Strategien der Auslagerung und dem Einsatz von
L eiharbeiterlnnen noch verstérkt.
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Die Restrukturierungsmafdnahmen gingen Hand in Hand mit der von der konservativen
Regierung entwickelten Gesetzgebung zur Disziplinierung der Gewerkschaften und
brachten eine Annaherung der industriellen Beziehungen im Elektrizitétssektor an die
Verhdltnisse in der Privatwirtschaft.

Im Kontext Versorgungsbetriebe ist hier auf das Verbot des ,Closed Shops' 46, das
Verbot des ,Secondary Picketing'4’, und das Verbot politischer Streiks wozu auch
Kampfmal3nahmen gegen Privatisierungen gezéhlt wurden, zu verweisen. Grundsétzlich
hat die Privatisierung des Sektors die Position der Gewerkschaften und ihr Verhdtnis
zum Management nicht unbertihrt gelassen, auch wenn hervorgehoben wird, dass die
Reaktionen und Entwicklungen der Unternehmen sehr unterschiedlich sind.

Trotzdem weisen viele Studien (exemplarisch Cully et al. 1999, Brown et al. 1998)
darauf hin, dass die Gewerkschaften zumindest in den Kernbereichen ihre Positionen
halten konnten, natUrlich aber neue Strategien und Aktionsformen gegentiber dem
Management wie auch gegeniber den Aktivistinnen und Belegschaften entwickeln
mussten. So erforderte etwa die Dezentralisierung der Kollektivvertragsverhandlungen
die Mobilisierung und Schulung einer gréf3eren Zahl von Aktivistinnen, damit diese mit
den sie erwartenden Anforderungen und Konflikten auf dezentraler Ebene umgehen
konnen.

Grundsétzlich wurde im Zuge der Restrukturierung der Energiewirtschaft das System
Uberbetrieblicher Kollektivvertragsverhandlungen zerschlagen und durch ,Single-
Employer’- und ,Single-Table' -Verhandlungen (so es mehrere Gewerkschaften in
einem Betrieb gibt) ersetzt. In neu entstehenden Tochterfirmen, bzw. ausgelagerten
Bereichen gibt es oft keine gewerkschaftliche Vertretung oder sie wird von der
Betriebsleitung nicht als Verhandlungspartner anerkannt. In diesem Fall gibt es keine
kollektiven Vereinbarungen Uber Arbeitsbedingungen und Entlohnung.

Einige Studien heben hervor, dass der Personalabbau letztlich auch zu rucklaufigen
Mitgliedszahlen (Brown et a. 1998) gefuhrt hat. Obwohl in der Regel von einer
gewissen Stabilitét der industriellen Beziehungen im Elektrizitétssektor ausgegangen
wird, kam es doch in enigen Fallen zur Aufkindigung von Verhandlungen
(,derecognition’) mit den Gewerkschaften. Das ist auf die Verdnderung der Manage-
mentstrategien in und nach der Privatisierung zurtickzuftihren, schreibt aber gleichzeitig
die eher als konflikthaft zu kennzeichnende Tradition der industriellen Beziehungen in
manchen Bereichen des Elektrizitatssektors fort. Erst in den letzten Jahren haben sich,

46 Als,Closed Shops wurden Unternehmen bezeichnet, in denen die Gewerkschaften durchgesetzt hat-
ten, dass neueingestel lte Beschéftigte gleichzeitig der jeweiligen Gewerkschaft beitreten mussten (und
dies gegebenenfalls sogar vom Unternehmen empfohlen wurde). Diese Unternehmen hatten in der
Regel einen Organisationsgrad von 100%.

47 Secondary Picketing' bezeichnet eine Strategie der britischen Gewerkschaften, Streikaktivitaten und
andere gewerkschaftliche MalRnahmen auf Betriebe, die nicht oder schlecht organisiert waren, durch
das Aufstellen von Streikposten (Pickets) auszudehnen. Auf diese Weise konnten auch Unternehmen,
die noch keine Gewerkschaft anerkannt hatten, gezwungen werden Kollektivvertragsverhandlungen
zu fuhren und eine kollektive Interessensvertretung der Belegschaften zuzulassen. Dies war v.a. flr
die Organisierung ausgelagerter oder neuer Betriebsstdtten von Bedeutung.
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nicht zuletzt aufgrund der Forderung der ,Socia Partnership’ Ideologie durch die neue
L abour-Regierung, neue Formen der Kooperation und Einbindung der Gewerkschaften
in einigen Betrieben entwickelt. Aus einer eigensténdigen Vertretung der Belegschaften
werden sie in eine Position der Unterstiitzung des Managements gezwungen. Viele
Unternehmen suchen die Einbeziehung der Gewerkschaften, um in Restrukturierungs-
phasen Konflikte zu vermeiden (Telljohann 2001).

Zwischen 1980 und 1998 ist laut WERS (Workplace Employee Relations Survey) die
Zahl der Gewerkschaftsmitglieder im Bereich Versorgungsbetriebe von 91% auf 68%
gesunken (vgl. Millward u.a. 2000). 1998 anerkennen aber immer noch 98% der
Betriebe Gewerkschaften als Verhandlungspartner. In Betrieben, die Gewerkschaften
anerkennen, lag die Mitgliedschaft 1998 bel etwa 75%. Der Labour Force Survey weist
fir 1999 im Bereich Versorgungsbetriebe 58% Mitgliedschaft aus. Auch die Ergebnisse
des WERS beziglich der Existenz sogenannter Joint Consultative Commitees (innerbe-
triebliche Beteiligungs- und Mitbestimmungsinstitutionen) in den Betrieben zeigen fir
den Sektor Versorgungsbetriebe in Grofbritannien immer noch sehr hohe Werte, die
durchaus jenen des 6ffentlichen Dienstes entsprechen. Dies gilt besonders mit Blick auf
die Frage, wie weit es diese auf der Ebene der jeweiligen Betriebsstétte (nur Betriebs-
stéttenebene 15%), wie auch dartiber hinaus gibt (Komitees auf Betriebsstéatten- und
hoheren Ebenen in 46% der Unternehmen).

Auch in bezug auf gewerkschaftliche Mal3nahmen weist der  Sektor
Versorgungsbetriebe relativ hohe Werte auf (Cully u.a. 1999:132). So gab es an 13,5%
der Arbeitsstatten im Untersuchungszeitraum irgendeine Kampfmal3nahme. Nur der
Transport und Kommunikationssektor aber auch der Sektor finanzielle Dienstleistungen
liegen Uber diesem Wert. Abgesehen vom o&ffentlichen Dienst liegen alle andere
Sektoren in dieser Studie Ende der 90er weit unter 5%.

1.5. Veranderungen der Arbeitsbedingungen und Managementstrategien

Fur den Elektrizitdtssektor in Grof3ritannien liegen auch einige qualitativ orientierte
Fallstudien zu Verdnderungen der Arbeitsbedingungen, Arbeitsorganisation und Mana
gementstrategien vor. Diese beziehen sich jedoch v.a. auf vormals staatliche Betriebe,
die auch nach der Privatisierung weiterhin zu Kernunternehmen der Branche gehoren.
Studien zur Situation in neu entstandenen Unternehmen bzw. in den Subunternehmen,
die in weiten Bereichen des Sektors ausgel agerte Aufgaben tibernehmen, liegen nicht vor.

Da von den Befurwortern der Privatisierung und Liberalisierung des Sektors Versor-
gungsbetriebe in Grolbritannien die , Effizienz und Produktivitdtsprobleme’ nicht nur
im sogenannten ,Overmanning’ (also im Personalberhang) verortet wurden, sondern
auch in angeblich wenig effektiven Formen der Arbeitsorganisation, Organisa-
tionsstruktur und des Managements, spielten umfangreiche Restrukturierungsmal3-
nahmen fur diese Bereiche von Anfang an eine zentrale Rolle (Pollitt 1999).

Simon Deakin und Mark Freedland (2000) betonen v.a. die Individualisierung (vgl.
auch Brown et al. 1998) der Beschaftigungsverhaltnisse, fur die nicht zuletzt die bereits
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oben ausgefihrte Zerschlagung der landesweiten Kollektivvertragsverhandlungen und
die Fragmentierung der industriellen Beziehungen unabdingbare Voraussetzungen
darstellten. Wahrend es in einigen Féllen nach der Re-Orientierung des Management an
Praktiken der privaten Wirtschaft zu Versuchen kommt, den Gewerkschaftseinfluss
weitgehend zurlickzudréngen (,derecognition’), versuchen andere die Restrukturie-
rungen in Kooperation mit den Gewerkschaften umzusetzen und diese in neuen
Partnerschaften einzubinden oder sie dazu zu zwingen, die Wettbewerbsfahigkeit der
Unternehmen vor die Interessen der Belegschaft zu stellen.

Die kooperative Orientierung mancher Betriebe andert aber nichts daran, dass die
Individualisierung der Arbeitsvertrdge zu einem wichtigen Instrument des Management
wird, das auf Kosten kollektiver Regulierungen geht. Um die Belegschaften dazu zu
bringen auf derartige Vertrage umzusteigen, werden den Arbeitnehmerinnen etwa
Einmalzahlungen/-erhthungen des Lohnes, bessere Gesundheitsversorgung oder ein
besserer Grundlohn geboten, was zu hohen Lohndifferentialen im Sektor fuhrt. Verlangt
wird dabei von den Belegschaften etwa mehr Flexibilitét (beziglich Arbeitszeit,
Arbeitsaufgaben ...) oder die Akzeptanz einer Reduktion der Pay Grades (Lohnstufen).
Bezlglich der Veranderung der Arbeitsanforderungen und den Abgrenzungen zwischen
verschiedenen Tétigkeiten ist die Reorganisation der Arbeitsteilungen zwischen
, Craftworkers' und , Processworkers’, manuellen und nicht manuellen Aufgaben sowie
die Einfuhrung verschiedener Formen des Teamworkings hervorzuheben. Deakin und
Freedland (2000) heben hervor, dass es sich bei dieser Form der Individualisierung um
eine prozedurale und nicht inhaltliche handelt. D.h. Individualisierung bezieht sich auf
die EinfUhrung variabler Lohnkomponenten, die an die individuelle Leistung der
Beschéftigten gebunden werden.

Hervorzuheben ist weiters, dass es trotz der Flexibilisierung der Entlohnungsformen
gerade im Bereich der Zulagen zu gegenléufigen Tendenzen kommt. Die Ursache dafur
ist der erhdhte burokratische Aufwand, den individualisierte, an der Leistung orientierte
Entlohnungsformen in den Betrieben verursachen.

Brown et a. (1998) zeigen, dass die genannten Elemente der Restrukturierung der
Arbeitsorganisation und Arbeitsverhdltnisse durchaus kompatibel sind mit der
Erhaltung des gewerkschaftlichen Organisationsgrades auf Betriebsebene. Es zeigen
sich zumindest in den qualitativen Untersuchungen keine markanten Unterschiede
zwischen gewerkschaftlich und nicht-gewerkschaftlich organisierten Betrieben
beziglich der Umsetzung neuer HRM-Strategien. In nicht-gewerkschaftlich
organisierten Betrieben scheint es aber eine stérkere Orientierung an symbolischen
Formen der Anerkennung hoher L eistungen zu geben.

Die vorliegenden Studien betonen, dass trotz aller Rhetorik Uber Partnerschaft und
K ooperation die Demotivierung der Belegschaften, die Geféhrdung der Dienstleistungs-
erbringung, sowie die Fortsetzung einer Dynamik niedrigen Vertrauens und geringer
K ooperation zwischen dem Management und den Beschéftigten drohen.

Einen weiteren interessanten Einblick in die Veranderung der Arbeitsorganisation und
Arbeitsverhaltnisse gibt eine Studie von Chris Carter und Frank Mueller (2001) tber die
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Paradoxien der Deprofessionalisierung. Carter und Mueller zeigen, wie durch die
Verénderung der Managementstrukturen in privatisierten Betrieben des Sektors
Versorgungsbetriebe innerbetriebliche Formen der Arbeitsteilung und die damit
verbunden Hierarchien, Positionen und Machtverhatnisse verandert werden. Sie zeigen,
wie durch die Neuzusammensetzung des Management insbesondere die Rolle von
Technikern aufgebrochen wurde. Diese verfiigten traditionell Gber hohe Autonomie und
Entscheidungsfreiheit in der Erflllung ihrer Aufgaben und hatten damit eine eigene
Berufsidentitét entwickelt, die sich an ihren Qualifikationen und ihrer Bedeutung fir
den Ausbau der Dienstleistung festmachte.

Durch das neu aufgenommene Managementpersonal werden Instrumente des Total
Quality Management eingefiihrt und es soll eine Reorientierung der Arbeitsabléaufe an
Best Practice Beispielen erfolgen. Die unter dem Namen ,Job Rethink’ eingefuhrte
Teamarbeit bedroht die Autonomie und Entscheidungsfreiheit der Techniker, die in den
zu bildenden Teams sogenannten ,Distributions-, oder , Teammanager’ mit anderem
professionellen Hintergrund untergeordnet werden.

Durch den gleichzeitig stattfindenden Personalabbau und die Ubernahme administrati-
ver Aufgaben durch die neue Gruppe von Managern entsteht Personalknappheit, welche
wiederum mit dem Vorschlag einer weiteren Restrukturierung der Aufgaben der
Techniker beantwortet wird. Unter dem Titel des, Rule Based Engineering’48 soll eine
neue, natdrlich weniger kostenintensive Gruppe von Beschéftigten geschaffen werden,
die fUr Routineaufgaben im technischen Bereich angelernt werden. In den entstehenden
Konflikten versuchen die Techniker ihre Position zu retten, indem sie die Relevanz des
,Warum’ etwas zu tun ist, gegentber dem ,Wi€ hervorheben. Durch den hohen
burokratischen Aufwand, den die neuen Managementgruppen erzeugen (permanente
Leistungsmessungen, aufwandige Gesprache), setzt sich im Betrieb schliefdlich eine
dritte ebenfalls nicht aus dem Bereich der technischen Aufgaben kommende Gruppe
von Managern durch, deren Philosophie Carter und Mueller mit der Phrase ,Just
fucking do it" (etwa: Nicht lange fackeln, tun) beschreiben. Die Folge ist die ziigige
Umsetzung der geplanten Dequalifizierungsstrategie durch die Schaffung einer neuen
Beschéftigungskategorie fur Routineaufgaben im technischen Bereich und ein 23%iger
Personalabbau im betreffenden Unternehmen.

Deakin und Freedland fassen die Verénderungen im Sektor Versorgungsbetriebe, die
durch die Privatiserungen und die Einfihrung von Marktverhdltnissen und ihre
Forcierung durch die Regulatoren induziert wurden, folgendermal3en zusammen.
» These forces have combined to encourage corporate restructuring as a way of
saving costs, leading to redundancies and, as a result, a greater intensification of

work efforts as more is required from those workers who retain their employment.*
(Deakin/Freedland 2000:33)

Eine vom EIRO in Auftrag gegebene Studie zu den Implikationen der Liberalisierungen
im Elektrizitétssektor hebt folgerichtig folgende Auswirkungen auf die Arbeitnehmerin-
nen hervor (EIRO 1999): Gefuihle der Arbeitsplatzunsicherheit, wachsende Arbeitsbe-

48 Rule based engineering’: Regelgeleitete technische Téatigkeiten.
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lastung, Stress, Gesundheitsgefdhrdung durch Reduktion der Sicherheitsstandards,
weniger Moglichkeiten des beruflichen Aufstiegs.

Die meist in den Betrieben umgesetzten, mit , Golden Handshakes' erleichterten frei-
willigen Kindigungen sind solche oft nur dem Namen nach, fir die Betriebe notwen-
dige Qualifikationen gehen gerade durch den Verlust dlterer Beschéftigter, die die
Maoglichkeit in Frihpension zu gehen nutzen, verloren.

Die unter den Bedingungen der Verstaatlichung dominierende Kultur |ebenslanger
Beschaftigung ist definitiv beendet. Obwohl die Altersstruktur im Elektrizitétssektor
Strategien des sozialvertréglichen Beschaftigungsabbau forderte, haben gerade
gekindigte Arbeitnehmerinnen mit mittleren und hohen Qualifikationen Probleme
anderswo eine Anstellung zu finden, da ihre Fahigkeiten nicht nachgefragt werden.
Durch die Schaffung flacherer Organisationsstrukturen ist auch das mittlere Manage-
ment besonders von den Restrukturierungen betroffen.

1.6. Zusammenfassung

» Der Elektrizitadtssektor in Grofritannien wurde in eine Reithe von Aufgabenberel-
chen (Produktion, Netz, Ubertragung etc.) geteilt und Anfang der 1990er Jahre
privatisiert. Dies hatte einen massiven Abbau von Beschéftigung zur Folge.
Zwischen 1990 und 2001 sank die Zahl der Beschéftigten von etwa 140.000 auf
knapp 60.000, was einem Rickgang von fast 60% entspricht. Europaweit ist der
Rickgang der Beschaftigung im Elektrizitdtssektor in Grof3britannien einer der
markantesten. Durch die technische Umstellung der Kraftwerke auf Gasturbinen sind
auch in anderen Sektoren (Bergbau) massive Beschéftigungsverluste zu verzeichnen.

= Die Auswirkungen der Liberalisierung und Privatisierung des Elektrizitatssektors in
Grof3oritannien kann nicht von den gewerkschaftsfeindlichen Mal3nahmen der kon-
servativen Regierungen der 1980er und -90er Jahre getrennt betrachtet werden. Die
Schwéchung der Gewerkschaften in den vormals offentlichen Sektoren ist eines der
Ziele, das mit den Privatisierungen verbunden war. Die Umstrukturierung des Elek-
trizitétssektors fuhrte zu einer Dezentralisierung und Fragmentierung des vormals
zentral organisierten Systems industrieller Beziehungen offentlicher Versorgungs-
betriebe. Zwar scheint es, als hétten die Gewerkschaften alles in alem ihre Position
in den Betrieben behaupten kénnen, trotzdem ist der gewerkschaftliche Organisati-
onsgrad betrachtlich zurtickgegangen, nach unterschiedlichen Quellen um 23% bzw.
sogar um rund 30% auf knapp 60%. In einigen Fallen kam es zu einer
Aufkindigung der Kollektivvertragsverhandlungen durch das Management. Trotz
oder wegen veranderter Managementstrategien in und nach der Privatisierung kann
von einer Fortsetzung der eher konflikthaften industriellen Beziehungen ausge-
gangen werden. Erst in den letzten Jahren haben sich, nicht zuletzt aufgrund der
Forderung der , Social Partnership’-Ideologie durch die neue Labour-Regierung, neue
Formen der Kooperation und Einbindung der Gewerkschaften in einigen Betrieben
entwickelt. Aus einer eigenstandigen Vertretung der Belegschaften werden sie in
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eine Position der Unterstitzung des Management zur Kooperation in der
Umstrukturierung gezwungen.

Qualitative Studien zu Arbeitsbedingungen und Managementstrategien in der
Elektrizitatswirtschaft nach der Liberalisierung und Privatisierung heben Verande-
rungen in folgenden Bereichen hervor, die zur Lésung der angeblichen Effizienz-
und Produktivitdtsprobleme im Bereich Versorgungsbetriebe beitragen sollen:

Individualisierung der Arbeitsvertrage

Durch die Reduktion der Bedeutung von Kollektivvertragsverhandlungen kdnnen
die Unternehmen auf individualisierte Arbeitsvertrdge mit den Beschaftigten um-
steigen. Diese zielen auf eine Flexibilisierung und Vereinfachung der Entgeltsys-
teme in den Betrieben und die Einfuhrung leistungsbezogener Lohnbestandteile
ab. Die Veranderungen stehen im Kontext weitergehender Mal3nahmen der Flexi-
bilisierung der Arbeitsablaufe und Arbeitszeitregelungen. Neue Managementstra-
tegien zur ,Mitarbeiterinnenfihrung’ wie Human Ressource Management und
Total Quality Management werden eingefihrt.

Verénderung der Arbeitsplatzbeschreibungen, Berufsprofile und Dequalifizierung

Die Restrukturierungsmal3nahmen fihren zu weitreichenden Versuchen die tra-
ditionellen Formen der innerbetrieblichen Arbeitsorganisation und Arbeitsplatz-
beschreibungen und auch scheinbar Uberkommene berufliche Abgrenzungen und
Identitdten (Techniker, Elektriker) zu reorganisieren. Dies fihrt zu einem
innerbetrieblichen  Bedeutungsverlust des technischen auf Kosten des
kaufmannischen Personals und zu Strategien der Dequalifizierung.

Die Umgestaltung der Arbeitsbedingungen fihrten zu einer Intensivierung der
Arbeitsanforderungen und damit zu gestiegenen Arbeitsbelastungen, die sich in
Stresserscheinungen und Unsicherheit manifestieren. Durch den fortgesetzten Per-
sonalabbau ist ein nicht zu ersetzender Verlust an Qualifikationen festzustellen, was
auf Dauer die Qualitét der Dienstleistungserbringung bedrohen kann.
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2. FALLSTUDIE: GROSSBRITANNIEN OFFENTLICHER
PERSONENNAHVERKEHR (OPNV)

2.1. Hintergrundinformation — Privatisierung des OPNV in GroRbritannien

1980 wurden in GrofRbritannien 98% aler lokalen Busreisen auf Budlinien in 6ffentli-
chem Eigentum getétigt, Ende der 1990er Jahre wurden 97% aller lokalen Busreisen
von privaten Firmen Gbernommen. Der Sektor 6ffentlicher Personennahverkehr, der mit
Ausnahme Londons hauptsachlich auf Bussen beruhte, galt Anfang der 80er Jahre als
hochgradig reguliert (Bayliss 1999). Der offentliche Personennahverkehr (OPNV) war
in den 30ern und 40er Jahren verstaatlicht worden, wobel sich ein Teil der Unternehmen
traditionell in Besitz der Kommunen befunden hatte. Obwohl der vorwiegend auf
Bussen beruhende OPNV zwar bis Anfang der 70er Jahre als mehr oder weniger
profitabel galt, setzte schon in den 50er Jahren ein kaum zu stoppender Riickgang der
Passagierzahlen bel gleichzeitig steigenden Kosten ein. Der Riickgang der Passagier-
zahlen wird unter anderem auf die Zunahme des Autoverkehrs zurtickgefihrt. Seine
endgiltige Struktur erhielt der britische OPNV Ende der 60er, Anfang der 70er Jahre.

Keith Forrester (1993) teilt die Struktur des Sektors Ende der 70er in folgende Gruppen
ein: Erstens nennt er den , nationalisierten Sektor’, der aus der National Bus Company
(NBC) und der Scottish Bus Group, die erst 1969 geschaffen worden waren, besteht.
Nach einigen Aufkaufen bestand die NBC Ende der 70er aus 37 relativ eigenstandigen
Subunternehmen. Diese Unternehmen Ubernahmen v.a. den zwischenstadtischen und
landlichen Personentransport. Als zweite Gruppe nennt Forrester die London Transport
Executive (LTE), die Passenger Transport Executives (PTES) und die gemeindeeigenen
Betriebe. Die LTE stellte das grofte Teilunternenmen im OPNV GrofRbritanniens dar,
das aber im Zuge der Konflikte der konservativen Regierung der 80er Jahre mit den
L abour-gefuhrten Stadtverwaltungen zur London Regiona Transport (LRT, spater LT)
umbenannt, der Stadtverwaltung entzogen und direkt dem Verkehrsminister unterstellt
wurde. Der OPNV mit Bussen wurde in London in weiterer Folge in 13 Subunterneh-
men geteilt. Mitte der 90er wurde durch Ausschreibungen der Buslinien ein be-
schréankter Wettbewerb in London zugelassen und unter Koordinierung durch die Stadt
vergeben. Die Héalfte der Unternehmen ging an Tochtergesellschaften von LT, die
andere Hélfte an private Betreiberlnnen. LT kontrolliert das Busnetz durch die Fest-
legung von Fahrpreisen und Leistungen. Die privaten Unternehmen tragen kein wesent-
liches wirtschaftliches Risiko, da sie von der Stadt fur erbrachte Leistungen bezahit
werden (OGPP 2002).

Die PTEs hatten nach der Reorganisation Ende der 60er Jahre den OPNV in den
stadtischen Ballungsréumen (Metropolitan Areas) Ubernommen. In 51 kleinen und
mittleren Gemeinden wurde der OPNV durch gemeindeeigene Betriebe organisiert.
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Ende der 70er Jahre gab es auf3erdem einen kleinen privaten Bereich im Sektor Passa-
giertransport, der aus einer grof3en Zahl von kleinen Unternehmen bestand. 5.536 von
insgesamt 5.639 Unternehmen im Bereich OPNV gehorten zu dieser Kategorie
(Forrester 1993). Die privaten Unternehmen beftrderten jedoch weniger als 4% aller
Passagiere und konzentrierten sich insbesondere auf Ausflugsfahrten und dergleichen.
Durch das seit 1930 existierende Lizenzierungsverfahren waren sie aus dem OPNV im
engeren Sinne ausgeschl ossen.

Durch den bereits erwdhnten Niedergang des OPNV — Zahlen sprechen von einer
Reduktion der Passagierzahlen von 17 Millionen 1950 auf 6 Millionen 30 Jahre spéter —
musste 1968 ein System der Quersubventionierung eingefihrt werden, um gesellschaft-
lich notwendige Verbindungen aufrechtzuerhalten. Anfang der 80er machte die Quer-
subventionierung 45-50% der Gesamteinnahmen im OPNV aus, was zu einem massiven
ideol ogischen Angriffspunkt der Thatcher Regierung wurde.

Der OPNV galt as tberregulierter und rigider Sektor. Die garantierten staatlichen
Subventionen galten als Ursache flr ausbleibende Innovationen, wenig effiziente und
effektive Arbeits- und Organisationsformen, geringe Produktivité sowie Uberhdhte
Loéhne in den wenig profitablen Bereichen. Die Abschaffung der Busschaffner
aulRerhalb Londons wird als die wichtigste Innovation im britischen OPNV in dieser
Zeit gesehen. Wenig kompetitive Manager, eine wenig kooperative
Arbeitnehmerlnnenschaft, die an einer Verbesserung der Produktivitét nicht interessiert
sei, sowie die Stéarke der Gewerkschaften werden zu zentralen Ursachen des
Niedergangs der OPNV in GroRbritannien erkléart.

Insbesondere die Lohn- und Arbeitskosten, die im arbeitsintensiven Sektor OPNV 70%
ausmachen, spielten eine zentrale Rolle, bei den in die Privatisierung und Deregulierung
gesetzten Hoffnungen.

Schon 1980 werden die ersten Schritte zur Deregulierung des OPNV gesetzt, die auf
einer Lockerung der strengen Lizenzierungsverfahren beruhen und Unternehmen den
Marktzutritt im Bereich Express Coach Services (Busfernverbindungen) erleichtern.
Auch die Kontrolle der Fahrpreise wird gelockert. Beide MalRnahmen haben aber nur
wenig Auswirkungen auf die Industrie in dieser Zeit, da es den dominanten 6ffentlichen
Unternehmen gelingt, potenzielle Konkurrenten abzuwehren.

Wichtiger hingegen war die von der Regierung implementierte Begrenzung der offentli-
chen Subventionierung des OPNV in den stadtischen Ballungsraumen, was zwischen
1985 und 1987 zu einer Reduktion der staatlichen Unterstiitzung um 26% fuhrte.

Die vollstandige Privatisierung und Deregulierung des OPNV — mit Ausnahme Londons
- erfolgte im Transport Act 1985. Die Eckpfeiler dieses Gesetzes sahen folgende Punkte
vor (Forrester 1993, Bayliss 1999): Durch die Abschaffung der Lizenzierung kann jeder
maogliche Anbieter 42 Tage nach der Registrierung bei der zustandigen Behorde eine
Busverbindung beginnen. Zwar konnten Gemeinden weiterhin nicht-kommerzielle
Linien férdern, mussten diese aber geméld des ,Compulsory Competitive Tendering’
(Verpflichtung zur Ausschreibung 6ffentlicher Aufgaben) 6ffentlich ausschreiben.
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Die NBC wurde in 79 Subunternehmen zerschlagen, von denen ein Teil vom Manage-
ment, einige wenige auch durch ,Employee Shareownership Schemes' (Besitzbetelli-
gung der Arbeitnehmerinnen) Ubernommen wurden. Die gemeindeeigenen Busbetriebe,
wie auch die PTEs in den st&dtischen Ballungsraumen wurden ausgelagert. Gemal3 der
im White Paper on Busses Anfang der 80er Jahre anvisierten Effekte sollte die skiz-
zierte Umstrukturierung des OPNV eine K ostenreduktion um 30% ermdglichen und die
Quersubventionierung des OPNV mehr oder weniger beenden. Tatsachlich kam es am
Anfang zu einer Zunahme der Anbieter und einer massiven Erhohung des Wettbewerbs,
der in enigen Studien (exemplarisch Forrester 1993, Stevenson ohne Jg.) und
Darstellungen der Auswirkungen der Deregulierung auf den OPNV sehr plastisch als
,chaotisch’ beschrieben wird.

2.2. Auswirkungen den Privatisierung des OPNV auf die Beschaftigten

Aufgrund des hohen Anteils der Personalkosten an den Gesamtkosten im Sektor waren
Strategien der Kostenreduktion, der Produktivitétssteigerung und wo sich das als mog-
lich erwies, des Personalabbaus zu erwarten. Dies ist tatséchlich eingetreten.

2.2.1. Personalabbau

Eine umfassende Darstellung des Personalabbaus im OPNV ist durch die Fragmentie-
rung des Sektors, die oben beschrieben wurde, mit dem vorliegenden Material nicht
madglich.

Der Personalabbau im OPNV hatte aufgrund der Einfiihrung der , One-person-operati-
ons (Einpersonenbetrieb), also der Abschaffung der Busschaffner, schon im Jahrzehnt
vor der Deregulierung begonnen und betrug nach Angaben Forresters (1993) bei PTES
etwa 22% und bei NBC 32%. Der Trend ist nach der Privatisierung etwa doppelt so
hoch wie aus langerfristiger Perspektive zu erwarten gewesen wére. So wurde etwa in
den neugeschaffenen Public Transport Companies, den ausgelagerten Busunternehmen
der Gemeinden und stédtischen Ballungszentren, in den ersten zwei Jahren nach der
Privatisierung 26% des Persona abgebaut (der im Sinne des langfristigen Trends zu
erwartende Rickgang lag bel etwa 4,4%). Die unabhangigen Firmen konnten zwischen
1978 und 1988 ihren Personalstand um 30% erhthen. Alles in allem ist jedoch offen-
sichtlich, dass dadurch der Beschaftigungsverlust im Sektor nicht aufgehalten werden
konnte.

Graham Stevenson (ohne Jg.) von der Transport and General Workers Union verweist
auf eine Reduktion der Beschéftigung in den st&dtischen Ballungsgebieten zwischen
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26% und 41%. In absoluten Zahlen ist zwischen 1985 und 1992 nach Kinnera Murthy
die Beschaftigung im OPNV von 174.200 auf 151.500, also um 13% zuriickgegangen.4®

Heseltine und Silcock (1991, siehe auch Forrester 1993) weisen anhand eines
regionalen Beispiels, ndmlich South Y orkshire Transport, nach, dass zur Erhthung der
Konkurrenzfahigkeit und Abdeckung jahrlicher Verluste von 45 Millionen Pfund die
Operating Costs um 26% gesenkt wurden. Dies wurde durch einen Abbau von 13% des
sogenannten , Platform’ -Personals (Fahrer und Schaffner), v.a. aber durch eine Reduk-
tion der Verwaltungs- und anderer Unterstiitzungsjobs (-57%) sowie der Techniker
(Engineers, -52%) erreicht.

Heseltine und Silcock (1991) heben zwar hervor, dass es in den von ihnen untersuchten
Fallstudien kaum zu unfreiwilligen Entlassungen gekommen ist, trotzdem muss betont
werden, dass ihre Analysen die massiven Auswirkungen der Umstrukturierungsmal3-
nahmen auf die Motivation der Belegschaften und die Stimmung in den Betrieben
hervorheben.

Dass der Personalabbau im Sektor aber ales in allem relativ reibungsios vonstatten zu
gehen schien, hing vermutlich auch mit der algemeinen Verschlechterung der
Arbeitsbedingungen und der Lohne im britischen OPNV zusammen, was die
sogenannte nattirliche Fluktuation der Beschéftigten erhohte. Viele verlief3en den Sektor
mit seinen sich verschlechternden Arbeitsbedingungen ,freiwillig’. Auch David Bayliss
hebt hervor (1999), dass es den Unternehmen in London nicht gelang ihr Persona zu
halten, und dass sie sich schwer tun neues zu finden.

2.2.2. Reduktion der Lohne

Im White Paper on Busses aus dem Jahr 1984 und im Gesetz des darauffolgenden
Jahres war eine Kostenreduktion in der Busindustrie um etwa 30% anvisiert worden.
Aufgrund der hohen Arbeitsintensitét des Sektors machen die Personalkosten etwa
knapp 70% aus — etwas mehr as 40% fur die , Platform’ -Staff und etwas mehr als 25%
fir Verwaltung und Professionisten (Association of Metropolitan Countries 1990).
Wahrend die durchschnittlichen Lohne der Busfahrer in den 70ern und 80er etwa dem
Durchschnitt der Arbeiterlnnen entsprachen, lagen sie in den 90ern etwa 20% unter dem
Durchschnitt. Zwar gehen die genauen Angaben zur Lohnreduktion etwas auseinander,
da manche Studien sogar betonen, dass Busfahrer vor der Privatisierung 5% tber dem
Durchschnitt mannlicher Arbeiter lagen. Einen guten Uberblick (iber die Tendenz der
Lohnentwicklung im OPNV in GroRbritannien gibt folgende Statistik des Transport
Committees des britischen Unterhauses aus dem Jahr 1995 (Transport Committee
1995).

49 Der fortgesetzte Personalabbau im OPNV wird (brigens sehr gut in der von Stanley (1987)
présentierten Tabelle erkennbar. So waren 1968 noch 253.000 Personen im Bussektor beschéftigt,
28.500 davon in privaten Unternehmen. Schon 1980 war demnach die Zahl der Beschéftigten auf
202.000 — nicht zuletzt durch die Abschaffung der Schaffner — reduziert worden. Im privaten Bereich
hatte sich die Beschéftigung bereits auf tber 34.000 erhoht.
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Tabelle 2-1: Durchschnittliche Lohne von Bus and Coach Drivers, Pfund/Stunde, Basis 1994

Bus and Coach drivers |  All manual workers Bus and coach as % of manual
1975 551 5.38 102%
1976 5.30 5.34 99%
1977 4.83 4.95 97%
1978 5.00 5.14 97%
1979 478 5.34 90%
1980 5.06 5.37 94%
1981 5.16 5.35 96%
1982 5.27 5.37 98%
1983 5.58 5.59 100%
1984 5.48 5.61 98%
1985 5.48 5.60 98%
1986 5.70 5.80 98%
1987 5.34 591 90%
1988 5.44 6.08 89%
1989 5.27 6.07 87%
1990 5.18 6.09 85%
1991 5.08 6.18 82%
1992 5.17 6.29 82%
1993 5.09 6.37 80%
1994 5.03 6.31 80%

Quelle:  Transport Committee 1995.

Tabelle 2-1 zeigt sehr deutlich den Einbruch der Léhne im OPNV nach 1986. Mitte der
90er liegen die Lohne in diesem Sektor nicht Uber dem durchschnittlichen Lohnniveau
far Busfahrer in den 70ern, ganz zu schweigen vom Durchschnitt aller Arbeiterlnnen.s0

Ende der 90er Jahre und am Anfang des neuen Jahrzehnts scheint es, nicht zuletzt
aufgrund der verdnderten Bedingungen unter Labour, eine leichte Umkehrung des
Trends zu geben, da die Lohne fir Busfahrerinnen stérker steigen als die Durch-
schnittsd6hne der Arbeiterlnnen. Dies liegt aber auch an den Rekrutierungsproblemen

50 Das Lohnniveau sowohl der Busfahrer, wie auch der Arbeiterlnnen weist in den 70er erhebliche
Schwankungen auf. Dies reflektiert die instabile 6konomische Situation der britischen Wirtschaft und
die damals noch existente relative Starke der Arbeiterlnnenbewegung in Grof3britannien. Wahrend
aber Anfang der 80er-Jahre L6hne und Gehélter durch die hohe Arbeitslosigkeit und die durch Aus-
teritétspolitik verscharfte Krise unter Druck geraten, kdnnen die Busfahrer bis 1985 ihren relativen
Rickstand zum Durchschnitt der Arbeiterlnnen aufholen.
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der Busunternehmen nicht zuletzt in den stadtischen Ballungszentren. So liegt der
durchschnittliche Jahresverdienst eines Busfahrers in London bei 17.000 Pfund, mehr
als 10.000 Pfund unter dem Durchschnitt der U-Bahnfahrerinnen und weit unter dem
allgemeinen Durchschnitt in London von 39.200 Pfund. Um die Rekrutierung von
Fahrerlnnen in London zu erleichtern, wurde ein sogenannter Mayor’s Bonus von 20%
pro Woche eingefuhrt (TGWU 2002).

Die ausgewiesene Lohnreduktion im OPNV-Sektor in GroRbritannien wurde durch eine
ganze Reihe verschiedener Malinahmen erreicht. Die am haufigsten genannte ist die
EinfUhrung sogenannter Mini-Busse und Midi-Busse, die weniger Qualifikation
erfordern (niedrigerwertige Fahrlizenz). Dies Uberschneidet sich mit der Einstellung
jungerer Beschéftigter fur diese Fahrzeuggruppen (Forrester 1993). Minibusfahrerlnnen
erreichen nur 75% des Lohnniveaus der klassischen Busfahrerinnen. In den meisten
Unternehmen wurde daher eine Neustrukturierung der Lohnkategorien fr verschiedene
Kategorien von Fahrerlnnen, vorgenommen (,tiered wage structure’). In manchen
Unternehmen kam es auch zu Abfertigungszahlungen, damit die Beschéftigten allge-
meine Lohnkirzungen akzeptieren (sogenannte , bribes', also Bestechungen, von bis zu
3.000 Pfund).

Zur Neustrukturierung der Lohnkategorien gehorte auch eine Vereinfachung der
L ohnstrukturen durch die Abschaffung bzw. Reduktion aller Zuschlage fur Uberstun-
den, Wochenendarbeit, sozial unginstigen Arbeitszeiten sowie der Kranken- und
Urlaubsgelder und die Abschaffung der bezahlten Essenspause. Abgeschafft wurden
auch die vom Unternehmen zur Verfigung gestellte Arbeitskleidung und Kantinen (in
50% der Unternehmen gibt es diese Dinge nicht mehr). Neue Pramien werden einge-
fahrt fur punktliches Erscheinen bel der Arbeit bzw. Erscheinen bei der Arbeit Uber-
haupt, und auch unfalfreies Fahren. In manchen Unternehmen erhalten Fahrerlnnen
einen Prozentsatz der ,daily takings'>! (t&glichen Einnahmen) der Busse. Auch be-
triebseigene Pensionen gibt es in immer weniger Unternehmen. Mehr noch, nach
Stevenson (1994) wurde die National Bus Company von der Regierung um 300
Millionen Pfund zu billig verkauft. Die Regierung Ubernahm aber die Pensionsfonds der
Belegschaft, um die Rechte gegenwartiger Pensionistinnen des Sektors zu garantieren.
Durch einen Aufschwung der Borse in dieser Zeit konnte sie Zusatzprofite von 200
Millionen Pfund einnehmen. In privaten Unternehmen sei es hingegen vorgekommen,
dass die Gelder der Pensionsfonds zur Abdeckung von Verlusten herangezogen wurden.
Dies fuhrte nach dem Bankrott von National Welsh zur Entdeckung, dass 1 Million
Pfund fehlten und Pensionistinnen dieses Unternehmens eine Reduktion ihrer Renten
um 20% hinnehmen mussten.

Insgesamt werden die sogenannten indirekten Lohnkosten, also die Kosten fur Téatig-
keiten, fur die kein Kunde unmittelbar bezahlt, in den meisten Unternehmen nach der
Privatisierung auf etwa 15% von vormals 50% reduziert (Heseltine/Silcock 1991).

51 Die Beteiligung von Fahrern an den t&glichen Einnahmen ist wohl eine der zentralen Ursachen fiir die
sehr plastischen Beschreibungen des chaotischen Wettbewerbs zwischen den Busfahrerinnen in eini-
gen der untersuchten Studien, auf die hier aber nicht eingegangen werden kann.
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Perrett et al. fassen in einem Bericht an das Transportministerium diese Entwicklung
konzis zusammen.
»All these schemes reflect the aims of these operators of offering a friendlier, sager

and more reliable service than the established operator, whilst avoiding the costs of
spare drivers, spare vehicles and accident repair bills.” (Perrett et al. 1989:29)

Einige Studien betonen wortlich, dass den Beschéaftigten im Austausch fir diese
Reduktion die Moglichkeit (1) eines sechsten Arbeitstages/Woche und von Uberstunden
geboten wurde, damit sie ihr relatives Lohnniveau halten konnen (Perrett et al. 1989).
Perrett et a. heben in ihrem Bericht fir das Transport Ministerium aus dem Jahr 1989
hervor.

» 1here is usualy sufficient schedule overtime and need to cover for holidays and
sickness to guarantee drivers a 6th day of work. Some of the former NBC operator
increased the availability of overtime to compensate drivers for loss of earnings
when the PTE support parity ceased.” (Perrett et al. 1989:28)

In London sollte im Zuge der Privatisierung eine Lohnreduktion von 12-25% erreicht
werden, wobei den Beschéftigten auch hier teilweise Abfindungen (die sogenannten
,bribes’) fur die Akzeptanz der Kiirzungen geboten werden. Einige Streiks erreichten
zwar eine Riicknahme der Kiirzungen, dennoch bringen die Veranderungen des OPNV,
v.a durch die Verpflichtung der Kommunen den Personennahverkehr auszuschreiben,
K tirzungen um 16%. Die Ausschreibungen des OPNV in London sollten einen Kosten-
reduktion von 135 Millionen Pfund erreichen, alein 110 Millionen bei den Lohnkosten.
Graham Stevenson (ohne Jg.) hebt hervor, dass in London die Entlohnung der Busfahrer
teilweise so niedrig ist, dass sie Rechte auf soziale Transferleistungen haben.

2.2.3. Arbeitsbedingungen und Produktivitét

Die Befurworter der Privatisierung feiern diese als einen grof3en Erfolg, da es gelungen
sei die Produktivitat im OPNV-Sektor massiv zu erhthen. Es ist aber offensichtlich,
dass dies darauf ankommt, wie Produktivitdt errechnet wird und wie die Gesamtsitua-
tion des Sektors eingeschétzt wird. Wie bereits angefihrt wurde, konnte der Riickgang
der Passagierzahlen nicht gestoppt werden und wird heute das Bussystem as Trans-
portmittel v.a. der unteren Schichten angesehen, wahrend andere eher dem Individual-
verkehr den Vorzug geben wirden. Ein Tell der Erhohung der Produktivitét ergab sich
aus dem verstarkten Einsatz von Minibussen, die niedrigere , operating costs’ aufweisen
(50% von Doppeldeckerbussen). Die von der Association of Metropolitan Areas und
der Passenger Transport Executive Group in Auftrag gegebene Studie (Tyson 1992) zu
den Auswirkungen der Busderegulierung weist eine Produktivitatssteigerung des OPNV
nach allen Indikatoren aus. Zu diesen Indikatoren zéhlen Beschéaftigung pro Fahrzeug,
gefahrene Kilometer pro Belegschaft und gefahrene Kilometer pro Fahrzeug. Insbeson-
dere in den PTCs, den Busunternehmen in den stadtischen Ballungsraumen, ist es nach
diesen Analysen zu erheblichen Produktivitéatssteigerungen gekommen. So wurde etwa
die Zahl der Beschéftigten je Fahrzeug um 21,5% reduziert (auf 3,11), die gefahrenen
Kilometer pro Beschéftigten um 40,61% erhoht. In einem etwas niedrigeren Ausmal3
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hat sich auch die Zahl der gefahrenen Kilometer je Fahrzeug erhoht, nédmlich um
10,51%. Gemal3 der Studie von Tyson wurde der grofdte Teil dieser Steigerungen
unmittelbar nach der Privatisierung erreicht.

Aul¥erdem streicht Tyson hervor, dass die Zahl der Passagiere pro Fahrzeug bis 1990
um fast 17% gefallen ist, die Zahl der Passagiere pro Beschéftigten jedoch um 5,9%
gestiegen ist. Die Kosten je Beforderungsfall haben sich daher kaum reduziert. Mit den
oben ausgewiesenen ansteigenden Indikatoren ergibt sich daher:

... the impact on load factors has been adverse — passengers have fallen but
vehicle-kilometres have increased.” (Tyson 1992:12)

Die Zahl der Passagiere je gefahrenen Kilometer ging in den Ballungsrdumen um fast
25% zurtick (von 3,78 auf 2,85).

Esist aso nicht gelungen die Reduktion der Passagierzahlen umzudrehen, dafur fahren
weniger Personen langere Strecken. Die oben ausgefihrten Zahlen sagen auch wenig
Uber die Qualitat des OPNV aus, da gleichzeitig eine Konzentration der Dienste auf die
am meisten befahrenen Routen, sowie auf die, Peak-Times' (, Stol3zeiten’) erfolgte.>2

2.2.4, Arbeitszeit

Wesentliches Element in den ausgewiesenen Verdnderungen der Produktivitét waren
Eingriffe in die von Regierungsberatern al's komplex beschriebenen Arbeitsbedingungen
und Arbeitszeitregelungen der Beschéftigten. Zentral hierfir war die Veranderung der
existierenden Arbeitszeitarrangements. Einige Studien weisen eine leichte Erhdhung der
Wochenarbeitszeit von Fahrerlnnen auf 49h aus (Stokes et al. 1990), die aber ales in
allem starker ausfalt als fur mannliche Arbeiterinnen insgesamt (Anstieg von durch-
schnittlich knapp tUber 44h auf knapp Uber 45h pro Waoche).

Drastischer fielen jedoch die Verdnderungen bezlglich Pausenzeiten, Nettofahrzeiten
etc. aus: In den 70ern betrug die Nettofahrzeit von Busfahrerinnen im OPNV etwa 73%,
der Rest der Zeit bestand aus bezahlten Pausenzeiten, Wende- und Ubergabezeiten,
kleineren Wartungsarbeiten etc. Die Veranderungen nach der Privatisierung zielten
darauf ab, die Nettofahrzeit der Fahrerinnen auf Uber 80% zu erhthen. Dies wurde
durch eine Verkirzung der Wende- und Ubergabezeiten, Abschaffung der bezahiten
Essenspausen und &hnliche Mal3nahmen erreicht (Forrester 1993). Abgeschafft wurde
auch der garantierte Arbeitstag von 7h48min. Ersetzt wurde diese Regelung durch eine
garantierte wochentliche (Mindest-)Arbeitszeit von 39h. Graham Stevenson von der
TGWU hebt hervor, dass nach der Privatisierung eine tégliche Arbeitszeit von 16h

52 In den Studien wird zwar vermutet, dass die Erhthung der gefahrenen Kilometer mit der Schaffung
neuer Dienste in entferntere Gegenden zusammenhangt, die durch die Einfihrung der Minibusse
mdglich geworden sei. Aus personlicher Beobachtung/Erfahrung der Studienautoren sei jedoch
darauf hingewiesen, dass kirzere Entfernungen eher wieder zu Ful} zuriickgelegt werden, da auf
wenig befahrenen Routen im Stau steckende Busse zu nicht durchschaubaren Zeiten und dann oft in
dreifacher Ausfiihrung kommen. Fur langere Fahrten werden FuBmérsche zu befahreneren Routen in
Kauf genommen. (Diese Anmerkung reflektiert Erfahrungen der Verfasser).
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erlaubt ist und Fahrerlnnen erst nach 5h30 ein Recht auf eine (unbezahlte) Pause haben
(Stevenson ohne Jg.). Die garantierte tégliche Erholungszeit wurde auf 8h30, bzw. 24h
einmal ale 14 Tage reduziert (TGWU 2002). Die TGWU kritisierte daher im Jahr 2002
auch, dass weder die Européische Arbeitszeitrichtlinie noch die Sonderbestimmungen
fur Fahrer im OPNV angewendet werden.

Auch die Urlaubstage, die im (vormals) offentlichen Sektor bei 24 Tagen lagen, wurden
auf das Niveau des privaten Sektors (18 Tage) gebracht.

2.2.5. Arbeitsbelastungen

Vertreter der TGWU betonen, dass diese Veranderungen die Arbeitsintensitat im OPNV
massiv erhoht haben, die Beschéftigten seien , stretched to the limit’ (bis an der Grenze
ihrer Leistungsfahigkeit beansprucht). Die Steigerung der Arbeitsintensitét wurde nicht
nur durch eine Ausdehnung der Nettofahrzeit, sowie der Verpflichtung andere Arbeiten
(Reinigung der Busse) wahrend diverser Stehzeiten zu Ubernehmen, bewirkt. Die
genannten Produktivitétsstelgerungen wurden auch durch eine Erhéhung der Geschwin-
digkeit, in der Strecken befahren werden missen, und z.B. auch durch die Verpflichtung
mit Bussen anderer Unternehmen auf der Strecke zu konkurrieren (woran jain manchen
Féallen auch Teile des Lohns gebunden sind), erreicht.

Dies hat nach Graham Stevenson (ohne Jg.) der sich auf eine Studie der TGWU aus
dem Jahr 1998 bezieht, eine massive Erhohung der Unfallgefahr (diese ist nach 13h
Fahrzeit 25 ma hoher as bel ener Fahrzeit unter 10h) zur Folge. Auch
Stresserscheinungen gehéren nach TGWU zu Folgeerscheinungen dieser Entwicklun-
gen, die zu Frihpensionierungen, vorzeitigen Todesféllen, Herz- und Koronarerkran-
kungen, Invaliditat durch einseitige Belastungen des Riickens, aber auch psychischen
Problemen und Angstzustdnden aufgrund der permanenten Anspannung fuhren.
Aulerdem ist auch eine Zunahme der Angriffe auf Busfahrerlnnen durch Passagiere zu
verzeichnen.

2.2.6. Arbeitsbedingungen im &ffentlichen Verkehr in GroBbritannien

Einen interessanten Uberblick tiber die Wahrnehmung der Veranderung der Beschéfti-
gungsbedingungen durch Arbeitnehmerinnen in Grol3britannien gibt die Studie von
Eveline Ruiter und Remko Mast (2000) zu Auswirkungen von Marktkraften auf
Beschaftigte im offentlichen Verkehr. Leider sind der Eisenbahnsektor und der OPNV
hier nicht getrennt ausgewiesen. Die Studie wurde in Schweden, Danemark, Grof3bri-
tannien und Frankreich durchgefiihrt, sie beruht auf einer Fragebogen gestiitzten Umfra-
ge unter 2.400 Beschéftigten in den genannten Staaten.

Grundsétzlich ist der extrem hohe Anteil an kritischen Einschdtzungen bezlglich der
Arbeitsbedingungen und ihrer Verschlechterung seit der Liberalisierung
bemerkenswert. Dies steht, wie die Autorlnnen zeigen, in groflem Gegensaiz zu
Angaben der Offentlichen Verwatungen und des Managements. Auffallig ist
insbesondere, dass mehr as drel Viertel der Arbeitnehmerinnen in diesem Bereich
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betonen, dass sich seit der Liberaliserung die Beschéftigungsverhdtnisse und
Arbeitsverhaltnisse verschlechtert haben.

Tabelle 2-2: Arbeitsbedingungen im 6ffentlichen Verkehr in Grof3britannien nach Ruiter und

Mast
Beschaftigungsbedingungen Niedrigerer Lohn 46,00%
Unterbrochene Schichten 39,30%
Zunahme der irreguléren Schichten 75,00%
Weniger Pausen 70,70%
Arbeitsbedingungen Unzufrieden mit gegenwartigen Arbeitsbedingungen 60,70%
Verschlechterung seit Beginn der Liberalisierung 72,10%
GroRere Arbeitsbelastung 94,50%
Mehr physisch anstrengende Arbeit 77,00%
Einige physische Klagen 77,80%
Stress 90,30%
Qualitat des Equipment schlechter 48,10%
Qualitat der Sicherheitsvorkehrungen schlechter 36,50%
Mehr geféhrliche Situationen 83,20%
Schlechtere Kommunikationsflisse im Unternehmen 69,50%
Weniger Kontakt mit Management 60,60%
Unzufrieden mit Arbeitsbedingungen 67,10%
Unzufrieden im Vergleich zur Zeit vor Liberalisierung 81,30%
Arbeitsinhalte Jobinhalt weniger interessant 43,60%
Einfluss auf alltagliche Arbeit geringer 43,90%
Ausbildung Ausbildung und Qualifizierung niedriger 27,40%
Verbesserungsmdéglichkeiten der Qualifikation reduziert 27,50%
Beschaftigungssicherheit Nehmen Reduktion der Beschaftigung wahr 59,00%
Reduktion der Beschaftigungssicherheit 33,80%
Zunahme der Zahl von Leih- bzw. Zeitarbeiterlnnen 20,20%
Allgemeine Beschaftigungssituation | Mit allgemeiner Situation unzufrieden 52,00%
Zufriedenheit geringer im Vergleich zur Situation davor 73,60%
Mit Liberalisierung unzufrieden 81,60%

Quelle:  Ruiter/Mast (2000).

Allesin allem bestétigen die Ergebnisse die obige Darstellung der Entwicklung der Be-
schéftigungsbedingungen im OPNV in GroRbritannien und verweisen auf eine massive
Veranderung der Arbeits- und Beschéftigungsbedingungen in diesem Bereich, der die
Arbeitskréafte erheblichen Belastungen aussetzt.
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So zeigt sich, dass in bezug auf Veranderungen der Beschéftigungsbedingungen mehr
als 70% der Beschéftigten im offentlichen Verkehr in Grof3britannien auf Veranderun-
gen der Arbeitszeiten (75%, Zunahme irregularer Schichten,) und der Pausenregelungen
(70,7%) verweisen. Mehr als 72,1% der Beschéftigten verweisen auf eine Verschlechte-
rung der Arbeitsbedingungen seit dem Beginn der Liberalisierung. Dies gilt v.a. fur die
steigende Arbeitsbelastung auf die 94,5%(!) der Befragten verwiesen. Esist daher nicht
verwunderlich, dass mehr als 90% der Beschéftigten im oOffentlichen Verkehr Cber
Stress und mehr as 70% Uber vermehrt physisch anstrengende Arbeit (77,0%) bzw.
physische Auswirkungen der veranderten Arbeitsbedingungen klagen. 83,6% verweisen
sogar auf eine Zunahme geféhrlicher Situationen. Fast 70% verweisen auf schlechtere
Kommunikationsfllisse im Unternehmen und etwa 60% auf geringere Kontakte mit dem
Management. Insgesamt sind daher 81,3% mit den Verdnderungen der Arbeitsbedin-
gungen seit der Liberalisierung unzufrieden.

2.3. Industrielle Beziehungen

Wie bereits ausgefihrt, stellte die Starke der Gewerkschaften und die Struktur der
Industriellen Beziehungen im OPNV in den Augen der konservativen Regierungen
einen wesentlichen Grund fur die Probleme des Sektors dar. Wie in den meisten
offentlichen Sektoren war auch im OPNV der gewerkschaftliche Organisierungsgrad
extrem hoch und lag im staatlichen Sektor bel Gber 90% (Pendleton 1999). In vielen
Betrieben gab es sogenannte , Closed Shops'. Kollektivvertragsverhandlungen verliefen
in relativ zentralistischen Institutionen. So verhandelte das National Joint Industrial
Council Léhne und Arbeitsbedingungen fur die gemeindeeigenen Betriebe, das National
Council for the Omnibus Industry (NCOI) fur andere Unternehmen. Das NCOI
verhandelte Lohne und Arbeitsbedingungen fir 90% der Busfahrerinnen und
Schaffnerinnen Auch die London Transport Executive hatte eine eigene zentralisierte
Struktur fir Kollektivvertragsverhandlungen. Vertreten wurden die Beschaftigten
vorwiegend von der Transport and General Workers Union (TGWU).

» The terms and conditions of employment set by the NCOI and NJIC agreements
were similar and interrelated (...).“ (Forrester 1993:217)

Die Privatisierung des OPNV fiihrte zu einer Dezentralisierung und Fragmentierung der
industriellen Beziehungen. Zwar gelingt es der Gewerkschaft die Mitgliederzahlen hoch
zu halten, es kommt auch nur zu wenigen Féllen, in denen das Management von Unter-
nehmen des OPNV keine Kollektivvertragsverhandlungen mehr mit Gewerkschaften
fuhren will (,derecognition’). Trotzdem ist hervorzuheben, dass die Kooperationsbereit-
schaft der Gewerkschaft in den Umstrukturierungen nach der Privatisierung eine Demo-
ralisierung der Mitglieder bewirkt hat. Im Gegensatz zu anderen Bereichen kam es im
OPNV-Sektor auch zu keiner groRen Streikwelle.

In der Privatiserung wurde dem Management, aber auch den Belegschaften, die
Maoglichkeit geboten, die Unternehmen selbst zu kaufen. Employee Share Ownership
Schemes unterschiedlichen AusmalRes (vollstéandige Ubernahme oder Ankauf bestimm-
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ter

Anteille) gab es in 24 Unternehmen mit insgesamt etwa 20.000 Beschéftigten

(Stevenson ohne Jg.).

2.4. Zusammenfassung

154

Die Liberalisierung und Privatisierung des OPNV in GroRbritannien beschleunigte
den schon in den 70er Jahren einsetzenden Personalabbau in diesem Sektor. Dieser
ist besonders stark in den stadtischen Ballungsgebieten. Am starksten betroffen vom
Personalabbau sind Technikerlnnen und Verwaltungspersonal, was eine Verschlech-
terung der Qualitét des fahrenden Materials im Sektor erwarten lief3 (die tatséchlich
auch oft kritisiert wurde). Der Personalabbau scheint relativ problemlos vonstatten
zu gehen, was auf die Verschlechterung der Arbeitsbedingungen und Entlohnung im
OPNV zuriickgefiihrt werden kann. Viele verlassen den Sektor freiwillig, vakante
Arbeitspldtze sind fir die Anbieter in manchen Gebieten schwer zu besetzen.

Die Liberalisierung und Privatisierung des OPNV in GroRbritannien fuhrte zu einer
Reduktion des durchschnittlichen Lohnniveaus um 20%. Dies korrespondiert mit der
von neoliberaler Seite gedulZerten Kritik, dass die Quersubventionierung des Uber-
regulierten und rigiden OPNV durch die 6ffentliche Hand in nicht-marktkonforme,
Uberhohte Lohne miinde. Die Reduktion der Lohne wurde durch eine Veranderung
der Entgeltsysteme und die Abschaffung diverser Zulagen und Sonderzahlungen (fr
Uberstunden, Wochenendarbeit und sozial ungiinstige Arbeitszeiten, Kranken- und
Urlaubsgelder und die bezahlte Essenspause) erreicht. Gleichzeitig wurden z.B.
Pramien fur punktliches Erscheinen bel der Arbeit bzw. Erscheinen bei der Arbeit
Uberhaupt eingefuhrt. In manchen Unternehmen erhalten Fahrerlnnen einen Prozent-
satz der taglichen Einnahmen ihres Busses. Auch die Einfihrung neuer Fahrzeuge,
der sogenannten Mini- und Midibusse, fur die niedrigerwertige Fahrlizenzen bendtigt
werden, wird als Méglichkeit zur Lohnreduktion genutzt.

Die Liberalisierung und Privatiserung des OPNV scheint zu einer erheblichen
Steigerung der Produktivitdt gefuhrt zu haben. Dies ist jedoch von den zur Berech-
nung herangezogenen Indikatoren abhangig. Dies hat natirlich zum einen mit der
Reduktion der Arbeitskosten, zum anderen mit der Einfuhrung billigerer Busse (Mi-
nibusse) zu tun. So ist die Zahl der Beschéftigten je Fahrzeug zuriickgegangen, die
Zahl der Passagiere je Beschéftigten wie auch die gefahrenen Kilometer je Fahrzeug
sind gestiegen. Kritikerlnnen heben jedoch hervor, dass die Zahl der Passagiere je
gefahrenen Kilometer in den Ballungszentren stark zurtickgegangen ist und heute
weniger Passagiere langere Strecken fahren. Der Niedergang des Bussektors konnte
nicht gestoppt werden, die Dienstleistung wurde durch eine Konzentration der priva-
ten Anbieter auf vielbefahrene Strecken verschlechtert.

Die Flexibilisierung der Arbeitszeitregime im Bussektor stellte ein wesentliches
Element der Umstrukturierungen im Zuge der Liberalisierung und Privatisierung dar.
Dies fihrte zu einem leichten Anstieg der Arbeitszeiten auf durchschnittlich
49h/Woche. Um die Nettofahrzeit der Fahrerinnen auf 80% zu erhdhen, wurden
Pausen, Steh- und Wendezeiten gekirzt oder fortan nicht mehr bezahlt. Um den
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Arbeitseinsatz der Passagiernachfrage anzupassen, wurde die garantierte tégliche
Mindestanzahl an Arbeitsstunden (7h49min) durch eine Mindestanzahl von Wochen-
arbeitsstunden (39h) ersetzt. Gewerkschafterlnnen kritisieren Uberlange Arbeitstage
von bis zul6h und inadaquate Pausenregelungen (erste Pause nach 5h30min
Fahrzeit) und fordern die Umsetzung der Européischen Arbeitszeitrichtlinie.

Die genannten Mal3nahmen haben zu einer massiven Steigerung der Arbeitsintensitét
(Erh6hung der Fahrgeschwindigkeit) gefuhrt. Fir die Beschéftigten hatte dies
vermehrte Stresserscheinungen aber auch ene erhdhte Gesundheitss und
Unfallgeféhrdung zur Folge.

Die Privatisierung des OPNV fiihrt zu einer Dezentralisierung und Fragmentierung
der industriellen Beziehungen. Zwar gelingt es der Gewerkschaft die Mitgliederzah-
len hoch zu halten. Ebenso kommt es auch nur zu wenigen Féllen, in denen das
Management von Unternehmen des OPNV keine Kollektivvertragsverhandiungen
mehr mit Gewerkschaften fuhren will (,derecognition’).
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FALLSTUDIEN SCHWEDEN

Allgemeine Einleitung

Die Recherchen zu Schweden erwiesen sich als Uberaus schwierig, da die Datenlage
sehr schlecht ist, ja zu einzelnen Sektoren, wie etwa Wasserwirtschaft praktisch kaum
Material vorliegt. In eéinem Bericht an das European Industrial Relations Observatory
(EIRO 1999) uber Privatiserungen in Schweden stellte Annika Berg vom
Arbetdivsinstitutet in Stockholm fest:

»Moreover, there is no researching and no literature to be found about privatisation
and industrial relations in Sweden. There is quite alot of literature on privatisation
of course, but from other aspects.” (EIRO 1999)

Folgerichtig gibt es auch in der von Roberto Pedersini zusammengestellten vergleichen-
den Studie des EIRO zu Privatisierungen und industrielle Beziehungen in Europa
keinen Abschnitt zum , Management of redundancies zu Schweden (Pedersini 1999).

Diese Einschétzung wurde von verschiedenen Kontakten und Ansprechpersonen — zu
nennen wéren hier insbesondere Brigitta Carlsson von der Dienstleistungsgewerkschaft
SEKO, Stellan Mattson von SEKO und Jan Erik Persson von Komunal, Per Tengblad
vom Beratungsunternehmen Arbetstagarkonsult. AB och ATK Arbetdiv in Stockholm,
Mats Bergman vom Okonomieingtitut der Universitdt Uppsala in Schweden, sowie
Bernd Hofmaier von der Halmstad Universitét —, die wir im Laufe der Recherchen
kontaktiert haben,>3 bestétigt (und auch als Manko moniert).

Um die Recherchen zu vervollsténdigen, beauftragten wir auch eine Diplomandin des
Politikwissenschaftsingtitutes der Universitdét Wien mit schwedischer Muttersprache.
Die Recherchen von Elvira Schonbauer brachten jedoch auch nur teillweise
aussagekraftiges Material zu tage.

53 Weiters wurden beziiglich unserer Recherchen zu Schweden unter anderem folgende Personen
kontaktiert: Anders Wiberg (Arbetstagarkonsult. AB och ATK Arbetsliv in Stockholm), Lena Gonas,
Ake Sandberg, Ewa Gunnarson, Jonas Bergman, Anders F. Kjellberg vom Nationa Institute for
Working Life in Sweden, Jan Erik Gustafsson (KTH - Kungliga Tekniska Hogskolan - Royal Institute
of Technology in Stockholm), Thomas Brannstrom (SEKO), Bertil Dahlsten (SEKO), Magnus Ryner
(Birmingham University), Melker Odebrink (SEKO), Ida Lindquvist (Kommunal), Jan Erik Persson
(Kommunal) Ake Kihlberg (SEKO).
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1. FALLSTUDIE: SCHWEDEN ELEKTRIZITAT

1.1. Hintergrundinformation zur Liberalisierung und Privatisierung des
Elektrizitdtssektors in Schweden

Der Beginn der Deregulierung des Elekirizitétssektors in Schweden ist mit 1992
anzusetzen (SEKO 2002), als Statens Vattenfalsverk zu Vattenfall AB umgewandelt
wird und die Verantwortung fur die nationale Versorgung Ubernimmt. Vattenfall wird
als privatrechtliches Unternehmen gefihrt (als Unternehmen mit beschrankter Haftung)
bleibt jedoch zu 100% in Staatsbesitz. Der Betrieb des Stromnetzes wird organisatorisch
von anderen Aktivitdten des Elektrizitatssektors getrennt und ebenfalls als eigenes
Unternehmen (Svenska Kraftnét) gefuhrt. Der Netzbetreiber wird verpflichtet gegen
Geblihren Stromtransportkapazitdten anzubieten. Beaufsichtigt wird der schwedische
Energiemarkt von STEM (Statens Energimyndighet), einer Organisation mit 165
Beschéftigten. Der Vertrieb auf Gemeindeebene bleibt unter Kontrolle der Gemeinde-
verwaltungen (ILO 1999).

1993 wird Nordpool, ein Unternehmen zum Stromvertrieb in den nordischen Landern,
an dem sich urspringlich Norwegen und Schweden beteiligen, erdffnet. Svenska
Kraftndt kauft Nord Pool, an dem sich in weiterer Folge auch finnische (1998) und
dénische (2000) Unternehmen beteiligen.

1996 erfolgt die vollige Liberalisierung bzw. Deregulierung des schwedischen Strom-
marktes. Produktion und Vertrieb von Elektrizitét werden freigegeben. Nicht zuletzt
aufgrund preislicher Probleme bei der Versorgung der Bevolkerung mit Stromzahlern
wechseln nur 5% der Stromkunden den Anbieter, etwa 25% verhandeln ihren Vertrag
neu (Ecotec Research and Consulting Ltd. 2001).

In den folgenden Jahren werden weitere Gesetze und Richtlinien beztglich Quersub-
ventionierung, Stromzadhlung, Versorgungsqualitét, Netzgebihren und Preisfreigabe,
sowie die Sicherung ausgeglichener Preise zwischen Stadt- und Landregionen erlassen.

Nach Angaben von SEKO (2002) produziert das marktdominierende Unternehmen
Vattenfall etwa 50% der schwedischen Elektrizitét, 21% werden von Sydkraft, das zu
55% EON gehdrt, und weitere 14% von Birka Energi, das in finnischem Besitz ist und
zu dem auch Stockholm Energi und Gullspan Kraft gehoren, hergestellt. Obwohl es
insgesamt mehr als 300 Stromerzeugerfirmen gibt, kontrollieren nur 8 Unternehmen
90% des Marktes (Hemmer et al. 2002).

Nach Angaben von SEKO (2002) steigen die Energiepreise aufgrund steigender Steuern
far individuelle Kunden, wahrend sie fir Grofl3kunden aus der Industrie, die von der
Steuer befreit sind, fallen. AuBerdem zweifelt SEKO, ob der liberalisierte Markt fahig
ist, adadguate Energiereserven fur problematische Jahre (Trockenheit) anzulegen.
AulRerdem wird die Sinnhaftigkeit des Deregulierungsprozesses bezweifelt, wenn im
Endeffekt verschiedene Unternehmen in Staatsbesitz darum konkurrieren, in anderen
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Staaten, in denen ein vollstandiger Verkauf der Energieunternehmen erfolgte, der grofite
Anbieter zu werden.

Aus gewerkschaftlicher Perspektive ist aul3erdem interessant, dass der Dachverband der
schwedischen Arbeitergewerkschaften LO mit verschiedenen Stromunternehmen eine
K ooperation eingegangen ist, um fur seine Mitglieder einen niedrigeren Strompreis zu
bekommen, was sogar kollektivvertraglich festgeschrieben wurde.

1.2. Beschaftigungsentwicklung

Per sonalabbau

Wie auch in Grofbritannien fuhrte die Deregulierung und Privatisierung des Energie-
sektors in Schweden zu einem massiven Personalabbau. Nach Angaben von
EPSU/EGOD wurden in Schweden zwischen 1990 und 2001 fast 29% des Personals
abgebaut. Mit der im Sektor in den letzten Jahrzehnten vorherrschende Kultur |ebens-
langer Beschaftigungsverhaltnisse wurde gebrochen. Anscheinend wurden im Elektrizi-
tétssektor Kundigungen vermieden, da ein grof3er Teil des Personaabbaus tUber Friih-
pensionen und natlrliche Fluktuation (,natural wastage’ (Ecotec 2001)) erfolgen
konnte. Dies sei durch den relativ hohen Altersschnitt der Belegschaften im Elektrizi-
tatssektor moglich gewesen. Auch das Gesetz aus dem Jahr 1997 zur Veranderung der
Beschaftigungssicherheit und zur Reduktion der unternehmerischen Verantwortung fir
die Beschéftigten, das auch die Moglichkeiten zu befristeten Arbeitsvertragen und fur
Teilzeitbeschéftigung erwelterte, unterstiitzten den Personalabbau im Sektor (Weinstein
2003).

Zwischen 1989/90 und 1998 ging die Zahl der Beschéftigten im schwedischen Energie-
sektor von 38.000 auf 25.500 zurtick (Weinstein 2003, Ecotec 2001), was einer Reduk-
tion von mehr als 33% entspricht. Nach Angaben der ILO wurden zwischen 1990 und
1995 in der Elektrizitdtsindustrie in Schweden (ohne Vattenfall) 5.600 Beschéftigte
oder 23,2% der Belegschaften abgebaut. 1995 betrug die Zahl der Beschéftigten daher
nur noch 21.500.

Nach Ecotec Research and Consulting Ltd. (2001), die den Beginn der Privatisierung
jedoch erst mit der volligen Offnungen des Strommarktes 1996 ansetzt, hat der Perso-
nal abbau im Elektrizitdtssektor schon vor der eigentlichen Privatisierung begonnen. Fir
Ecotec ist es daher einerseits unklar, ob sich dieser tatsichlich allein aus der Markt-
offnung ergibt, oder nicht auch aus dem technologischen Wandel. Andererseits kann
aufgrund der verbreiteten Praxis der Auslagerung unterschiedlicher Unternehmensfunk-
tionen keine vollstandige Einschatzung der Beschéftigungsentwicklung im Bereich
Energieproduktion und —distribution gegeben werden. Aul3erdem ist hervorzuheben,
dass der Abbau auch regional sehr unterschiedlich verlief und etwa léndliche Regionen
im Norden des Landes starker betraf. Da in manchen Gemeinden die Energieproduktion
den wichtigsten Arbeitgeber darstellte, hatte dies nattrlich Uberdurchschnittlich starke
Beschéaftigungswirkungen auf diese Gebiete.
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Fiur die Zeit nach der volligen Offnung des Marktes 1996 wurde auRerdem eine
Reduktion der Beschéftigung im Sektor um 10% (ILO 1999) festgestellt. Mit diesen
Reduktionen scheint aber noch lange nicht der Boden erreicht zu sein, da Ende der
1990er ein weiterer Abbau von 40% erwartet wurde (ILO 1999).

Drohender Personalabbau ist daher ein zentrales Thema fur die Gewerkschaften. So
kiindigte Vattenfall 1998 den Abbau von 1.000 Personen bis zum Jahr 2000 an, was
Uber Fruhpensionierungen, Umschulungen und etwa 500 Entlassungen erreicht werden
sollte (EIRO 1998). Da das Unternehmen hohe Gewinne schreibt, erregte dies den
Unmut der Gewerkschaften. AufRerdem wurde bekannt, dass an einem Standort
insbesondere solche Arbeitnehmerlnnen fir die Entlassungen vorgesehen waren, deren
Verhalten von Vorgesetzten als problematisch eingestuft wurde. Aulerdem versuchte
sich das Unternehmen nach Angaben der Gewerkschaft in 9 von 10 Féllen nicht an die
rechtlichen Vorgaben bei Entlassungen zu halten.

Die grofdte Gewerkschaft SEKO Energi schliefdt im November 1998 ein Abkommen mit
der Unternehmensfiihrung, in dem sie zwar den Abbau akzeptiert, aber eine Verschie-
bung bewirken kann. Auf3erdem soll das Unternehmen bis dahin freiwillige Losungen
fur 235 Beschéftigte finden und Investitionen zur Sicherung weiterer 70 Arbeitsplétze
tétigen. Dies fuhrt zu massiven Konflikten mit anderen Gewerkschaften in diesem
Sektor, insbesondere der Angestellten und Technikerlnnen Gewerkschaft SIF (Svenska
Industritjanstemannaf rbundet).

1.2.1. Betroffene Gruppen

Es ist interessant, dass mehrere Studien hervorheben, der Personalabbau habe v.a. in
den sogenannten Kernbereichen des Sektors stattgefunden und v.a. technische
Angestellte, Arbeiter in der Instandhaltung, aber auch Beschéftigte des mittleren
Managements, der Verwaltung und der Supervision, aso v.a. hoch und mittel
gualifizierte Teille der Belegschaften betroffen. Da diese Personen ihre
Berufsausbildung in dem Sektor, in dem sie nun nicht mehr benétigt werden, erhalten
haben, stehen sie vor erheblichen Problemen einen neuen Arbeitsplatz zu finden (Ecotec
2001, SEKO 2002). SEKO hebt hervor, dass im Elektrizitdtssektor ein Drittel aller
Elektriker abgebaut wurde und dass sich dementsprechend das Verhdtnis des
Verwaltungs- zum technischen Personal von 30/70 zu 70/30 umgestaltet habe.

Auch die Studie von Ecotec bestétigt die Reorganisation des Beschaftigungsprofils, da
Arbeitspldtze des Marketings, Kundendienstes und Verkaufs aber auch im Bereich IT
im Elektrizitatssektor expandieren. Aul3erdem kommt es zur Auslagerung hoch- wie
auch niedrigqualifizierter Aufgaben. Letzteres betrifft etwa Aufgaben der Reinigung
und Zahlerablesung, aber auch den Versuch den Kundendienst Uber Callcenter zu
organisieren. Die Unternehmen sind aber nach Kundenprotesten und als sich
herausstellte, dass Kundendienstaufgaben komplexer sind, von Auslagerungsstrategien
in diesem Bereich wieder abgekommen.
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Bel STEM (Statens Energimyndighet) wird, nach der Verlagerung dieser Behdrde in
eine Kleinstadt 110 km von Stockholm entfernt, Telearbeit fir 130 der 165 Beschéf-
tigten eingefhrt und individuell geregelt.

1.2.2. Formen des Personalabbaus

Neben Formen des sogenannten sozialvertréglichen Personalabbaus Uber
Frihpensionierungen und Fuktuation ist auf zwel Beispiele unternehmenseigener
Umschulungs- und Arbeitsvermittlungsinstitutionen, die meist unter Beteiligung der
Gewerkschaften gegrindet und organisiert werden, zu verweisen. So werden bel
Vattenfall ,redundante’ Arbeitnehmerinnen fir 24 Monate der Dbetriebsinternen
Abteilung STEGET (was ,der Schritt’ bedeutet) zugeteilt (Ecotec 2001). In dieser Zeit
werden sie bei der Suche nach einem Arbeitsplatz unterstiitzt und erhaten etwaige
notwendige Ausbildungen. Nach Vorstellung des Unternehmens sollen diese
Arbeitnehmerinnen zu , Botschafterinnen’ und , guten Beispielen’ fir die Personal politik
von Vattenfall auf dem Arbeitsmarkt werden. STEGET hat Standorte in 5 Regionen
Schwedens und soll in permanenter Kommunikation mit dem Unternehmen bzw. dessen
Abteilungen stehen. Ein Tutor soll etwa 15 Arbeitnehmerinnen betreuen und mit diesen
zusammen enen adaquaten Ausbildungsplan fir die weitere Teilnahme am
Arbeitsmarkt entwickeln.

Wer STEGET vor Ablauf der 24 Monate verlasst, erhélt die Hafte der noch ausstehen-
den Monatsiohne ausbezahlt. Im Zeitraum Februar 1999 bis Ma 2000 waren 234
Personen STEGET zugeteilt. 24% erhielten in diesem Zeitraum einen neuen Arbeits-
platz, 22% absolvierten eine Ausbildungen und 4% gingen in Invaliditatspension.
Insgesamt sollen stets etwa 300-400 Personen bei STEGET Ausbildungen und Unter-
stitzung bei der Arbeitssuche erhalten.

Ein dhnliches Projekt gibt es bei der Firma Sydkraft. Die unternehmenseigene Arbeits-
vermittlungs- und Ausbildungsinstitution mit dem Namen KRAFTCENTRUM wurde
auf Betreiben der Gewerkschaft gegrindet und soll Beschéftigte, denen die Mdglichkeit
zur Frihpensionierung nicht offen steht, die Moglichkeit bieten, im Zeitraum von bis zu
zwei Jahren Ausbildungsgange zu absolvieren, um entweder eine adaquate neue
Position innerhalb des Unternehmens einnehmen zu kénnen oder fur den Arbeitsmarkt
aul3erhalb des Unternehmens vorbereitet zu werden.

1.3. Arbeitsbedingungen und Rolle der Gewerkschaft

Die Gewerkschaft steht dem fortgesetzten Personalabbau, wie auch den Veranderungen
der Arbeitsorganisation und des Beschéftigungsprofils sehr kritisch gegentiber (SEKO
2002). So betont SEKO, dass es aufgrund der Reduktion des Personals zu Problemen
bei Versorgungsengpassen in der Elektrizitdtserzeugung kommt. Mit dem Personal-
abbau einher geht auch eine Verschlechterung der Arbeitsbedingungen, die sich aus der
Strategie der Auslagerung bestimmter Aufgaben bzw. ihres Zukaufs von auf3en ergibt.
Viele der Unternehmen von denen Leistungen zugekauft werden, scheinen keine
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adaguaten kollektivvertraglichen Regelungen zu besitzen, sodass SEKO einen
negativen Lohntrend kritisiert.

Es ist damit offensichtlich, dass auch die schwedischen Gewerkschaften vor dem Pro-
blem stehen, sich von Betriebsgewerkschaften in Sektor- bzw. Industriegewerkschaften
umzuwandeln, um auf die verénderte Eigentimer- und Marktsituation reagieren zu
konnen. Aus der schwedischen nationalen Gewerkschaft der 6ffentlichen Bediensteten
wird die Dienstleistungs- und Kommunikationsgewerkschaft SEKO (SEKO ohne Jg.).
Noch in den 80ern waren etwa 95% der Mitglieder von SEK O in Kollektivvertragen des
offentlichen Sektors. Ende der 90er ist diese Zahl auf 25% gesunken.

In diesem Kontext ist auch erwéhnenswert, dass die Gewerkschaften 1998 einen neuen
Kollektivvertrag fir 15.000 Beschéftigte im Energiesektor akzeptiert haben, der den
Unternehmen die Mdglichkeit gibt, nach Zustimmung der Gewerkschaft in allen
Punkten abzuweichen. AufRerdem sind in diesem Vertrag keine Regelungen fir Zeitar-
beiter vorgesehen. Mit diesem Vertrag hat die Gewerkschaft also das Gesetz zur
Beschéftigungssicherheit aus dem Jahr 1997 akzeptiert (EIRO 1998).

Die Verschlechterung der Arbeitsbedingungen driickt sich auch in diesem Sektor durch
eine Zunahme der krankheitsbedingten Abwesenheit, von Stresserscheinungen aber
auch von Todesféllen aus.

Mit diesem Entwicklungstrend korrespondiert auch ein Bericht des EIRO aus dem Jahr
1999 Uber einen Konflikt der Elektrikergewerkschaft mit den Arbeitgebern beziglich
der Verantwortung bel Unfadlen. Nach Ansicht der Arbeitgeber sollte diese allein bel
den Beschéftigten liegen, wahrend die Gewerkschaft darin eine grundlegende Verant-
wortung des Unternehmens erkennt. Beigelegt wurde der Konflikt durch die Schaffung
eines sogenannten Sicherheitsbeauftragten — meist eines erfahrenen Beschéftigten — der
diese Aufgabe nach einem schriftlichem Auftrag auszufihren hat und dafir auch einen
Bonus erhdlt. Aul3erdem ist in jedem Unternehmen eine Arbeitsgruppe zu Sicherheits-
fragen, die aus je einem Vertreter der Arbeitnehmerlnnen- wie der Arbeitgeberinnen-
seite, sowie einem unparteiischen Vorsitzenden bestehen soll, zu grinden.

1.4. Zusammenfassung

» Die Liberalisierung des schwedischen Strommarktes fihrte zu einem massiven
Personalabbau im Elektrizitatssektor. In den 1990er Jahren wurde etwa ein Drittel
des Personal standes abgebaut, weitere Reduktionen sind auch in den néchsten Jahren
Zu erwarten.

= Personalabbau beim vormals staatlichen Monopolisten und jetzigen Marktfuhrer
Vattenfall, den die schwedische Gewerkschaft SEKO Energi bereit ist zu
akzeptieren, fuhrt zu Konflikten mit anderen Gewerkschaften dieses Sektors.

= Der Personalabbau im Elektrizitatssektor findet v.a. in den Kernbereichen statt und
betrifft technische Angestellte, Beschéftigte in der Instandhaltung, aber auch des
mittleren Management und der Verwaltung. Nach Angaben der Gewerkschaften wur-
de ein Drittel der Beschéftigten abgebaut. Aufgrund der sektorspezifischen Aus-
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bildung finden die freigesetzten Personen nur schwer einen Arbeitsplatz. In der Re-
organisation des Sektors entstehen auf3erdem neue Beschéftigungsprofile (Marke-
ting, Kundendienst und Verkauf). AulRerdem experimentieren die Unternehmen mit
Strategien der Auslagerung von Aufgaben, was etwa im Bereich Kundendienst als
gescheitert angesehen werden kann.

Neben Formen des sogenannten sozialvertraglichen Arbeitskrafteabbaus grinden
Unternehmen wie Vattenfall oder Sydkraft betriebseigene Ausbildungs- und Arbeits-
vermittlungsinstitutionen, die sogenannten redundanten Personen bei der beruflichen
Reintegration helfen sollen.

Der fortgesetzte Personalabbau fihrt zu einer Verschlechterung der
Arbeitsbedingungen im Energiesektor.

Die Liberaisierungs- und Privatisierungsmaldhahmen im Energiesektor zwingen die
Gewerkschaften sich zu reorganisieren und den veranderten Bedingungen angepasste
neue V ertrage auszuhandeln. Aus ehemaligen Betriebsgewerkschaften miissen Bran-
chengewerkschaften werden.
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2. FALLSTUDIE: SCHWEDEN WASSER

Vorbemerkung

Die Datenlage beztglich der Auswirkungen von Deregulierung und Privatisierung im
Sektor Wasserwirtschaft in Schweden ist extrem schlecht. Unsere Anfrage bezlglich
eines Gesprachs mit einem Vertreter der Gewerkschaft wurde bis zum Abschluss der
Untersuchung nicht beantwortet. Uber die Auswirkungen der bisherigen Schritte zur
Liberalisierung und Privatisierung der Wasserwirtschaft liegen daher keine Informatio-
nen vor.

2.1. Liberalisierung der Wasserwirtschaft in Schweden

Die schwedische Wasserwirtschaft bestent nach Angaben der Swedish Water and
Wastewater Association (Gustafsson 2001) aus 2.000 gemeindeeigenen Wasserwerken
und 2.000 gemeindeeigenen Abwasserwerken. Nach Angaben von Jan Erik Gustafsson
(2001) arbeiten etwa 6.000 Personen in der schwedischen Wasserwirtschaft. Etwa ein
Drittel der Belegschaft arbeitet direkt in den Wasser- und Abwasserwerken, ein Drittel
ist mit Instandhaltungsaufgaben des Netzes beschéftigt und ein weiteres Drittel in der
Verwaltung. Aufgrund unterschiedlicher Maldnahmen zur Rationalisierung und Effi-
zienzsteigerung, die natirlich mit den langsamen Deregulierung des Sektors in Verbin-
dung gebracht werden miissen, wurden anscheinend bereits etwa 4.000 Personen abge-
baut. Beflrchtungen werden laut, dass es in Zukunft schwierig werden konnte, qualifi-
ziertes Personal fur den Sektor zu finden.

Nach Gustafsson (2001) begann die Kommerzialisierung der schwedischen Wasserwirt-
schaft 1991, wobei erwahnt werden muss, dass einige Kommunen bereits in den 70er
Jahren die gemeindeeigenen Wasser- und Abwasserwerke ausgliederten, um ihnen
grofere tkonomische Freiheiten zu geben. Durch die Novellierung des schwedischen
Gemeindegesetzes aus dem Jahr 1991 erhielten die Kommunen grél3ere Freiheiten zur
Organisierung ihrer Infrastrukturen. Diese Reform stand ganz im Lichte der
neoliberalen Schlagworte Kundenorientierung, Dezentralisierung und Wettbewerb.
Gemeindeeigene Wasser- und Abwasserbetriebe sollten ihre Praktiken dem Privatsektor
anndhern.

Nach Gustafsson (2001) bestand einer der zentralen Aspekte der Ausgliederung der
Wasser- und Abwasserbetriebe aus dem 6ffentlichen Sektor im Ende der Transparenz,
zu der Privatunternehmen im Gegensatz zu Organisationen der 6ffentlichen Hand in
Schweden in geringerem Ausmal¥nicht verpflichtet sind. Damit ist das Unternehmen
aber auch nicht mehr in erster Linie der Offentlichkeit verpflichtet. D.h. Dokumente und
Unterlagen dieser Unternehmen sind fortan nicht mehr von jeder/m Birgerin einsehbar.

Der néchste Schritt nach der Auslagerung von gemeindeeigenen Infrastrukturbetrieben
wie Wasser- und Abwasserwerke ist die Ausschreibung dieser Aufgaben. Erste Versu-
che dieser Art gab esin Gemeinden unter konservativer Kontrolle bereitsin der zweiten
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Halfte der 1980er Jahre (so etwa in Vaxholm), eine Evaluation der Auswirkungen der
Privatisierung der Wasser- und Abwasserwirtschaft ergab jedoch, dass die
gemeindeeigenen Betriebe effizienter und billiger arbeiteten (Gustafsson 2001).

1996 erfolgte die Grindung des Schwedischen Wasser-Entwicklungsunternehmens,
dass sich im Eigentum der Schwedischen Wasser- und Abwasservereinigung (VAV),
sowie den Wasser- und Abwasserbetrieben von Stockholm, Goéteborg und Malmo
befindet.

Gustafsson erwdhnt einen zweiten Versuch der Privatisierung der Wasser- und Abwas-
serwirtschaft in Mamo, der jedoch durch die Niederlage der Konservativen bel den
Gemeinderatswahlen nicht zustande kam. Aus Arbeitnehmerlnnenperspektive ist jedoch
interessant, dass bei der Ausschreibung die Belegschaft explizit aufgefordert wurde,
sich mit einem Anbot zu beteiligen und dass das britische Unternehmen Anglian
Waters, dass aufgrund einer versprochenen Kostenreduktion von 30% den Zuschlag
erhalten sollte, eine vollstandige Ubernahme der bisherigen Belegschaft in Aussicht
stellte.

Zum ersten Joint Venture zwischen 6ffentlichem und privatem Sektor in der Wasser-
und Abwasserwirtschaft kam es in Karlskoga. Dort wurden 49% an eine Finnische
Anbieter-Gruppe, die sich zu 70% in Staatsbesitz befindet, verkauft. Trotz aller
Versprechungen bezlglich einer Verbesserung der Dienstleistungserbringung fuhrte
dies zu ener Reduktion der Investitionseistung sowie einem substanziellen
Personal abbau.

Die erste klassische Privatisierung eines gemeindeeigenen Wasser- und Abwasser-
betriebes erfolgte in Norrkoping unter sozialdemokratischer Stadtverwaltung und unter
erheblichem Widerstand der Bevdlkerung. Das Unternehmen ging an Sydkraft, welches
sich im Besitz von EON befindet.

In Norrtalje schliefdlich wurden die gemeindeeigenen Wasser- und Abwasserwerke
unter Zustimmung der Gewerkschaften, die nicht mehr fir den 6ffentlichen Arbeitgeber
— die konservativ kontrollierte Gemeinde - arbeiten wollten, an Vivendi verkauft. Die
Gewerkschaft erhoffte sich hthere Lohne und vertraute auf die Zusage, dass Vivendi
den Kollektivvertrag respektieren werde.
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3. FALLSTUDIE: SCHWEDEN BAHN

3.1. Hintergrundinformationen

Die Diskussion um die Zukunft des schwedischen Bahnsystems begann bereits in den
1980er Jahren. Zu dieser Zeit stand v.a. das Ziel mehr Giter von der Stralle auf die
Schiene zu bringen im Hintergrund der Debatten. Aber auch die Frage steigender
Kosten und wachsender Verluste im schwedischen Bahnsektor bereiteten die in den
1990er Jahren folgenden Schritte der Privatisierung vor. Jan-Eric Nilsson (2002) betont,
dass die Grunde fir die schlechte Performance und die wirtschaftlichen Probleme des
schwedischen Bahnsektors vor der Deregulierung nicht eindeutig zuordenbar waren.
Das Management des staatlichen Bahnsystems in Schweden war nicht verpflichtet, der
politischen Ebene — also den Eigentimervertreterinnen — vollen Einblick in die
wirtschaftliche Gebarung des Unternehmens zu gewéhrleisten.

»In particular, the responsible ministry could not understand whether poor demand

or increasing costs was the prime performance driver. It was also difficult to

disentangle the contribution to costs from spending on infrastructure maintenance
and train operations, respectively.” (Nilsson 2002:235)

Die Verdnderung des schwedischen Bahnsektors begann 1988 mit der vertikalen
Aufteilung von SJ der schwedischen Staatsbahn (Nilsson 2002). Diese wurde einerseits
in einen unter 6ffentlicher Verwaltung stehenden Teil mit dem Namen Banverket, der
fur die Aufrechterhaltung des Schienennetzes verantwortlich ist und andererseits in
einem nach privatwirtschaftlichen Kriterien agierenden Teil (SJ AB), der damals aber
noch das Monopol im Schienenverkehr behielt, aufgeteilt.

Seit 1990 kann der Schienenverkehr auf regionaler Ebenen ausgeschrieben und verkauft
werden. Im Jahre 1993 wurde weiters der Markt fir den interregionalen, nicht-kommer-
ziellen Personenverkehr auf Schienen gedffnet. Seit 1996 werden auch die nicht-profi-
tablen Teile des Hauptnetzes der schwedischen Bahn ausgeschrieben. SJ behdlt die
gewinnbringenden Teile und zu dieser Zeit auch das Monopol fir den Fernverkehr.
Diese Ausschreibungen werden von der 1990 gegrindeten Rikstrafiken bzw. 24
regionalen Public Transport Authorities (PTA), sogenannten Regieinstitutionen (Palm,
2001atb) Uberwacht (SEKO, ohne Jg., Ruiter/Mast 2000). Die Regieinstitutionen
versuchen den Ausschreibungswettbewerb auch tber Qualitétsvorgaben bezliglich der
Arbeitsbedingungen zu steuern, da diese in direktem Zusammenhang mit der Angebots-
qualitat gesehen wird.

Nach Angaben des OGPP gewinnt SJ bis 1999 alle derartigen Ausschreibungen (OGPP
2002).

Die PTAs sorgen fur die adaquate interregionale Koordination des Schienenverkehrs
und Information der Kundinnen. In der Regel gehen (zumindest bis zum Ende der
1990er) die Erlose fur verkaufte Tickets an die regionalen PTAS, die wiederum an den
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privaten Betreiber des Schienennetzes einen bestimmten Betrag, der damit relativ
unabhéngig vom direkten kommerziellen Erfolg ist, bezahlen.

Nach Zustimmung des Aufsichtsrates zur weiteren Privatisierung (EIRO 2000) verliert
SJ 1999 60% des Schienenverkehrs, behalt jedoch weiterhin die profitabelsten Teile und
bleibt in Staatsbesitz. Funf private Betreiber Gbernehmen in weiterer Folge Teile des
Fernverkehrs und die S-Bahn in Stockholm.

Aulerdem schrankt der vormalige Staatsbetrieb seine Tatigkeiten auf den Personen- (SJ
AB) und Gutertransport (Green Cargo) ein und lagert die restlichen Aufgaben aus, bzw.
macht sie zu eigenen Unternehmen (dies betrifft etwa den Bahnhofsbetrieb oder
Instandhaltung, aber auch EDV und die Immobilienverwaltung) (SEKO ohne Jg.). Ab
2001 werden der Personenverkehr (SJ AB) und der Glterverkehr (Green Cargo) als ge-
trennte Unternehmen mit beschrénkter Haftung geftihrt (Nilsson 2002). Dartiber hinaus
wird eine Holding gegriindet, die mit der Verwaltung von Immobilien und der Instand-
haltung betraut ist.

Nach SEKO (ohne Jg.) fuhrte dies zu einem erheblichen Kostendruck im Bahnsektor,
der nicht nur einen erheblichen Personalabbau zur Folge hat, auf den weiter unten
einzugehen sein wird, sondern auch zu einer Reduktion der Dienstleistungsqualitét,
schlechterem Zustand des fahrenden Materials, niedrigeren oder verzogerten Investitio-
nen und zu einer Zunahme von Storfallen aufgrund von Einsparungen bel der Instand-
haltung. Dadurch wurde das Offentliche Vertrauen der Bevdlkerung in das schwedische
Bahnsystem untergraben.

3.2. Beschaftigungsentwicklung

3.2.1. Personalabbau

Die Deregulierung und Privatisierung des schwedischen Bahnsektors fihrte zu einem
Personalabbau beim ehemaligen Monopolisten. Die untenstehende Tabelle zeigt die
Personalentwicklung bei SJ. SJ reduzierte den Personalstand zwischen 1994 und 2000
um mehr als 51%. Nach Angaben der Jahresberichte von SJ AB erfolgte die Reduktion
des Personals auf der einen Seite aufgrund massiver Rationalisierungsmalnahmen, auf
der anderen Seite durch die Auslagerung von Unternehmensfunktionen. Auch der
Verlust von Ausschreibungen hat Auswirkungen auf den Personalstand wie etwa im
Jahresbericht 1999 (The SJ Group 1997-2001) angemerkt wird. Interessant ist, dass
1998 der Anteil der weiblichen Beschaftigung noch bei 35% lag, was im Vergleich zu
1997 einen Anstieg von 3% darstellt. 1999 ist der Frauenanteil auf 28 % und 2000 auf
23% zurickgegangen. Dies lasst den Rickschluss zu, dass einerseits die wachsende
Bedeutung der Kundenorientierung auch fur die schwedische Bahn eine Rolle spielte,
die Auslagerung von Dienstleistungsbereichen aus den Kernsektoren jedoch zu einer
Reduktion der Frauenbeschaftigung bel SJ, das sich auf die Kernbereiche konzentriert,
fuhrte.
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Tabelle 3-1: Personalentwicklung bei SJ (ohne Infrastruktur)

1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000

24042 | 18641 | 18277 | 16517 | 15694 15.006 11.702
(12.815)(a)

(a): ohne Restaurationsbereiche
Quelle: The SJ-Group: Annual Report (1997-2002).

Wie weit der Beschéftigungsabbau sozialvertréglich vonstatten ging, geht aus den zur
Verfligung stehenden Unterlagen kaum hervor. SJ AB hat jedoch den Abbau von 500
Beschéftigten im Jahre 1998 zu 35 % Uber Frihpensionierungen abgewickelt und fir
weitere 140 ein sogenanntes Activity Centre also eine betriebseigene Qualifizierungs-
und Arbeitsvermittlungsorgani sation gegrindet.

Zum Jahreswechseal 2001 erfolgt die unternehmerische Trennung des Personenverkehrs
(SJ AB) vom Giuterverkehr (Green Cargo). SJ AB beschéftigt im Jahr 2001 nur noch
3.582 Personen, Green Cargo 3.902 (Green Cargo 2001a). Fir das Jahr 2002 weist SJ
AB eine Zunahme der Beschéftigung auf 3.666 aus. Der Frauenanteil bei SJ AB betragt
nunmehr 37,6%.

Green Cargo befindet sich zu 100% im staatlichen Besitz und besteht aus dem Multter-
unternehmen Green Cargo AB, sowie 8 Tochterunternehmen. Green Cargo AB beschéf-
tigte 2001 2.612 Mitarbeiterinnen. Der Frauenanteil bei Green Cargo betrégt 2001
8,6%, auf der Managementebenen 33% (Green Cargo 2001a). Der Jahresbericht 2002
weist eine Reduktion der Beschaftigung um 165 auf 3.737 aus, von denen nunmehr
3.350 im Mutterunternehmen arbeiten, da im Jahr 2002 eine Reihe struktureller
Mal3nahmen umgesetzt wurden. Fur das Jahr 2003 ist eine weitere Personalreduktion
auf 3.678 anvisiert.

Nach Angaben des Annual Reports 2002 hat Green Cargo im Berichtgahr einen
Personal Survey zu Fragen des Arbeitsumfeldes, Management und Qualifikationsent-
wicklung vorgenommen. Im Annual Report finden sich zwar keine genauen Angaben
zur Methodologie dieser Umfrage und zur Zahl der befragten Personen. Es wird aber
darauf hingewiesen, dass Angaben im Personal Index auf einer Skala von 0-100
Punkten eingeordnet werden konnen. Ein Wert von 70 werde ,, generally regarded as an
excellent result”. Dieses Ergebnis erreicht Green Cargo, wie aus Tabelle 3-2 erkennbar
nur fr den Teamgeist. Geringe Werte werden fir die Bereiche Entlohnung und Zulagen
(50,4) sowie Arbeitsumfeld (57,7) ausgewiesen. Die anderen genannten Bereiche liegen
knapp uber 60.

» The results of the personnel survey led, among other things, to Green Cargo's

decision in 2003 to improve communication of the company’s targets and

performance, to develop its managers, and to come up with a better model for staff

development. The creation of a skills database, update on a rolling basis, is one
way of collecting the company’s experiences.” (Green Cargo 2002:33)
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Tabelle 3-2: Ergebnisse des Personal Surveys bei Green Cargo (2002)

Arbeitsumfeld 57,7
Vereinbarkeit Beruf und Privatleben 62,8
Loéhne und Zulagen 50,4
Arbeitssituation 64,0
Karrieremdglichkeiten 62,4
Qualifikationsentwicklung 60,8
Teamgeist 70,9
Leadership 61,2
Kundenorientierung 63,8
Personal Index gesamt 60,8

Quelle:  Green Cargo 2002, die Skala reicht von 0-100.

Daten zur Entwicklung der Beschéftigung bel neuen Anbietern konnten in die
vorliegende Studie nicht eingearbeitet werden. Es scheint jedoch Ublich zu sein, dass
die Unternehmen, die bel Ausschreibungen den Zuschlag erhalten, das Personal des
ehemaligen Staatsbetriebes Ubernehmen. Gerichtsurteile haben jedoch ergeben, dass sie
dazu nicht verpflichtet sind (Palm 2001a).

Pam (2001a) verweist aber auch auf Storstockholms Lokaltrafik, dass die Gewinner
von Ausschreibungen verpflichtet, das Persona zu tbernehmen, auf3er es bestehe kein
Bedarf. Es kommt anscheinend auch vor, dass Beschéftigte, die von Anbietern, die eine
Ausschreibung gewonnen haben und Ubernommen werden, diese Unternehmen verlas-
sen, dadie Arbeitsbedingungen unattraktiv sind.

Als etwa Citypendeln die Stockholmer S-Bahn Gbernimmt, fhrt dies laut Palm (2001a)
zu Konflikten mit der Gewerkschaft beziiglich der Ubernahme kollektivvertraglicher
Regelungen und Fragen des Personalstandes. Von 630 ehemaligen SJ-Lokflhrern
wollten 140 nicht zu Citypendeln, was dazu fihrte, dass nur ein beschréankter Betrieb
aufgenommen  werden konnte.  Citypendeln  fihrte die voribergehende
Angebotsverknappung auch auf mangelnde Ausbildung von Lokfihrern durch SJ AB
zurick.

Um die von der Regienstitution vorgeschriebene Angebotsqualitét und Dichte zu
erreichen, schlief¥t Citypendeln schlielich mit 70 Lokfiihrern eine Ubereinkunft. Diese
beinhaltet die Bereitschaft zum Urlaubsaufschub und zu Uberstunden. SEKO warnt
diesbeziiglich vor massiven Gesundheitsgeféahrdungen der Fahrer und der Passagiere
und betont, dass diese Regelungen ungesetzlich sind, da sie kollektivvertraglich nicht
geregelt sind (Palm 2001a).

Die fur die Aufrechterhaltung des Schienennetzes verantwortliche Banverket beschaf-
tigte 2002 6.399 Mitarbeiterlnnen mit einem Frauenanteil von 15,8% (Banverket 2002).
Seit 1997 wurde die Zahl der Beschéftigten bei Banverket um etwa 1000 Personen
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reduziert. Die Zahl der jahrlichen Abgange liegt aber weitaus héher, da wie Banverket
betont, gleichzeitig viele Mitarbeiterlnnen neu eingestellt werden. So wurde zwischen
2000 und 2002 die Zahl der Beschaftigten um insgesamt 263 Personen reduziert, im
selben Zeitraum wurden aber 702 Personen neu eingestellt, sodass die Zahl der Arbeit-
nehmerinnen, die Banverket alein in diesem Zeitraum verlassen haben, bei 965 liegen
durfte.

3.2.2. Auswirkungen auf die Arbeitsbedingungen

SEKO hebt hervor, dass der massive Personalabbau zu einer Verscharfung der Arbeits-
belastungen und einer Verschlechterung der Arbeitsbedingungen und der Arbeitsver-
haltnisse gefthrt hat. Explizit nennt die Gewerkschaft eine Verschlechterung der
Pensionsbedingungen, der Beschéftigungssicherheit, des Einflusses auf Produktions-
ablaufe und des Arbeitsumfeldes. Solange sich der Bahnsektor im staatlichen Eigentum
befand und die Gewerkschaft Kollektivvertrédge im offentlichen Dienst abschlief3en
konnte, verflgten Bahnbeamte teilweise Uber 36 Tage Urlaub pro Jahr und die Moglich-
keit mit 60 in Pension zu gehen. Diesist bei Neueinstellungen etwain den privatisierten
Bereichen nicht mehr so. So haben Ubernommene Beschéftigte bel Citypendeln zwar
zwischen 28-34 Tage/Jahr Anspruch auf Urlaub, wahrend bei Neueinstellung die
gesetzliche Regelung von 25 Tagen gilt.

Auch Verédnderungen der traditionellen Arbeitszeitregelungen kommen vor, da die
Geschéftsfuhrungen nach Angaben der Osterreichischen Schienen Control GmbH die
niedrigen Arbeitszeiten kritisieren (2002). Auch im Jahresbericht von SJ (The SJ Group
1997-2001) aus dem Jahre 1997 und 1999 wird auf die Einfihrung flexibler
Arbeitszeitmodelle und Jahresdurchrechnungsmodelle verwiesen. Zu diesem Zweck sei
ein I T-gesteuertes System der Personal einsatzplanung eingeftihrt worden, um die nicht
wertschopfenden Arbeitszeiten, also jene fir die kein Kunde zahlt, zu reduzieren.

Aufgrund der Verschlechterungen in den Arbeitsbedingungen droht nach Angaben der
Gewerkschaft ein Mangel an qualifiziertem Personal.

Einen interessanten Hinwels auf die Verschlechterung der Arbeitsbedingungen im
Bahnbereich geben die Jahresberichte der SJ Group, die Uber mehrere Jahre hinweg
hohe Zuwachsraten bei krankheitsbedingten Abwesenheiten vermelden missen. Da die
Fluktuationsrate beim Personal aber niedrig sei (3,7% 1999), geht die Geschéftsfiihrung
von SJ AB davon aus, dass im Betrieb die Arbeitszufriedenheit relativ hoch sein misse.

3.3. Die Rolle der Gewerkschaften

Nach langen Konflikten haben sich die schwedischen Gewerkschaften entschieden, im
Prozess der Liberalisierung und Privatisierung mehr oder weniger zu kooperieren. Dies
geht Hand in Hand mit einer Anderung der strategischen Ausrichtung. Aus einer
Betriebsgewerkschaft, die sich auch mit verkehrspolitischen Fragen beschéftigt und sich
der Gesellschaft im weiteren Sinne verpflichtet sah, wird SEKO, eine Sektorgewerk-
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schaft fur Dienstleistung und Kommunikation, die sich v.a. auf die Beschéftigungs-
bedingungen ihrer Mitglieder konzentriert. Insgesamt hat SEKO als die grofite Gewerk-
schaft im Bahnsektor, in diesem Bereich mehr als 20.000 Mitglieder.

Neben SEKO ist noch ST (Statstjanstemannaforbundet) zu erwahnen. ST Lok organi-
siert 1.200 Lokfuhrer, ST Jarnvag 1.200 Beschéftigte bei Banverket. Die Gewerkschaft
SACO Forbundet Trafik och Jarnvég organisiert weitere 4.600 Beschéftigte im Sektor,
1.200 davon bei Banverket, 1.200 bei SJ. Dazu kommt noch eine weitere sehr kleine
Gewerkschaft, die aber vom Dachverband LO nicht anerkannt wird. SLFF (Svensk
lokforarforening) versucht jedoch durch besonders weitreichende von den anderen Ge-
werkschaften als exzessiv empfundene Forderungen (EIRO 2001) Einfluss zu
gewinnen, was zu Konflikten zwischen den Gewerkschaften fuhrt.

Kollektivvertréage werden grundsétzlich Uber mehrere (meist 2 oder 3) Jahre abgeschlos-
sen.

Auch wenn etwa im Jahresbericht der SJ Group betont wird, dass bel Restrukturie-
rungsmaldnahmen die Kooperation der Gewerkschaften gesucht werde, stellen Beob-
achter doch eine Schwéachung der Gewerkschaften fest (Ruiter/Mast 2000).

SEKO (ohne Jg.) fordert ausreichende Belegschaften, Verbesserungen im Arbeitsum-
feld, die Erhaltung der Arbeits- und Entlohnungsbedingungen sowie der Beschéfti-
gungssicherheit. Da die Kurzfristigkeit von Vertréagen, welche die Gewinner von
Ausschreibungen erhalten, Auswirkungen auf die langfristige Qualitdtssicherung und
Investitionstétigkeit im Bahnsektor hat, fordert SEKO, mit Blick auf den Qualifikations-
aufbau der Belegschaften langerfristige Vertrége wie auch die Berticksichtigung von
Beschéftigungsfragen im Ausschreibungswettbewerb.

3.4. Zusammenfassung

= Durch die Liberalisierung und Privatisierung des Bahnsektors muss SJ zwischen
1994 und 2000 Uber 50% des Personals abbauen.

» Die Gewinner von Ausschreibungen Gbernehmen in der Regel das Personal von SJ,
sie sind dazu aber nicht verpflichtet. Die Ubernahme des Personals, wie auch die
Frage der Arbeitsbedingungen beim privaten Auftragnehmer, fihren immer wieder
zu Konflikten mit der Gewerkschaft — so etwa bei Citypendeln, dem privaten Nah-
verkehrsanbieter in Stockholm.

» Die Liberalisierung und Privatisierung haben zu einer Verschlechterung der Ar-
beitsbedingungen gefiihrt. Die Verschlechterungen betreffen Pensionsbedingungen,
die Beschéaftigungssicherheit, den Einfluss auf Produktionsablaufe und das Arbeits-
umfeld. Insbesondere in den privaten Bereichen werden neue Mitarbeiterinnen zu
schlechteren Bedingungen eingestellt als Ubernommene, die anscheinend in der
Regel zu den Bedingungen des 6ffentlichen Dienstes weiterbeschéftigt werden. In
den Augen der Geschéftsfihrungen im Bahnbereich sind die Arbeitszeiten zu kurz
und nicht flexibel genug. Folgerichtig hat etwa SJ AB ein flexibles Arbeitszeitmodell
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mit Arbeitszeitkonten und 12 Monaten Durchrechnungszeitraum eingefuhrt. Ziel ist
es nicht-wertschopfende Zeiten, also jene fir die kein Kunde zahlt, zu reduzieren.

Nach langen Konflikten haben sich die schwedischen Gewerkschaften entschieden,
im Prozess der Liberalisierung und Privatisierung mehr oder weniger zu kooperieren.
Die Veranderungen zwingen die Gewerkschaften zu strategischen Reorientierungen.
Sie mussen von Betriebs- zu Sektorgewerkschaften werden. Grundsétzlich kann eine
Schwéchung der Gewerkschaften in diesem Sektor festgestellt werden.



Fallstudien Schweden

4, FALLSTUDIE: SCHWEDEN OFFENTLICHER
PERSONENNAHVERKEHR (OPNV)

4.1. Hintergrundinformationen

Die Liberalisierung des offentlichen Personennahverkehrs in Schweden erfolgte Ende
der 1980er Jahre und zwar in der Form eines Ausschreibungsmodells. D.h. Gemeinden
schreiben die Erbringung der Dienstleistung OPNV aus. Durchgefuhrt wird dies von 24
regionadlen ,Regieingtitutionen”, die sich zu 50% im Eigentum der Kommunen
befinden. Swebus, das 6ffentliche Busunternehmen, wurde 1995 an Stagecoach und
spater an Concordia verkauft. Nach Angaben der Gewerkschaft Kommunal wurden in
der Folge bis auf elf ale vormals gemeindeeigenen Betriebe privatisiert. Nicht einmal
funf der weiter von Gemeinden betriebenen OPNV-Ingtitutionen sind, so Kommunal,
wirtschaftlich erfolgreich. Im Zuge der Privatisierung entstanden an die 500 private,
oftmals sehr kleine Busunternenmen. Diese schlief3en sich aber immer wieder unter
sogenannten Schirmorgani sationen zusammen, um an den Ausschreibungen teilnehmen
Zu konnen.

Durch die Liberalisierung ist das Angebot im OPNV angeblich um 15% gewachsen,
seien Fahrpreise gesunken und habe sich die Kundenzufriedenheit erhoht (OGPP 2002),
gleichzeitig haben aber Konzentrationsprozesse stattgefunden. Die Kostendeckung der
L eistungen des OPNV hat sich von 30% auf 50% erhoht. Die positive Entwicklung des
OPNV wird auf staatliche Forderungen zuriickgefiihrt, die im Prozess der Liberalisie-
rung massiv erhoht wurden. Seit 1999 werden anscheinend keine Analysen der Auswir-
kungen der Marktentwicklung im Bereich OPNV mehr vorgenommen (Hellery/Hagman
2000), da sich der offentliche Verkehr fortan nach eigenen Bedingungen entwickeln
soll.

Vertrage mit Gewinnern von Ausschreibungen werden fir 4 Jahre abgeschlossen
(Hellery/Hagmann 2000). Die Regieinstitutionen versuchen den Ausschreibungswett-
bewerb auch Uber Qualitatsvorgaben beziiglich der Arbeitsbedingungen zu steuern, da
diesin direktem Zusammenhang mit der Angebotsqualitét gesehen wird. Die Ausschrei-
bungsgewinner tUbernehmen sehr oft die traditionellen Belegschaften. Gerichtsurteile
haben aber ergeben, dass sie dazu nicht verpflichtet waren (ausfihrlich Palm 2001a).

Die regionalen Regieinstitutionen, mit Ausnahme Storstockholms Lokaltrafik, ver-
pflichten die Ausschreibungsnehmer nicht zur Ubernahme von Personal. Da die Ent-
wicklung der Beschéftigungsverhadtnisse im Sektor allgemein als eher schlecht einge-
stuft wird, wird auf einen moglichen Mangel von 8.000 Fahrerlnnen in den kommenden
Jahren verwiesen. Zu diesem Zweck wurde die soziapartnerschaftliche Institution
KOLLEGA gegrindet. Diese ist mit der Anwerbung und Ausbildung méglicher
Mitarbeiter im OPNV betrauit.
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4.2. Entwicklung der Arbeits- und Beschéftigungsbedingungen im OPNV

42.1. Beschéftigungsentwicklung

Die vorliegenden Informationen lassen wenig Aussagen bezlglich der Beschaftigungs-
entwicklung im OPNV zu. Nach Angaben von Kommunal kam es v.a. im Bereich des
Verwaltungs- sowie des Service- und Wartungspersonals zu einem Abbau von Beschéf-
tigung. Diese Personalreduktionen sollten zur Senkung der Produktionskosten
beitragen, die fur eine erfolgreiche Teilnahme an den Ausschreibungen unabdingbar
erscheint. Dieser Abbau erfolgte nach Kommunal kaum sozialvertraglich.

Aufgrund der sich verschlechternden Arbeitsbedingungen und der wachsenden Unsi-
cherheit haben auch viele Personen — insbesondere Frauen — den Sektor verlassen.
Kommunal weist auch darauf hin, dass es zu einer Zunahme von Migrantinnen im
Sektor gekommen ist. Nach Angaben von Kommunal gab es Tendenzen, eher &tere
Beschéftigte abzubauen. Jingere wiederum hétten aufgrund der sich durch den
Ausschreibungsprozess rasant verschlechternden Arbeitsbedingungen den Sektor
verlassen. Das Durchschnittsalter der Beschéftigten liegt daher bei etwa 50.

Unternehmen, die nach einer weiteren Ausschreibungsrunde die Lizenz fir eine
bestimmte Route erhalten, sind nicht verpflichtet, die Beschaftigten zu Ubernehmen, wie
Kommuna mit Bezug auf eine Entscheidung des EuGH hervorhebt. Dies habe zu
Schwierigkeiten der Wiederanstellung fir Personen mit gesundheitlichen Problemen
und Gewerkschaftsaktivistinnen gefuhrt. Aufgrund des Wachstums des o6ffentlichen
Verkehrs sei ales in allem die Zahl der im OPNV beschaftigten Fahrerinnen jedoch
gestiegen. Ja mehr noch, Kommunal hebt hervor, dassim OPNV ein Arbeitskrafteman-
gel herrscht und etwa 5000 Fahrerlnnen fehlen. Dies hat zu neuen Beschéftigungsver-
haltnissen im OPNV gefiihrt (s.u.).

4.2.2. Veranderungen der Beschéftigungsverhaltnisse

Kommunal hebt aber hervor, dass die durch den Ausschreibungsprozess bewirkten
permanenten Verdnderungen nicht zu einer allgemeinen Verschlechterung der Lohne
und Arbeitszeiten geflihrt haben. Der Sektor ist weiterhin durch eine Reihe von Kollek-
tivvertragen fiir den OPNV geregelt. AuRerdem sei es im Februar 2003 gelungen, einen
neuen, nunmehr fiir den gesamten OPNV einheitlichen Kollektivvertrag abzuschliefen.
In diesem Vertrag wurde die Einstufung der Mitarbeiter in die Lohnskala von der
jewelligen Betriebszugehdrigkeit gelost und an die Zeit der Tétigkeit als Fahrer im
Sektor OPNV gebunden. Dieser neue Kollektivvertrag wird mit der nichsten Aus-
schreibungsrunde in Kraft treten. Damit existieren nach Kommuna fir ale Be-
schéftigten in allen Unternehmen gleiche Bedingungen — Unterschiede wiirden sich , nur
noch an der Krawatte festmachen lassen’.
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4.23. Atypische Beschéftigungsformen im OPNV in Schweden

Aufgrund des Mangels an Persona im Sektor ist eine neue atypische Beschéftigungs-
form entstanden, die Kommunal mit , stundenweise beschéftigt” beschreibt. Dabei
handelt es sich um Busfahrerlnnen auf selbststéndiger bzw. auf , Tagelohner’-Basis, die
z.B. je nach Bedarf Wochenendschichten Uibernehmen. Diese haben, so Kommunal, eine
anndhernd gleiche soziarechtliche Absicherung wie angestellte Busfahrerinnen,
erhalten aber z.B. kein Krankengeld. Viele Beschéftigte dieser Kategorie arbeiten
bereits seit 10 bis 15 Jahren mit solchen Vertragen. Diese Beschéftigungsform wird von
Kommunal kritisiert, da sie schlecht fir die Arbeitsverhdtnisse ist. Busfahrerinnen, die
in diesen Beschéftigungsformen arbeiten, sind aufgrund des Arbeitskréftemangels in
einer relativ guten Position gegentiber den Unternehmen. Sie kénnen ihren Schicht- und
Arbeitsplan nach ihren Bedurfnissen ausrichten. Das heil3t, sie blockieren mitunter, wie
Kommunal beklagt, gute Routen und vorteilhafte Schichtzeiten. Angestellten Busfahre-
rinnen ist dies nicht moglich, da sie in ihrer Arbeit weisungsgebunden sind. Die
Flexibilisierung des Personaleinsatzes driickt sich auch in der Beschaftigung von
Leiharbeiterlnnen und in deren Entlohnung aus. Die schwedische Transportarbeiter-
gewerkschaft schloss 1997 (EIRO 1997) einen Vertrag bezliglich der Entlohnung von
Leiharbeiterinnen. Dem gemal3 muss sich deren Entlohnung nach dem im Unternehmen
Ublichen Durchschnitt des Entgelts fur Arbeiterinnen richten. Vorher betrug das
Lohnniveau 50% der jeweiligen Entgeltbedingungen.

424, Auswirkungen auf die Arbeitsbedingungen

Die vorliegenden Materialien und Information zeigen, dass die Auswirkungen auf die
Beschéftigten sich v.a. in der Veranderung der Arbeitsbedingungen abzeichnen. Kom-
munal beschreibt die Arbeitsverhdtnisse vor der Liberalisierung as gute und sichere
Beschaftigung mittlerer Qualifikation, die Aussicht auf einen lebenslangen Arbeitsplatz
bot. Dies erleichterte insbesondere Frauen und aleinerziehenden Eltern die Arbeit im
OPNV.

Zwar hebt Kommunal hervor, dass man im OPNV in Schweden beziiglich der Ent-
wicklung der Lohne oder der Kollektivvertréage nicht von ,Social Dumping’ sprechen
koénne. Auch sei es nicht zu einer Verlangerung der Arbeitszeiten gekommen. Durch die
regelmaldige Notwendigkeit der Unternehmen sich an den Ausschreibungsprozessen zu
beteiligen, da Lizenzen im OPNV nur fir 5 Jahre erteilt werden, sei aber die Unsicher-
heit im Sektor extrem gewachsen. Die Beschéftigten konnen nicht davon ausgehen, dass
ihr Unternehmen nach 5 Jahren immer noch existiert. Aul3erdem sei es um die Ent-
lohnung und die Einhaltung der Arbeitszeitregelungen in den kleinen Unternehmen
schlecht bestellt.

Kommunal betont, dass die Arbeit erheblich intensiviert worden sei. Dies betrifft
Fragen der Arbeitszeit, da die Intensivierung der Arbeit nicht zuletzt tiber Anderungen
der Pausenregelungen und die Reduktion der Wende- und Wartungszeiten erreicht
wurde. Beklagt wird weiters der Verlust von Kommunikations- und Konsulta-
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tionsmoglichkeiten durch den Abbau von mittleren Managementebenen und die Ver-
lagerung von Verantwortung und Aufgaben nach unten.

Eingriffe in die traditionellen Arbeitszeitpraktiken fihrten zu einer massiven Auseinan-
dersetzung zwischen der Gewerkschaft und den Unternehmen. So streikten 1999 16.000
Busfahrerlnnen (EIRO 1999, Lindgren 1999), da die Arbeitszeitregelungen kaum Pau-
sen, um etwa auf die Toilette gehen zu kénnen, erméglichten. Dieser Streik wurde daher
als ,Pinkelpausen’-Streik bezeichnet, der schliefdlich zu einer neuen kollektivvertrag-
lichen Regelung fuhrte. Arbeitszeitregeln beziglich kurzer Pausen werden nun
dezentral festgelegt. Kommt es zu keiner Regelung, gilt der Rahmenvertrag.

Nach Kommunal kam es auRerdem zu einer Zunahme von Uberstunden. Kommunal
berichtet weiter, dass bis 1999 eine relativ grofde Zahl der Beschéftigten nur zu soge-
nannten Stol3zeiten eingesetzt wurden — ihre Arbeitszeiten also kapazitdtsorientiert
variabel gestaltet waren. 1999 wurde festgelegt, dass tagliche Schichten nicht langer als
13,5h sein dirfen, der Kollektivvertrag 2003 sieht bezahlte Pausenzeiten vor.

Nach Kommunal hat die Intensivierung der Arbeitsverhéltnisse zu einer Verschlechte-
rung der gesundheitlichen Situation der Beschéftigten und zu einer Zunahme der Stress-
erscheinungen gefihrt. Die Krankheitsrate sei sehr hoch, viele Beschéftigte seien
gezwungen in Frithpension zu gehen. Auch habe die Unfallgefahrdung im OPNV auf-
grund der steigenden Belastungen zugenommen. Auf3erdem wirden heute junge Fahrer,
die in einem siebenwdchigen Kurs die Fahrlizenz erworben haben, schneller von den
Betrieben eingesetzt, da ein Mangel an Arbeitskraften herrscht. Friher hétten die
Fahrerlnnen noch Ausbildungen in den Unternehmen durchlaufen und seien z.B. zuerst
auf einfachen oder bekannten Routen eingesetzt worden. Da das Lizenzierungssystem
die Unternehmen zu Zahlung von Ponaen verpflichtet, sollten Busverbindungen nicht
fahrplangemal aufrechterhalten werden, wird auf die Frage, ob junge Fahrer bereits die
notwendige Erfahrung und Sicherheit besitzen einen Bus zu chauffieren, weniger
Ricksicht genommen.

4.2.5. Industrielle Beziehungen

Nach Angaben von Kommunal ist es der Gewerkschaft gelungen, ihre Position im
Sektor zu behaupten, auch wenn die Umstande hérter geworden sind. Der Organisati-
onsgrad liegt weiterhin Uber 80%, ist aber in den letzten Jahren zurlickgegangen. Es
wird daher schwieriger, Forderungen soziapartnerschaftlich umzusetzen. Bei den
, selbststéandigen Tagelohnern’ ist die Mitgliedschaft bel der Gewerkschaft eher seltener,
da viele auch andere Jobs haben und nur nebenberuflich im OPNV tétig sind. Auch bei
den Arbeitsmigrantinnen ist der gewerkschaftliche Organisationsgrad niedriger. Auch
die Prekaritét der Unternehmen im Ausschreibungsprozess stellt die Gewerkschaft vor
Probleme. Es ist schwierig in neu lizenzierten Unternehmen eine adaquate gewerk-
schaftliche Vertretung aufzubauen, da dafur oft die Erfahrungen fehlen.

Auch im OPNV fiihren die Auseinandersetzungen mit den Unternehmen zu Konflikten
zwischen den Gewerkschaften.
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4.3. Zusammenfassung:

Seit 1989 wurde der OPNV in Schweden auf lokaler Ebene tiber Ausschreibungsver-
fahren liberalisiert und weitgehend privatisiert. Unternehmen, die ein derartiges
Verfahren gewinnen, erhalten fir 5 Jahre eine Lizenz.

In der Liberalisierung und Privatisierung des OPNV blieben zwar die kollektiv-
vertraglichen Rahmenbedingungen bezuglich Arbeitszeit und Entgelt intakt. Der
Ausschreibungsprozess hat jedoch zu einer erheblichen Unsicherheit im Sektor ge-
fuhrt, da Beschéaftigte nicht davon ausgehen kénnen, dass ihr Unternehmen nach 5
Jahren noch existiert.

Im OPNV in Schweden kam es zu einer massiven Reorganisierung der Beschafti-
gung. So wurde Verwaltungs-, Wartungs- und Servicepersona abgebaut. Aul3erdem
verlief3en viele den Sektor aufgrund der sich verschlechternden Arbeitsbedingungen.
Dies gilt v.a. fir Frauen und junge Arbeitskrafte. Dies hat nach Angaben von Kom-
munal zu einem erheblichen Personalmangel gefihrt.

Im OPNV gibt es heute eine groRe Zahl von Fahrerlnnen, die gewissermafRen auf
selbststéndiger Tagel6hnerbasis fur verschiedene Unternehmen arbeiten. Aufgrund
des Arbeitskraftemangels scheint dies fir viele eine durchaus dauerhafte Option zu
sein.

Nach Kommunal bewirkte die Restrukturierung des OPNV im Prozess der Libe-
ralisierung und Privatisierung eine massive Intensivierung der Arbeit, was sich etwa
in der Reduktion der Pausen- und Wendezeiten ausdriickte. Diese wurden daher auch
zum Gegenstand von Streiks. AulRerdem entwickelten sich kapazitétsorientierte
variable Arbeitszeiten, da Fahrer von den Unternehmen mit Vorliebe in den Stol3zei-
ten eingesetzt werden.

Die Intensivierung der Arbeit fUhrte zu einer Verschlechterung der gesundheitlichen
Situation, zu Stresserscheinungen und zu einer wachsenden Unfallgefahrdung. Dies
hat auch mit dem Einsatz junger Fahrerlnnen zu tun, die mit wenig Erfahrung rasch
nach Abschluss der Fahrerlizenz eigene Routen Ubernehmen.

Die Gewerkschaft konnte ales in alem ihre Position im Sektor halten, auch wenn es
Schwierigkeiten bei der Mitgliederwerbung unter Migrantinnen und selbststandigen
Tagelohnern gibt. Der Gewerkschaft ist es 2003 gelungen einen Kollektivvertrag
durchzusetzen, der die Einstufung von Beschéftigten im Lohnschema nicht mehr an
die Zugehorigkeit zum Unternehmen sondern an die Dauer der Tétigkeit im Sektor
bindet.

Veranderungen der Arbeitsbedingungen im OPNV und Bahnsektor in Schweden

Einen interessanten Uberblick tiber die Wahrnehmung der Veranderung der Beschéfti-
gungsbedingungen durch Arbeitnehmerinnen in Schweden gibt die Studie von Eveline
Ruiter und Remko Mast (2000) tber Auswirkungen von Marktkraften auf Beschéftigte
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im offentlichen Verkehr. Leider sind der Eisenbahnsektor und der OPNV hier nicht
getrennt ausgewiesen. Die Studie wurde in Schweden, Danemark, Grof3britannien und
Frankreich durchgefihrt, sie beruht auf einer fragebogengestiitzten Umfrage unter 2.400
Beschéftigten in den genannten Staaten.

Grundsétzlich ist der hohe Anteil an kritischen Einschétzungen der Arbeitsbedingungen
und ihrer Verschlechterung seit der Liberalisierung bemerkenswert. Dies steht, wie die
Autorlnnen zeigen, in deutlichem Gegensatz zu Angaben der Offentlichen
Verwaltungen und des Management. Auffélig ist insbesondere, dass mehr als drei
Viertel der Arbeitnehmerinnen in diesem Bereich betonen, dass sich seit der Liberaisie-
rung die Beschéaftigungsverhaltnisse und Arbeitsbedingungen verschlechtert haben.

Tabelle 4-1: Arbeitsbedingungen im 6ffentlichen Verkehr in Schweden nach Ruiter und Mast

Beschaftigungsbedingungen Niedrigerer Lohn 38,00%
Unterbrochene Schichten 56,90%
Zunahme der irreguldren Schichten 54,10%
Weniger Pausen 55,10%
Arbeitsbedingungen Unzufrieden mit gegenwartigen Arbeitsbedingungen 49,30%
Verschlechterung seit Beginn der Liberalisierung 75,40%
GroRere Arbeitsbelastung 85,00%
Mehr physisch anstrengende Arbeit 60,20%
Einige physische Klagen 49,60%
Stress 58,10%
Qualitat des Equipment schlechter 78,70%
Qualitat der Sicherheitsvorkehrungen schlechter 49,20%
Mehr geféhrliche Situationen 51,10%
Schlechtere Kommunikationsflisse im Unternehmen 63,90%
Weniger Kontakt mit Management 50,70%
Unzufrieden mit Arbeitsbedingungen 52,20%
Unzufrieden im Vergleich zur Zeit vor Liberalisierung 76,70%
Arbeitsinhalte Jobinhalt weniger interessant 39,90%
Einfluss auf alltégliche Arbeit geringer 41,30%
Ausbildung Ausbildung und Qualifizierung niedriger 32,60%
Verbesserungsméglichkeiten der Qualifikation reduziert 46,00%
Beschaftigungssicherheit Nehmen Reduktion der Beschéftigung wahr 57,50%
Reduktion der Beschaftigungssicherheit 57,88%
Zunahme der Zahl von Leih- bzw. Zeitarbeiterinnen 66,20%
Allgemeine Beschéftigungssituation | Mit allgemeiner Situation unzufrieden 31,80%
Zufriedenheit geringer im Vergleich zur Situation davor 67,90%
Mit Liberalisierung unzufrieden 56,30%

Quelle:  Ruiter/Mast (2000).
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So zeigt sich, dass mehr as 50% der Beschéftigten im 6ffentlichen Verkehr in Schwe-
den auf Verdnderungen der Arbeitszeiten (Zunahme irreguldrer Schichten, unterbro-
chene Schichten) und der Pausenregelungen verweisen (sieheTabelle 4-1). Mehr als
75% der Beschéftigten geben eine Verschlechterung der Arbeitsbedingungen seit dem
Beginn der Liberalisierung. Dies gilt v.a. fur die steigende Arbeitsbelastung, auf die
85% der Befragten verwiesen, aber auch fir die Verschlechterung der Qualitdt des
Equipment seit Beginn der Liberalisierung an. Mehr als 76% der befragten Beschéftig-
ten im offentlichen Verkehr in Schweden geben daher an, dass sie seit der Liberaisie-
rung mit den Arbeitsbedingungen weniger zufrieden sind a's zuvor. Mehr als 63% der
Beschéftigten erwédhnen auch eine Verschlechterung der Kommunikationsflisse im
Unternehmen.

Sehr hohe Werte ergaben auch die Fragen zur Beschaftigungssicherheit. So nahmen
mehr als 57% der Beschéftigten eine Reduktion des Personalstandes sowie damit
einhergehend der Beschéftigungssicherheit wahr. 66,2% wiederum verweisen auf die
Zunahme atypischer Beschéftigungsformen wie Leih- und Zeitarbeit. Angesichts dieser
Werte ist es nicht verwunderlich, dass mehr als 67% der Beschéftigten mit der allge-
meinen Arbeitssituation in den Unternehmen im Vergleich zur Situation vor der
Liberalisierung unzufrieden sind (siehe Tabelle 4-1).
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5. FALLSTUDIE: SCHWEDEN POST

5.1 Hintergrundinformationen: Liberalisierung und Privatisierung der
Postdienste in Schweden

Die Liberalisierung des Postsektors in Schweden, mitunter als,Big Bang Approach’ be-
zeichnet (The Strategia Group ohne Jg.), erfolgte in mehreren Schritten (Price Water-
house Coopers 1997, ILO 2002a). So erfolgte bereits 1985 eine Redefinition der Unter-
nehmensziele in Richtung Servicequalitét und Wirtschaftlichkeit. 1987 erhielt das
Unternehmen bereits Moglichkeiten auf Kapitaimérkten zu agieren und wurden
Instrumente eingefihrt zur Analyse der Konsumentlnnenzufriedenheit. Nach ILO ist der
Beginn der eigentlichen Liberaliserung mit dem Jahr 1991 anzusetzen, als in
Stockholm der private Anbieter City Mail zugelassen wird. 1992 erhielt die Post die
Erlaubnis, in beschrénktem Ausmal? Preise selbst festzusetzen. 1993 wird das Trans-
portmonopol der Post abgeschafft und 1994 der Staatsbetrieb zu Posten AB, also einem
eigenstandigen Unternehmen im Eigentum des Staates. Da Posten AB der marktdomi-
nante Anbieter ist, wird das Unternehmen verpflichtet Universaldienste im Bereich der
Postdienstleistungen zu erbringen, wofir das Unternehmen keine Kompensation erhélt
(ILO 2002a).

Durch die Liberaisierung entstehen eine Reihe neuer Anbieter. Die verschiedenen
Quellen sprechen von anfanglich 60-80, von denen ein grof3er Teil schon bald nach der
Liberalisierung gegrindet wurde. Da viele der Unternehmen in der Anfangsphase
staatliche Unterstiitzungen erhaten, ist ihre Wettbewerbsfahigkeit auf Dauer schwer
einzuschétzen. PLS Ramboll (2002) gibt daher in einer Studie fir die EU-Kommission
die Zahl der privaten Anbieter mit 20-22 an, von denen die meisten nur 3-5 Beschéftigte
haben. Post& Telestyrelsen (2002) geht davon aus, dass die meisten privaten Anbieter
Einmannunternehmen darstellen.

Zu den grofdten Anbietern neben Posten AB, das Mitte der 90er noch mehr als 95% des
Marktes in den verschiedenen Bereichen kontrollierte (Price Waterhouse 1999) gehdren
City Mail mit etwa 1.500 Beschéftigten (von denen 1.100 Dienstleistungen der
Briefpost erbringen) (PLS Ramboll Management A/S 2002).

5.2. Beschaftigungsentwicklung

5.2.1. Personalabbau

Im schwedischen Postsektor hat im letzten Jahrzehnt ein massiver Personalbbau
stattgefunden, der durch neuentstandene Arbeitsplétze bei privaten Anbietern nicht
wettgemacht werden kann. Insbesondere der ehemalige Staatsbetrieb Posten AB scheint
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auf die Umstrukturierung des Sektors schlecht vorbereitet gewesen zu sein. Nach
Angaben der Dienstleistungsgewerkschaft SEKO (2003) ging die Zahl der
Beschéftigten im Sektor Postdienste seit 1990 um fast 17.000 Personen auf 40.000
zuriick. Ahnliche Daten bzw. ein Riickgang der Beschaftigung werden auch in anderen
Studien, etwa denjenigen von Price Waterhouse und PLS RAMBOLL genannt. Beide
Studien verwenden jedoch eine weitere Definition des Sektors Postdienste, wodurch sie
auf insgesamt hohere Beschaftigungszahlen kommen.> Wahrend also nach Angaben
von SEKO der Abbau von Beschéftigten im Sektor Postdienste bei etwa 30% liegt,
ergeben die Daten von PLS RAMBOLL einen Abbau von etwas Uber 22% seit 1990.
Die ILO wie auch PLS RAMBOLL heben hervor, dass der Personalabbau im Sektor
Postdienste in Schweden zu den stérksten innerhalb der EU gehort.

Obwohl es Hinweise gibt, dass auch im Postsektor versucht wurde den Personal abbau
sozialvertréglich zu gestalten, wurden die Vertrage der vormaligen Staatsbediensten
anscheinend keiner Besitzstandswahrung unterworfen (ILO 2002a, 2002b). Im Wider-
spruch dazu ist nach Angaben von PLS RAMBOLL der Anteil von Beamtinnen in
Schweden bei der Post zwischen 1995 und 2000 von 8,7% auf 14,5% gestiegen.
Aufgrund des Personalabbaus ist der Anteil der Personen, die in den personalintensiven
Bereichen (Briefzustellung) beschéftigt sind, zwischen 1990 und 1995 von 64,4% auf
68,8% gestiegen (Price Waterhouse 1999). Der Anteil der Beschéftigten in den Finanz-
und Schalterdienst des Postsektors ist hingegen in diesem Zeitraum von 35,6% auf
31,2% zurlickgegangen.

Obwohl keine detaillierten Analysen dazu vorliegen, scheint es doch eine Zunahme
sogenannter atypischer Formen der Beschéftigung (Zeitvertrage bzw. Teilzeitarbeit) zu
geben, dies v.a. bei den privaten Anbietern. Aul3erdem scheint es zu einer Reduktion
der Frauenbeschéftigung in den Kernbereichen des Universaldienstleisters zu kommen.
So ist nach Angaben von Price Waterhouse zwischen 1990 und 1995 beim Universal-
dienstleister der Anteil der weiblichen Beschéftigten von 13% auf etwa 17% gestiegen.

Aufféllig ist weiters, dass trotz der weiteren Definition des Postsektors in den letztge-
nannten Studien die ILO (2002a) wie auch PLS RAMBOLL die Zahl der neu geschaffe-
nen Arbeitsplétze im privaten Sektor mit vergleichbaren Werten angibt. Die ILO nennt

54 Definition des Postsektors nach PWC: "Postal operators are companies that have their core businessin
the collection, sorting, transportation and delivery of physica mail items weighing upt to 20
kilograms either on an expedited or on a normal basis' (S: XXI). PWC wahlte diese Definition aus
praktischen Grinden und verweist darauf, dass die Datenlage schlecht ist, auch wenn die Definition
so breit gehalten ist. Die Definition sei auf3erdem kohérent mit den NACE Codes 64.11 -Aktivitdten
von Public Postal Operators (ohne Finanzaktivitdten) und 64.12, welcher 'collection, transport and
distribution of letters and parcels conducted by private companies umfasst.

Definition nach PLS Ramboll: PLS Ramboll hat die Definition zu Postdiensten erweitert. Die
traditionelle Definition orientiert sich an ‘postal items' und ihre Zustellung (PLS Ramboll 2003; 30ff).
Um auf die Evolution des Sektors eingehen zu kénnen, wurde die Definition erweitert. Die erweiterte
Definition nach PLS Ramboll erfasst auch elektronische Postdienste, 'non-standard postal services
wie ,Express Services, die Zustellung nicht adressierter Post insofern die Infrastruktur des
Postsektors zumindest teilweise genutzt wird, auflerdem Botendienste und ‘document exchange
services (S.32).
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die Zahl 1.500, nach PLS RAMBOLL stieg seit 1995 die Zahl bei den privaten Postan-
bietern (Competing Postal Operators) von 14.867 auf 16.114 (ein plus von knapp
1.250).

Tabelle 5-1: Beschaftigungsentwicklung im Sektor Postdienste nach SEKO

1985 54 000

1990 57.000

1993 Posten AB: 50.000 City Mail: 250
1998 Posten AB: 42.000 City Mail: 750
2002 Posten AB 39.000 City Mail: 1.100

Quelle:  SEKO (2003).

Tabelle 5-2: Beschaftigungsentwicklung im Sektor Postdienste nach PWC bzw. PLS RAMBOLL

PWC PLS RAMBOLL

1990 64.223

1995 51.507

Reduktion in % (-19,8%)

1996 55.722
1997 53.178
1998 51.793
1999 50.174
2000 49.986
Reduktion 1995-2000 in % -10,29%

Quellen:  PWC (1997), PLS RAMBOLL (2003).

Mehrere Quellen betonen, dass auch in den néachsten Jahren von einer Reduktion der
Beschéftigung auszugehen ist, da etwa Posten AB entschieden habe, finanzielle Dienst-
leistungen aufzugeben, sowie weitere Postdmter zu schlief3en (EIRO 2000).

Wie schon in anderen Unternehmen dargestellt, wurde anscheinend auch bei Posten AB
eine betriebseigene Arbeitsvermittiungs- und Weiterbildungsinstitution (Posten Futu-
rum) geschaffen, die die ,Employability’ und den Marktwert der Uberzadhligen Beschaf-
tigten sichern soll (CSR 2002).

5.2.2. Veranderung der Arbeitsbedingungen und Griinde fiir den Beschéftigungsabbau

SEKO betont, dass der wachsende Kostendruck durch die Liberalisierung des Post-
marktes eine wesentliche Ursache fur den fortschreitenden Personalabbau darstellt. Dies
geht Hand in Hand mit Verdnderungen der Arbeitsbedingungen und Arbeitsorganisa-
tion. So erfolgt eine Dezentralisierung von Aufgaben, der eine verschérfte Kontrolle
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durch die Zentrale gegenlbersteht. Friher erhobene Forderungen nach starkerem
Einfluss der Arbeitnehmerinnen auf die alltéglichen Routinen fuhren zur Entscheidung
der oberen Managementebenen, mittlere Managementebenen aufzulassen. Durch die
Veranderungen der Kontrollmechanismen soll die Effizienz gesteigert werden.

SEKO kritisiert aulerdem, dass die Beschéaftigten immer 6fter mit Personalmangel
konfrontiert sind, was zu héheren Belastungen und einer Verdichtung der Arbeit fhrt.
Dies hat anscheinend auf Dauer auch Auswirkungen auf das Lohnniveau, da Schutz vor
Lohndumping eine zentrale Forderung von SEKO darstellt. Neu eingestellte Arbeitneh-
merinnen bei Posten ABerhalten seit 1995 auch weniger Urlaubstage als die schon
langer im Unternehmen arbeitenden Beschéftigten (ILO 2002b).

Arbeitsaufgaben werden fragmentiert und es entstehen dequalifizierte Jobs. Mal3nahmen
zu Hoherqualifizierung werden auf Kernbel egschaften eingeschrankt.

Weiters ist eine Zunahme von Zeitarbeitsvertrégen festzustellen, was zur algemeinen
Zunahme der Verunsicherung und von Zukunftséngsten beitrégt. Im bezug auf die
Frage steigender Gesundheitsbelastungen erwdhnt ILO eine Studie des Instituts fir
Umweltmedizin in Stockholm, in der 3.000 Personen untersucht wurden. Die Studie
analysierte die Zunahme von Angst und Unsicherheit aufgrund der Reorganisierung des
Arbeitsplatzes, Mobbing und wachsenden Stress.5

Dies wurde anscheinend auch vom Unternehmen erkannt. Die Zahlen fur krankheitsbe-
dingte Abwesenheit der Beschéftigten steigen (CSR 2002). Aus diesem Grund sei die
Gesundheitssituation untersucht worden. Auf Basis der Ergebnisse wurden 1.000 Health
Action Plans erstellt und das Management erhielt Ausbildungen zu gesundheitsspezifi-
schen Fragestellungen.

SEKO betont, dass es etwa beim privaten Anbieter City Mail ahnliche Entwicklungen
bzgl Arbeitsbelastung gibt. Die Folge dieser Entwicklungen ist eine Zunahme der
Fluktuation der Beschéftigten v.a. in den Stédten. Bel City Mail betrégt die Fluktuation
laut SEKO etwa 60% im Jahr (SEKO 2003).

Andere Quellen (The Strategia Group, ohne Jg.; Post& Telestyrelsen, 2002) kommen
bezliglich der Einschdtzung der Ursachen des Personalabbaus zu etwas anderen
Schlussfolgerungen. Diese betonen, dass der Personalabbau nicht ursachlich mit den
Liberalisierungen und Privatiserungen des Postmarktes in Schweden zu tun hat,
sondern sich aus der Automation bzw. veranderten Arbeitsformen ergeben habe.

Post& Telestyrel sen betont daher:

» 1 he reduction of employeesis mainly due to the introduction of new techniquesin
al lines of business and rationalising measures in the letter network — including the
introduction of highly automated sorting centres — and in the post office net. This
development started long before the letter monopoly was abolished. The
mechanisation has taken place within the operators’ own organisations as well as

55 Voss, M. (2001): Physical, psychosocial and organizational factors relative to sickness absence: A
study based on Sweden Post; in: Occupational and Environmental Medicine (London, BMJ), No. 58,
p. 171-184; zitiert in: ILO 2002a.
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within their large customers’, with pre-sorted computer mail, eliminating one step
of the handling procedure.” (Post& Telestyrelsen 2002:9)

Wie auch immer die Zusammenhénge einzuschétzen sind, esist auf jeden Fall gelungen
den Anteil der Lohnkosten im Sektor Postdienste von 61,1% auf 52,1% zu reduzieren
(PLSRAMBOLL).

5.2.3. Position der Gewerkschaften

Der Organisationsgrad des Sektors liegt bel etwa 79% (PLS RAMBOLL 2003), nach
Angaben von SEKO (ohne Jg.) hat die Gewerkschaft 36.000 Mitglieder im Postbereich,
die kollektivvertragliche Deckung liegt in den grof3en Unternehmen bei 100%.

SEKO fordert im Postsektor gesunde Arbeitsbedingungen, mehr Einfluss der Beschéf-
tigten auf ihre Arbeit (Planung der Arbeitsstunden) und eine Verbesserung der Entwick-
lungsmdglichkeiten der Arbeitnehmerinnen durch passende Qualifizierungsmal3-
nahmen. Aulerdem sollen Zeitarbeitsvertrage in permanente Anstellungen
umgewandelt werden. Bezlglich der Lohnpolitik fordert SEKO einen Schutz des
Kollektivvertrages und die Verhinderung von Lohndumping sowie klare und
nachvollziehbare Lohnkriterien.

5.3. Zusammenfassung

» Die Liberalisierungen und Privatisierungen im schwedischen Postsektor haben zu
einem massiven Personalabbau beim ehemaligen staatlichen Monopolisten gefihrt.
Studien gehen von einer Reduktion von bis zu einem Drittel aus. Der Abbau erfolgte
in den 90ern relativ gleichmaldig, weitere Reduktionen sind zu erwarten. Posten AB
hat eine betriebseigene Arbeitsvermittlungs- und Weiterbildungsinstitution ins Leben
gerufen, die freizusetzende Beschéftigte bel der beruflichen Reorientierung unterstit-
zen soll.

= Die Liberalisierungen und Privatisierungen haben zu einer Verschlechterung der
Arbeitsbedingungen gefihrt. Dies drickt sich in gesteigerter Arbeitsintensitét,
geringeren Einflussmdglichkeiten auf organisatorische Ablaufe und verstarkte Kon-
trolle durch die Zentrale aus. AuRerdem kam es zu einer Zunahme von Stresserschei-
nungen bei den Beschéftigten aufgrund der unsicheren Arbeitsplatzsituation im Be-
reich Postdienste.

» Die Gewerkschaft versucht die Arbeitsbedingungen (wieder) zu verbessern und die
kollektivvertraglichen Absicherungen zu erhalten.
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6. SCHLUSSFOLGERUNGEN: AUSWIRKUNGEN VON
LIBERALISIERUNG UND PRIVATISIERUNG AUF ARBEIT-
NEHMERINNEN IN OFFENTLICHEN DIENSTLEISTUNGEN

Trotz der lander- und branchenspezifischen Unterschiede in der Liberalisierung
offentlicher Dienstleistungen, sind auf Basis der von uns zusammengestellten Fall-
studien eine Reihe von gemeinsamen Verdnderungen feststellbar. Diese Veranderungen
oder Trends beziehen sich vor alem auf das Beschéaftigungsvolumen, die Einkommen,
Arbeitszeit, Arbeitsbedingungen und Beschéftigungsverhdtnisse, sowie auf die
Interessenvertretung der Beschéftigten. Zu diesen Verénderungen zahlen:

Umfangreicher Personalabbau in allen Sektoren

= Der Personaabbau kann in den untersuchten Bereichen in den ersten 10 Jahren nach
der Liberalisierung/Privatisierung bis zu 50% betragen. Dies gilt z.B. fir den Elektri-
zitétssektor in GroRbritannien aber auch fur die Bahn in Deutschland. In Osterreich
fuhrt in dieser Hinsicht ebenfalls der Elektrizitatssektor (mit einem Personal abbau
von bis zu 40% seit 1996), gefolgt von der Post und den Eisenbahnen.

= Der Personalabbau kann auf sogenannte sozialvertréagliche Weise durchgefihrt wer-
den — d.h. ohne betriebsbedingte K iindigungen. Stattdessen werden Mitarbeiterinnen
durch spezifische MalZnahmen wie Frihpensionierungen und Uber die gesetzlichen
Verpflichtungen hinausgehende Abfertigungen (golden handshakes) aufgefordert,
das Unternehmen zu verlassen. Personelle Abgénge werden nicht nachbesetzt. Ob
ein , sozialvertraglicher* Abbau durchgesetzt werden kann, hangt von der Stérke der
Gewerkschaften, den staatlichen Rahmenbedingungen und auch dem Druck der
offentlichen Meinung ab. Allerdings muss in diesem Zusammenhang darauf auf-
merksam gemacht werden, dass der Grad der Freiwilligkeit relativ ist. Wie die Fall-
studien gezeigt haben (z.B. Deutsche Bahn und Post) fuhren die betriebliche Re-
strukturierungen dazu, dass Beschéftigte sich gezwungen sehen, das Unternehmen zu
verlassen, da etwa fur Frauen aufgrund familidrer Verpflichtungen ein Umzug oder
Pendeln in eine andere Stadt nicht mdglich ist. Dartiber hinaus gibt es auch Féle, wo
die Beschéftigten den steigenden Druck und die zunehmende Frustration am Arbeits-
platz nicht mehr aushalten. In Osterreich erfolgte der Personalabbau bisher groRten-
teils sozialvertréglich.

= Personalabbau kann auch Uber betriebsbedingte Kindigungen erfolgen. Dies ist in
den Fallstudien, mit Ausnahme Grof3britanniens, zwar selten aufgetaucht. Die An-
drohung betriebsbedingter Kindigungen wird aber anscheinend immer wieder von
den Betriebsfihrungen eingesetzt, um von den Gewerkschaften und den Arbeitneh-
merinnen Zugestandnisse und die Mitarbeit bel Restrukturierungsmal3nahmen zu
erhalten. In Osterreich wurden bisher nur bei der Post betriebsbedingte K tindigungen
ausgesprochen. In diesem Zusammenhang ist aber zunehmend unklar, wie angesichts
des steigenden Pensionsalters in Zukunft Personal ohne K iindigungen abgebaut wer-
den kann.
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In den meisten Bereichen (so etwa bei der Deutschen und Osterreichischen Bahn, bei
der Deutschen Post und bel osterreichischen Elektrizitatsversorgern) werden auch die
Ausbildungsstellen fur Lehrlinge massiv gekirzt. Dies scheint auf lange Sicht eine
der besonders problematischen Folgen der Liberalisierung zu sein: Friher erfillte die
L ehrlingsausbildung in 6ffentlichen Dienstleistungen wie den Eisenbahnen, die Gber
den unmittelbaren Eigenbedarf hinaus ging, immer auch eine gesamtwirtschaftliche
Funktion.

Die Auslagerung von Unternehmensteilen und Aufgaben stellt eine weitere Form des
Personal abbaus bei ehemaligen Monopolunternehmen dar. Diesfuhrt in der Regel zu
einer Verschlechterung der Arbeitsbedingungen im nunmehr selbststéndig am Markt
operierenden Unternehmen.

In Landern mit starker sozialpartnerschaftlicher Tradition werden redundante Ar-
beitskréfte in betriebseigene Arbeitsvermittiungs- und Ausbildungsinstitutionen
»Zwischengeparkt®. Diese Organisationen dienen zur Reorganisation des inneren
Arbeitsmarktes und zur Verbesserung der innerbetrieblichen , Ressourcenallokation’,
aber in Verbindung mit Weiterbildungsmal3nahmen werden redundante Arbeitskréfte
auch fur den externen Arbeitsmarkt geschult. Die Zuweisung zu solchen betriebsin-
ternen Arbeitsvermittlungsorganisationen stellt aber auch eine Sackgasse dar, wo
Beschéftigte, die nicht gekindigt werden konnen, ihrer Dienstverpflichtung
nachkommen, ohne wirklich etwas Produktives zu leisten. Beschéftigte empfinden
diese Situation in der Regel als extrem frustrierend.

Der Beschéftigungszuwachs bei neuen Anbietern kann in der Regel den Personalab-

bau beim ehemaligen Monopolisten nicht kompensieren. Dartiber hinaus sind auch
die Dauerhaftigkeit und die Qualitéat der Beschaftigungsverhaltnisse zu bezweifeln.

Reduktion der Arbeitskosten durch Reduktion des Einkommensund Verdnderun-
gen in den Entgeltstrukturen
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In viedlen Sektoren sind Malthahmen zur Reduktion der Arbeitskosten zentrale Be-
standteile der Unternehmensstrategien.

Unmittelbare Kirzungen des Grundlohnes kommen zwar selten vor, sind aber
trotzdem nicht auszuschlief3en. So wurde etwa in privatisierten britischen Busunter-
nehmen den Beschéftigten fir die Akzeptanz der neuen Lohnschemata, die unter
anderem Lohnkirzungen vorsahen, Abfindungen (sogenannte ,bribes’, Bestechun-
gen) bezahlt. Ein anderes Beispiel dafiir waren Anderungskiindigungen, aber auch
Anderungen im Hinblick auf den senioritdtsbedingten Lohnanstieg (z.B.
Abschaffung von Biennalspringen) sowie die Reduktion von Lohnkategorien.
Schaffung neuer Lohnkategorien durch Einflhrung neuer
Arbeitsplatzbeschreibungen koénnen sich langfristig ebenfalls as Lohnkurzungen
auswirken.

Auch die Kirzungen von Zulagen und Pramien, innerbetrieblichen Sozialleistungen

(Krankengeld) und Betriebspensionen durch Kindigung von entsprechenden Be-
triebsvereinbarungen sind beliebte Matnahmen zur Reduktion der Arbeitskosten.
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= Ein wesentliches Element zur Veranderung der traditionellen Entgeltstrukturen und
L ohnschemata sind Mal3nahmen zur Entkoppelung von Arbeitszeit und Entgelt durch
verlangerte Durchrechnungszeitraume und Einfihrung von Arbeitszeitkonten, um
Uberstundenzuschl ége und Zuschl&ge fiir Wochenendarbeit und Arbeit zu unsozialen
Zeiten einsparen zu konnen. Auch die pauschalierte Abgeltung von Uberstunden
unabhangig von der Zahl der tatséchlich abgeleisteten (all-inclusive Vertrage) ist in
diesem Zusammenhang zu nennen.

= Auch die Einflhrung leistungsbezogener Lohnbestandteile und die
Individualisierung der Entgeltformen sind durchgangige Merkmale der
Restrukturierung der Entgeltbedingungen. Zu diesem Zweck werden nicht nur neue
computergestiitzte Methoden der Leistungsmessung der Beschéftigten eingefiihrt,
gleichzeitig kommen auch schon tUberwunden geglaubte Entlohnungsformen wie
etwa Sticklohn bel der Briefzustellung oder von der Kundenfrequenz abhangige
Entgelte im Schalterdienst zur Anwendung.

» Die Einstellung neuer Mitarbeiterinnen zu schlechteren kollektivvertraglichen
Bedingungen ist eine sehr haufige Mal3nahme der Unternehmen, um Arbeitskosten
zu senken.

= Neue Anbieter unterliegen oftmals keinem oder einem aufgrund unterschiedlicher
sektoraler Zuordnung schlechteren Kollektivvertrag (etwa bel den Postdienste in
Deutschland; teilweise trifft das auch auf Osterreich zu). Insbesondere internationale
Konzerne, die auf deregulierten Mérkten Offentlicher Dienstleistungen auftreten,
entlohnen oft nach Haustarif (so etwa in der Wasserwirtschaft in Deutschland).

» Die Falstudien haben auch gezeigt, dass es in einigen Sektoren zu Lohndumping
von neuen Anbietern kommt. Insbesondere der Postsektor (Zustellbereich), aber auch
der offentliche Verkehr (OPNV, Bahn) drohen zu Niedriglohnsektoren zu werden.

Auswirkungen auf die Arbeitszeit: Flexibilisierung, Verdichtung und Verlange-
rung

= Eine der wesentlichen Strategien zur Erhohung von Wettbewerbsfahigkeit und
Produktivitét ist die Flexibilisierung der Arbeitszeit.

= Malnahmen zur Flexibilisierung der Arbeitszeit sind etwa die Erh6hung des Anteiles
von Teilzeitarbeit, die Verlangerung von Durchrechnungszeitraumen und die Einfih-
rung von Arbeitszeitkonten. Dies soll die Mdglichkeiten zum bedarfsorientierten
Arbeitskrafteeinsatz erhdhen und gleichzeitig Arbeitskosten reduzieren.

» FUr verschiedene Beschéftigtengruppen werden aufRerdem verschiedene Arbeits-
zeitregelungen eingefihrt — d.h. Arbeitszeiten werden differenziert.

= In einigen, vorwiegend den arbeitsintensiven Sektoren wie etwa dem OPNV, stellt
die Reduktion und Verschlechterung von Pausen- und Ruhezeiten zur Erhéhung der
,produktiven’ Zeiten wesentliche Konfliktfelder dar.

= |n einigen Sektoren ist eine Zunahme von Mehr- und Uberstunden zur Kompensation
des Personal abbaus aber auch von Einkommenseinbul3en festzustellen. Die Zunahme
von Mehr- und Uberstunden kann, wo dafiir weiterhin Zuschlége zu zahlen sind, dem
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Ziel der Reduktion der Arbeitskosten zuwiderlaufen, was auf Ungereimtheiten bei
der Produktivitétsbestimmung in manchen Sektoren (etwa nach Kopfzahl) verweist.

In vielen Bereichen versuchen die Unternehmensfihrungen eine Reduktion von
betriebsspezifischen Regelungen fur zusétzliche arbeitsfreie Zeit zu erreichen (be-
triebsspezifische Urlaubsregelungen, zusétzliche freie Tage). Dies ist etwa bei der
Bahn in Schweden feststellbar, wo die bereits langer Beschéftigten z.B. Anspruch
auf 36 Urlaubstage und Pensionierung im 60. Lebensahr hatten, wahrend
»Neueinsteigerinnen“ Urlaubs- und Pensionsrechte nach den allgemeinen arbeits-
und sozialrechtlichen Bestimmungen erhalten.

Betriebs- bzw. sektorspezifische Pensionsregelungen werden sukzessive abgebalt,
was auf eine Verlangerung der Lebensarbeitszeit hinausl auft.

Auch die Verlangerung der Betriebszeiten (zur Verbesserung des Dienstleistungs-
angebotes) tragt zur Verénderung der Arbeitszeit der Beschéaftigten bei. Aufgrund
veranderter Anforderungen und Rahmenbedingungen in den verschiedenen Sektoren
(z.B. im Postsektor) mussen neue Schichten/Schichtsysteme eingefiihrt werden.

Wesentliche Dimensionen der Flexibilisierung des taglichen Arbeitseinsatzes sind in
der Verlangerung des (Maximal-)Arbeitstages, aber auch in betriebsbedingten, kapa-
zitétsorientierten Verkurzungen (mit dem Ziel der Minimierung von Zeiten, fur die
die Kundschaft nicht zahlt) der taglichen Arbeitszeit zu sehen. Dies findet sich be-
sonders in jenen Bereichen, die zu bestimmten Tageszeiten besonders hohe Kunden-
nachfrage aufweisen, wie etwa beim offentlichen Verkehr oder beim Schalterdienst
der Post.

Zur Unterstiutzung eines ,effektiven” Personaleinsatzes und einer Reduktion der
sogenannten ,,unproduktiven“ Stunden, fur die keine Kundschaft bezahlt, werden
Computerprogramme zur Planung und Steuerung des Arbeitskrafteeinsatzes
eingefhrt.

Flexibiliserung und Individualisierung der Beschaftigungsver haltnisse
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Einheitliche Arbeits- und Vertragsverhdtnisse werden im Zuge der Liberalisierung
und Privatisierung zunehmend in Frage gestellt. Kollektivvertrage werden dezentrali-
siert und in einigen Fallen (insbesondere in Grof3britannien) ist sogar von einem
Ubergang zu leistungsbezogenen, individualisierten Arbeitsvertragen auszugehen.

Wesentliches Element der Flexibilisierung der Personaleinsatzesist die Verwendung
prekarer und atypischer Beschéftigungsverhdtnisse. Dazu zéhlen v.a. Tellzeitkréfte,
Zeitvertrége, Leiharbeit, neue Selbststéandige und geringfligige Beschaftigung.

Durch Auslagerung von Aufgaben und Abteilungen, werden Betriebe geschaffen, die
auf3erhalb kollektivvertraglicher Regelungen stehen.

Die Segmentation und Fragmentierung in den verschiedenen Sektoren wird dadurch
verstérkt, dass es in einigen Bereichen gelang (etwa bel der Post und Bahn in
Deutschland und bei Teilen der kommunalen Dienste in Osterreich) fur die pragmati-
sierten Bediensteten eine sogenannte Besitzstandswahrung durchzusetzen, wahrend
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Angestellte oder Arbeiterinnen durch neue Kollektivvertrage deutlich schlechter
gestellt werden.

Veranderungen der Arbeitsbedingungen

Die Studien zeigen fur alle Sektoren eine Steigerung der Arbeitsintensitét und der
Arbeitsanforderungen, da mehr Arbeit von weniger Beschéftigten zu leisten ist. Dies
kann etwa durch job enlargement, die Verlagerung von Verantwortung nach unten
bei gleichzeitig steigender Kontrolle durch die Zentrale (Uber Monitoring der Leis-
tung und Kostenkontrolle), sowie durch die Erhéhung des innerbetrieblichen
Konkurrenz- und Leistungsdruck etwa durch Benchmarking forciert werden.

In einigen Bereichen fuhren Rationalisierungs- und Technisierungsmal3nahmen, so
etwabel der Post in der Briefsortierung, zu einer wachsenden Monotonie der Arbeit.

Die Falstudien zeigen auch immer wieder eine Verdnderung der Berufshilder und
innerbetrieblichen Arbeitsteilung (Angriff auf traditionelle berufliche Identitdten und
I dentifikationsmuster mit dem Betrieb/der Dienstleistung) etwa durch die wachsende
Bedeutung der Kundenorientierung und des Dienstleistungsgedankens, sowie be-
triebswirtschaftlicher, managerieller und marketingorientierter Tatigkeiten. Dies
kann auch einhergehen mit einer Zunahme von Beschéftigungschancen bestimmiter
Gruppen (etwa Frauen in kundenorientierten Bereichen) und einem
innerbetrieblichen Bedeutungszuwachs der mit den genannten Téatigkeiten betrauten
Arbeitnehmerlinnen auf Kosten bislang dominanter Gruppen. Hierfir wéare etwa der
Bedeutungsverlust von Technikern und Elektrikern in der Elektrizitétsindustrie in
Grof3oritannien (aber anscheinend auch in Schweden) zu Gunsten kaufmannischer
und betriebswirtschaftlicher Angestellter zu nennen. In einigen Bereichen kommt es
zu Dequalifizierung.

In den meisten Sektoren wird auch von einer Zunahme von Stress und oft auch
krankheitsbedingter Abwesenheit berichtet.

Stresserscheinungen sind bedingt durch den Zwang zur innerbetrieblichen Mobilitét
durch Konzentration und Verlagerung von Standorten. Dies stellt v.a. Frauen vor
Probleme, die Frage der Folgekosten fir Individuen bleibt offen (z.B. Bahnsektor in
Deutschland).

Stresserscheinungen werden auch durch permanente organisatorische Veranderungen
und Restrukturierungen der Unternehmen ausgel 0st.

Auch Unsicherheitserfahrungen durch Arbeitsplatzangst, aufgrund unklarer Verant-
wortlichkeiten wegen veranderter Aufgabenbereiche oder wegen der Abschaffung
mittlerer Managementebenen oder durch Ubernahme von Arbeitskréften durch neue
Anbieter sind haufig.

Auswirkungen auf die Personalpolitik

In vielen privatisierten offentlichen Dienstleistungsunternehmen werden Human
Resource Management-Praktiken, wie etwa Organisation der Arbeit nach
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Zielvorgaben, Personal beurteilung, Mitarbeitermotivation, symbolische
Remuneration etc. eingefuhrt.

* In den meisten privatisierten Unternehmen 6ffentlicher Dienstleistungen werden
Lehr- und Ausbildungsstellen fur Jugendliche massiv gekirzt und nur noch nach
Unternehmensnotwendigkeiten besetzt.

* |n den meisten Sektoren wird auch eine Verschlechterung der Ausbildungs- und
Qualifizierungsmoglichkeiten sichtbar. Qualifizierungsmdglichkeiten werden auf
Kernpersonal beschrankt. Arbeitsaufgaben werden dequalifiziert.

= Mal3nahmen zur Frauenforderung, wie sie etwa bel der Deutschen Bahn unter dem
Titel ,Chancengleichheit fir Frauen’ eingefihrt wurden, werden als wenig geeignet
kritisiert, Benachteiligungen von Frauen (etwa bel der Entlohnung, Qualifizierung
etc.), abzubauen.

Verschlechterung der Bedingungen kollektiver I nteressenvertretung

* |n den untersuchten Landern und Sektoren haben sich die Gewerkschaften entschie-
den, die Mal3nahmen zur Liberalisierung und Privatisierung offentlicher Dienstleis-
tungen zu akzeptieren. So dies mdglich ist, versuchen sie zu kooperieren, um den
Umwandlungsprozess mitgestalten zu kénnen und die Beschaftigungsbedingungen
der Belegschaften zu sichern. Dem gingen — national unterschiedlich und nicht unbe-
dingt in den untersuchten Sektoren — langere Auseinandersetzungen und Konflikte
voraus.

= Die Gewerkschaften entscheiden sich daher zu Zugestandnissen, um den Ubergang
sozialvertréglich zu gestalten. Dieser wird z.B. in sogenannten Bindnissen fir Be-
schéftigung (etwa bel der Bahn in Deutschland) geregelt.

= Auf national unterschiedliche Weise fuihren die Liberalisierungen und Privatisierun-
gen zur Fragmentierung und Dezentralisierung der industriellen Beziehungen und
der Kollektivvertrége. Dies scheint in Grof3oritannien, aber auch in Schweden starker
ausgepragt zu sein, was im Kontext der jeweiligen Entwicklung der industriellen
Beziehungen in diesen Staaten zu sehenist.

= Nach der Privatiserung versuchen Unternehmen Kollektivvertragsverhandlungen
oder gultige Kollektivvertrage aufzukindigen oder gar gewerkschaftlicher Interes-
senvertretungen in ihren Betrieben (so etwa in Grof3britannien) nicht mehr anzuer-
kennen.

= |n vielen Sektoren ist eine Reduktion der kollektiven Représentation der Beschéftig-
ten (etwa der Betriebs- und Personalréte) feststellbar, d.h. Belegschaften konnen nur
noch eine geringere Zahl von Personen, die ihre Interessen gegentiber dem Unter-
nehmen vertreten, wahlen.

= Auch wenn die Gewerkschaftsfihrungen und die grofRen Gewerkschaften ihre
Erfolge in der Abwendung von Kiindigung und der Erhaltung von Kollektivvertréagen
betonen, sind doch wachsende Konflikte innerhalb der Gewerkschaften aber auch
zwischen Gewerkschaften feststellbar. Immer wieder versuchen die Unternehmens-
fuhrungen Gewerkschaften gegeneinander auszuspielen.
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= Durch die Deregulierung des Marktes und das Auftreten neuer Anbieter entsteht fir
die Gewerkschaften die Notwendigkeit einer strategischen Neuorientierung von der
Betriebs- zur Sektorgewerkschaft. Auffallig ist auch, dass Gewerkschaften die Ver-
folgung allgemeiner politischer und gesellschaftlicher Ziele in der Versorgung der
Bevolkerung mit bestimmten Dienstleistungen sukzessive zugunsten einer Kon-
zentration auf die Interessen ihrer Mitglieder in den jeweiligen Sektoren zuriick-
schrauben.

» Die Gewerkschaften versuchen sich auf die neuen Unternehmen und Anbieter
auszudehnen und missen dafur addguate Formen der Mitgliederwerbung und Betreu-
ung entwickeln.

* Neue Aufgaben entstehen fur die Gewerkschaften auch in der Schulung ihrer
Mitglieder und Aktivistinnen, diein den Betrieben mit den veranderten Bedingungen
umzugehen haben.

191






VERWENDETE LITERATUR

Einleitung

Davies, Steve/Fairbrother, Peter (2003): Private Finance Initiative (PFl) and Public Private Partnerships
(PPPS): Definitions and Sources. Global Political Economy Group, School of Social Sciences,
Cardiff University, Working Paper Series, Paper 39

DGB (2001): Welthandel und soziale Gerechtigkeit, Positionspapier des DGB Bundesvorstandes vom
3. Juli 2001 (Ausziige), www.einblick.dgb.de/archiv/0113/tx011301.htm

Fritz, Thomas/Scherrer, Christoph (2002): GATS: Zu wessen Diensten? Offentliche Aufgaben unter Glo-
balisierungsdruck, Hamburg

Fremuth, Walter/Parak, Christoph (2002): Regulierung der Deregulierung von Infrastrukturmérkten,
Wien

Hall, David (2002): EU Competition Policies and Public Services; in: Transfer Vol. 8 Nr. 2

Huws, Ursula (1998): Flexibilisierung und Sicherheit: Auf dem Weg zu einem neuen europdischen
Gleichgewicht; in: Zilian, Hans Georg/Flecker, Jorg, a.a.0., S. 29 - 40

Leys, Colin (2001): Market-Driven Politics. Neoliberal Democracy and the Public Interest, London

Parker, David (1999): Privatization in the European Union: A Critical Assessment of ist Development,
Rationale and Consequences, in: Economic and Industrial Democracy, Vol. 20, pp. 9 - 38

Peck, Jamie (1996): Work-Place. The social regulation of labor markets. New Y ork/London

Tuchler, Ernst (2002): Deregulierung der sozialen Sicherheit — Der WTO-Vertrag und seine Auswir-
kungen auf die Arbeitnehmer; in: Arbeit und Wirtschaft Heft 1/2002,
http://www.arbeit-wirtschaft.at/aw_01 2002/art3.htm

Whitfield Dexter (2001): Public Services or Corporate Welfare. Rethinking the Nation State in the Global
Economy. London.

Fallstudien Osterreich

Flecker, Jorg/Kirschenhofer, Sabine/Krenn, Manfred/Papouschek, Ulrike (2002): Arbeitswelten im Um-
bruch und die Auswirkungen auf Palitische Orientierungen. Zwischenbericht Uber die qualitativen
Interviewsin Osterreich, , Deliverable’ im Rahmen des Projekts ,, Socio-Economic Change,
Individual Reactions and the Appeal of the Extreme Right* (SIREN), FORBA, Wien

Hall, David/Lenz, Klaus (2001): Kritik der Studie von Pricewaterhouse Coopers Uber Wasserver- und
Abwasserentsorgung, AK Wien, Informationen zur Umweltpolitik 148, Wien

Kammer fir Arbeiter und Angestellte Wien (2001): Die wirtschaftliche Lage der EVU-Landesgesell-
schaften und Sondergesellschaften, Ausgabe 2001, Wien

Lahounik, Gregor/Lauber, Wolfgang (Hg.) (2002): Wohin féhrt die Bahn? Zukunft der Liberalisierung,
Tagungsband zum Symposium der Bundesarbeitskammer und der Gewerkschaft der Eisenbahner
am 24. Mérz 2000, Wien

Osterreichische Gesellschaft fur Politikberatung und Politikentwicklung OGPP (2002): Privatisierung
und Liberalisierung offentlicher Dienstleistungen in der EU, Teil 1: Eisenbahnen und OPNV,
www. politikberatung.or.at/images/Bil darchiv/ei senbahn.pdf

Price Waterhouse Coopers (2001): Optimierung der kommunalen Wasserver- und Abwasserentsorgung
im Rahmen einer nachhaltigen Wasserpolitik, Studie im Auftrag des Bundesministeriums fir
Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft

193


http://www.einblick.dgb.de/archiv/o113/tx011301.htm
http://www.arbeit�wirtschaft.at/aw_01_2002/art3.htm

FORBN studie

Schreiber, Horst (2001): Alswirden wir gar nicht existieren: Arbeitsverhaltnisse bei Post, Bus und
Telekomin Tirol, Innsbruck

Fallstudien Deutschland

Postdienste

Biittner, Rolf (2003): Liberalisierung der Postmérkte und Qualitatsvorgabe der
Postuniversal dienstverordnung, PowerPoint-Présentation

Deutsche Post Gewerkschaft (diverse Jahrgénge): Transparent — Zeitschrift der ver.di
Telekommunikation, Postdienste, Postbank, www.dpg-hv.de/transparent.html

Deutsche Post AG (1997 — 2002): Unternehmensberichte 1997 — 2002,
http://investorrel ations.dpwn.de/deutsch/downl oad/gb/index.j sp/NSI D-investorrel ations.dpwn.de-
1178%3A3ed210f1% 3A44c7aaec30b8aa

Hentges, Gudrun/Meyer, Malte Henning (2002): Qualitative Interviews SIREN

ILO (1998): Structural and regulatory changes and globalization in postal and telecommunications
services. The human resources dimension. Report for discussion at the Tripartite Meeting on the
Human Resources Dimension of Structural and Regulatory Changes and Globalization in Postal
and Telecommunication Services

ILO (2002a): Tripartite Meeting on Employment, Employability and Equal Opportunities in the Postal
and Telecommunications Services. Report for discussion at the Tripartite Meeting on
Employment, Employability and Equal Opportunitiesin the Postal and Telecommunications
Services, Geneva, 13-17 Mai 2002

ILO (2002b): Note on the Proceedings. Tripartite Meeting on Employment, Employability and Equal
Opportunities in the Postal and Telecommunications Services

Krolls, Albert (ohne Jg.): Die Privatisierung von Post und Bahn — Ein Lehrbeispiel fir die Okonomi-
sierung sozialstaatlicher Funktionen,
www.lichter-der-grossstadt.de/html-Dokumente/A G4ARef 199.htm

Naber, Geert (2001): Postmoderne Zeiten — Arbeiten in der Briefsparte der Deutschen Post,
www.labournet.de/branchen/dienstleistung/allg/post3.html

PLS RAMBOLL Management A/S (2002): Employment Trends in the EU Postal Sector — Final Report,
http://europa.eu.int/comm/internal_market/post/doc/studies/employment-report2002_en.pdf

Price Waterhouse (1997): Employment Trends in the EU Postal Sector,
http://europa.eu.int/comm/internal_market/post/doc/studies/pwcl _en.pdf

Regulierungsbehdrde fur Telekommunikation und Post (1998 — 2002): Jahresberichte 1998 — 2002,
www.regtp.de/reg_post/start/fs_07.html

Scheurle, Walter (2001): Vom Sondervermdgen des Bundes zum K onzern Deutsche Post World Net,
www.im.nrw.de/inn/seiten/'vm/herne_01/vortraege/scheuerle.pdf

ver.di (diverse Jahrgange): Bewegen — Mitgliederzeitschrift der ver.di, http://62.26.138.173/bewegen/

Zanker, Claus (2001): Privatisation and Liberalisation of the Post and Telecommunication Sector —its
Impact on Employees and Trade unions, www.input-consulting.com/downl oad/berlin-pt-eng.pdf

Wasserwirtschaft

Duchemin, Claude (2000): Competition policy and international labour and social relations (postal and
telecommunications services, water, gas, electricity), ILO — Sectoral Activities Programme,
www.ilo.org/public/english/dial ogue/sector/papers/services/comppol . pdf

194


http://www.dpg-hv.de/transparent.html
http://www.labournet.de/branchen/dienstleistung/allg/post3.html
http://europa.eu.int/comm/internal_market/post/doc/studies/employment-report2002_en.pdf
http://www.im.nrw.de/inn/seiten/vm/herne_01/vortraege/scheuerle.pdf
http://62.26.138.173/bewegen/
http://www.input-consulting.com/download/berlin-pt-eng.pdf

EEB (European Environmental Bureau) (2002): A review of water services in the EU under liberalisation
and privatisation pressures, Special Report,
http://www.eeb.org/activities/water/special -report-water-services. pdf

Geller, Nikolaus (ohne Jg.): Alternative zur Privatisierung und , Liberalisierung’ des, Wassermarktes'.
Eine, Optimierungskampagne’ fir die kommunale Wasserwirtschaft, Mitarbeit von Mathias
L adstatter, www.privatisierungswahn.de/_282.html

ILO (1999): Managing the privatization and restructuring of public utilities (water, gas and electricity),
Report for discussion at the Tripartite Meeting on Managing the Privatization and Restructuring of
Public Utilities, Genf, www.ilo.org/public/english/dial ogue/sector/techmeet/tmpu99/

Klopfleisch, Reinhard/L adstétter, Mathias (2002): Wasserwirtschaft im Wandel. Ein Problemaufriss aus
ver.di—Sicht, Mitbestimmung 04/2002

Kriger, Hans Werner (2002): Die Privatisierung von Wasser und Abwasser. ATTAC-Hamburg-Konfe-
renz ,Die Welt im Privatisierungswahn®, 5./6. Juli 2002, www.privatisierungswahn.de/_130.html

L adtstétter, Mathias (2001): Erfahrungen und gewerkschaftliche Positionen zur
Siedlungswasserwirtschaft in Deutschland oder welche strukturellen Veranderung in der Branche
tragt die Gewerkschaft ver.di unter welchen Rahmenbedingungen mit, wo sind die Grenzen von
gemeinsamen Kompromissen, Referat anlésslich der Tagung ,, Wasser zwischen 6ffentlichen und
privaten Interessen”, Bundeskammer fur Arbeiter und Angestellt, Wien, 2. Mai 2001; in: Lauber,
Wolfgang (Hg.), Wasser zwischen 6ffentlichen und privaten Interessen. Internationale
Erfahrungen, Perspektiven fir Arbeitnehmerinnen und Konsumentinnen, Wien, S. 61 — 76

Luca, L. de (1998): Labour and Social Dimensions of Privatization and Restructuring — Public Utilities
Water, Gas, Electricity: Part | and I1. ILO, Interdepartmental Action Programme on Privatization,
Restructuring and Economic Democracy
www.ilo.org/public/english/employment/ent/papers/travint1.htm;
www.ilo.org/public/english/employment/ent/papers/travint2.htm

ver.di (ohne Jg.): Wasserwirtschaft im Wandel. Handlungs- und Entscheidungshilfe fir Betriebsréte, Per-
sonalréte und Kommunal politiker, Wasser ist Leben. Das natiirliche Wasser gehért uns allen, Ber-
lin

Vesper, Dieter (1998): Offentlicher Dienst: Starker Personalabbau trotz moderater Tarifanhebungen —

Entwicklungstendenzen in den 90er Jahren,
www.diw.de/deutsch/publikationen/wochenberichte/docs/98-05-1.html

Wirtschaftswoche (2003): Die Liberalisierung der Energiemérkte,
www.gwp.de/data/downl oad/A 2/wiwo/Energie2003. pdf

Bahn

Aktive Kolleglnnen bei der RBG & Redaktion express (2001): Tarifdumping Uber Gewerkschaftskonkur-
renz bei der Eisenbahn, www.labournet.de/branchen/dienstl el stung/tw/bahn9.html

Balcerowiak, Rainer (2002): Etappensieg bei der Bahn, www.jungewelt.de/2002/12-11/011.php

Basis-Initiative , Hochste Eisenbahn — Bahn von unten* (2002): Kein Ausverkauf, keine Zerschlagung —
Die Misere der Deutschen Bahn, Labour Net Germany,
www.labournet.de/branchen/dienstl ei stung/bahn6.html

Bericht (2003): Streiks bei der Bahn, Arbeitsamtkurse zum Hilfslokfihrer und andere Entgleisungen, in:
prols 5/2003, http://www.nadir.org/nadir/initiativ/kolinko/prols/de/de_dbxx1.htm

Die Bahn (1998): Personal und Sozialbericht 1994 — 1998, Berlin
Die Bahn (2000): Personal und Sozialbericht 2000, www.bahn-net.de/presse/unternehmen/index.htm

Die Bahn (2000a): Personal und Sozialbericht 1999/2000,
www.bahn-net.de/presse/unternehmen/index.htm

Die Bahn (2001): Personal und Sozialbericht 2001, www.bahn-net.de/presse/unternehmen/index.htm

195


http://www.privatisierungswahn.de/_282.html
http://www.ilo.org/public/english/dialogue/sector/techmeet/tmpu99/
http://www.privatisierungswahn.de/_130.html
http://www.ilo.org/public/english/employment/ent/papers/travint1.htm
http://www.ilo.org/public/english/employment/ent/papers/travint2.htm
http://www.diw.de/deutsch/publikationen/wochenberichte/docs/98-05-1.html
http://www.gwp.de/data/download/A2/wiwo/Energie2003.pdf
http://www.labournet.de/branchen/dienstleistung/tw/bahn9.html
http://www.jungewelt.de/2002/12-11/011.php
http://www.labournet.de/branchen/dienstleistung/bahn6.html
http://www.bahn�net.de/presse/unternehmen/index.htm
http://www.bahn-net.de/presse/unternehmen/index.htm

FORBN studie

Die Bahn (2003): Der konzernweite Arbeitsmarkt — der Jobvermittler bei der Bahn,
http://www.bahn-net.de/presse/mw_personal/th_konzernweiter_arbeitsmarkt. pdf

Dréger, Thomas (ohne Jg.): Unternehmensorientiert Tarifvertrége der Deutschen Bahn AG,
http://www.flexible-unternehmen.de/fbdraeger.htm

EIRO (2000): Rail workers' union to be renamed TRANSNET,
www.eiro.eurofound.ie/2000/06/1nBrief/DEO006263N.html

EIRO (2001): 2000 Annual Review for Germany,
www.eiro.eurofound.ie/2000/12/Feature/DE0012202F.html

EIRO (2002): 2001 Annual Review for Germany,
www.eiro.eurof ound.ie/2002/01/feature/ DE0201272F.html

Fahrenholz, Anja (2001): Karrierebedingungen von Frauen in der Deutschen Bahn AG; in: Zentrum fir
interdisziplindre Frauenforschung. Erwerbsintegration und Geschlechterpolitik, Bulletin Texte 22,
S.23-38

Frey, Michael/K ohlmetz, Irina (1998): Transformation der Strukturen — Strukturen der Transformation;
in: Zeitschrift fur Frauenforschung 16 (1998) S. 1+2, S. 10— 21

Frey, Michael/HUning Hasko/Nickel, Hildegard Maria (2001): Unternehmen Zukunft — Bérsebahn?
Beschleunigte Vermarktlichung, regulierte Desintegration und betriebliche Geschlechterpolitik;
in: Edeling, Thomas/Jann, Werner/Wagner, Dieter/Reichard, Christoph (Hg.), Offentliche
Unternehmen — Entstaatlichung und Privatisierung, Opladen

Gewerkschaft der Bahnangestellten (2002): Positionen, www.gdba.de/positionen/position.htm

Gewerkschaft der deutschen Bundesbahnbeamten und Anwérter (GABA) (mehrere Jahrgange): Eisenbah-
ner Rundschau, http://www.gdba.de/

Gewerkschaft der Eisenbahner Deutschlands (1996): Die Bahnreform — Herausforderung fiir die
Eisenbahn, Frankfurt

Gewerkschaft der Eisenbahner Deutschlands (GAED) (2001): Tarifvertrag fur die Arbeitnehmer der DB
Vermittlung GmbH (DB Vermittlung TV), http://www.gdl-
jugendnrw.de/tarifv/DBVermittlungTV .doc

Hauptvorstand Tarifpolitik (2002): Tarifpolitisches Grundsatzprogramm TRANSNET 2002,
www.gded.de/gewerkschaftsarbeit/tarif/file_uploads/entwurftpgrundsatzprogramm.pdf

Heidemann, Winfried (2000): Konstruktive Begleitung durch die GDED; in: Béckler zum Bindnis —
Informationen zu Vereinbarungen und Biindnissen fur Arbeit Nr. 2. Mé&rz 2000,
www.box3.boeckl er-boxen.de/fix/downl oad/buen_bahn.pdf

Hentges, Gudrun/Meyer, Malte Henning (2002): Qualitative Interviews SIREN, Manuskript, K6ln

Huning, Hasko/Stodt, Ulrike (1999): Regulierte Desintegration — Aspekte des internen Arbeitsmarktesin
der Deutschen Bahn AG; in: Nickel, Hildegard Maria/V dlker, Susanne/Hiining, Hasko (Hg.),
Transformation — Unternehmensreorganisation — Geschlechterforschung, S. 175 — 203

Huning, Hasko/Nickel, Hildegard Maria/Peinl, Iris (2001): Erwerbsintegration und Geschlechterpalitik;
in: Zentrum fur interdisziplinére Frauenforschung: Erwerbsintegration und Geschlechterpolitik,
Bulletin Texte 22, S. 1 —22

Kaddoura, Dieter (2000): Ein Verschiebebahnhof fiir die Eisenbahner? — Zeitarbeit bel der Deutschen
Bahn AG, www.labournet.de/branchen/dienstlei stung/bahn5.html

Kracht, Anke (1998): Chancengleichheit — oder was? Frauenférderung bei der Deutschen Bahn (DB
AG); in: Zentrum flr interdisziplindre Frauenforschung: Chancenstrukturen weiblicher
Erwerbsarbeit, Bulletin 16, S. 44 —59

Kriger, Ute (2001): Jahresarbeitszeit bei der Deutschen Bahn AG —wer kommt mit?; in: Zentrum fir
interdisziplindre Frauenforschung: Erwerbsintegration und Geschlechterpolitik, Bulletin Texte 22,
S.100-115

196


http://www.eiro.eurofound.ie/2000/12/Feature/DE0012202F.html
http://www.gdba.de/positionen/position.htm
http://www.gded.de/gewerkschaftsarbeit/tarif/file_uploads/entwurftpgrundsatzprogramm.pdf
http://www.box3.boeckler-boxen.de/fix/download/buen_bahn.pdf
http://www.labournet.de/branchen/dienstleistung/bahn3.html

Ofinger, Hans Gerd (2000a): Widerstand gegen Werksschliefungen der Bahn,
www.bahnvonunten.de/august01.htm

Ofinger, Hans-Gerd (2000b): Die Bahn: unter die Réder gekommen,
www.labournet.de/branchen/dienstl ei stung/bahn7.html

Ofinger, Hans-Gerd (2001): Aktionen gegen Rentenklau — Mit Elan begonnen — durch faulen
Kompromiss unterlaufen! Kritik von der Basis, www.bahnvonunten.de/rente.htm

Ofinger, Hans-Gerd (2002): Stoppt die Spirale nach unten: Lohn- und Tarifdumping auf deutschen
Schienen, www.labournet.de/branchen/dienstl ei stung/tw/bahn/spirale.html

Pedersini, Roberto/Trentini, Mario (2000): Arbeitsbeziehungen im Eisenbahnsektor,
www.eiro.eurof ound.ie/2000/03/Study/TN0003288S.html

Plehwe, Dieter (ohne Jg.): e-business und Logistik: wer profitiert vom Boom,
http://kunden.customite.de/symposi um-neue-oekonomie/vortraege/plehwe.pdf

Scheele, Alexandra (2000a): Issues and Questions — Comparative Study on industrial relationsin the rail
transport sector, www.eiro.eurof ound.ie/2000/03/word/de0001230s.doc

Scheele, Alexandra (2000b): New restructuring plans highlight problems of railway reform,
www.eiro.eurofound.ie/2000/01/Feature/DE0001234F.html

Scheele, Alexandra (2000c): Social Fund and extension of jobs pact agreed at Deutsche Bahn,
www.eiro.eurof ound.ie/2000/06/Feature/DEOO06269F.html

Schmidt, Miriam (2001): Manner im Dienstleistungs-Unternehmen Deutsche Bahn AG —
Positionierungen von Mannern im Kampf um Erwerbsarbeit; in: Zentrum fr interdisziplindre
Frauenforschung: Erwerbsintegration und Geschlechterpolitik, Bulletin Texte 22, S. 74 — 99

Schwarz, Dunja (1998): ... Frauen féllt der Dienstleistungsgedanke etwas leichter als Mannern ..." — Zur
Dienstleistungsorientierung des Geschéaftsbereichs Personenbahnhéfe; in: Zentrum fir interdiszi-
plinére Frauenforschung: Chancenstrukturen weiblicher Erwerbsarbeit, Bulletin 16, S. 60 — 73

Stodt, Ulrike (1998): Die Deutsche Bahn AG — Ein Dienstleistungsunternehmen im Umbruch; in:
Zentrum fir interdisziplindre Frauenforschung: Chancenstrukturen weiblicher Erwerbsarbeit,
Bulletin 16, S. 15—28

Transnet (2001): Wirtschafts- und Branchenreport,
www.gded.de/aktuelles/material /Wirtschaftsreport2001. pdf

Transnet (2002): Tarifpolitik der Transnet, Frankfurt

Transnet (2003): Jetzt mehr und voll auf Hundert — Informationen zur Tarifrunde DB AG 2003,
www.transnet.org/Tarifrunde03/03-01-29-K TK-TARIFINFO_EK .pdf

Transnet (2003): Inform - Mitgliedermagazin, www.gded.de/aktuelles/zeitung/zeitung.shtml

Transnet Hauptvorstand (2002): ,, Sozial sanieren — statt aufs Parkett marschieren. Kritik des Haupt-
vorstandes an der Unternehmenspolitik der DB AG*,
www.transnet.org/Tarifrunde03/02-12- 10-Sozial-sanierenl.shtml

Veth, Silke (1998): Mitfahren oder zurlickbleiben! — Arbeitszeitflexibilisierung in der Deutschen Bahn
AG, Zentrum fur interdisziplindre Frauenforschung: Chancenstrukturen weiblicher Erwerbsarbeit,
Bulletin 16, S. 91 — 106

Wolf, Winfried (2000): Bahn: Radikaler Belegschaftsabbau konkretisiert,
www.labournet.de/branchen/dienstl ei stung/bahn3.html

Zaremba, Hubert (2002): Dumpingbahn unter Dampf, www.jungewelt.de/2002/11-19/008.php

197


http://www.bahnvonunten.de/august01.htm
http://www.labournet.de/branchen/dienstleistung/bahn7.html
http://www.bahnvonunten.de/rente.htm
http://www.labournet.de/branchen/dienstleistung/tw/bahn/spirale.html
http://kunden.customite.de/symposium-neue-oekonomie/vortraege/plehwe.pdf
http://www.eiro.eurofound.ie/2000/03/word/de0001230s.doc
http://www.eiro.eurofound.ie/2000/01/Feature/DE0001234F.html
http://www.eiro.eurofound.ie/2000/06/Feature/DE0006269F.html
http://www.gded.de/aktuelles/material/Wirtschaftsreport2001.pdf
http://www.transnet.org/Tarifrunde03/03-01-29-KTK-TARIFINFO_EK.pdf
http://www.labournet.de/branchen/dienstleistung/bahn3.html
http://www.jungewelt.de/2002/11-19/008.php

FORBN studie

Fallstudie Grol3britannien

Elektrizitat

Brown, William/Deakin, Simon/Hudson, Maria/Pratten, Cliff/Ryan, Paul (1998): The Individualisation of
the Employment Contract, EMAR Research Series No. 4, Department of Trade and Industry,
London

Carter, ChrisMueller, Frank (2001): The Paradoxes of De-professionalization: The Transformation of a
Privatised Utility, www.iira2001.org/proceedings/com-index.htm

Cully, Mark/Woodland, Stephen/O’ Reilly, Andrew/Dix, Gill (1999): Britain at Work. As depicted by the
1998 Workplace Employee Relations Survey, London/New Y ork

Deakin, Simon/Freedland, Mark (2000): Citizenship, Public Service and the Employment Relationship,
Working Paper 161, Cambridge, www.cbr.cam.ac.uk/pdf/wpl61.pdf

Ecotec Research (1999): The Impact of Restructuring on Women in the Electricity Industry. A final report
for EURELECTRIC, EPSU and EMCEF

Ecotec Research and Consulting Ltd. (2001): The Effects of the Liberalisation of the Electricity and Gas
Sectors on Employment. A final report to the European Commission,
http://europa.eu.int/comm/energy/library/ecotecfinal report.pdf

EIRO (1999): Privatisation and Industrial Relations (Roberto Pedersini, Fondazione Regionale Pietro
Seveso), www.eiro.eurofound.ie/1999/12/study/TN9912201S.html

EIRO (1999): Comparative study on privatisation and industrial relations: the UK,
www.eiro.eurofound.ie/1999/12/word/uk9909132s.doc

EIRO (2000): Industrial Relations implications of the liberalisation of the electricity sector,
www.eiro.eurofound.ie/2000/12/Feature/UK 0012105F.html

Hall, David (1998): Restructuring and privatisation in the public utilities Europe; in: Luca, L. de, Labour and
Social Dimensions of Privatisation and Restructuring — Public Utilities Water, Gas, Electricity:
www.ilo.org/public/english/employment/ent/papers/travintl.htm

Hall, David (1999): Electricity restructuring, privatisation and liberalisation: some international
experiences, www.psiru.org/reports/9910-E-U-Prob.doc

Hemmer, Dagmar/Hoferl, Andreas/Hollos, Bela Markus (2002): Privatisierung und Liberalisierung
offentlicher Dienstleistungen in der EU: Teil 6 Strom, Wien,
www.politikberatung.or.at/images/Bil darchiv/6-strom.pdf

ILO (1999): Managing the Privatisation and Restructuring of Public Utilities (Water, Gas and
Electricity), Report for discussion at the Tripartite Meeting on Managing the Privatisation and
Restructuring of Public Utilities, Genf

Luca, L. de (1998): Labour and Social Dimensions of Privatisation and Restructuring — Public Utilities
Water, Gas, Electricity, www.ilo.org/public/english/employment/ent/papers/travintl.htm

Martin, Brendan (2001): Privatisation of Municipal Services: Potential, limitations and challenges for the
social partners. ILO, Sectoral Activities Programme,
www.ilo.org/public/english/dial ogue/sector/papers/munserv/partners.pdf

Millward, Neil/Bryson, Alex/Forth, John (2000): All change at work (?) British employment relations
1980 — 1998, as portrayed by the Workplace Industrial Relations Survey series, London/New
York

Pollitt, Michael G. (1999): A survey of the liberalisation of public enterprisesin the UK since 1979,
www.econ.cam.ac.uk/dae/repec/cam/pdf/wp9901. pdf

Preetum, Domah/Pollitt, Michael (2000): The Restructuring and Privatisation of Electricity Distribution
and Supply Businessesin England and Wales: A Socia Cost Benefit Analysis, Cambridge
Working Papersin Economics No. 7

198


http://europa.eu.int/comm/
http://www.eiro/
http://www.psiru.org/reports/9910-E-U-Prob.doc
http://www.politikberatung.or.at/
http://www.ilo.org/public/english/dialogue/

Telljohann, Volker (2001): Pacts for Employment and Competitiveness in the Electricity Sector; in:
Transfer — European Review of Labour and Research Val. 7/no. 4, pp. 636 — 649

Offentlicher Personennahverkehr

Association of Metropolitan Authorities (1988): A review of the first year of Bus Deregulation,
Passenger Transport Executive Group

Association of Metropolitan Countries (1990): Bus Deregulation — The Metropolitan Experience. A study
of the 1985 Transport Act, researched and written by Stokes, Gordon/Pickup, Laurie/
Meadowcraft, Shirley/Kenny, Francesca/Goodwin, Phil of the Transport Studies Unit, University
of Oxford

Bayliss, David (1999): Busesin Great Britain: Privatisation, Deregulation and Competition,
www.worldbank.org/transport/expopres/bayliss2.doc

Biirgernetz Benchmarking Initiative (2002): Qualitatsverbesserungen und Kosteneinsparungen im OPNV
durch Verkehrsvertrage (Arbeitsgruppe V erkehrsvertrdge und Qualitdtsmanagement), Abschluss-
bericht flr die Européische Kommission,
www.citizensnetwork.org/uk/download/WG2_Report_de.pdf

Forrester, Keith (1993): Buses; in: Pendleton, Andrew/Winterton, Jonathan, Public enterprise in
transition: industrial relations in state and privatized corporation, pp. 211 — 243

Heseltine, P.M./Silcock, D.T. (1991): Summary report: Changes in rates of pay and working practicesin
the bus industry in Metropolitan areas since deregulation. Transport and Road Research
Laboratory, Department of Transport, Crowthorne

ILO (2001): The impact of Decentralization and Privatization on Municipa Services, Report for
discussion at the Joint Meeting on the Impact of Decentralization and Privatization on Municipal
Services, www.ilo.org/public/english/dial ogue/sector/techmeet/jmms01/jmmsr. pdf

Kinnera Murthy, B. (2000): Intent and Implementation: A case of regulation in road transport; in: ASCI
journal of Management, www.asci.org.in/publications/ascijl/29/292_Kinnera Murthy.htm

OGPP (2002): Privatisierung und Liberalisierung offentlicher Dienstleistungen in der EU, Teil 1:
Eisenbahnen und OPNV, www.politikberatung.or.at/images/Bil darchiv/ei senbahn. pdf

Pendleton, Andrew (1999): Ownership or Competition? An Evaluation of the Effects of Privatization on
Industrial Relations Institutions, Processes and Outcomes; in: Public Administration, Vol 77 No.
4, pp. 769 — 791

Richards, Gareth (1998): Safety, Healthy and Environmental Issues at the Workplace,
www.tgwu.org.uk/health& safety/srh/itng_h_srh_5.html

Stanley, P.A. (1987): Changing Buses— A study of bus transport, planning, deregulation and
privatisation in seven towns, SEED Strategy study no. 4, Final Report, Stevenson, Graham (ohne
Jg.) British Bus Deregulation, ITF Urban Transport Multination Network Bulletin Board,
www.itf.org.uk/SECTIONS It/urban/reports/British_Bus Deregulation_Eng.htm

Stevenson, Graham (0. Jg.): British Bus Deregulation, ITF Urban Transport Multination Network
Bulletin Board,
http://www.itf.org.uk/SECTIONS/It/urban/reports/British_Bus Deregulation_Eng.htm

Stevenson, Graham (1994): Paper on British Bus Deregulation Delivered at the the ITF Seminar Bombay,
5" — 7" January 1994

TGWU (2002): National Transport Sector Conference 2002 — Organising for your rights, Background
Papers

TGWU (2002): National Transport Sector Conference 2002 — Organising for your rights: Action Plan
2003 — 2004

TGWU (2002): Transport News, London
TGWU (2003): News Release

199


http://www.worldbank.org/transport/expopres/bayliss2.doc
http://www.citizensnetwork.org/uk/download/WG2_Report_de.pdf
http://www.ilo.org/public/english/dialogue/sector/techmeet/jmms01/jmmsr.pdf
http://www.politikberatung.or.at/images/Bildarchiv/eisenbahn.pdf

FORBN studie

Transport and Road Research Laboratory (1989): The effect of bus deregulation in the Metropolitan
Areas, Department of Transport, TRRL Research Report 210

Transportcommittee (1995): The Consequences of Bus Deregulation, First Report, Volume | Reports and
Minutes of Proceedings, London

TUC (1989): Bus Deregulation, o. Ort

Tyson, W.J. (1992): Bus Deregulation — Five Y ears On, Report do Association of Metropolitan
Authorities and Passenger Transport Executive Group, London

Urata, Mac (2000): Multinational Bus Companies: Its Origins, Activities and the ITF s Response,
www.transportarbei der.no/nytt/2000/000219b.shtml

Utton, Michael (1991): Competition Policy and Local Bus Markets, NERA, Manuskript

Fallstudien Schweden

Allgemein

EIRO (1999): Privatisation so far has been carried through smoothly in trade unionised Sweden,
www.eiro.eurof ound.ie/1999/12/word/se9909188s.doc

Hellery, Erik/Hagman, Johan (2000): Development of the Public Enterprisesin Sweden — The Swedish
National Chapter to the CEEP Statistical Survey 2000, www.ceep.org/fr/CHAP-SW-E.doc

ILO (2001): The Impact of Decentralization and Privatization of Municipal Services. Report for
discussion at the Joint Meeting on the Impact of Decentralization and Privatization on Municipal
Services, www.ilo.org/public/english/dial ogue/sector/techmeet/jmms01/jmmsr. pdf

Pedersini, Roberto (1999): Privatisation and industrial relations,
www.eiro.eurof ound.ie/1999/12/study/TN9912201S.html

SEKO (ohne Jg.): SEKO and Ownership — Union Conference Material, Stockholm

Elektrizitat

Ecotec Research and Consulting Ltd. (2001): The Effects of the Liberalisation of the Electricity and Gas
Sectors on Employment. A final report to the European Commission,
http://europa.eu.int/comm/energy/library/ecotecfinal report.pdf

EIRO (1998a): Cutbacks at Vattenfall energy group affect 1 000 employees,
www.eiro.eurofound.ie/1998/12/InBrief/SE9812132N.html

EIRO (1998b): Employers praise unusual agreement for energy enterprises,
www.eiro.eurofound.ie/print/1998/01/inbrief/SE9801165N.html

EIRO (1999a): Electricians take industrial action over new agreement,
www.eiro.eurofound.ie/1999/09/InBrief/SE9909190N.html

EIRO (1999h): Safety issues resolved in new electricians agreement,
www.eiro.eurofound.ie/1999/11/InBrief/SE9911104N.html

EIRO (2000): Telework in Practice —a matter of control and regulation,
www.eiro.eurof ound.eu.int/print/2001/12/feature/SE0112130F.html

EPSU (2002): Employment in 13 European Countries 1990 — 2001. Survey and Research,
Wwww.epsu.org/structures/StandingCommittees/PublicUtilities'Energy/empl grap.ppt

ILO (1999): Managing the Privatization and Restructuring of Public Utilities (Water, Gas, Electricity),
Report for discussion at the Tripartite Meeting on Managing the Privatization and Restructuring of
Public Utilities, 12-16 April 1999, Geneva

Hall, David (1999): Electricity restructuring, privatisation and liberalisation: some international
experiences, www.psiru.org/reports/9910-E-U-Prob.doc

200


http://www.transportarbeider.no/nytt/2000/000219b.shtml
http://www.eiro.eurofound.ie/1999/12/word/se9909188s.doc
http://www.ceep.org/fr/CHAP-SW-E.doc
http://www.ilo.org/public/english/dialogue/sector/techmeet/jmms01/jmmsr.pdf
http://www.eiro.eurofound.ie/1999/12/study/TN9912201S.html
http://europa.eu.int/comm/energy/library/ecotecfinalreport.pdf
http://www.eiro.eurofound.ie/1998/12/InBrief/SE9812132N.html
http://www.eiro.eurofound.ie/print/1998/01/inbrief/SE9801165N.html
http://www.eiro.eurofound.ie/1999/09/InBrief/SE9909190N.html
http://www.eiro.eurofound.ie/1999/11/InBrief/SE9911104N.html
http://www.eiro.eurofound.eu.int/print/2001/12/feature/SE0112130F.html
http://www.psiru.org/reports/9910-E-U-Prob.doc

Hemmer, Dagmar/Hoferl, Andreas/Hollos, Bela Markus (2002): Privatisierung und Liberalisierung
offentlicher Dienstleistungen in der EU: Teil 6 Strom, Wien
www.politikberatung.or.at/images/Bil darchiv/6-strom. pdf

ICEM (1997): Nordic Unions and Power Companies Step up Cooperation, ICEM Info. Val.2, No. 4
1997, www.icem.org/info/no4-97/nordic.html

Luca, L. de (1998): Labour and Social Dimensions of Privatization and Restructuring — Public Utilities
Water, Gas, Electricity: Part | and I1. ILO, Interdepartmental Action Programme on Privatization,
Restructuring and Economic Democracy, www.ilo.org/public/english/empl oyment/ent/papers/
travint1.htm, www.ilo.org/public/english/employment/ent/papers/travint2.htm

SEKO (2002): Six years after the deregulation — SEKO'’ s view of the energy politics, Manuskript
Weinstein, Sam (2003): The Nordic Energy Market, Public Services International Research Unit

Wasserwirtschaft

Gustafsson, Jan-Erik (2001): Public Water Utilities and Privatisation in Sweden, Working Paper, EPSU
Public Service Conference, www.psiru.org/epsuconference/Jan-ErikPresentationPaper.doc

Bahn

Banverket: (2002) Annual Report 2002,
http://www.banverket.se/upload/pdf English/About_Banverket/BV_Annua_report_2002.pdf

Banverket: (2001) The Swedish rail sector 2001,
http://www.banverket.se/upload/pdf English/About_Banverket/BV_ENG _railw_sekt2001.pdf

Dagens Nyheter (2002): Bud pa gang i tagkonflikten (Angebote am Weg im Zugkonflikt), 14.05.2002,
www.dn.se/DNet/jsp/polopoly.jsp?d=147& a=18013

Dagens Nyheter (2002): Tagstrejk slar hdrt mot industrin (Zugstreik schlagt hart gegen die Industrie),
15.05.2002, www.dn.se/DNet/jsp/pol opoly.jsp?d=678& a=18279

Dagens Nyheter (2002): Nytt bud dréjer i tagsamtal (Neue Angebote dauern in den Zugverhandlungen),
12.05.2002, www.dn.se/DNet/jsp/polopoly.jsp?d=678& a=17358

Dagens Nyheter (2003): L uttrande resendrer tog tagstrejken med ro (Reisende nahmen Streik mit Ruhe),
18.03.2003, www.dn.se/DNet/jsp/polopoly.jsp?d=12988& a=120419

EIRO (2000): 800 Swedish railway workers face a new owner situation in 2000,
www.eiro.eurof ound.ie/2000/03/word/se0001117s.doc

EIRO (2001): Train drivers strike for own pay agreement,
www.eiro.eurofound.ie/2001/11/InBrief/SE0111102N.html

Green Cargo (2001a): On track for the future. Annual Report 2001, Stockholm
Green Cargo (2001b): vision, vocation, value — sustainable development 2001, Stockholm
Green Cargo (2002): Today and tomorrow — Annual and sustainability report 2002, Stockholm

Nilsson, Jan-Eric (2002): Restructuring Sweden’s Railways; the Unintentional Deregulation, in: Swedish
Economic Policy Review 9, pp. 229 — 254

OGPP (2002): Teil 1: Eisenbahnen und OPNV. Privatisierung und Liberalisierung 6ffentlicher Dienst-
leistungen in der EU, www.politikberatung.or.at/images/Bildarchiv/ei senbahn. pdf

Palm, Henning (2001a): Die Verkehrsmérkte in Schweden und Danemark — Entwicklungen im
Ausschreibungswettbewerb (Herausgeberin: Hamburger Verkehrsverbund/KCW), Hamburg

Palm, Henning (2001b): Was passiert im Ausschreibungswettbewerb? — Mdgliche Antworten aus
Schweden und Danemark, www.kcw-online.de/pdf/ver ausschreibungswettbewerb. pdf

Ringqvist, Stenerik (2001): Scandinavian Solutions— A Model of Cooperation; in: Land Oberdsterreich:
Public Transport 2010 ,, Eu-Special — International Programm®, pp. 22 — 27

201


http://www.politikberatung.or.at/images/Bildarchiv/6-strom.pdf
http://www.icem.org/info/no4-97/nordic.html
http://www.ilo.org/public/english/employment/ent/papers/
http://www.psiru.org/epsuconference/Jan-ErikPresentationPaper.doc
http://www.dn.se/DNet/jsp/polopoly.jsp?d=678&a=17358
http://www.dn.se/DNet/jsp/polopoly.jsp?d=1298&a=120419

FORBN studie

Ruiter, Eveline/Mast, Remko (2000): Public Transport: Trials and Tribulations — The impact of market
forcesin public transport on employees in Sweden, Great Britain, Denmark and France. FNV
Bondgenoten, Niederlande

Schienen Control GMBH (2002): Der schwedische Schienenverkehrsmarkt,
www.scg.gv.at/SCG/SCG-PUBLIKATIONEN/MAIN_FRAMEPUBLIKATIONEN.htm

SEKO (ohne Jg.): Traffic on railsin the times of deregulation,
www.seko.se/cs-medi alwebbEnglish/upl 0ads/000014196/sparprogramEngel sk.pdf

The SJ Group (1997): The SJ Group Annual Report, http://www.g.seffiles/s97_eng.pdf
The SJ Group (1998): The SJ Group Annual Report, http://www.sj.se/files/sj98 eng.pdf
The SJ Group (1999): The SJ Group Annual Report, http://www.sj.se/files/sj99_eng.pdf
The SJ Group (2000): The SJ Group Annual Report, http://www.s.se/files/SJ2000_eng.pdf
SJAB (2001): Annual Report, http://www.gj.se/files/SJ2001_eng.pdf

SJAB (2002): Annual Report, http://www.s.se/files/SJ2002_eng.pdf

Offentlicher Personennahverkehr

Lindgren, Peter (1999): All busses stop in Sweden, Socialist Outlook,
www.labournet.org.uk/so/23sweden.html

EIRO (1997): First collective agreement for blue-collar workers in temporary agencies,
http://217.141.24.196/print/1997/06/inbrief/SE9706128N.htm

EIRO (1999a): Bus drivers strike for improved working conditions,
www.eiro.eurofound.ie/1999/02/I nBrief/SE9902144N.html

EIRO (1999b): New agreements on pay and working time for bus drivers,
www.eiro.eurofound.ie/1999/03/InBrief/ SE9903149N.html

OGPP (2002): Teil 1: Eisenbahnen und OPNV. Privatisierung und Liberalisierung 6ffentlicher Dienst-
leistungen in der EU, www.politikberatung.or.at/images/Bildarchiv/ei senbahn. pdf

Palm, Henning (2001a): Die Verkehrsmérkte in Schweden und Danemark — Entwicklungen im
Ausschreibungswettbewerb (Herausgeberin: Hamburger Verkehrsverbund/KCW), Hamburg

Palm, Henning (2001b): Was passiert im Ausschreibungswettbewerb? — Mdgliche Antworten aus
Schweden und Danemark, www.kcw-online.de/pdf/ver ausschreibungswettbewerb.pdf

Ruiter, Eveline/Mast, Remko (2000): Public Transport: Trials and Tribulations — The impact of market
forcesin public transport on employees in Sweden, Great Britain, Denmark and France, FNV
Bondgenoten, Niederlande

Postsektor

CSR Europe (in cooperation with the Corporate Citizenship Company) (2002): European Postal Services
and Social Responsihilities

Demokratiekongress der schwedischen Gewerkschaft (2000): Utvardering om konsekvenser av minskad
statlig verksamhet i landet, Kommunal arbetaref érbundet, avd Dalarna (Auswertung tiber die
Konsequenzen von minimierter Wirksamkeit im Land, Antrag gestellt vom Kommunalen
Arbeiterverband, Dalarna), www.l0.se/demokratikongressen/protokoll/regional politik/index.htm

Edstrom, Orjan (1999): Anstallningsskydd och férandrade kvalifikationskrav (Anstellungsschutz und
veranderte Qualifikationsanspriiche), Artikel vom 15.04.1999,
www.info.umu.se/SAFARI/Projekt/176.shtml

EIRO (2000): Sweden Post to sell Postgirot Bank,
www.eiro.eurof ound.ie/2000/02/InBrief/SE0002122N.html

ESO — Expertgruppe fir Studien der 6ffentlichen Okonomie, Regierungskanzl ei/Finanzministerium
(2002): Lérobok for regelnissar - en ESO-rapport om regel hantering vid avregleringar (Lehrbuch

202


http://217.141.24.196/print/1997/06/inbrief/SE9706128N.html
http://www.eiro.eurofound.ie/1999/02/InBrief/SE9902144N.html
http://www.eiro.eurofound.ie/1999/03/InBrief/SE9903149N.html

fur genaue Regelbefolger — ein ESO-Report Uber die Regelhandhabung bei Deregulierungen), DS
2002:21, Stockholm

Gustavsson, Jan-Erik (2001): Public Water Utilities and Privatisation in Sweden, Department of Land
and Water Resources Engineering, Working Paper, EPSU Public Service Conference, Brussels 12
December 2001, www.psiru.org/epsuconference/Jan-ErikPresentationPaper.doc

ILO (1998): Structural and regulatory changes and globalization in postal and telecommunications
services. The human resources dimension, Report for discussion at the Tripartite Meeting on the
Human Resources Dimension of Structural and Regulatory Changes and Globalization in Postal
and Telecommunication Services

ILO (2002a): Tripartite Mesting on Employment, Employability and Equal Opportunities in the Postal
and Telecommunications Services, Report for discussion at the Tripartite Meeting on
Employment, Employability and Equal Opportunitiesin the Postal and Telecommunications
Services, 13 - 17 Mai 2002, Geneva

ILO (2002b): Note on the Proceedings. Tripartite Meeting on Employment, Employability and Equal
Opportunitiesin the Postal and Telecommunications Services

LO (2002): Lonegapet okar - tjansteman drar ifrén arbetarna och mannen drar ifran kvinnorna
(Lohnunterschied wéachst — Beamte ziehen den Arbeitern davon und Méannern den Frauen),
www.lo.se/nyheter/nyheter/1039100865.html

LO (2002): Loner & 2002: Loner och |6neutveckling &r 1994-2002. Lénespridning — storlek och
forandring &r 1994-2002 (L 6hne im Jahr 2002: L 6hne und Lohnentwicklung der Jahre 1994 —
2002. Lohnstreuung — Gréfze und Verédnderung in den Jahren 1994 — 2001), Report der Lohn- und
Wohlfahrtseinheit, http://www.lo.se/raw/documents/39511 loner_2002.pdf

LO (2003): Magjoritet av svenska folket negativ till avregleringar (Majoritét der schwedischen
Bevolkerung negativ gegentiber den Deregulierungen), Artikel vom 27.01.2003,
www.lo.se/nyheter/nyheter/1043672731.html

PLS RAMBOLL Management A/S (2002): Employment Trends in the EU Postal Sector — Final Report,
http://europa.eu.int/comm/internal_market/post/doc/studies/empl oyment-report2002_en.pdf

Post& Telestyrelsen (2002): The liberalised Swedish Postal Market and the situation nine years after the
abolition of the monopoly, www.pts.se/dokument/getFile.asp?Filel D=3262

Price Waterhouse (1997): Employment Trends in the EU Postal Sector,
http://europa.eu.int/comm/internal_market/post/doc/studies/pwcl _en.pdf

SEK O (1999): SJs afférsplan skapar rationaliseringar (SJs Geschéftsplan schafft Rationalisierungen),
Artikel vom 10.02.1999, www.seko.se/presstjanst/nyheter.asp?l D=164

SEK O (2002): Skall Posten avskaffas? (Soll die Post abgeschafft werden?), Artikel vom 29.10.2002,
www.seko.se/presstjanst/nyheter.asp?l D=915

SEK O (2003): Post to al — also in the future,
www.seko.se/cs-medi alwebbOmSeko/upl 0ads/000013819/postprogrammet_eng.pdf

Svenska Dagbladet (2003): Avreglering har blivit prisfiasko (Liberalisierung haben ein Preisfiasko
gebracht), Artikel vom 16.01.2003, www.svd.se/dynamiskt/naringsliv/did_4537098.asp

Svenska Dagbladet (2003): Svenska befolkningen gillar avregleringar inte, Die schwedische Bevolkerung

mag Deregulierungen nicht, Artikel vom 23.01.2003,
www.svd.se/dynamiskt/naringsliv/did_4758703.asp

The Strategia Group (ohne Jg.): Liberalisation Trends and Implications,
www. posteurop.org/newspdf/king-liberalisation-sarajevo.pdf

Tidskriften Analys& Kritik (2001): Nya ekonomins |6nesankningsavtal (New Economy’s
Lohnsenkungsabsprache), Artikel vom 15.10.2001, http://www.analyskritik.press.se/

Tidskriften Analys& Kritik (2002): Avregleringarnas pris (Preis der Liberalisierung), Artikel vom
06.10.2002, www.analyskritik.press.se/ekonomi/avregleringar/tel ekom.htm

203


http://www.lo.se/nyheter/nyheter/1043672731.html
http://www.seko.se/
http://www.analyskritik.press.se/ekonomi/avregleringar/telekom.htm

FORBN studie

Tidskriften Analys& Kritik (2002): Avregleringen och avvecklingen av postvasendet (Liberalisierung und
Abbau des Postwesens), Artikel vom 05.05.2002,
www.analyskritik.press.se/ekonomi/avregleringar/posten.htm

Tidskriften Analys& Kritik (2002): Connex anbud pa tagtrafiken pa Norrland och avregleringarna
(Connex Angebot im Zugverkehr in Norrland und Liberalisierungen), Artikel vom 26.07.2002,
www.analyskritik.press.se/ekonomi/avregleringar/jarnvagstrafiken.htm

Tidskriften Analys& Kritik (2002): Privatiseringen av karnverksamheten — brevbérarna (Privatisierung
der Kerntétigkeit - Brieftrager), Artikel vom 30.10.2002,
www.analyskritik.press.se/ekonomi/avregleringar/posten.htm

Tidskriften Analys& Kritik (2002): SJ - helafolkets jarnvag? (SJ— Der ganzen Bevélkerung Bahn?),
Artikel vom 04.11.2002, www.analyskritik.press.se/ekonomi/avregleringar/jarnvagstrafiken.htm

Tidskriften Analys& Kritik (2002): Tagtrafikens kris och avregleringarna (Zugverkehrskrise und
Liberalisierung), Artikel vom 28.06.2002,
www.analyskritik.press.se/ekonomi/avregleringar/jarnvagstrafiken.htm

Tidskriften Analys& Kritik (2002): Tagtrafikens kris och avregleringarnadel |1 (Zugverkehrskrise und
Liberalisierung Teil I1), Artikel vom 01.07.2002,
www.analyskritik.press.se/ekonomi/avregleringar/jarnvagstrafiken.htm

Tidskriften Analys& Kritik (2003): Kollaps for elsystemet och elmarknaden (Kollaps des Elsystems und
Elmarktes), Artikel vom 11.01.2002,
http://www.analyskritik.press.se/energipolitik/elavreglering.htm

Tidskriften Analys& Kritik (2003): Minskat antal elmontdrer (Verkleinerte Zahl an Elektromonteuren),
Artikel vom13.01.2003, http://www.anal yskritik.press.se/energipolitik/elavreglering.htm

Tidskriften Analys&Kritik (2003): Roland Spant om amerikaniseringen av den svenska arbetsmarknaden
(Roland Spant tiber die Amerikanisierung des schwedischen Arbeitsmarktes) und Avregleringen
av arbetsmarknaden (Liberalisierung des Arbeitsmarktes), Artikel vom 22.03.2003,
www.analyskritik.press.se/ekonomi/avregleringar/arbetsmarknaden.htm

204


http://www.analyskritik.press.se/ekonomi/avregleringar/jarnvagstrafiken.htm
http://www.analyskritik.press.se/ekonomi/avregleringar/jarnvagstrafiken.htm
http://www.analyskritik.press.se/ekonomi/avregleringar/jarnvagstrafiken.htm
http://www.analyskritik.press.se/
http://www.analyskritik.press.se/ekonomi/avregleringar/arbetsmarknaden.htm

ISBN 3-7063-0253-5

Kammer fiir Arbeiter und Angestellte fur Wien
Prinz-Eugen-StraBe 20-22, 1040 Wien, Telefon (01) 501 65



	FORBA AK Endfassung layoutiert.pdf
	KURZFASSUNG
	EINLEITUNG
	FALLSTUDIEN ÖSTERREICH
	BESCHÄFTIGUNGSENTWICKLUNG
	Einkommensentwicklung
	Art der Beschäftigung
	Arbeitszeit
	Frauenbeschäftigung
	Entwicklung von Arbeitsunfällen

	FALLSTUDIE: ÖSTERREICH POSTDIENSTE
	Post AG
	Hintergrund
	Beschäftigungsvolumen
	Umstrukturierungen und Beschäftigung
	Art der Beschäftigung
	Arbeitszeit
	Arbeitsbedingungen
	Einkommen
	Arbeitsbeziehungen

	Private Post- und Kurierdienste

	FALLSTUDIE: ÖSTERREICH EISENBAHNEN
	Österreichische Bundesbahnen (ÖBB)
	Hintergrund
	Beschäftigungsvolumen
	Umstrukturierungen und Beschäftigung
	Art der Beschäftigung
	Arbeitszeit
	Einkommen
	Arbeitsbedingungen
	Ausbildung
	Arbeitsbeziehungen


	FALLSTUDIE: ÖSTERREICH ELEKTRIZITÄTSVERSORGUNG
	Beschäftigungsentwicklung in verschiedenen Elektrizitätsvers
	Verbundgesellschaft
	Hintergrund
	Beschäftigungsvolumen
	Umstrukturierungen und Beschäftigung
	Art der Beschäftigung
	Arbeitszeit
	Arbeitsbedingungen
	Einkommen
	Ausbildung
	Arbeitsbeziehungen

	STEWEAG – Steirische Wasserkraft- und Elektrizitäts-AG
	Hintergrund
	Beschäftigungsvolumen
	Umstrukturierungen und Beschäftigung:
	Art der Beschäftigung
	Arbeitszeit
	Arbeitsbedingungen
	Einkommen


	FALLSTUDIE: ÖSTERREICH GASVERSORGUNG
	Wiengas
	Hintergrund
	Beschäftigungsvolumen
	Umstrukturierung und Beschäftigung
	Art der Beschäftigung
	Arbeitszeit
	Einkommen
	Arbeitsbedingungen
	Arbeitsbeziehungen


	FALLSTUDIE: ÖSTERREICH PERSONENBEFÖRDERUNG LINIENVERKEHR ZU 
	Wiener Linien
	Hintergrund
	Beschäftigungsvolumen
	Umstrukturierung und Beschäftigung
	Art der Beschäftigung
	Einkommen
	Arbeitsbedingungen
	Arbeitsbeziehungen

	Innsbrucker Verkehrsbetriebe und Stubaitalbahn GmbH und INNB
	Hintergrund
	Beschäftigungsvolumen
	Umstrukturierungen
	Art der Beschäftigung
	Einkommen
	Ausbildung
	Arbeitsbedingungen
	Arbeitsbeziehungen


	FALLSTUDIE: ÖSTERREICH WASSERVERSORGUNG
	Linz AG
	Grazer Stadtwerke
	EVN und Energie Oberösterreich

	FALLSTUDIE: ÖSTERREICH KOMMUNALE DIENSTE INSGESAMT
	Beschäftigungsvolumen
	Bei den kommunalen Dienstleistungen (dazu gehören bspw. Gasv

	Umstrukturierungen und Beschäftigung
	Arbeitsbeziehungen

	ZUSAMMENFASSUNG DER ÖSTERREICHISCHEN ERGEBNISSE
	QUELLEN
	Interviews
	Geschäftsberichte

	FALLSTUDIEN DEUTSCHLAND
	FALLSTUDIE: DEUTSCHLAND POSTDIENSTE
	Hintergrundinformation
	Auswirkungen auf die ArbeitnehmerInnen im Sektor Postdienste
	Beschäftigungsentwicklung
	Beschäftigungsentwicklung bei Post-Lizenznehmern
	Arbeitsbedingungen
	Die Situation bei Post Lizenznehmern
	Arbeitszeit und Entlohnung bei der Deutschen Post AG
	Veränderungen der Arbeitsbedingungen
	Qualifikationen

	Rolle der Gewerkschaft
	Zusammenfassung

	FALLSTUDIE: DEUTSCHLAND WASSER
	Hintergrundinformationen zur Wasserwirtschaft in Deutschland
	Auswirkungen der bisherigen Liberalisierungen und Privatisie
	Veränderungen der Arbeitsbedingungen
	Kundenorientierung
	Arbeitszeit

	Die Rolle der Gewerkschaft und die Tarifsituation in der Was
	Zusammenfassung

	FALLSTUDIE: DEUTSCHE BAHN
	Hintergrundinformationen zu den Auswirkungen der Umstrukturi
	Auswirkungen auf den Beschäftigtenstand
	Personalabbau
	Formen des Personalabbaus bei der DB
	DB Vermittlung – eine betriebsinterne Arbeitsvermittlung der

	Arbeitsbedingungen
	Reorientierung der Arbeit bei der DB AG – hin zu Dienstleist
	Chancengleichheit – Frauenförderung bei der DB AG
	Flexibilisierung der Arbeitszeit
	Arbeitsbedingungen und Unternehmenskultur zwischen Geschäfts
	Die Rolle der Gewerkschaften

	Zusammenfassung

	FALLSTUDIEN GROSSBRITANNIEN
	FALLSTUDIE: GROSSBRITANNIEN ELEKTRIZITÄT
	Hintergrundinformationen
	Privatisierung des Elektrizitätssektors in Großbritannien
	Auswirkungen auf die Beschäftigung im Elektrizitätssektor in
	Industrielle Beziehungen im Elektrizitätssektor
	Veränderungen der Arbeitsbedingungen und Managementstrategie
	Zusammenfassung

	FALLSTUDIE: GROSSBRITANNIEN ÖFFENTLICHER PERSONENNAHVERKEHR 
	Hintergrundinformation – Privatisierung des ÖPNV in Großbrit
	Auswirkungen den Privatisierung des ÖPNV auf die Beschäftigt
	Personalabbau
	Reduktion der Löhne
	Arbeitsbedingungen und Produktivität
	Arbeitszeit
	Arbeitsbelastungen
	Arbeitsbedingungen im öffentlichen Verkehr in Großbritannien

	Industrielle Beziehungen
	Zusammenfassung

	FALLSTUDIEN SCHWEDEN
	Allgemeine Einleitung

	FALLSTUDIE: SCHWEDEN ELEKTRIZITÄT
	Hintergrundinformation zur Liberalisierung und Privatisierun
	Beschäftigungsentwicklung
	Betroffene Gruppen
	Formen des Personalabbaus

	Arbeitsbedingungen und Rolle der Gewerkschaft
	Zusammenfassung

	FALLSTUDIE: SCHWEDEN WASSER
	Liberalisierung der Wasserwirtschaft in Schweden

	FALLSTUDIE: SCHWEDEN BAHN
	Hintergrundinformationen
	Beschäftigungsentwicklung
	Personalabbau
	Auswirkungen auf die Arbeitsbedingungen

	Die Rolle der Gewerkschaften
	Zusammenfassung

	FALLSTUDIE: SCHWEDEN ÖFFENTLICHER PERSONENNAHVERKEHR (ÖPNV)
	Hintergrundinformationen
	Entwicklung der Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen im ÖP
	Beschäftigungsentwicklung
	Veränderungen der Beschäftigungsverhältnisse
	Atypische Beschäftigungsformen im ÖPNV in Schweden
	Auswirkungen auf die Arbeitsbedingungen
	Industrielle Beziehungen

	Zusammenfassung:
	Veränderungen der Arbeitsbedingungen im ÖPNV und Bahnsektor 

	FALLSTUDIE: SCHWEDEN POST
	Hintergrundinformationen: Liberalisierung und Privatisierung
	Beschäftigungsentwicklung
	Personalabbau
	Veränderung der Arbeitsbedingungen und Gründe für den Beschä
	Position der Gewerkschaften

	Zusammenfassung

	SCHLUSSFOLGERUNGEN: AUSWIRKUNGEN VON LIBERALISIERUNG UND PRI
	VERWENDETE LITERATUR
	Einleitung
	Fallstudien Österreich
	Fallstudien Deutschland
	Postdienste
	Wasserwirtschaft
	Bahn

	Fallstudie Großbritannien
	Elektrizität
	Öffentlicher Personennahverkehr

	Fallstudien Schweden
	Allgemein
	Elektrizität
	Wasserwirtschaft
	Bahn
	Öffentlicher Personennahverkehr
	Postsektor






